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Im Jahre  1954 schrieb der durch seinen 
publizistischen Feldzug gegen die D ik ta­
tu r Trujillos bekannte, später inN ew Y ork 
ermordete Schriftsteller Jesús de Galindez: 
„Die gegenwärtige iberoamerikanische Re­
a litä t ist die eines K ontinents in voller 
sozioökonomischer U m w älzung . . .  N ie­
m and und nichts w ird sie aufhalten kön­
nen.“
Seitdem sind zehn Jahre  vergangen, ohne 
daß diese W orte an A ktualitä t eingebüßt 
hätten. Noch m ehr: In  der westlichen H e­
m isphäre scheint das Pendel schneller als 
je zwischen Reaktion und Revolution zu 
schwingen. N icht selten steht der ferne 
europäische Beobachter dieser atem berau­
benden Entwicklung ratlos gegenüber und 
läß t sich verleiten, jedem lateinam erika­
nischen Putsch oder Staatsstreich eine und 
dieselbe Bedeutung beizumessen, nämlich 
ihn als norm ale Erscheinung des dortigen 
politischen Lebens aufzufassen. 
V ertrautheit m it einem Erdteil von 200 
M illionen Menschen ist aber nicht nur um 
dessen Eigenbedeutung willen unerläßlich; 
sie ist unentbehrlich, um die P olitik  der 
USA zu begreifen, für die nach wie vor 
Lateinam erika ein Problem  von prim ärer 
Bedeutung darstellt; sie ist wesentlich für 
das Verständnis aller der N ationen, die 
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ZUM GELEIT
Die nachfolgende A bhandlung w urde der Philosophischen F akultä t der 
Freien U niversität Berlin als D issertation für das Gebiet „Politologie“ 
eingereicht und von dieser Fakultä t angenommen. Wenn sie nunm ehr 
einem breiteren Publikum  zugänglich gemacht w ird, w ar hierfür nicht 
zuletzt die Erwägung maßgeblich, an einem konkreten Beispiel dar­
zutun, daß das Studium  von V ertretern der sogenannten „Entwick­
lungsländer“, wie es H aiti, die H eim at des Verfassers, darstellt, keines­
wegs darauf beschränkt zu sein braucht, ausländischen Studenten 
unserer Hochschulen deutsches K ulturgut zu verm itteln; ein solches 
Studium mag sich auch als geeignet erweisen, die spezifischen E rfah­
rungen und Erkenntnisse, die diese Studenten in ihren H eim atländern 
zu erwerben Gelegenheit hatten, für unser eigenes Verständnis grund­
legender Probleme des sozialen, wirtschaftlichen und politischen Lebens 
nu tzbar zu machen. Dies gilt nicht zu letz t fü r das Gebiet der ver­
gleichenden Lehre der Herrschaftssysteme, die einen essentiellen Be­
standteil der Wissenschaft von der Politik  darstellt. W ill die Wissen­
schaft von der Politik  der ihr gestellten Aufgabe gerecht werden, die 
Erscheinungsformen des politischen Lebens nicht nur als isolierte 
Phänomene zu beschreiben, sondern auf ihren typischen G ehalt hin zu 
untersuchen, so muß sie sich ihr Erfahrungsm aterial auf tunlichst breiter 
Basis zu beschaffen versuchen.
D r. H ector ha t sich das Thema gestellt, das theoretische Verständnis 
der Staatsum wälzungen dadurch zu erweitern und zu vertiefen, daß 
er sein Augenmerk auf die für die Politik  Lateinam erikas gleicher­
weise kennzeichnende und bedeutsame Erscheinung des „Staatsstreichs“ 
gelenkt hat. D a es zum mindesten in der deutschen L iteratur w eit­
gehend an wissenschaftlich brauchbaren Vorarbeiten auf diesem Gebiet 
fehlt, schien es angebracht, die Untersuchungen auf zwei ibero-ameri- 
kanische Länder zu beschränken und darauf zu verzichten, einen Ü ber­
blick über die Problem atik des Staatsstreichs in allen lateinam erikani­
schen Staaten zu geben, der notwendigerweise kursorisch geblieben 
wäre. Dies konnte aber um so weniger veran tw orte t werden, als — wie 
die Darlegungen des Verfassers zeigen — die Begriffe des Staatsstreichs
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und der Revolution gerade in der gegenwärtigen Periode keineswegs 
scharf voneinander abgegrenzt sind, sondern sich vielmehr in einem 
ständigen Prozeß einer grundlegenden U m w andlung befinden. W ollte 
m an m it einem schablonisierten „Staatsstreich“-Begriff die tiefgreifen­
den Um w älzungen zu verstehen versuchen, die sich im Zeichen der 
globalen Dekolonisation in M ittel- und  Südam erika abspielen, dann 
hätte  m an sich das Verständnis für einen der um wälzendsten Vorgänge 
der Gegenwart versperrt. M an hätte  darüber hinaus verabsäumt, A n­
schauungsmaterial fü r die Ausarbeitung einer Theorie der S taats­
um wälzungen zu sammeln, zu sichten und zu verw erten, wie es in 
gleicher Fülle und M annigfaltigkeit nur in wenigen Ausnahm efällen 
anderweitig anzutreffen ist.
Auch in der Gegenwart gilt Lateinam erika in Deutschland noch w eit­
gehend als „der unbekannte K ontinen t“. V ertrautheit m it einem E rd­
teil m it einer Bevölkerung von annähernd 200 M illionen Menschen ist 
nicht nur um dessen Eigenbedeutung willen unerläßlich; sie ist unent­
behrlich, um die A ußenpolitik der USA zu begreifen, fü r die nach wie 
vor Lateinam erika ein außenpolitisches Problem  von zentral wichtiger, 
ja  prim ärer Bedeutung darstellt; sie ist essentiell für das Verständnis 
des Phänomens der Em anzipation all derjenigen N ationen, die so lange 
unter Mißwirtschaft und politischer U nterdrückung gelebt haben, daß 
eine Um wälzung ihrer staatlichen O rdnung ihnen überfällig erscheint. 
Welcher M ethoden diese N ationen sich in dem angestrebten Prozeß 
ihrer Regeneration bedienen, mag sich als richtungweisend für die 
Position erweisen, die sie in den Auseinandersetzungen zwischen der 
freien und der kommunistischen W elt einzunehmen berufen sind. So 
dürfte die nachfolgende A bhandlung nicht nur dem Theoretiker der 
Po litik  reiche Anregungen, sondern auch dem P rak tiker der Politik  
w ertvolle Kenntnisse überm itteln.
D r. H ectors Erstlingsschrift sollte von V ertretern von Instanzen und 
Organisationen, die m it kulturellen Austauschprogrammen befaßt sind, 
nicht zuletzt deshalb m it besonderem Interesse gelesen werden, weil 
sie dazu beitragen dürfte, eine allzu große Skepsis zu zerstreuen, die 
sich neuerdings auf diesem Gebiet bem erkbar macht; andererseits sollte 
sie aber auch als M ahnung und Erm unterung dienen, bei der Auswahl 
von Austauschstudenten die höchsten M aßstäbe anzulegen und bei 
ihrer Förderung sehr viel mehr darauf zu sehen, einer relativ  kleinen 
Zahl von ihnen eine vertiefte Bildung zu verm itteln, als eine relativ 
große Zahl m it einer H albbildung zu versehen, deren Schädlichkeit gar 




In  der vorliegenden A rbeit soll vor allem versucht werden, zu zeigen, 
daß der „berüchtigte“ lateinamerikanische Staatsstreich, besonders zw i­
schen 1930 und 1955 und in einer erweiterten Perspektive betrachtet, 
als M ittel der politischen Entwicklung angesehen werden kann. Als 
wichtigste Elemente der D arstellung erschienen die Entstehungsbedin­
gungen des Staatsstreiches und vor allem der ihm folgende Gestaltungs­
prozeß. Eine Ausdehnung dieses notwendigen Arbeitsrahmens wäre 
angesichts der äußerst schwierigen M ateriallage ohnehin nicht möglich 
gewesen, weil dazu die Erschließung dokumentarischer Quellen nötig 
gewesen wäre, die ihrerseits einen entsprechenden Forschungsaufenthalt 
in den betreifenden Ländern erforderlich gemacht hätte. D a es für die 
H erausarbeitung der erw ähnten G rundlinien vielmehr auf den Ge­
samtzusammenhang ankam, genügte es, das hier zugängliche M aterial 
zugrunde zu legen.
Selbst in diesem Rahmen w ar es jedoch kein leichtes U nterfangen, die 
richtige Auswahl zu treffen, da die Fülle des Schrifttums über Latein­
am erika nicht immer für seine wissenschaftliche Brauchbarkeit spricht. 
Als O rientierungsinstrum ente w urden zwei allgemein anerkannte Sam­
melwerke benutzt: das „H andbook of Latin American Studies“, 1935 ff. 
und die „Inter-A m erican Review of Bibliography“, W ashington 1951 ff. 
Danach konnten die maßgeblichen V ertreter der fast unübersichtlich 
anm utenden nord- und lateinamerikanischen L iteratur herangezogen 
werden. Dies w urde grundsätzlich auf die Zeitspanne von 1930 bis 1960 
beschränkt, wenn auch einige wichtige Veröffentlichungen der Jahre 
1961/62 noch berücksichtigt w erden mußten.
Einzelne A rtikel w urden u. a. folgenden Zeitschriften entnommen: den 
in den USA erscheinenden Publikationen „American Political Science 
Review “, „Foreign A ffairs“, „H ispanic American H istorical Review “, 
„Inter-A m erican A ffairs“, „Inter-A m erican Economic Affairs“, „Jour­
nal of Inter-Am erican Studies“, „W estern Political Q uarte rly“, den 
mexikanischen „Cuadernos Americanos“ und „H um anism o“ und den 
in Paris herausgegebenen „C uadernos“ . A uf wirtschaftlichem Gebiet 
sind vorwiegend die Veröffentlichungen der U N , besonders die „Eco-
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nomic Survey of Latin  A m erica“ (im Text als ESLA zitiert) benutzt 
worden. H inzu  kommen einige amtliche argentinische und bolivianische 
U nterlagen sowie einzelne Berichte der „Deutschen Überseeischen B ank“ 
(Berlin und H am burg) und einiger Zeitschriften des deutschen Sprach­
gebietes: u. a. „Finanzarchiv“, „Außenwirtschaft“. H ervorzuheben sind 
ferner die wirtschaftssoziologischen Arbeiten des Schweizer Professors 
F. Behrendt, aus denen wichtige Referenzen geschöpft werden konnten. 
Folgende Bibliotheken und Institute w aren m ir bei der Beschaffung 
der L iteratur behilflich:
In erster Linie das Ibero-Amerikanische Institu t (vorm. Ibero-Am erika­
nische Bibliothek) in Berlin-Lankw itz, dessen D irektor, H errn  D r. Bock, 
ich ebenso wie einigen seiner M itarbeiter für ihre U nterstützung sehr 
dankbar bin; dann das „Institu t des H autes Études de l’Amérique La­
tine“ in Paris, das „Institu t d ’Études Politiques“ und die Bibliothek 
der „Faculté de d ro it“ der Pariser U niversität, an denen ich dank eines 
von der Ford Foundation der Freien U niversität gewährten dreim ona­
tigen Aufenthalts wichtiges M aterial über die Problem atik des Staats­
streiches Zusammentragen konnte — w ofür ich hier der Ford Founda­
tion meinen D ank aussprechen möchte; ferner die Berliner Amerika- 
Gedenkbibliothek, das Historische Seminar der K ölner U niversität 
(Abt. Spanien, Portugal und Lateinam erika), dessen Leiter, H err P ro ­
fessor Dr. Richard Konetzke, mir w ährend eines zweiwöchigen A uf­
enthalts dort freundlicherweise beratend beistand; schließlich an der 
Freien U niversität: die U niversitätsbibliothek, die Bibliothek des O tto- 
Suhr-Instituts (vorm. Deutsche Hochschule für Politik), das Institu t 
für Politische Wissenschaft (Abt. Zeitschriften), das Institu t für inter­
nationales und ausländisches Recht und Rechtsvergleichung der Juristi­
schen Fakultät, das M ax-Planck-Institut für ausländisches öffentliches 
Recht und Völkerrecht, das Institu t für Soziologie und das Seminar 
für W eltwirtschaft der Wirtschafts- und Sozialwissenschaftlichen Fa­
kultät.
Für die m ir bei der Bewältigung der gesetzten Aufgabe in jeder Bezie­
hung gewährte U nterstützung bin ich meinem Lehrer, H errn  Professor 
D r. Ernst Fraenkel, zu großem D ank verpflichtet. Schließlich sei auch 
gedankt für die w ertvollen Anregungen, die ich von H errn  D r. Hirsch- 
W eber (Institu t für Politische Wissenschaft an der Freien U niversität 
Berlin), H errn  D r. Schindler und H errn  P rivatdozent D r. Ziebura, 
letzterem  seinerzeit als T utor der ausländischen Studenten am O tto- 
Suhr-Institut, erhielt.
E I N L E I T U N G
Z U M  B E G R I F F  D E S  S T A A T S S T R E I C H E S  -  
Z E I T L I C H E  U N D  G E O G R A P H I S C H E  
B E G R E N Z U N G  D E R  F R A G E S T E L L U N G
D er Staatsstreich ist in der staatstheoretischen L iteratur selten isoliert 
behandelt worden, m an ha t ihn vielmehr häufig dem Oberbegriff Re­
volution untergeordnet, indem man eine Unterscheidung tra f  zwischen 
der „Revolution von unten“ (der eigentlichen Revolution) und der 
„R evolution von oben“ (dem Staatsstreich).
D avon abgeleitet werden Erscheinungen wie z. B. der Putsch (im Spa­
nischen „pronunciam iento“), denen m an je nachdem, ob sie als selbstän­
dige, m it dem Staatsstreich nicht zu verwechselnde Tatbestände betrach­
te t werden oder ob m an sie als Abarten in den H in tergrund  rücken 
will, eine mehr oder weniger große Aufm erksam keit w idm et1.
Ü ber den Revolutionsbegriff besteht in den verschiedenen Richtungen 
der Rechts- und Sozialwissenschaften keine einheitliche Meinung. Nach 
Som bart2 ist der Begriff „zwiefach doppelsinnig“, insofern, als man 
nämlich einerseits (den Begriff) in einer materiellen und einer form a­
len, andererseits in einer objektiven und einer subjektiven Bedeutung 
fassen könne. Auf dem Gebiet der Politik  bedeute Revolution soviel 
wie „U m sturz der bestehenden Verfassung auf ungesetzlichem Wege 
(Revolution im form alen Sinne), einen U m sturz, der wiederum m it 
einer ,Revolution ' (im materiellen Sinne) verbunden sein kann, aber 
nicht notwendig braucht“ . Im  objektiv-subjektiven Sinne beziehe sich 
der Revolutionsbegriff „auf die Einstellung, die w ir dem Phänom en 
der Revolution gegenüber w ählen: ob w ir diese als Vorgang ohne 
Rücksicht auf die dabei beteiligten Menschen betrachten oder ob w ir 
vielmehr unser Augenmerk auf die handelnden Menschen richten und 
die Revolution als Tat, also als bewußte Auflehnung gegen das Be­
stehende, als U m stürzung des Bestehenden betrachten“. Theodor Gei­
ger3 glaubt beispielsweise, Begriffe der Revolution in der Soziologie, 
in der Geistesgeschichte, in der politischen Geschichte, im Rahmen 
einer Geschichte der Gesellschaftsschichtung, in der Staats- und Rechts­
theorie getrennt voneinander aufstellen zu müssen. Angesichts der Viel­
fältigkeit der Auffassungen und Definitionen erweist es sich als uner­
läßlich, eine klare W ahl zwischen den verschiedenen Vorschlägen und 
Meinungen zu treffen, eine W ahl, die es ermöglicht, eine der vorliegen­
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den Untersuchung angemessene E indeutigkeit der Vorstellungen von 
Revolution und Staatsstreich zu gewinnen.
Was ist eine Revolution? Jede „plötzlich“ erfolgte grundlegende U m ­
gestaltung eines bestehenden Zustandes, gleichviel auf welchem Gebiet, 
w ird  im allgemeinen als Revolution bezeichnet. (So spricht m an z. B. 
auch von der „kopernikanischen“ oder der „industriellen" Revolution.) 
Von dieser Grundauffassung ausgehend, haben sich jene unterschiedlichen 
Betrachtungsweisen herausgebildet, die jeweils nur den Aspekt der 
Revolution hervorheben, der dem H auptanliegen der betreffenden 
Geistesrichtung entspricht. Um aber zu einer möglichst brauchbaren 
Definition des Begriffes „R evolution“ zu gelangen, kann man sich ein­
zelner Aspekte nur als A nhaltspunkte bedienen. Ich möchte deshalb 
auf die mir am wichtigsten scheinenden Auffassungen der Rechtstheorie 
und der Soziologie kurz eingehen.
Die Rechtsdogmatik ha t eine Zeitlang das Problem  der Rechtskonti­
nu itä t in den M ittelpunkt der Auseinandersetzung gestellt und dem­
entsprechend in der Revolutionstheorie das Schwergewicht darauf ge­
legt, daß „die Rechtskontinuität m it der Vergangenheit für ein gewis­
ses Gebiet unterbrochen und daß fü r eine gewisse D auer ein neues 
Recht geschaffen w ird. Demzufolge ist der Faktor, der das neue Recht 
setzt, im Auge des gewaltsam beseitigten früheren Gesetzgebers ein 
U surpator, da er sich nicht auf ein positives Recht berufen kann, durch 
das er eingesetzt w orden is t“4. Ihre entwicklungsgeschichtliche Berech­
tigung aber gewinne die Revolution durch den Rechtswechsel, den sie 
vollzieht.
Es w ird hier also nur die durch die Revolution entstandene neue Rechts­
ordnung als wesentlich betrachtet. „Nicht plötzliche Triebentladungen 
. . .  sind es, welche das Wesen der Revolution ausmachen und zu r A uf­
hebung der bestehenden O rdnung führen, sondern es ist umgekehrt die 
Aufhebung der bestehenden O rdnung durch eine neue O rdnung5.“
D a diese Rechtsordnung erst dann entstehen kann, wenn sich die R e­
volution des Staates bemächtigt hat, w ird durch diese Theorie das 
Augenmerk auf den S taat als O bjekt der Revolution gerichtet. Gewiß 
w ird man dabei die Eroberung des Staates nicht als Selbstzweck an- 
sehen, denn der soziale C harak ter der revolutionären Bewegung w ird 
auch hier durchaus berücksichtigt.
So meint z.B . Lévy-Bruhl6: „En dernière analyse, toute revolution, 
phenomene social p a r son essence et son fondement, est nécessairement 
politique dans sa forme et vise toujours à une organisation juridique
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nouvelle.“ D aher auch seine Definition der Revolution: „Brusque 
mouvement social realise p a r la force populaire, sans observer les fo r­
mes légales, ayant pour but et pour résultat la substitution d ’un régime 
legal à un au tre .“ Die Folgerung aus diesen Erwägungen ist, daß die 
Revolution m it dem Staatsum sturz bzw. m it der Staatsumgestaltung 
gleichgesetzt w ird. Dies entspricht einer statischen Auffassung der 
sozialen O rdnung und läß t die Tatsache außer acht, daß sich die gro­
ßen Revolutionen der Weltgeschichte, u. a. die französische von 1789 
und die russische von 1917 — wenn sie auch in ihrem V erlauf unter­
schiedlich w aren — nicht m it dem A briß bzw. der N euform ung der 
Staatsordnung erschöpfen, sondern darüber hinaus auch eine grund­
legende U m w andlung der Gesellschaftsstruktur herbeigeführt haben. 
„Die S taatskatastrophe“ ist nur eine Phase — allerdings eine entschei­
dende — der revolutionären Bewegung und reicht deshalb für die 
Erfassung des Wesens der Revolution nicht aus. T ro tz aller U nter­
schiedlichkeit der jeweils durch die historische Situation bedingten Ziel­
setzung ist es immer kennzeichnend für die Revolution, daß sie eine 
Verschiebung der M achtverhältnisse zugunsten der nach oben drängen­
den Schichten, G ruppen oder Klassen anstrebt. Es spricht noch ein w ei­
teres Argum ent gegen die Gleichsetzung von Staatsum wälzung und 
R evolution: D er S taat, in dessen räumlichen Grenzen die Revolution 
sich abspielt, stellt als soziales Gebilde nur ein Glied des gesamten A uf­
baues der Gesellschaft dar. Eine Revolution bleibt jedoch nicht beim 
Staatsum sturz stehen, sondern w ird zwangsläufig über den Staatsbereich 
hinausgreifen, um eine gesamtgesellschaftliche U m w älzung zu erreichen. 
Diesem totalen C harak ter der Revolution träg t die soziologische Theo­
rie seit M arx Rechnung. M it Recht konnte daher Som bart7 feststellen: 
„ . . .  Im  übrigen steht heute die gesamte L itera tur und stehen m it ihr 
fast alle Politiker und H istoriker selbst bürgerlicher O bservanz im 
Banne des größten Revolutionstheoretikers des 19. Jahrhunderts: M arx. 
Was w ir an bedeutenden Geschichtsdarstellungen der großen Revolu­
tionen aus unserer Zeit besitzen: Jaurès (und sein Stab von M itarbei­
tern), K ropotkin, T rotzky, Sinowjew, ebenso wie alle Schriften der 
Revolutionstheoretiker: Sorel, K autsky, M ax Adler, Lenin, R. Luxem­
burg, Lederer, Szende, folgen den Gedankengängen von K arl M arx.“ 
Z w ar spricht man von der Marxschen Revolutionstheorie, verstanden 
als einer von M arx selbst stammenden, theoretisch geschlossenen D ar­
stellung des Revolutionsphänomens; es sind aber gelegentliche Aus­
führungen, die, hier und dort in verschiedenen Schriften verstreut, auf 
eine „Marxsche“ K onzeption der Revolution hinweisen8.
Bekannt ist der Spruch: „Die Revolutionen sind die Lokomotiven der
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Geschichte9. G rundlegend fü r den Marxschen Revolutionsgedanken 
ist die Einteilung der großen Revolutionen der neueren Zeit in „bür­
gerliche“ bzw. „demokratische“ (17., 18., Teil des 19. Jahrhunderts) 
und „proletarische“ bzw. „sozialistische“ (Chartistenbewegung, Ju n i­
revolution von 1848, Pariser Kom m une)10. Ih r liegt die Auffassung 
der von Klassenkämpfen bestimmten Gesellschaftsentwicklung zugrun­
de, welche durch die sozialistische U m w älzung ein Ende finden wird. 
Dabei übernim m t — als die revolutionärste aller Klassen — das Prole­
ta ria t die führende Rolle; seine D ik ta tu r w ird  nach der Revolution 
den Übergang zur klassenlosen Gesellschaft einleiten.
Alle späteren „marxistischen“ Revolutionstheorien haben dieses G rund­
schema als Ausgangsbasis. D ie verschiedenen Abweichungen von der 
Marxschen O rthodoxie betonen vor allem die M ethoden der Durch­
führung.
Neben den Marxschen Gedankengängen sind Lenins Ausführungen 
von grundlegender und w eittragender Bedeutung gewesen und werden 
durchweg als Ergänzung des Marxschen Gedankengutes betrachtet, so 
daß nunm ehr von der „marxistisch-leninistischen“ Revolutionstheorie 
die Rede sein w ird. N eu bei Lenin w ar die Theorie der Um gruppie­
rung der Kräfte um das P ro le taria t gegen Ende der bürgerlichen Re­
volution zum  Zwecke des direkten Übergangs zur sozialistischen Re­
volution, also das sogenannte Hinüberwachsen der bürgerlich-demo­
kratischen Revolution in die „sozialistische R evolution“. „Von der 
demokratischen R evolution“, so schrieb er, „w erden w ir sofort, und 
zw ar nach M aßgabe unserer K raft, der K raft des klassenbewußten 
und organisierten P roletariats, den Übergang zur sozialistischen Revo­
lution beg innen. . . ““  So entwickelte Lenin die Marxschen Gedanken 
w eiter und arbeitete sie zu einer geschlossenen Theorie der sozialisti­
schen Revolution aus, wobei er dem Problem ein neues M oment als 
unerläßliches M oment der sozialistischen Revolution hinzufügte, näm ­
lich das Bündnis des P roletariats m it den halbproletarischen Elemen­
ten in S tad t und Land als Vorbedingung des Sieges der proletarischen 
Revolution.
D am it ist die marxistisch-leninistische Revolutionstheorie auf die „so­
zialistische Revolution" zentriert, welche sich ihrem C harak ter nach 
grundlegend von allen „sozialen R evolutionen“ unterscheidet. Diese 
beschleunigen zw ar die Entwicklung der Gesellschaft und bedeuten 
stets „die Vernichtung der überlebten sozialökonomischen und politi­
schen O rdnung“, sie führen aber „nur zur Ersetzung der einen Form 
der Ausbeutung durch eine andere“ . D ie Aufgabe der sozialistischen 
Revolution dagegen „besteht nicht darin, die Form der Ausbeutung zu
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verändern, sondern darin, die Ausbeutung des Menschen durch den 
Menschen völlig zu beseitigen, sie schafft die G rundlage fü r den Ü ber­
gang von der Klassengesellschaft zur klassenlosen Gesellschaft“12.
A ußer dieser durch den Marxismus-Leninismus geprägten Auffassung 
von der Revolution kann festgestellt werden, daß heute der Begriff 
der Revolution als totaler Um wälzung der Staats- und Gesellschafts­
ordnung im allgemeinen akzeptiert w ird. „Abgesehen von seiner na­
turwissenschaftlich-technischen oder seiner reinen geistigen Bedeutung 
bezeichnet der Begriff Revolution im Bereich des Rechts und des S taa­
tes, der Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung einen geschichtlich be­
deutsamen Bruch m it der T radition und Vergangenheit; Ziel der Re­
volution ist eine tiefgehende Umgestaltung der politischen, sozialen 
und ökonomischen Verhältnisse in verhältnism äßig kurzer Zeit13.“ 
„D er soziologische Revolutionsbegriff . . .  bezieht sich weder auf S taat, 
noch auf Wirtschaft, noch auf geistiges Leben usw., sondern auf keins 
für sich und auf alle zusammen in ihrer gesamtgesellschaftlichen Ver­
kettung. Er m eint eine grundsätzliche Veränderung der Fundamente 
einer historischen Gesellschaft überhaupt und in allen Teilen, Erschei­
nungen, Schöpfungen14.“ In  dem Bestreben, die Revolution von an­
deren A rten politischer Bewegungen zu unterscheiden, bem erkt schließ­
lich Mac Iver: „ .. . Was hingegen . . .  die großen Um stürze auszeichnet, 
auf die kein anderer Ausdruck paß t wie die Bezeichnung ,Revolution’, 
das ist gerade die Tatsache, daß in ihrem V erlauf nicht nur eine alte 
O rdnung unterging, sondern auch das gesamte Schema und das Ver­
hältnis der Regierung zu den Regierten m it relativer Dauerhaftigkeit 
neuorientiert wurde. Mögen dann die G rundsätze der Revolution ver­
blassen oder gar in Vergessenheit geraten, — der Lauf der Geschichte 
h a t sich geändert. Eine neue Periode oder sogar eine neue Epoche ist 
gewaltsam erstanden15.“
Als wichtige M erkmale für die möglichst klare Abgrenzung des Revo­
lutionsbegriffes vom Begriff des Staatsstreiches sind neben dem des 
totalen Charakters der Revolution ihre Entstehung aus einer Massen­
bewegung und das Vorhandensein einer Ideologie als Triebkraft zu 
nennen. „Je tiefer die revolutionäre Um wälzung ist, desto größere 
Massen werden in den aktiven K am pf hineingezogen. U nd umgekehrt 
— je größer die Volksmassen sind, die in die revolutionären Aktionen 
einbezogen werden, desto tiefer und gründlicher sind die durch diese 
Massen verwirklichten Umgestaltungen. Die Volksmassen treiben die 
Entwicklung der Revolution voran, um die Lösung ihrer Aufgaben zu 
Ende zu führen16.“ Bei M arx selbst heißt es: „. . .  die Theorie w ird 
zu r materiellen Gewalt, sobald sie die Massen ergreift. Die Theorie ist
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fähig, die Massen zu ergreifen, sobald sie ad hominem dem onstriert, 
und sie dem onstriert ad hominem, sobald sie radikal w ird17.“ D azu 
sagt Emil Lederer: . Die Revolution ist . . .  Realisierung der revo­
lutionären Ideen in einer Massenbewegung. Dies ist wesentlich . .  .“ls 
Auch in der neuesten L itera tur w ird diese Beteiligung der Massen als 
T räger der Revolution hervorgehoben. So schreibt z. B. Robert Pel- 
loux: „ . . .  Le tra it le plus incontestable de la  revolution c’est l’inter- 
vention directe des masses dans les événements historiques19.“
Was die Ideologie anbelangt, so verkündete Lenin lap idar: „O hne re­
volutionäre Theorie kann es auch keine revolutionäre Bewegung ge­
ben20.“ Dieser Satz findet sich in m ehr oder weniger abgewandelter 
Form bei fast allen späteren Revolutionstheoretikern, so z. B. bei dem 
bereits zitierten Lederer: „ . . .  die Revolution fordert, daß eine Idee 
als die entscheidende neue G rundlage von der Gesellschaft ergriffen 
w ird  und in persönlichen Kräften Substanz gew innt . . .  Revolution ist 
also nur möglich, wenn sich eine Idee ihrer erlösenden K raft bew ußt 
w ird, wenn sie menschliche Kräfte hinzureißen vermag, so daß selbst 
M ittel der G ewalt zu ihrer Realisierung in Anwendung gebracht w er­
den21."
A ußer diesen beiden Kom ponenten — Massenbewegung und revolutio­
näre Ideologie — können noch drei weitere, allerdings weniger wesent­
liche, z. T. schwerer feststellbare und um strittene Elemente der Revo­
lution hinzugefügt w erden: der V erlauf der Revolution, ihre D auer 
und die G ew altanw endung als M ittel zur Beseitigung von W ider­
ständen.
Es ist vielfach der Versuch gemacht worden, den V erlauf der Revolu­
tion zu typisieren, wobei ihre wichtigsten Phasen und E tappen abgestuft 
w erden22. D er theoretisch-hypothetische W ert dieser Systematisierung 
ist nicht abzustreiten, sie kann aber keine Allgemeingültigkeit besitzen, 
da das revolutionäre Geschehen von der jeweiligen historischen Lage 
bestimmt w ird, die ihrerseits das P roduk t recht unterschiedlicher Fak­
toren ist.
Noch weniger können sichere Aussagen über die D auer der Revolution 
gemacht werden. Sie hängt im wesentlichen von der W iderstandsfähig­
keit der alten M achthaber bzw. von der Schlagkraft und O rganisation 
der nach oben drängenden Schichten ab. D ie Revolution w ird  meist 
von blutigen Ereignissen begleitet: das scheint fast unvermeidlich zu 
sein. Jedoch w äre es verfehlt, die Revolution nur als blutigen A ufstand 
zu verstehen. M an denke z. B. an die unblutig verlaufene sogenannte 
„Glorreiche R evolution“ (1688—1689), die eine wesentliche N euord­
nung des englischen Verfassungs- und Staatslebens m it sich brachte.
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Gewaltlose revolutionäre Ereignisse dieses Jahrhunderts haben sogar 
ihren Niederschlag in der zeitgenössischen L iteratur als „neue K ate­
gorien der R evolution“ gefunden (z. B. „Revolution by Consent“ von 
H aro ld  J. Laski23). Somit kann das M ittel der G ew altanw endung nicht 
als typisches M erkmal der Revolution angesehen werden. M aßgebend 
und entscheidend sind vielmehr die oben genannten M erkmale, auf die 
Soziologen und Politologen fast einheitlich hinweisen.
Aus dieser theoretisch-kritisch — vor allem vom Blickwinkel der sozio­
logischen Anschauungsweise ausgehenden — Betrachtung des Revolu­
tionsphänomens kann die Schlußfolgerung gezogen werden, daß jene 
A rten von Bewegungen, die sich im Staatsum sturz und der Umbeset­
zung des S taatsapparates als ihrem H auptziel erschöpfen, keine Revo­
lutionen sind. H ierzu  gehört auch der Staatsstreich.
Dogmengeschichtlich hat sich der Begriff des Staatsstreiches als Gegen­
stück zur Idee der Revolution herausgebildet24. S taatsveränderungen 
auf G rund gewaltsamer M achtübernahme ha t es seit der Antike gege­
ben. Aber die ältere Lehre der Staatsum wälzungen von Aristoteles bis 
Macchiavelli kennt keine wertende Unterscheidung zwischen Staats­
streich und Revolution. Sie beurteilt lediglich gewisse Veränderungen 
negativ, durch die die Staatsmacht zu r Tyrannis en tartet oder ohne 
Rechtsanspruch usurpiert w ird. „Erst seit der Französischen Revolution 
w ird der Begriff der Revolution zum Ausdruck der Volkssouveränität 
und des Sieges der Freiheit und Vernunft25.“ M an bewertet die Revo­
lution als Vorgang der Durchsetzung neuen Rechts, dem die überlebte, 
innerlich ausgehöhlte bisherige O rdnung P latz  macht. Demgegenüber 
steht neben der Reform  als einer in Rechtsnormen planm äßig durch­
geführten Verbesserung und Umgestaltung des Staates die ohne frei­
heitliche Kräfte m it G ew alt unternom mene Machtnahme von „oben“ 
her, meist durch militärischen Einsatz.
Als klassisches Beispiel für diese A rt der Machtübernahme ist der Staats­
streich Napoleons am 18.Brum aire 1799 anzuführen. M it diesem E r­
eignis ha t sich auch der Begriff des Staatsstreiches verbunden, so daß 
es für die Charakterisierung seines Tatbestandes als typisch gelten 
kann. Gewiß, die nach 1920 registrierten Staatsstreiche (M ussolini 
1922, Primo de Rivera  1923, Pilsudski 1926 u. a. m.) weisen Abwei­
chungen auf, die dem Aufkommen neuer Faktoren26 zuzuschreiben 
sind, aber die G rundlinien sind in jedem Falle die gleichen.
Von der durch das genannte Beispiel geschaffenen G rundvorstellung 
ausgehend, kann der Staatsstreich bezeichnet werden als „der Vorgang 
der durch M achtanwendung erreichten Ä nderung der Staatsform  oder
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der Staatsleitung, der zw ar wie alle modernen Regierungen dem okra­
tische Legitimierung anstrebt, aber keine revolutionäre Ideologie und 
keine M assenpartei ins Spiel b ring t“27.
D araus ist ersichtlich, daß der Staatsstreich im Gegensatz zur Revo­
lution grundsätzlich nur auf eine Ä nderung der Staatsform  bzw. der 
S taatsführung abzielt und weder durch eine Ideologie unterstü tzt noch 
von den Massen getragen wird. D arauf wies M ax W eber hin, als er 
schrieb: . Indem  dieser A pparat (der Herrschaftsapparat), wo immer
er über die m odernen Nachrichten- und Verkehrsm ittel . . .  verfügt, 
eine ,Revolution1 im Sinne der gewaltsamen Schaffung ganz neuer 
Herrschaftsbildungen rein technisch und auch durch seine innere durch­
rationalisierte S truktur zunehmend zur Unmöglichkeit macht, hat er 
— wie in klassischer Weise Frankreich dem onstriert — an die Stelle der 
R evo lu tionen“ die Staatsstreiche gesetzt28.“ Manche Autoren halten 
den M assencharakter der Revolution als wesentliches Unterscheidungs­
m erkm al fest29. Die moderne Theorie ist jedoch zu der Erkenntnis ge­
kommen, daß auch Ideologie und Anspruch auf totale Um wälzung 
bzw. U m w andlung das Wesen der Revolution ausmachen und sie in­
folgedessen vom bloßen Staatsstreich absondern.
Als Technik zur Lahmlegung und Bemächtigung der Staatsgewalt ist 
für den Staatsstreich ein ihm spezifisches V erfahren kennzeichnend. 
Zunächst, was den oder die U rheber des Staatsstreiches anlangt, so 
kann  er oder können sie hohe Beamte oder hohe Offiziere sein, aber 
auch Inhaber der Regierungsgewalt, die danach trachten, ihre Macht 
zu stärken oder zu erweitern30. H ierbei ergibt sich die N otw endigkeit, 
daß der Staatsstreich — im Gegensatz zur Revolution — von einem 
M ann oder einer zahlenm äßig kleinen G ruppe ausgeführt w ird. Je 
weniger „Verschwörer“, desto wirksam er und größer w ird der Ober- 
raschungseffekt, den der Staatsstreich zu seinem Gelingen voraussetzt. 
In  diesem Sinne schreibt O. Brichet: „ . . .  II fau t écarter le concours 
plus ou moins actif de la foule qui risque de tou t brouiller le jeu, de 
donner du flottem ent31.“
Ferner ist für den Staatsstreich charakteristisch  und das ist durch
den eben erw ähnten G rundsatz bedingt —, daß er, um jeden W ider­
stand der bestehenden Staatsgewalt von vornherein auszuschalten, 
blitzschnell, schlagartig und unvorhergesehen zu erfolgen hat. E r muß 
sich daher auf einige wenige, im m odernen S taat lebensnotwendige 
Einrichtungen konzentrieren: Brücken, Regierungsgebäude, Telefon­
zentralen, Energiequellen usw. D er A ktionsraum  des Staatsstreiches ist 
dam it beschränkt — meist auf die H aup ts tad t32. Von der schlagartigen 
Durchführung des Staatsstreiches w ird sogar dessen Gelingen abhän­
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gen, denn der Gegner, d. h. der Inhaber der Staatsgewalt, soll außer 
Gefecht gesetzt werden, bevor er den W iderstand organisieren oder 
den Ausnahme- oder Belagerungszustand verhängen kann. Geschieht 
dies nicht, d. h. leistet die vom U m sturz bedrohte S taatsführung W ider­
stand, so ist der Staatsstreich sehr wahrscheinlich zum Scheitern ver­
urteilt oder kann sich in einen Bürgerkrieg umwandeln. 
Zusammenfassend kann festgestellt werden, daß der Staatsstreich als 
bew ußt gewaltsame Änderung der S taatsform  oder der Staatsleitung 
m it diesem Ziel seinen Zweck erreicht und erfüllt. D azu ist ein be­
stimmtes V erfahren anzuwenden, wenn die Lahmlegung des V erw al­
tungsapparates gelingen soll. W enn auch dieser G rundsatz in direktem  
Verhältnis zur technischen A usstattung des Staates — vor allem des 
modernen Staates — steht, kann m an doch nicht den Schluß daraus 
ziehen, das Problem  der Eroberung des Staates oder seiner V erteidi­
gung sei nicht politischer, sondern technischer N a tu r33. Ferner ist der 
Staatsstreich definitionsgemäß ein einmaliger Vorgang und kann inso­
fern kein politisches Regime darstellen. Jedoch unter Um ständen und 
in Ländern, in denen die verfassungsmäßige Wachablösung nur nom i­
nell vor sich geht oder erschwert w ird, kann der Staatsstreich zur D au­
ererscheinung des „Systems“ werden und zu dem sog. „Regime der 
Staatsstreiche“ führen (Lateinam erika, Asien). Schließlich zielt der 
Staatsstreich im Prinzip auf Veränderungen ab, bei denen eine revolu­
tionäre Legitimierung oder Perpetuierung nicht gesucht w ird. Doch 
kann  er den Boden abgeben, auf dem eine Periode der radikalen U m ­
form ung der Revolution von oben her eingeleitet w ird (Staatsstreiche 
vom 20. Dezember 1943 in Bolivien und vom 4. Juni 1943 in A rgen­
tinien).
Bevor der Begriff des Staatsstreiches auf die südamerikanische bzw. 
lateinamerikanische W irklichkeit hin untersucht w ird, müssen einige 
ihm nahestehende Begriffe, wie der Putsch, die Revolte, die Rebellion, 
noch erläutert werden. In  der staatstheoretischen L itera tur w ird  — wie 
anfangs schon erw ähnt — die begriffliche Abgrenzung des Putsches auf 
zweierlei Wegen vorgenommen. M an sieht den Putsch entweder als 
A bart des Staatsstreiches oder gar als „dezentralisierten“ Staatsstreich 
an34, oder aber als einen m it diesem nicht zu verwechselnden Tatbe­
stand. Diese Auffassung führt als Unterscheidungsmerkmal an, daß 
„der Putsch von subalternen (meist Offiziers-) G ruppen ausgeht und 
deshalb eher dem revolutionären A ufstand ähnelt, obwohl er sich der 
gleichen Technik und T ak tik  bedient wie der Staatsstreich“35. Dem 
Putsch scheint außerdem  die Neigung zum M ißlingen innezuwohnen, 
da er meist m it unzulänglichen M itteln durchgeführt w ird, was jedoch
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sicher nicht der einzige G rund des Mißlingens ist. A uf jeden Fall ist 
eine Abgrenzung des Putsches vom Staatsstreich zweckmäßig zur Ver­
meidung terminologischer Unklarheiten. Schließlich seien noch die „Re­
vo lte“ und die „Rebellion“ erw ähnt, beides Bezeichnungen fü r ein 
kurzes, meist ergebnisloses Aufbegehren einer G ruppe gegen eine be­
stehende Staatsgewalt. Diese und ähnliche Begriffe sind hier praktisch 
bedeutungslos und bedürfen daher keiner weiteren Erklärung.
Im  H inblick auf Latein- bzw. Südam erika könnte man rein sprachlich 
den „Staatsstreich“ dem spanischen „Golpe de E stado“ gleichsetzen. 
Im  allgemeinen Sprachgebrauch w ird jedoch eine Fülle anderer Aus­
drücke verwendet, um denselben Tatbestand zu bezeichnen, z. B. aso­
nada, revuelta, cuartelazo, levantam iento u. a. m. Noch häufiger ist in 
der lateinamerikanischen politischen L iteratur das W ort „Revolución“ 
anzutreffen. Palastrevolutionen, Regierungsumstürze, ja, mißlungene 
Putsche, werden zu r „Revolución“ erhoben, so daß keinerlei — zum in­
dest begriffliche — Abgrenzung zwischen diesen ihrem Wesen und In ­
halt nach doch unterschiedlichen Ereignissen zu bestehen scheint.
Diese sprachliche V erw irrung kann aber, konfrontiert m it den Fakten, 
ziemlich leicht überwunden werden.
Von ganz wenigen Ausnahmen abgesehen (z. B. der mexikanischen 
Revolution von 1910, der bolivianischen vom A pril 1952 und dem seit 
Jan u ar 1959 im Gang befindlichen kubanischen Experiment), ist das, 
was m an in Lateinam erika als „Revolución“ bezeichnet, meistens ein 
m it G ew alt erzwungener Regierungswechsel, der die Staats- und Ge­
sellschaftsordnung im wesentlichen unberührt läß t36. Diese w illkür­
liche „W achablösung“ kann zw ar in manchen Fällen — wie später aus­
zuführen sein w ird  — der A uftak t zu längst fällig gewordenen Sozial­
reform en sein, aber entsprechend der hier festgehaltenen Auffassung 
stellt sie keine Revolution im eigentlichen Sinne des W ortes dar. Eine 
kurze Betrachtung des üblichen Verlaufes einer solchen „R evolución“ 
läß t deutlich erkennen, wie grundverschieden sie von der eigentlichen 
Revolution ist und wieviel mehr sie dem Tatbestand des Staatsstreiches 
entspricht.
Eine aus hohen M ilitärs und künftigen M itgliedern des „neuen Regi­
mes“ zusammengesetzte sogenannte Ju n ta  w ird heimlich ins Leben 
gerufen. Ihre Agenten halten sich im Ausland bereit, um die Anerken­
nung der neuen Regierung m it den verschiedenen Auswärtigen Ä m tern 
auszuhandeln, w ährend im Lande durch Presse und R undfunk heftige 
Attacken gegen die alte Regierung einsetzen. Diese w ird im allgemei­
nen der K orruption, der Vetternwirtschaft, des Schutzes ausländischen 
K apitals zum Nachteil des einheimischen u. a. m. beschuldigt. Die
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„R evolución“ w ird  meist fü r einen Sonntag — jedenfalls für einen 
Feiertag — vorgesehen, da an diesem Tage alle Ä m ter geschlossen sind 
und dadurch der Regierung jede Verbindung unmöglich gemacht w ird. 
U m  die vereinbarte Zeit erscheinen die Führer der Jun ta  in den in der 
N ähe der F fauptstadt befindlichen Schlüsselgarnisonen der Armee. Te­
lefonzentralen, Rundfunkeinrichtungen, Regierungsgebäude usw. w er­
den besetzt. D araufhin  w ird der Präsident des Staates von einer G ruppe 
oder dem H auptanführer der Ju n ta  zum  R ücktritt aufgefordert oder 
einfach fü r abgesetzt erklärt. Das W eitere hängt von der L oyalität 
bzw. N eu tra litä t anderer Sektoren der Armee oder auch vom W ider­
stand der alten Regierung ab; un ter U m ständen kann  die Situation zu 
Blutvergießen führen. Die meisten dieser „R evolutionen“ spielen sich 
jedoch dank der überraschenden und schlagartigen Durchführung fast 
ohne Verluste von Menschenleben ab.
Dies ist die „typische lateinamerikanische R evolution“, wie sie von m aß­
gebenden A utoren dargestellt w ird37: also ein von Inhabern hoher staat­
licher Funktionen geplanter und durchgeführter Staatsum sturz m it 
dem Ziel, die Regierungsgewalt zu übernehmen. In  einer Analyse der 
Um stände, die in Argentinien zum  Staatsstreich vom 6. September 
1930 geführt haben, schreibt A rturo  F rondizi38: „W eder dieses noch 
andere ähnliche Ereignisse unserer Geschichte sind Revolutionen im 
soziologischen Sinne des Wortes. Wie Echeverría39 sagte, unter Revo­
lutionen verstehen w ir weder die ,asonadas* (Aufläufe) noch den W irr­
w arr des Bürgerkrieges, sondern die vollkommene Zerrüttung einer 
alten Gesellschaftsordnung oder die absolute — sowohl innerliche als 
auch äußerliche — Veränderung einer Gesellschaft.“ Die hier zu un ter­
suchenden Tatbestände haben also tro tz  ihres spanischen Namens „Re­
volución“ nichts m it Revolution zu tun, sondern weisen eindeutig die 
M erkmale des Staatsstreiches auf.
Für die Beschränkung der vorliegenden Untersuchung auf die Zeit­
spanne von 1930 bis 1955 sind zweierlei G ründe anzuführen. Zunächst 
einmal soll vermieden werden, daß das allzu bekannte Phänom en der 
„C audillos“, welches das ganze 19. Jahrhundert hindurch bis zum 
Anfang des 20. Jahrhunderts so typisch für Lateinam erika w ar, in den 
M ittelpunkt der Betrachtung rückt. Freilich wollen viele A utoren die 
m odernen lateinamerikanischen D ik ta turen  als neue Erscheinungsform 
des „Caudillism o“ ansehen40, was in mancher Hinsicht richtig sein mag, 
jedoch besser im Zusammenhang m it den Gesamtursachen des S taats­
streiches verstanden werden kann. H ier gilt es vielmehr, und das ist 
der zweite G rund, dem Tatbestand nachzugehen, der sich seit der gro­
2*
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ßen W eltwirtschaftskrise von 1929 bis heute so oft w iederholt h a t und 
ein integrierender Bestandteil des politischen Lebens auf der südlichen 
H älfte des amerikanischen K ontinents zu sein scheint. „Seit der Wende 
des Jahrhunderts sind Regierungen . . .  76mal gestürzt w orden . . .  
Bolivien z.B.  hat gewaltsame Regierungswechsel 1920, 1930, 1934, 
1936, 1937, 1943, 1946und l952  erlebt41.“ Diese hohe Zahl vonS taats- 
umstürzen läß t sich zum großen Teil auf die Weltwirtschaftskrise und 
den zweiten W eltkrieg zurückführen, die m it der jeweiligen inner­
politischen Lage der betreffenden Länder zusamm engewirkt haben. 
Sie deutet w eiterhin auf die wachsenden sozialen U nruhen und Span­
nungen, die nicht zuletzt von den neuen Ideen und Ström ungen der 
Zeit geschaffen und unterhalten w orden sind. Schon um den Einfluß 
dieser mächtigsten Faktoren untersuchen zu können, ist die Beschrän­
kung auf die Zeitspanne von 1930 bis 1955 angebracht.
Auch die geographische Begrenzung des Problems bedarf einer Recht­
fertigung. M it „Lateinam erika“ pflegt m an den Block der zwanzig 
N ationen zu bezeichnen, die sich südlich des Rio G rande von Mexiko 
bis zum K ap H orn  erstrecken. Vielfach w erden auch die Ausdrücke 
„Spanisch-“ oder „Iberoam erika“ gebraucht, um auf eine gewisse eth­
nische oder sprachliche Einheit hinzuweisen. Die Annahme einer sol­
chen Einheit entspricht aber nicht der W irklichkeit, denn w ährend in 
den übrigen Ländern Zentral- und Südamerikas Spanisch gesprochen 
w ird, ist die Staatssprache Brasiliens Portugiesisch und die H aitis 
Französisch, außerdem  werden in einigen Ländern indianische Idiome 
aufrechterhalten.
Auch eine ethnische Einheit ist keineswegs vorhanden: Mexiko, die 
zentralamerikanischen Staaten, Costa Rica ausgenommen, sowie Ekua­
dor, Peru, Bolivien und P araguay haben eine hohe, Brasilien, K olum ­
bien, Panam a, Chile, Argentinien und Venezuela eine sehr niedrige 
Zahl von Indianern zu verzeidmen. N eger bilden in Brasilien und 
K uba einen beträchtlichen Teil, in H aiti sogar die M ehrheit der Be­
völkerung. In  Argentinien, Costa Rica, Guatem ala, H onduras und 
Mexiko sind sie verhältnism äßig schwach vertreten. Im  großen und 
ganzen stellt die Bevölkerung Lateinam erikas ein recht buntes Mosaik 
dar, das sich aus Indianern, Nachkommen von Spaniern und P ortu ­
giesen, Negern, europäischen Einw anderern und den verschiedensten 
Mischlingen zusammensetzt. Ebensowenig besteht ein einheitliches Bild, 
wenn man sich die politische und sozio-ökonomische Lage der Länder 
Lateinam erikas vergegenwärtigt. D araus ergibt sich eine V erfahrens­
frage, die fü r die weiteren Ausführungen von entscheidender Bedeu­
tung ist. Angesichts der Verschiedenartigkeit dieser Länder lassen sich
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aus der Behandlung einzelner Probleme nur m it größter Vorsicht Rück­
schlüsse ziehen, die auf das ganze Gebiet übertragen werden könnten. 
A uf der anderen Seite muß m an aber auch die Tatsache beachten, daß 
dieselben Länder viele gemeinsame Züge aufweisen, so daß diese oder 
jene für ein bestimmtes Land getroffene Feststellung oft auf die ande­
ren Länder ebenfalls zutreffen kann. D a infolgedessen sowohl eine 
pauschale als auch eine zusammenhanglose Betrachtungsweise unreali­
stisch und künstlich wäre, w ird m an so vorgehen müssen, daß beiden 
Perspektiven Rechnung getragen wird.
Gegenstand der Fragestellung ist daher „Südam erika“, also die zehn 
selbständigen Republiken, die übrigbleiben, sieht man von Mexiko, 
den Antillen, M ittelam erika und den Guayanas ab. Diese Abstrahie- 
rung entspricht zw ar einer geographischen W irklichkeit, beruht aber 
vorwiegend auf Zweckmäßigkeitsgründen, da eine Ausdehnung der 
Untersuchung auf ganz Lateinam erika zu einer Verzettelung führen 
w ürde42.
Die Beschränkung auf Südam erika ist also — ebenso wie das Fleraus- 
greifen der zwei S taaten Argentinien und Bolivien — vor allem m etho­
disch bedingt (Paraguay w ird  als unzureichendes Beispiel nur am 
Rande erw ähnt). Die genannten Länder erscheinen durch ihre soziale, 
wirtschafts- und politische Lage geeignet für die Bildung repräsenta­
tiver Schwerpunkte, von denen ausgehend dann — unter Einbeziehung 
wichtiger Abweichungen — über das gesamte betrachtete Gebiet aus­
gesagt werden kann.
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ERSTE R H A U P T T E IL :  
STRUKTURELLE G E G E B E N H E I T E N
Dem eigentlichen K ern der Untersuchung sind die folgenden Ausfüh­
rungen bew ußt vorangestellt worden, um den Rahmen wirtschaft­
licher, politischer und sozialer Zusammenhänge aufzuzeigen, in dem 
der Staatsstreich als Mechanismus sui generis des lateinamerikanischen 
politischen Lebens seine Betätigung findet. Es w ird  besser einleuchten, 
w arum  z. B. m it manchem Staatsstreich die Forderung nach Industria­
lisierung, nach wirtschaftlicher U nabhängigkeit oder nach Landreform  
erhoben w ird, wenn m an sich vorher m it der dieser Forderung ent­
sprechenden allgemeinen Problem atik v ertrau t gemacht hat. D aß die 
Armee fast immer die H auptstü tze der Staatsstreiche darstellt, w ird 
besser verständlich, wenn man sich vergegenwärtigen kann, welcher 
grundlegenden Bedeutung sich das M ilitär im politischen und sozialen 
Gefüge Lateinam erikas überhaupt erfreut. D am it soll zw ar nicht be­
haup tet werden, daß jeweils zwischen einem durchgeführten Staats­
streich und den strukturellen Gegebenheiten eine direkte, nachweisbare 
V erbindung besteht. Zumindest hängt aber die durch den Staatsstreich 
eingeleitete Entwicklung m it der wirtschaftlichen, politischen und sozia­




W IR T S C H A F T L IC H E  G E G E B E N H E I T E N
A ■G R U N D L E G E N D E S
D er in der Einleitung bereits eingeräumte V orbehalt, daß von Latein­
am erika als einheitlichem Gebilde nicht die Rede sein könne, gilt glei­
chermaßen fü r den wirtschaftlichen Bereich. Dem Beobachter bietet sich 
eine fast unvorstellbare M annigfaltigkeit des natürlichen Milieus, der 
Bevölkerungsdichte und der wirtschaftlichen Entwicklungsstufen. Das 
Gebiet gleicht einem Kaleidoskop, welches sich aus zahlreichen K ontra­
sten zusammensetzt. Sie bestehen beispielsweise zwischen der V ielfalt 
der potentiellen natürlichen und menschlichen Produktionsm ittel und 
dem vergleichsweise sehr geringen Ausmaß ihrer wirtschaftsrationalen 
A usnutzung; zwischen dem unübersehbaren, nicht selten bew ußt zur 
Schau getragenen Reichtum einer dünnen Oberschicht und der ebenfalls 
unübersehbaren A rm ut der großen Massen; zwischen der sehr fo rt­
schrittlichen (wenn auch oft nur auf dem Papier bestehenden) Sozial­
politik  mancher H aup ts tad t und der gleichzeitigen Vernachlässigung 
ganzer Landesteile und Berufsgruppen usw. Aus dieser M annigfaltig­
keit der W irtschaftsstruktur ergibt sich fast zwangsläufig die R elativi­
tä t jeder Beurteilung gegebener Tatbestände, so daß m an sich vor 
hastigen Verallgemeinerungen nicht genug hüten kann. Zwei Beispiele 
mögen als Illustrierung dienen.
Im  Jahre 1948 betrug das Pro-K opf-Einkom m en in Panam a $ 179, da­
gegen in M exiko $ 106 und in Brasilien $ 112, w ährend es sich in A r­
gentinien auf $ 315 und in Venezuela auf $ 322 belief43. A uf den ersten 
Blick m üßte m an annehmen, daß Panam a sich in dieser Zeit auf einer 
höheren Entwicklungsstufe als M exiko und Brasilien befand. Doch 
w äre dies ein eindeutiger Trugschluß, denn in W irklichkeit fließt der 
größte Teil des panamesischen Volkseinkommens aus den Einnahmen 
des Panam a-K anals, von denen der überwiegende Teil der Bevölke­
rung44 ausgeschlossen bleibt.
Auch für Venezuela könnte man, verglichen m it Argentinien, zu einem 
ähnlichen Trugschluß gelangen. Dessen höheres Pro-K opf-Einkom m en 
ist nur auf die Exporte der Petroleum industrie zurückzuführen (1953
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betrugen sie 9 4 %  aller Exporte). Das hieraus stammende Einkommen 
w ird  von nur 1 %  der Gesamtbevölkerung bezogen, so daß hier eine 
überaus ungleichmäßige Einkomm enverteilung vorliegt, die aber von 
dem angegebenen Pro-K opf-Einkom m en verdeckt w ird45.
A ußer den soeben erw ähnten Unterschieden geht es auch innerhalb je­
des einzelnen Landes um solche der K ultur, des Lebenshaltungsniveaus, 
der sozialen Schichtung, der ideologischen H altung  und nicht zuletzt 
der politischen Macht. W ährend dreier Jahrhunderte vermochte man 
diese Unterschiede durch eine statische M achtordnung zu erhalten und 
dam it gewaltsame soziale Verlagerungen zu vermeiden. Je tzt, nach Ein­
bruch m oderner Einflüsse von außen her, ist es zweifelhaft, ob solche 
Unterschiede ohne größere politische Erschütterungen und U m w älzun­
gen eingeebnet werden können. Jedoch läß t sich jenseits all dieser V er­
schiedenheiten eine A rt Einheit wahrnehm en, die gerade durch typische 
moderne Faktoren begünstigt w ird. Im  weltwirtschaftlichen Rahmen 
gew innt sie schon je tzt immer mehr an Bedeutung. Diese Einheit be­
ruh t auf einem gemeinsamen historischen H intergrund, dessen G rund­
züge im folgenden kurz gestreift werden sollen, bevor auf die gegen­
w ärtigen Elemente und Probleme der W irtschaftsstruktur eingegangen 
w ird.
In  Anlehnung an R. F. Behrendt46 könnte man diesen historischen H in ­
tergrund durch drei aufeinander folgende Überlagerungen kennzeich­
nen: 1. die politische Überlagerung der Conquista (europäischen Erobe­
rung) in der ersten H älfte des 16. Jahrhunderts; 2. die ideologische 
Überlagerung der A ufklärung von der M itte des 18. bis zur M itte des 
19. Jahrhunderts; und 3. die technologische Ü berlagerung in der letz­
ten Generation. F ür das Verständnis der unm ittelbaren Gegenwarts­
situation w ird es jedoch genügen, von der M itte des 19. Jahrhunderts 
auszugehen und vor allem die dritte  E tappe hervorzuheben, die Beh­
rend t47 auch als den Einfluß des „American w ay of life“ kennzeichnet. 
Für die wirtschaftliche Entwicklung Lateinam erikas ist es von Bedeu­
tung, daß die Verflechtung dieses Gebietes m it der W eltwirtschaft des 
19. Jahrhunderts vor allem das W erk von A usländern und E inw ande­
rern  war. A uf sie ist der Bau von H afenanlagen und Kraftwerken, 
Eisenbahnen und Straßenbahnen zurückzuführen. Auch die Entwicklung 
führender A usfuhrartikel ist ihnen zu verdanken, so z. B. Kaffee, Ba­
nanen und Faserstoff pflanzen in M ittelam erika und Kolum bien; K af­
fee und Baumwolle in Brasilien; Fleischprodukte, W olle und Weizen 
in  A rgentinien; Petroleum  in M exiko und Venezuela; usw. Die Berüh­
rung der nordamerikanischen W irtschaft m it derjenigen Lateinamerikas 
begann in den 1830er Jahren  in Mexiko, besonders ab 1848—1850 mit
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der Errichtung von Zucker- und Fruchtplantagen in M ittelam erika und 
den Antillen, von K upfer-, Blei- und Zinnbergwerken in M exiko und 
den südamerikanischen Anden und von Ö lindustrien in M exiko und 
Venezuela. Europäische Interessen machten sich geltend vor allem in 
Argentinien, Brasilien, Chile und Uruguay, w urden jedoch nach den 
beiden W eltkriegen wesentlich geschwächt, nachdem sie bis zum ersten 
W eltkrieg die O berhand behauptet hatten. A uf G rund der Vorgefun­
denen In frastruk tu r m ußten die eingeführten Landwirtschafts- und 
Bergwerksunternehmungen fast alle Vorbedingungen für ihre Tätigkeit 
selbst schaffen: Verkehrsmittel, W ohnhäuser, Schulen, Siedlungen. 
Diese S ituation führte dazu, daß sie von den Regierungen weitgehende 
und langfristige Konzessionen forderten und erhielten. N icht selten be­
saßen sie z. B. M onopole der Verkehrsm ittel und der öffentlichen Ver­
sorgungsbetriebe in ganzen Landesteilen. U nter U m ständen w aren sie 
durch ihre vorherrschende Position in der Lage, entscheidende Einflüsse 
auf die wirtschaftliche — und dam it auch die politische — Situation eines 
Landes auszuüben48.
U nter den Gesichtspunkten der P roduktionskapazität einzelner W irt­
schaftszweige und der Außenhandelsumsätze ergab sich ein sehr beach­
tenswertes Wachstum vieler lateinamerikanischer Volkswirtschaften. 
Von 1913 bis 1928 stieg das Volumen der Gesamtausfuhr Lateinam eri­
kas nach anderen Gebieten um m ehr als 75% . Entsprechend erfolgte 
eine beträchtliche Zunahm e ausländischer K apitalinvestitionen, insbe­
sondere von den USA, die sich in derselben Periode mehr als verdrei­
fachten: von $ 1649 Mill. im Jahre 1914 auf $5244 Mill. im Jahre 
193049. U nter den europäischen Staaten spielte G roßbritannien bis zum 
ersten W eltkriege die führende Rolle als Kapitalgeber. Es folgten m it 
deutlichem A bstand Frankreich, Deutschland, Italien, die Schweiz usw. 
Für den betrachteten Zeitabschnitt machten sich jedoch die Folgen des 
Krieges bereits bem erkbar. So gingen beispielsweise die britischen In ­
vestitionen in Lateinam erika von 757 Mill. P fund im Jahre  1913 auf 
694 Mill. P fund im Jahre 1930 zurück50. W ährend des Krieges gelang 
es dem nordamerikanischen K apital, zunehmend begünstigt durch den 
Rückgang europäischen Kapitalzuflusses, in Lateinam erika Fuß zu 
fassen.
Förderten diese K apitalinvestitionen einerseits die E infuhrkapazitä t 
der Länder Lateinamerikas, so riefen sie auf der anderen Seite eine 
ausgesprochen einseitige Entwicklung hervor. Es handelte sich um die 
Erzeugung einiger weniger A rtikel fü r die Ausfuhr, was zu dem bis 
zum  heutigen Tage andauernden „M onokulturcharakter“ der Volks­
wirtschaften führte. Ein oder zwei P rodukte machten % oder mehr der
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gesamten Exporte aus — wie etwa Kaffee und Baumwolle in Brasilien, 
Kaffee und Bananen in mehreren mittelamerikanischen Staaten, Zucker 
in den Antillen, Z inn und Silber in Bolivien, E rdöl in Venezuela (siehe 
S. 29). Eine Folge dieses einseitigen Abhängigkeitsverhältnisses vom 
W eltm arkt w ar die Vernachlässigung des Anbaues elementarer K on­
sum artikel, die deshalb eingeführt werden mußten. D araus resultierte 
der in Lateinam erika viel angeprangerte „W irtschaftskolonialismus“, 
d. h., wie Behrendt es ausdrückt, „die weitestgehende Abhängigkeit des 
Arbeitsm arktes, der K aufkraft und des Staatsbudgets von den W elt­
m arkt-K onjunkturen, von der H andelspolitik  der ökonomisch und 
politisch mächtigeren E infuhrländer und von der Schere zwischen den 
Preisen von Rohm aterialien und von Produkten verarbeitender Indu­
strien“.
Zu dieser Abhängigkeit vom W eltm arkt gesellte sich die finanzielle A b­
hängigkeit und insbesondere die Neigung vieler lateinamerikanischer 
Regierungen, Anleihen zur F inanzierung öffentlicher Arbeiten selbst 
un ter für sie sehr wenig günstigen Bedingungen auf ausländischen 
F inanzm ärkten zu placieren. Zu der V erwendung der einzelnen A n­
leihen kann m an feststellen, daß im allgemeinen aus ihrer Bezeichnung 
auch ihr Zweck zu erkennen w ar, w om it nicht gesagt sein soll, daß sie 
imm er zum  angegebenen Zweck verw endet wurden. Dies trifft vor 
allem auf die Periode von 1930 bis 1945 zu, weniger dagegen auf die 
Zeit nach 194551.
M it der Aufnahm e von Anleihen — besonders vor 1945 — w ar oft das 
Risiko verbunden, daß die wirtschaftliche Selbständigkeit einzelner 
S taaten durch die Sicherungen eingeschränkt w urde, die sie den auslän­
dischen K apitalgebern stellen mußten. Dabei hatten  sie nicht selten auf 
die freie Verfügungsmacht über einen großen Teil ihrer wichtigsten 
Einnahmequellen zu verzichten (z. B. in der Form der Einsetzung von 
Vertrauensleuten der Geldgeber in die F inanzverw altung der Schuld­
nerländer), was jedoch nicht verhinderte, daß in Zeiten wirtschaftlicher 
Depression oder politischer Konfusion in Lateinam erika Zins- und T il­
gungszahlungen häufig eingestellt w urden52.
In  der geschichtlichen Entwicklung der lateinamerikanischen Wirtschaft 
kom m t schließlich zwei Zeitabschnitten entscheidende Bedeutung zu: 
den Jahren unm ittelbar nach der W eltwirtschaftskrise von 1929 und 
nach dem zweiten W eltkrieg. Die große Depression der dreißiger Jahre 
ließ die einzelnen Republiken ihrer überaus starken wirtschaftlichen 
Abhängigkeit vom Ausland sich bew ußt werden, welche sich infolge 
der Schwächung ihrer Beziehungen m it Europa immer m ehr zugunsten 
der USA als Versorgungs- und Absatzgebiet, als Kapitalgeber und
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Quelle technischer Kenntnisse für Lateinam erika gestaltete. Die erste 
Nationalisierungswelle, welche die dreißiger Jahre auslösten, kam  d a­
her nicht von ungefähr (Nationalisierung der britischen und am erika­
nischen Ö lindustrie in Mexiko 1937 als Beispiel). Von da an machten 
sich die ersten Bestrebungen bem erkbar, die bestehenden Zustände ra ­
dikal zu ändern. M it Ende des Krieges tra t  eine Periode des akuten 
Umbruches ein. Gekennzeichnet ist sie besonders durch einen unabän­
derlichen W illen zur Industrialisierung, zur Befestigung der eigenen 
W irtschaft mittels Ausschaltung extremer Gegensätze und besonders 
durch den D rang nach Selbstbehauptung gegenüber dem Ausland. Für 
die D arstellung der Grundelem ente und -probleme der gegenwärtigen 
W irtschaftsstruktur sind somit wichtige A nknüpfungspunkte angedeu­
te t: Nationalism us, Industrialisierung, Verteilungsreform, Produktions­
förderung usw.
B • M A S S G E B E N D E  E L E M E N T E  U N D  P R O B L E M E  
D E R  W I R T S C H A F T S S T R U K T U R
I. D er landwirtschaftliche Sektor
1. Bedeutung der Landwirtschaft
Die Schlüsselstellung, welche die Landwirtschaft in der Wirtschafts­
struktur Lateinam erikas innehat, ist unbestritten, obwohl z. B. Argen­
tinien, Brasilien und Chile nicht eindeutig als reine A grarländer be­
zeichnet werden können. Diese Bedeutung der Landwirtschaft läß t sich 
an einigen Zahlen ablesen, z .B . am A nteil der landwirtschaftlichen 
Bevölkerung an der Gesamtbevölkerung, ferner am E xport und — in 
anderer Bedeutung — am Volkseinkommen.
Tabelle 1 zeigt die Entwicklung der landwirtschaftlichen Bevölkerung 
Lateinam erikas im Prozentsatz der Gesamtbevölkerung von 1930 bis 
1960.
Anschließend gibt Tabelle 2 detaillierte Angaben fü r das Jah r 1960 
und ermöglicht dadurch einen Einblick in die Verhältnisse der einzel­
nen Länder.
W enn m an davon ausgeht, daß in der lateinamerikanischen Wirtschaft 
neben einem relativ  engen marktwirtschaftlichen Sektor ein noch sehr 
ausgedehnter Sektor naturalwirtschaftlicher Selbstversorgung besteht, 
so läß t sich vor allem an den Zahlenangaben der Tabelle 2 ablesen, wie 
bedeutend dieser noch ist. N u r zwei Länder nämlich, Argentinien und 
Chile, weisen einen Anteil der landwirtschaftlichen Bevölkerung von
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Tabelle 1 Entwicklung der landwirtschaftlichen Bevölkerung






in Mill. in %
1930a 117 76 65
1945b 137,5 78,6 57
1950b 154,5 83,2 54
1955» 174,1 89,9 52
1960c 196,7 108,3 55
a W oytinsky. a. a. O . S. 459. b U N : Economic Bulletin fo r L atin  America. 
Santiago de Chile. Vol. 2, N . 1, Feb. 1957. S. 18. c siehe Tab. 2.
Tabelle 2 A nteil der landwirtschaftlichen Bevölkerung an der 
Gesamtbevölkerung nach Ländern für I960“'
Land Einw ohnerzahl Landwirtschaftliche Bevölkerung
in Mill. in Mill. in% derG es.B ev .
Argentinien 20,9 5,7 27
Bolivien 3,4 2,2 65
Brasilien 65,7 39,5 60
Chile 7,7 2,3 30
Costa Rica 1,2 0,7 56
Dom. Rep. 2,9 1,7 60
Ecuador 4,2 2,3 55
El Salvador 2,6 1,7 65
Guatem ala 3,7 2,6 70
H aiti 3,5 2,9 83
H onduras 1,9 1,6 80
Kolumbien 14,1 7,8 55
Kuba 6,7 3,0 45
Mexiko 34,6 20,0 58
N icaragua 1,4 0,9 67
Panam a 1,1 0,6 55
Paraguay 1,7 1,0 56
Peru 10,8 7,3 68
Uruguay 2,9 1,5 50
Venezuela 6,7 3,0 45
Total 196,7 108,3 ( 5 5 - 0 )
* Quellen: U N  M onthly  B ulletin o f Statistics; Y earbook o f L abor Statistics; 
U N  D em ographic Y earbook 1960.
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weniger als 40%  auf. W enn man bedenkt, daß die M ehrzahl der land­
wirtschaftlichen Bevölkerung nach wie vor außerhalb oder nur am 
Rande des marktwirtschaftlichen Sektors arbeitet und lebt, so w ird 
man den angegebenen Zahlen einen repräsentativen W ert für den Aus­
dehnungsgrad des naturalwirtschaftlichen Sektors beimessen dürfen. 
Angesichts seines ausgesprochen statischen C harakters w irkt dieser Sek­
to r auf das wirtschaftliche Wachstum geradezu hemmend. „Die P ro ­
duktion bleibt d o rt“, so w ird hervorgehoben, „an eine höchst rudimen- 
täreTechnik gebunden, die Arbeitsteilung findet keine Entfaltungsm ög­
lichkeiten, und deshalb kom m t es auch zu keiner Qualifizierung der 
Arbeitskräfte. D ie P roduk tiv itä t der A rbeit ist dementsprechend ge­
ring, die Lebensverhältnisse überaus p r i mi t i v . . .  D azu kom m t jene 
hochgradige soziale Isolierung gegenüber der Umwelt, die jeder selbst­
genügsamen W irtschaft eigen i s t . . .“53
Tabelle 3 Abhängigkeit des Exports von der Ausfuhr eines ein­
zigen Produktes oder Rohstoffes 
(Durchschnitt 1957—1960)*
Land E xport Anteil der P rodukte am 
gesamten A usfuhrw ert in %
Venezuela Erdöl 92
Kolumbien Kaffee 78
K uba Zucker 77
G uatem ala Kaffee 73
El Salvador Kaffee 73
Panam a Bananen 71
Chile K upfer 67
Bolivien Zinn 65




U ruguay W olle 55
H onduras Bananen 52
Costa Rica Kaffee 51
Dom. Rep. Zucker 48
N icaragua Baumwolle 45
Peru Baumwolle 25
M exiko Baumwolle 25
* UN: ESLA 1960.
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Ebenso aufschlußreich ist der Anteil der landwirtschaftlichen P roduk­
tion am G esam texport der meisten Länder Lateinamerikas. Nach 1947 
bewegte sich der Prozentsatz der Agrarerzeugnisse an der Gesamtaus­
fuhr zwischen 4,6 in Venezuela und 96,1 in U ruguay. U nd wenn man 
von Ländern wie Bolivien, Chile, Venezuela absieht, die eine hohe 
A usfuhrquote an M ineralien zu verzeichnen haben, dann ergibt sich 
ein durchschnittlicher Prozentsatz von mehr als 7 0 %  für das ganze 
Gebiet54. Diese Einseitigkeit der Exportzusam m ensetzung liegt in der 
Tatsache begründet, daß einige Agrarerzeugnisse die wichtigsten Aus­
fuhrquellen der betreffenden Länder darstellen. Die Tabelle 3 spiegelt 
diese Situation wider.
Die D arstellung des landwirtschaftlichen Anteils am Volkseinkom­
men fördert einen anderen Tatbestand zutage, nämlich die im Ver-
Tabelle 4 Anteil der Landw irtschaft1 am B ruttoinlandsprodukt zu 
M arktpreisen’1 — %  —
Land 1950 1953 1957 1958 1959
Argentinien 16 22 19 19 23
Brasilien 29 29 28 26 26
Chile 18 17 13 14 13
Costa Rica 46 45 39 40 36
Ecuador 39 40 37 36 37
H onduras 55 50 (1956) 48 (1957) 48 —
Kolumbien 38 38 38 37 36
Panam a 27 28 28 27 —
Paraguay — (1956) 45 42 41 —
Peru 38 33 23 24 —
Venezuela 8 8 6 6 6
U SA2 7 6 4 5 4
BR D 2 10 9 7 7 7
* U N : S tatistical Y earbook. Bd 12, 1960. S. 460 ff.
— : nicht vorhanden
1 Nach der Term inologie der U N  w erden u n ter L andw irtschaft auch Forst­
w irtschaft und Fischerei verstanden.
2 D er Vergleich m it den USA und der Bundesrepublik D eutschland soll ver­
deutlichen, w ie bei hochgradiger Industrialisierung der landw irtschaftliche 
A nteil am Volkseinkomm en geradezu ein um gekehrtes V erhältnis darstellt. 
In  dieser H insicht kann das Beispiel Venezuelas leicht täuschen, da dessen 
niedriger landw irtschaftlicher A nteil am V olkseinkom m en nicht durch hoch­
gradige Industrialisierung zu erklären, sondern auf das A bstellen der W irt­
schaft fast ausschließlich auf die Petroleum industrie  zurückzuführen ist.
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hältnis zu ihrer Stellung in der W irtschaftsstruktur geringe Bedeutung 
der Landwirtschaft als einkommenbildenden Faktors. Die G ründe für 
eine solche D iskrepanz sind bereits erw ähnt w orden (Erläuterung der 
Tabelle 2). H inzugefügt w erden kann, daß sich m it zunehmender In ­
dustrialisierung dieser Zug zu verstärken scheint. Diese Entwicklung 
soll allerdings nicht so betrachtet werden, als w äre sie der notwendige 
Preis, m it dem die Industrialisierung erkauft werden müßte. A uf diesen 
Zusammenhang w ird noch bei der Problem atik der Industrialisierung 
zurückzukommen sein (siehe S. 49/50).
2. Das Agrarproblem: Agrarstruktur und Landreform  
Die Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung Lateinam erikas ist immer 
noch m it der do rt vorherrschenden A grarstruktur eng verknüpft. Ih r 
H auptm erkm al ist die überaus ungleichmäßige Verteilung des L and­
besitzes und dam it zusammenhängend die unrationelle Verwendung 
des landwirtschaftlich nutzbaren Bodens. „Einer relativ  begrenzten 
Zahl riesiger Latifundien, die in den H änden einer sehr dünnen Schicht 
von G roßgrundbesitzern und G eldaristokraten liegen, steht eine schier 
unendliche Zahl von M inifundien gegenüber, deren E rtrag  oft ihren 
Besitzern nicht einmal das bare Existenzminimum zu sichern ver­
mag55.“ D azu w urde in einer Studie der U N  festgestellt:
„C ultivated  and cultivable land in some of the larger countries is 
abundant in relation to population; but the concentration of ow ner­
ship in large estates reduces a large p a rt of the general population to 
the status of labourers w ith  very low living standards or small culti­
vators w ith  precarious conditions of tenancy . . .  The com bination of 
very extensive agriculture and a high degree of concentration of ow ­
nership prevents a fuller utilization  of land resources and an expan­
sion of food production for local needs, and it depresses the living 
standard  of the m ajority of the farm  population58.“
D ie nachstehenden Tabellen57 verm itteln einen Überblick über die 
Landverteilung in einigen Ländern:
D ie in Tabelle 5 nach dem Agrarzensus von 1940 angegebenen Zahlen 
zeigen eindeutig das Übergewicht des Großgrundbesitzes in der A grar­
struk tur Brasiliens, was nach dem UN-Bericht das Problem  der Land­
pacht und des Pachtbesitzes geschaffen ha t und ständig verstärkt.
Die Tabelle 6 zeigt sowohl fü r das Land als Ganzes als auch für die 
Provinzen Santiago und V alparaiso eine Fülle sehr kleiner G rundbe­
sitze auf der einen und die K onzentration riesiger Grundbesitze in den 
H änden einer kleinen Zahl von Latifundisten auf der anderen Seite. 
A uffallend ist die sehr niedrige Zahl von Grundbesitzen m ittlerer
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U nter 1 ha 39,3 2,1 22,9 —
1 bis 5 ha 375,2 19,7 1 069,8 0,5
5 bis 10 ha 240,1 12,6 1 800,7 0,9
10 bis 20 ha 315,7 16,6 4 557,8 2,3
20 bis 50 ha 455,0 23,9 14 298,5 7,2
50 bis 100 ha 204,7 10,8 14 256,1 7,2
100 bis 500 ha 212,3 11,1 44 609,3 22,6
500 bis 1000 ha 31,5 1,6 21 875,8 10,9
1000 ha u. darüber 27,8 1,5 95 229,3 48,4
N icht angegeben 3,0 0,1 — —
Insgesamt: 1904,6 100,0 197 720,2 100,0
G röße zwischen 20 und 100 ha. Auch Ekuador weist eine etwas ähn­
liche A grarstruktur wie Chile auf. Es sind do rt folgende drei Typen 
von Grundbesitzen anzutreffen: 1. das „M inifundio“ unter 5 ha, 2. die 
„Finca“ zwischen 5 und 500 ha m it intensiver Bodenbearbeitung und 
Lohnarbeitern, 3. das „Latifundio“ von 500 bis 2500 ha, nur zum Teil 
bearbeitet, und zw ar m it Landpächtern, sogenannten Huasipungueros. 
Diese drei Typen sind in Tabelle 7 m it jeweils 76% , 21—2 2 %  und 
1,5%  des gesamten Grundbesitzes angegeben. Historisch gesehen geht 
die K onzentration des Landbesitzes bei einer kleinen G ruppe von Ein­
zeleigentümern oder Gesellschaften auf die K olonialzeit zurück. Die 
im Laufe des ersten D rittels des 19. Jahrhunderts in fast ganz Latein­
am erika errungene politische U nabhängigkeit hatte nicht vermocht, 
eine Aufteilung des Großgrundbesitzes und dam it eine Landredistribu­
tion nach sich zu ziehen, nicht zuletzt, weil das bestehende Landsystem 
den regierenden Schichten als M ittel zur Konsolidierung ihrer H err­
schaft diente. Eine Ausnahme hierzu bildete H aiti, das unm ittelbar 
nach Erlangung der U nabhängigkeit im Jahre 1804 eine U m verteilung 
des Landbesitzes vornahm . Allerdings ist m an dort in das andere Ex­
trem geraten, nämlich in die übertriebene Parzellierung des Landes, 
welche sich heute unter den Gesichtspunkten der P roduk tiv itä t und der 
R entabilitä t als ein fast unüberwindbares H indernis des Wirtschafts­
wachstums erweist.
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U nter 5 ha 87,9 43,4 139,4 0,5
5 bis 20 ha 41,4 20,5 469,3 1,7
20 bis 100 ha 32,3 16,0 1 463,5 5,3
100 bis 500 ha 12,3 6,1 2 642,3 9,6
500 bis 1000 ha 2,2 1,1 1 524,8 5,5
1000 ha und darüber 2,8 1,4 18 852,2 68,2
Unklassifiziert 23,1 11,5 2 542,2 9,2
Insgesamt: 202,0 100,0 27 633,7 100,0
B. Beispiel in den Provinzen Santiago und V alparaiso 1951/52
U nter 5 ha 126a 32 24,4 0,3
5 bis 20 ha 132a 33 43,4 1,3
20 bis 50 ha 44a 11 43,5 1,4
50 bis 100 ha 20a 5 40,2 1,5
100 bis 500 ha 45a 11 164,8 9,6
500 ha und darüber 29a 7 1 726,9 85,9
Unklassifiziert 5a 1 — —
Insgesamt : 401a 100 2 043,2 100,0
a gegenwärtige Zahl im Jahre 1953
Tabelle 7 Ekuador: Landbesitzverteilung :in der Provinz
Pichincha 1952
Zahl der







U nter 1 ha 5,9 29,4 2,6 0,3
1 bis 5 ha 9,5 47,2 20,8 2,7
5 bis 10 ha 1,9 9,4 12,2 1,6
10 bis 20 ha 0,5 2,5 6,5 0,8
20 bis 50 ha 0,5 2,5 16,4 2,2
50 bis 100 ha 0,6 3,0 35,6 4,7
100 bis 500 ha 0,9 4,5 169,7 22,4
500 und darüber 0,3 1,5 493,7 65,3
Insgesamt: 20,1 100,0 757,5 100,0
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3 D er S taatsstreich
Ü berhaupt bedeutet dies fü r die Länder m it starkem M inifundienanteil 
(z. B. Chile, Ekuador) immer eine exzessive Bearbeitung des nutzbaren 
Bodens, welche zu seiner raschen Erschöpfung führt, und zw ar einmal 
infolge der übermäßigen Entforstung, die ihrerseits der Erosionsgefahr 
Vorschub leistet, und zum  anderen infolge der überaus stark wachsen­
den Landbevölkerung. D ie Nachteile einer solchen A grarstruktur sind 
von der chilenischen Regierung in deren A ntw ort auf die U N -U m frage 
wie folgt zusamm engefaßt w orden: „The present agrarian  structure is 
bringing about insufficient use of natural resources, though there is a 
big dem and fo r agricultural produce and meat, and the domestic 
shortages in food supplies need to be remedied. I t  is also ham pering 
the introduction of new techniques in agriculture, w ith the result tha t 
the living standard  of the rural population is very low58.“
Aus der K onzentration des Landbesitzes in Form  von Latifundien er­
geben sich andererseits sowohl wirtschaftliche als auch soziale M iß­
stände anderer N atu r. Die Bearbeitung des Bodens erfolgt im allgemei­
nen nach kaufmännischen Überlegungen zur Erzielung von Spekula­
tionsgewinnen. Zwei M erkmale kennzeichnen diese H altung : die Ten­
denz, weite Landflächen ungenutzt zu lassen, und die Abneigung gegen 
alle vertraglichen Arrangements m it den Landpächtern, welche die 
H andlungsfreiheit der Latifundisten einschränken könnten. In  Chile 
z. B. w urden in der Regel große Gebiete der Latifundien als Weiden 
benutzt oder aber vollkom m en brach liegengelassen. Die Bedeutung 
dieser Tatsache w ird  durch den U m stand unterstrichen, daß nur ein 
kleiner Teil des chilenischen Bodens sich für den Pflug eignet. Beides ist 
eine E rklärung für das Paradoxon, daß ein Land, das einige der reich­
sten W eizenböden der W elt besitzt, doch vielfach Weizen im portieren 
muß. Denn fü r den chilenischen G roßgrundbesitzer liegt das H au p t­
interesse am Landbesitz in dessen Spekulationsmöglichkeiten. A nstatt 
die P roduk tiv itä t zu intensivieren, sind viele Landw irte eher darauf 
bedacht, ihren Besitz zu vermehren. E in argentinischer N ationalöko­
nom, Alejandro E. Bunge — selbst M itglied einer mächtigen G roß­
grundbesitzerfam ilie —, ha t im Hinblick auf die argentinischen Ver­
hältnisse dieses V erhalten als eine „grausame kaufmännische Auffas­
sung“ der Landwirtschaft gebrandm arkt. „Boden“, so hob er hervor, 
„aufgefaßt als eine W are, ist ein H indernis für die rationale Ausnut­
zung unserer natürlichen Bodenschätze, fü r die Vermehrung unserer 
Bevölkerung und sogar für die S tabilität unserer Institutionen59.“ 
U nter den sozialen M ißständen des Latifundiensystems sind die — vor 
allem vor dem zweiten W eltkrieg — zum Teil feudal anm utenden, je­
doch nach 1945 in manchen Ländern verbesserten Arbeitsverhältnisse
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zu erwähnen. Für Peru und Bolivien ha t eine Untersuchung des „Royal 
Institute of In ternational Affairs“ 1937 etwa folgende Zustände fest­
gestellt:
D er Landarbeiter, genannt „Peón“ (meist Indianer), lebt auf dem 
Grundstück seines G rundherrn, bekom m t selbst ein kleines Stück 
meist nicht besonders fruchtbaren Landes und arbeitet drei, vier Tage 
oder mehr in der Woche für den „P atrón“ auf dessen Land. Die übrige 
Zeit kann er der K ultivierung des eigenen Teils widmen, dies m it den 
prim itivsten, vielfach selbstgebastelten Werkzeugen. Eine winzige Be­
soldung erhält er manchmal, aus der oft auch eine Rente für sein Stück 
Land bezahlt w ird. D er Rest dient der Anschaffung lebenswichtiger 
Artikel. N icht selten ist er auch für diese auf den „P atron“ angewiesen, 
der ihn dann besonders hohe Preise zahlen läßt. Den „H errn “ kann er 
nicht wechseln, es sei denn m it dessen Erlaubnis60.
M it einigen Abweichungen — und unter anderen N am en — findet man 
dieses „Peonage“-System auch in anderen Ländern, z. B. Ekuador 
(Huasipungo), Venezuela (Pisatario), Chile (Inquilino) usw. Für Chile 
hat Professor Troncoso im A ufträge des Internationalen Arbeitsamtes 
1938 folgende Verhältnisse aufgezeigt:
G ruppen von indianischen A rbeitern und deren Familien werden auf 
G rund eines Vertrages beschäftigt, der w eder eine bestimmte Vergü­
tung für ihre Dienste festsetzt noch irgendwelche Pflichten des L and­
besitzers vorsieht. Falls der Grundbesitz verkauft w ird, kann der neue 
Besitzer die A rbeiter m it übernehmen. Die „H acienda“ dürfen sie dem 
Gesetz nach verlassen, ein unter den Landbesitzern geltendes unge­
schriebenes Gesetz hindert sie jedoch daran, Beschäftigung auf einem 
anderen Latifundium  zu finden61.
Gewiß, in den letzten zehn Jahren sind einige Fortschritte in der Lö­
sung dieser Probleme erzielt worden. Es kann auf das Beispiel Boli­
viens hingewiesen werden, wo durch die revolutionäre Bewegung des 
Jahres 1952 die Landreform  durchgesetzt werden konnte. Außerdem 
hat sich die soziale Gesetzgebung — z. B. in Peru, Chile — weitgehend 
verbessert, so daß selbst in den Ländern, die eine entscheidende A grar­
reform noch nicht durchgeführt haben, die S ituation der „Peones“ gün­
stiger geworden ist als 194562.
D a das Leben Lateinam erikas immer noch vorwiegend durch seine 
Agrarwirtschaft beeinflußt w ird, erk lärt es sich, so hebt R. F. Behrendt 
hervor, „daß das stärkste spontane Verlangen der Massen auf die 
Bodenreform, auf (mindestens teilweise) Enteignung des als parasitär
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em pfundenen Großgrundbesitzes gerichtet ist, mehr als auf andere 
mögliche Revisionen der Vermögens- und Einkommensverteilung. Die 
Bodenreform gilt als ein Symbol der Liquidierung des Feudalismus, der 
noch immer fortlebenden Erbschaft des Kolonialismus. Das Land soll 
denjenigen gehören, die es bearbeiten — eine w ahrhaft revolutionäre 
P arole63.“ Tatsächlich haben Revolutionen immer den Anstoß zu 
A grarreform en gegeben. Dies w ar in Mexiko (1910) und Bolivien 
(1952) der Fall, und neuerdings ha t auch die kubanische Revolution 
(Januar 1959) eine A grarreform  eingeleitet. In  der bereits zitierten 
U N -S tudie über die Landreform  heißt es z. B .:
„The causes of the M exican revolution were the concentration of land 
in a few hands, the political regime of General Porfirio D íaz, which 
had continued for th irty  years, and the exploitation and poverty  of 
the peasants. The main objective of the movement was to redistribute 
the ownership of land, putting  an end to its concentration in a few 
hands, contrary  to the promise which had been made to  restore and 
gran t lands to the villages th a t had been despoiled of them64.“
D ie mexikanische A grarreform  als die erste, umfangreichste Latein­
am erikas65 soll un ten  näher e rö r te r t w erden, auf die bolivianische 
w ird später eingegangen (Kap. IV). D er fehlende Zeitabstand und der 
U m stand, daß sich die Revolution auf K uba noch in vollem Gange be­
findet, lassen kein endgültiges U rteil über die do rt stattfindende A grar­
reform  zu. Das bisher vorliegende M aterial ermöglicht deswegen nur 
begrenzte und m it V orbehalt aufzunehmende Aussagen.
Z ur Durchführung der kubanischen A grarreform  w urde durch die am 
17. Mai 1959 erlassene „Ley de Reform a A graria“ das „Institu to  N a ­
cional de Reform a A graria“ (IN R A ) gegründet. Dieses Institu t ist mit 
weitgehenden, über die A grarreform  hinausreichenden Aufgaben be­
trau t (z. B. Aufstellung von Anbauplänen, Leitung des gesamten H an ­
dels m it Stapelprodukten, Durchführung von Industrialisierungsplä­
nen). „ . . .  Das Institut, das eigentlich geschaffen w orden w ar, um 
neues (kollektives und individuelles) Eigentum zu schaffen, ist in der 
Praxis zu einem O ktopus geworden, der viel monopolistischer scheint 
als das einstige L atifundium 66.“
Nach dem Gesetz über die A grarreform  w ird der ackerbauliche G roß­
grundbesitz bis auf 30 caballerías (1 caballería = 13,4 ha), also rund 
400 ha, enteignet. Bei G rünlandbetrieben w erden bis 100 caballerías, 
also 1340 ha, belassen. Das enteignete Land sollte ursprünglich in P ar­
zellen von 2 bis 3 caballerías an Siedler vergeben werden. Von dieser 
Praxis ist m an bald abgekommen. An Stelle dessen werden bisher im
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Privatbesitz befindliche Pflanzungen enteignet und unter staatlicher 
Aufsicht als Produktionsgenossenschaften (Cooperativas) weitergeführt. 
Bisher ha t man über 800 derartige Betriebe eingerichtet67.
Wie weit die A grarreform , ein Jah r nach dem Inkrafttreten  des entspre­
chenden Gesetzes, zu den gewünschten Erfolgen — z. B. im Hinblick 
auf die Steigerung der landwirtschaftlichen Erzeugung — geführt hat, 
ist nicht eindeutig zu erm itteln, ja, infolge der solchen A grarreform en 
eigenen Anpassungsschwierigkeiten sogar fraglich. Dem  W irtschafts­
bericht der „Deutschen Überseeischen B ank“ vom N ovem ber 1960 
läß t sich z. B. über die A grarreform  ein eher zurückhaltendes U rteil 
entnehmen:
„Zw ar gelang es, das Besitzmonopol der wenigen G roßgrundbesitzer 
zu brechen, die Bauern sind jedoch nur zu einem sehr kleinen Teil 
Eigentümer des von ihnen bearbeiteten G rund und Bodens geworden. 
Vielmehr gehen alle D irektiven über Bestellung, Neuanschaffung usw. 
vom A grarreform -Institu t (IN R A ) aus, das den größten Teil der kon­
fiszierten Ländereien zu Produktionsgenossenschaften zusamm engefaßt 
hat, die durch ihre größere Ausdehnung zw ar günstigere Bedingungen 
für Tabak und Zuckerrohrkultur schaffen, Voraussetzungen für ein 
freies Bauerntum  jedoch nicht entstehen lassen. M an weist in K uba d ar­
auf hin, daß die Landarbeiter höhere Löhne erhalten, bei den beträcht­
lich gestiegenen Lebenshaltungskosten ist dies aber unerheblich, zudem 
bekommt der Landarbeiter seinen Lohn zu einem D ritte l in Bezugs­
scheinen fü r die K ooperativläden, in denen er aber, wie verlautet, das 
Gewünschte oft nicht erhalten kann. Es ist jedoch anzunehmen, daß 
durch die den Genossenschaften angegliederten Gewerbebetriebe die 
Arbeitslosigkeit, die außerhalb der Erntezeiten ein immer wieder auf­
tauchendes Problem  bildet, verringert w ird68.“
Wenn man aber bedenkt, daß nicht nur die bolivianische, sondern selbst 
die mexikanische A grarreform , wenn auch aus ihr spezifischen G rün­
den (siehe unten) noch nicht abgeschlossen ist, w ird man, um zu einem 
genaueren U rteil zu gelangen, die weitere Entwicklung abw arten 
müssen69.
Bis zur Revolution von 1910 gab es in M exiko hauptsächlich folgende 
landwirtschaftliche Betriebstypen: die „H acienda“ (Großbetrieb), den 
„Rancho“ (m ittlerer oder kleinerer Familienbetrieb m it mehr oder 
weniger zusätzlichen Saisonarbeitern) und den „E jido“ (eine A rt P ro ­
duktionsgenossenschaft oder Gemeindewirtschaft, aus der Aztekenzeit 
stammend)70. Durch die A grarreform  w urde der G roßgrundbesitz li­
quidiert, dagegen der Rancho und der Ejido gestärkt. Zelle der mexi­
kanischen Bodenreform ist jedoch der Ejido, in dem das Land entweder
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dem genossenschaftlichen K ollektiv oder — neuerdings in wachsendem 
M aße — den M itgliedern individuell gehört. D er Genossenschaft fällt 
die Aufgabe zu, fü r ihre M itglieder zu kaufen und zu verkaufen, ihnen 
K redite, Beratung und zuweilen auch die N utznießung von Maschinen 
zu verschaffen, deren Anschaffung für den einzelnen L andw irt nicht 
in  Frage kommt.
In  den ersten Jahren unm ittelbar nach der Revolution fand keine 
Landum verteilung s ta tt71. Erste Form ulierung einer Reform politik 
w ar der sogenannte „A yala-P lan“ von 1911, in dem der Bauernführer 
Z apata  den Forderungen und S tandpunkten seiner Gefolgschaft über 
die A grarfrage Ausdruck gab. Diese bestanden in der Aufteilung der 
L atifundien und der Rückgabe des den D örfern  weggenommenen Lan­
des an diejenigen, denen kein M achtm ittel zur Verfügung stand, es zu­
rückzubekommen. Dieser Plan, zusammen m it dem „V eracruz-Plan“ 
von 1914, nahm  G estalt an in dem Gesetz vom  6. Jan u ar 1915, dem 
die Verfassung von 1917 den konstitutionellen C harak ter verlieh (Art. 
27). Dem Gesetz zufolge w urden alle früheren illegalen Landaneig­
nungen für null und nichtig erk lärt und hierbei die Armee m it der A uf­
gabe betraut, den D örfern ihr Land zurückzuerstatten und dessen Be­
sitz zu garantieren. Das dann folgende Gesetz von 1920 über die Eji­
dos bestätigte schließlich die nach den vorangegangenen Gesetzen vor­
genommenen Rückerstattungen und G arantien, legte neue Verfahren 
fü r diese sowie für den Um fang der Ejidos fest. Ein weiteres Gesetz von 
1921 bildete den Ausgangspunkt für eine schnelle Landverteilung.
M it den Gesetzen von 1920 und 1921 w ar die Reform  keineswegs zu 
Ende geführt. Es stellte sich nämlich heraus, daß die früheren Land­
besitzer in der Lage waren, die Verfahrensmängel der Landredistribu­
tion auszunutzen, indem sie die ihnen eingeräumten Möglichkeiten zur 
Intervention  bei verschiedenen Gerichten voll ausschöpften und da­
durch die auf ihre Kosten bereits vorgenommene Landverteilung zu 
verzögern bzw. rückgängig zu machen vermochten. U m  dem abzuhel­
fen, w urde das Gesetz von 1927 geschaffen, welches die gewünschten 
K orrekturen jedoch nicht erreichte. Erst das Agrargesetzbuch von 1934 
erzielte die ersten Fortschritte in dieser Hinsicht und, wie es in dem 
UN-Bericht heißt, „introduced basic innovations which m ark the be­
ginning of a new outlook on the sub ject. .  ,72“
W irksam w urde dieses Agrargesetz unter der Präsidentschaft des Ge­
nerals Lázaro Cárdenas (1934—1940), der nach Meinung von R. F. 
Behrendt „mehr zur Bodenreform beitrug, als alle anderen Präsiden­
ten Mexikos zusamm en“73. N icht zufällig w urde deswegen in dieser 
Zeit die Landverteilung schneller vorangetrieben als früher. Die nach­
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stehende Tabelle zeigt die Landverteilung nach dem mexikanischen 
Zensus von 1940:












U nter 5 ha 928,5 76,2 1 157,3 1,1
5 bis 25 ha 156,2 12,8 1 969,5 1,9
25 bis 50 ha 46,5 3,8 1 742,5 1,7
50 bis 100 ha 31,8 2,6 2 374,9 2,4
100 bis 500 ha 40,1 3,3 9 041,8 9,0
500 bis 1000 ha 6,1 0,5 4 455,4 4,4
1000 ha u. darüber 9,7 0,8 79 747,0 79,5
Insgesamt: 1218,9 100,0 100 488,4 100,0
3 L and nicht u n ter dem Ejido-System
t> U N : a. a. O. S. 39, auch fü r die folgenden Zahlenangaben
N u n  w urden 1940 29 Mill. ha oder 2 3 %  des im Großgrundbesitz 
befindlichen Bodens nach den Reformgesetzen wie folgt verteilt: 
Gesam tzahl der Ejidos 14 681
Zahl der E jido-Farm er 1 601 680
Ejido-Land:
Gesamtfläche (in ha) 28 921 259
K ulturland (in ha) 7 045 217
Durchschnittsfläche des K ulturlandes 
pro Ejido-Farm er (in ha) 4,4
Die um verteilten 29 Mill. ha spiegeln jedoch nicht die wirkliche Be­
deutung der Reform  wider, da die als Grundbesitz betrachtete Ge­
samtfläche viel trockenes, fü r K ultivierung ungeeignetes Land ein­
schließt. Ein besseres Bild ergibt die Berücksichtigung des K ulturlan­
des, welches 1940 eine Gesamtfläche von 15 Mill. ha hatte. D a 7 Mill. 
davon zu E jido-Land gemacht w urden (siehe oben), ergibt sich, daß 
die Reform  annähernd 5 0 %  des gesamten K ulturlandes um verteilt 
hat.
Ein zweites Agrargesetzbuch w urde 1942 erlassen. Ihm  folgte 1944 
eine weitere Landum verteilung, die seitdem fortgesetzt wurde. In 
dem Zeitabschnitt von Dezember 1946 bis September 1952 sind 2275
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Ejidos 3 985 842 ha zugeteilt worden. Nach F. W. Hauck dürfte die 
Zahl der Ejidos um 1960 auf 17 500 gestiegen sein (maximal belas­
sene Betriebsgröße: 100 ha; Durchschnittswert der neuen Betriebe: 
17,6 ha)74.
Das schnelle Wachstum der Bevölkerung Mexikos — durchschnittliche 
Zuwachsrate 1950—1960: 2 ,9 %  —läßt  auch die Nachfrage nach Boden 
ständig steigen. Dadurch w ird  die Problem atik der D iskrepanz zw i­
schen der Zuwachsrate der Bevölkerung und der der N ahrungsm ittel­
erzeugung zunehmend akut. Um  ihr beikommen zu können, müssen 
neue M ittel gefunden werden, um die P roduk tiv itä t der L andw irt­
schaft zu fördern.
H inzu  kommt, daß das Ejido-System als solches nicht reibungslos 
funktioniert. E rw ähnt w urde bereits, daß es an alte indianische ge­
nossenschaftliche und gemeinschaftliche Traditionen anknüpft. Nach 
dem Scheitern individualistischer Bodenreformversuche im 19. Ja h r­
hundert bildeten sich in M exiko die Ejidos heraus. Ihnen ist es jedoch 
längst nicht gelungen, die Schwierigkeiten zu überwinden. Nach F. W. 
Behrendt besteht ihr G rundproblem  darin, daß „ihre M itglieder die 
direkten Nachkommen vieler Generationen von Leibeigenen sind (nicht 
im streng legalistischen, sondern im soziologischen Sinne), die für 
frem de H erren  arbeiten m ußten und niemals Gelegenheit hatten, 
eigene Initiative, Verantwortungsgefühl und Voraussicht zu entfalten. 
D er Übergang von dieser Erbschaft der U nterdrückten und Ausgebeu­
teten zu einer Gemeinschaft unabhängiger Bauern, die verstehen sollten, 
daß sie intensiver und fortschrittlicher arbeiten müssen, weil nunmehr 
die Früchte ihrer T ätigkeit ihnen selbst und ihren Familien zugute 
kommen, ist schroff und schwierig . . .  Zu oft w ird angenommen, daß 
das Ejido ein kollektiver mechanischer Aufzug zu W ohlstand ohne 
harte Arbeit sei. Dies, zusammen m it dem Mangel an eigenem K apital, 
macht die Ejidos abhängig von Staatsinstitutionen und setzt sie der 
G efahr politischer Beeinflussung und K orruption  aus“75 (im übrigen 
eine Problem atik, die auch bei der bolivianischen A grarreform  ein­
getreten ist; siehe do rt: K ap. IV , Abschn. b).
Außer in den bereits erw ähnten Ländern gab bzw. gibt es m ehr oder 
weniger bescheidene Ansätze zur A grarreform  auch in Brasilien (1951), 
Chile (1935, 1943), w ährend z.B . Ekuador zur Zeit der U N -U nter- 
suchung (Nov. 1952) noch keine Landreform politik  entwickelte. Nach 
dem 2. UN-Bericht über die Landreform  (1956) sind Bestrebungen 
zur Landreform  in Kolumbien (Landpachtgesetz seit 1936), Costa Rica 
und N icaragua festzustellen.
Schließlich seien noch U ruguay, G uatem ala und Venezuela hervorge­
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hoben. In  U ruguay w urde durch einen E rlaß vom 16. September 1941 
ein Program m  für landwirtschaftliche Entwicklung in Angriff genom­
men, das dem „Banco H ipotecario“ — der H ypothekenkreditbank — 
anvertrau t w urde. Es un terw arf grundsätzlich den Landbesitz der 
strengen Staatskontrolle, m it dem Ergebnis, daß je tzt „die Regierung 
das Recht erhalten soll, Grundbesitz, der je nach den regionalen Ge­
gebenheiten 1600 bis 3000 ha übersteigt, zu enteignen und an m ittlere 
und kleinere Bauern zu verpachten. A uf diese Weise w ürden etwa 
3 Mill. ha verfügbar w erden“76.
In  G uatem ala ha t die K onterrevolution des Jahres 1954 die von der 
revolutionären Regierung Jacobo Arbenz in Angriff genommene A grar­
reform , welche m it dem E rlaß  des Agrarreformgesetzes vom 17. Juni 
1952 begonnen hatte, rückgängig gemacht. Zur Zeit w ird eine A grar­
reform  in begrenztem Umfange durchgeführt. Bis 1957 soll die Re­
gierung 140 000 ha Land zur Verfügung gestellt haben, welches an 
17 000 Siedler auf geteilt w urde 77. In  Venezuela schließlich leitete der 
Gesetzentwurf vom 23. Mai 1959 ebenfalls eine bescheidene A grar­
reform  ein. H auptzw eck dieser Reform  ist danach, „der L andw irt­
schaft als Ganzes den vollen Anschluß an die wirtschaftliche, soziale 
und politische Entwicklung des Landes zu sichern mittels eines gerech­
ten Systems der Landverteilung und N utznießung am Boden . . .  da­
m it er für den Menschen, der ihn bearbeitet, die G rundlage fü r seinen 
dauerhaften W ohlstand, fü r seine Freiheit und Menschenwürde bil­
de t“78. Das A ufteilungsprinzip läß t grundsätzlich private Ländereien 
unangetastet, vorausgesetzt, daß sie zweckentsprechend und wirtschafts­
rational genutzt und durch den Eigentümer selbst bewirtschaftet w er­
den. Zur Realisierung der A grarreform  kann dagegen der Privatbesitz 
herangezogen werden, wenn in bestimmten Gebieten nicht ausreichend 
öffentliches Land zur Verfügung steht oder wenn es in den letzten 
fünf Jahren nicht seiner sozialen Funktion entsprechend genutzt w or­
den ist79.
Dem Latifundienproblem  gesellt sich, wie früher erw ähnt (siehe A grar­
struktur), in manchen Ländern (Chile, Ekuador) die nicht m inder 
wichtige Frage der „M inifundios“ zu, w ährend sie z. B. auf H aiti für 
sich allein besteht. H ierbei zu treffende M aßnahm en sind anderer 
N a tu r  als im Falle des Latifundium s, da im Gegensatz zu diesem das 
M inifundium  nicht nur auf ungleichmäßiger Landverteilung beruht, 
sondern auch zum  Teil durch fehlende rationelle Landerschließungs­
m aßnahm en begünstigt w ird. D ie Problem atik liegt noch anders und 
weitaus schwieriger, wenn, wie im Falle H aitis, für die Existenz des 
M inifundium s nicht die ungleichmäßige Landverteilung, sondern die
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H artnäckigkeit, ja, der Druck der Parzellenbauern verantw ortlich zu 
machen ist. Die haitianische Regierung wies z. B. seinerzeit darauf hin, 
daß unter den bestehenden Bedingungen der Versuch, neue Wirtschafts­
einheiten zu schaffen, eine große Bevölkerungsverschiebung verursachen 
und infolgedessen große Anstrengungen erfordern w ürde80. Für die 
übrigen Länder kann man, ohne künftige M aßnahm en zu präjudizieren, 
die Feststellung der U N -Untersuchung gelten lassen: „Progress under 
special measures to  deal w ith  uneconomically small holdings has, on 
the whole, been negligible. But in m any countries this defect in the 
agrarian structure is so extensive th a t the measures thus far considered 
m ay be of little use. A ttem pts to prescribe the area of the minimum 
holding by law  will certainly fail, if they run counter to the economic 
pressure produced by rural overpopulation81.“
Die einmal durchgeführte A grarreform  hat nach der bisherigen E r­
fahrung über die eigentliche Verteilung von Land weit hinauszugehen. 
Bleibt sie do rt stehen, oder w ird sie zu lange dabei aufgehalten (Ver­
zögerungsmanöver früherer Grundbesitzer, Anpassungsschwierigkeiten 
der neuen u. a.), so macht sich die Problem atik des Ausgleichs zwischen 
landwirtschaftlicher P roduktiv itäts- und wachsender Bevölkerungsrate 
bald bem erkbar, welche an sich unter den durch die Reform  geschaffe­
nen neuen Bedingungen ohnehin eintreten kann. D ie Aufgabe der 
A grarreform  besteht somit auch darin, es den neuen Landbesitzern zu 
ermöglichen, sich diejenigen Kenntnisse und Verhaltensweisen anzu­
eignen, die allein ihnen eine produktive N utzung ihres Landes gestat­
ten. Die Reichweite der weiteren Aufgaben kann nicht umfassend 
genug betrachtet w erden: sie schließt die V erm ittlung von A grarkredi­
ten durch staatliche oder genossenschaftliche K reditinstitute, die A n­
schaffung von W erkzeugen, Maschinen, die Verbesserung der Lebens­
bedingungen auf dem Lande (sanitäre Einrichtungen), die Erleichte­
rung des Zugangs zu den M ärkten (M arktorganisation und K ontrolle 
monopolistischer Bestrebungen) u .dg l.m . ein. Es sind M aßnahmen, die 
fü r Lateinam erika nicht spezifisdi sind und hier im einzelnen nicht be­
sprochen werden können, weil sie in die allgemeine Problem atik der 
Entwicklungsländer gehören. Diese ist aber für die Betrachtungsweise 
der Untersuchung nicht von unm ittelbarer Bedeutung.
Typisch dagegen scheinen die im Zusammenhang m it der Agrarreform  
entstandenen Probleme politischer N a tu r  zu sein. Sie bestehen vor 
allem in den Hindernissen, die von dieser Seite her der Durchführung 
der A grarreform  in den Weg gelegt werden. U nter den von der U N
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befragten Ländern kann der chilenischen A ntw ort auf die Frage nach 
den H indernissen der A grarreform  ein repräsentativer C harakter bei­
gemessen werden. In  aller Offenheit stellt sie fest:
„Owing to the economic and political structure of the country, land 
reform  in Chile is difficult to carry out. Landholders who would be 
affected by any action of an economic, political, adm inistrative, legal 
or social nature will vigorously oppose its im plem entation, and their 
political and economic influence is very p o w erfu l. .  .“82.
Eine bezeichnende Stelle bei Kneschaurek83 heißt auch: „Die Bestre­
bungen zu einer durchschlagskräftigen Landreform  sind jedoch bisher 
weitgehend gescheitert, und zw ar an der unnachgiebigen H altung und 
dem Mangel an sozialem Verantwortungsbewußtsein auf Seite der 
Großgrundbesitzer, . . .  vor allem aber am Unvermögen und am U n­
willen, das Problem der Landreform  als das zentrale Entwicklungs­
problem  Lateinam erikas anzuerkennen.“
In  Chile z. B. scheiterte der A grarplan von 1935, der eine Revision der 
Landkonzessionen an ausländische und einheimische Gesellschaften 
wie auch eine Enteignung der großen Latifundien bezweckte, um Klein­
grundbesitz zu begünstigen. W enn auch dieser M ißerfolg z .T . auf m an­
gelnde finanzielle M ittel zurückzuführen w ar, so kam  jedoch hinzu, 
daß der weitaus größte Teil der Fonds fü r die Agrarentwicklung den 
Großgrundbesitzern zwecks Erw eiterung ihrer ohnehin übermäßig 
großen „Estancias“ zugute kam. U nter diesen Um ständen ist es nicht 
verwunderlich, daß sie sich der Landreform  erfolgreich widersetzen 
konnten. D araus resultierte die V erstärkung der wirtschaftlichen Macht 
der Latifundisten und dam it die unvermeidliche E tablierung einer 
politischen Oligarchie. Die Entwicklung des „Peonage“- und Pacht­
systems trug zur Aufrechterhaltung der vorhandenen Sozialstruktur 
und zur weiteren M achtkonzentration in den H änden der G roßgrund­
besitzer bei. Gleichgültig, ob einer ihrer G ruppe selbst an der Macht 
w ar oder nicht, w aren sie immer in der Lage, das politische Leben w eit­
gehend zu beeinflussen.
In  A rgentinien haben Untersuchungen in der P rovinz Buenos Aires 
gezeigt, wie die zur Förderung des Kleingrundbesitzes erleichterten 
Kreditbedingungen vielfach mißbraucht wurden. Gesellschaften und 
einzelne G roßgrundbesitzer erzielten erhebliche Gewinne, indem sie 
Land kauften und es an die kleinen Pächter weiterverkauften. D ie zu 
diesem Zweck notwendigen M ittel verschafften sie sich durch Anleihen 
des „Banco H ipotecario“ — der staatlichen H ypothekenbank —, die 
dam it indirekt der Landspekulation Vorschub leistete. D araus entstand 
fü r die K leinpächter ein Abhängigkeitsverhältnis, das, verbunden mit
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ihrer ohnehin prekären Situation, nicht leicht zu beseitigen w ar. Ihre 
unterlegene Position gegenüber den G roßgrundbesitzern w urde ferner 
durch den U m stand verstärkt, daß diese kraft ihrer auf dem Land­
besitz beruhenden politischen Macht, insbesondere durch ihre trad itio ­
nelle Beherrschung des Bundessenats, in der Lage waren, ihren Im m o­
bilienbesitz außerhalb der legistativen K ontrollsphäre zu halten84. 
H eute läß t sich das Verlangen nach gerechter Landbesitzverteilung 
schlediterdings nicht überhören. Ü berhaupt läß t sich die Beseitigung 
der noch auf diesem Gebiet herrschenden M ißstände nicht umgehen, 
wenn die A grarerzeugung gesteigert und die D iskrepanz zwischen die­
ser und der W achstumsrate der Bevölkerung verringert werden soll. 
Als Bestätigung dieses Zusammenhanges kann m an folgende Feststel­
lung von Prof. Bruno M oll (U niversität Lima) anführen: „ . . .  die E r­
reichung des Zieles: E rhöhung des Lebensstandards der Masse und 
Schaffung gleichmäßiger Verteilung, (ist) auch nicht erreichbar, wenn, 
wie an vielen O rten, die Oberschicht gleichgültig und engherzig nur 
auf die W ahrung ihrer Vorzugsstellung und auf die Vergrößerung ihres 
Besitzes bedacht ist85.“
U nter den Faktoren, die sich in dieser H insicht günstig auswirken, 
nim m t die fortschreitende Industrialisierung eine Schlüsselstellung ein. 
N icht nur d irekt (Steigerung der Exporte, d. h. vorwiegend der A grar­
produktion, um den Bedarf an K apitalgütern decken zu können), son­
dern auch indirekt träg t sie zur A grarreform  bei. Im letzten Falle han­
delt es sich darum , daß sie z. B. das Heranwachsen neuer Schichten 
von Geschäftsleuten und U nternehm ern fördert, welche einsehen, daß 
die Erschließung neuer M ärkte für ihre P rodukte u. a. von einer E rhö­
hung des Gesamtverbrauchs und dam it des Lebensstandards abhängt, 
wozu soziale Reformen erforderlich sind. M it der rein technisch-wirt­
schaftlichen Seite der Industrialisierung verbindet sich also darüber 
hinaus auch ein soziologischer U m wandlungsprozeß, der nicht m inder 
bedeutend ist.
II. D er Industriesektor
1. Tatbestand der Industrialisierung
H atte  m an in den dreißiger Jahren unter dem Eindruck der W irt­
schaftskrise die Forderung nach verstärkter Industrialisierung überall 
erhoben, um die Abhängigkeit von den A uslandsm ärkten einzuschrän­
ken, so bekamen diese Bestrebungen neue Impulse sowohl im Verlaufe 
des zweiten W eltkrieges als auch nach 1945. W ährend des Krieges 
waren für das Industrialisierungsbestreben u. a .  folgende Faktoren
44
wirksam : die erhöhte Nachfrage nach Rohstoffprodukten, das A uf­
kommen neuer Investitionsmöglichkeiten durch das Eindringen des aus 
E uropa geflüchteten K apitals und die K nappheit der Im portgüter als 
Folge der Schrumpfung vieler Auslandsmärkte.
In  dem Jahrzehn t nach Ende des Krieges ha t sich der Industrialisie­
rungsprozeß fortgesetzt und die lateinamerikanische 'Wirtschaft als sol­
che beträchtlich gewandelt. M an kann daher heute von der Industria­
lisierung als der hervorstechendsten strukturellen Erscheinung Latein­
amerikas sprechen. In einigen Ländern hat sie größere Ausmaße an­
genommen als in anderen und konnte dort auch auf einem höheren 
Ausgangsniveau aufbauen. Dessen unbeschadet bleibt sie in allen L än­
dern eine Tatsache, die in den V ordergrund der W irtschaftspolitik 
getreten ist.
D ie industrielle Entwicklung weist die verschiedensten Formen auf, 
von der einfachen Gewinnung oder Be- und Verarbeitung eines R oh­
stoffes oder agrarischen Grundstoffes für die A usfuhr bis zur vollstän­
digen Flerstellung von Maschinen für die Industrie, einer Stufe, die be­
reits einige Länder erreicht haben; dazwischen der ganze Bereich der 
H erstellung von Verbrauchsgütern, Eisen- und Stahlw aren, von chemi­
schen und pharmazeutischen Erzeugnissen, Baumaterialien, A utozube­
hör, H aushaltsgeräten usw. Bei aller Unterschiedlichkeit von Land zu 
L and ließe sich der Industrie Lateinam erikas folgende U nterteilung zu­
grunde legen:
a) die traditionelle Industrie auf der Basis der M ineral Vorkommen: 
Ö lindustrie in Venezuela, Kolumbien, M exiko; Bergbau besonders in 
Chile (Kupfer), Bolivien (Zinn), Mexiko (Silber);
b) landwirtschaftliche Industrien: Zuckerfabriken (Kuba), Kaffeeauf­
bereitungsbetriebe, Baum wollaufbereitung und Textilindustrie, Ge­
treidemühlen, Großschlächtereien und Konservenindustrie (besonders 
A rgentinien und U ruguay);
c) moderne Investitions- und Konsumgüterindustrien, zu deren E n t­
wicklung der zweite W eltkrieg den entscheidenden Anstoß gegeben hat. 
Sie reichen von der S tahlindustrie (Hochöfen in Brasilien, Chile, Peru, 
Kolumbien, Mexiko und Venezuela) über die m etallverarbeitende In ­
dustrie (z. B. Autom obil- und T raktorenbau in Brasilien und Argen­
tinien) zur chemischen Industrie (auch Düngem ittelindustrie), Bauin­
dustrie, Bekleidungs-, N ahrungsm ittel- und G etränkeindustrie86.
Das industrielle Wachstum ist — schon auf G rund der unterschiedlichen 
K apitalausstattung — in jeder dieser Branchen und je nach dem Lande 
verschieden. Sehr wahrscheinlich können z. B. kleine Länder wie P ara­
guay und H aiti nicht hoffen, den S tandard  hochindustrialisierter Län­
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der zu erreichen, wenn auch ihre heute einseitige agrarische Wirtschaft 
stärker industrialisiert werden kann. Ferner: w ährend in Ekuador, 
Peru und U ruguay die K onsum güterindustrien vorherrschen, werden 
in  Argentinien und Brasilien Investitionsgüterindustrien immer stär­
ker ausgebaut. Solche Unterschiede müssen Berücksichtigung finden, 
wenn man sich anschickt, globale Angaben über die lateinam erikani­
sche Industrieentwicklung zu machen. Diese brauchen aber dadurch an 
Aussagekraft nichts einzubüßen. D ie nachstehende Tabelle spiegelt die 
Indizes der industriellen Produktion Lateinam erikas sowie einzelner 
Länder von 1951 bis 1955 wider.
Tabelle 8 a* Indizes der industriellen P roduktion Lateinamerikas 
von 1951-1955 
Basisjahr 1950 =  100
Länder 1951 1952 1953 1954 1955
Lateinam erika 107 109 113 1 2 1 128
Argentinien 1 0 2 95 93 1 0 0 1 1 0
Brasilien 1 1 0 116 1 2 1 134 139
Chile 92 107 115 1 2 1 116
Ekuador 103 1 1 0 116 126 134
G uatem ala 99 104 1 0 2 1 0 2 105
Kolumbien 106 118 137 139 142
Mexiko 109 1 1 0 114 1 2 2 134
Venezuela 119 139 153 167 187
* U N : ESLA 1955. N ew  Y ork 1956 S. 58, auch fü r die folgende Analyse
dieser Indizes.
In  den Jahren 1951/1952 erhielten die K apitalgüterindustrien — Stahl, 
Eisen, Zem ent — einen starken Im puls in Brasilien, Chile, Kolumbien 
und Peru, w ährend die Expansion in den Konsumgüter-, Baumwoll- 
und Textilindustrien nachließ. 1953 ging die Entwicklung w eiter auf­
w ärts: der Im port von Maschinen und industriellen Ausstattungen 
blieb in vielen Ländern auf einem hohen N iveau; außerdem  wurden 
neue Produktionsbranchen eingeführt. D er allgemeine Trend w ar je­
doch unterschiedlich: der Index der industriellen Produktion stieg von 
100% im Jahre 1950 (Basisjahr) auf jeweils 153% in Venezuela, 137% 
in Kolumbien, 121%  in Brasilien, w ährend er in Argentinien — dem 
führenden Land im Industriesektor Lateinam erikas — auf 93 %  herab­
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sank. Ein neuer Impuls — stärker als in den vergangenen Jahren — 
machte sich 1954 bem erkbar. E r kam  daher, daß Argentinien eine fühl­
bare Gesundung erfuhr und die Expansion in der Industrie Brasiliens 
sowie Venezuelas wesentlich weitergefördert wurde. Die P roduktion 
dieser Länder wies im  Vergleich zum V orjahr eine Zuwachsrate von 
jeweils 13 und 1 4 %  auf. M it einigen Abweichungen blieb diese allge­
meine Aufwärtsentw icklung auch 1955 bestehen.
Die Periode von 1955 bis 1959 zeichnete sich durch zw ar weitere, aber 
stark verlangsam te Steigerung des Industrialisierungstempos aus (bei­
spielsweise betrug die Zuwachsrate für 1957 nur 3 ,3%  gegenüber 
4,5 %  im V orjahr).
Dies zeigt folgende Tabelle:
Tabelle 9* Lateinamerikanische Industrieproduktion 1956—1957 
1955 =  100
1956 1957a
Insgesamt 104,5 107,9
K a p ita l-u n d  dauerhafte Konsumgüter 108,9 116,3
Nichtdauerhafte Konsumgüter 102,5 105,0
a Vorläufig
* U N : ESLA 1957. N ew  Y ork 1959. S. 91.
Bemerkenswert ist, daß sich die Produktion von K apital- und dauer­
haften Konsumgütern schneller als die von nichtdauerhaften Konsum­
gütern entwickelte. Das bedeutet, daß die stärker industrialisierten 
Länder Lateinam erikas sich auf die Entwicklung der „dynamischen 
Industrien“ konzentrierten, die etwa der oben erw ähnten dritten  K a­
tegorie von Industrien entsprechen. H ieraus läß t sich ablesen, daß die 
noch vorwiegend landwirtschaftlich orientierten Länder sich weiterhin 
prim är der Förderung der A grarproduktion zuwenden müssen. Nach 
Errechnung der CEPAL (Comisión Económica para América L atina)87 
wuchs die Gesamterzeugung der Land- und Viehwirtschaft Lateinam e­
rikas im Jahre 1959 nur um 1,9% , wobei sich die Versorgung des In ­
landsm arktes um 1 ,7%  erhöhte und der Rest für die Ausfuhr zur Ver­
fügung stand. D a aber die Bevölkerung Lateinam erikas im selben Jah r 
um 2 ,6%  zunahm, ergab sich bei Lebensmitteln eine Fehlmenge von 
etwa 1 % . Obwohl m an heute, im großen und ganzen gesehen, von 
einer Konsolidierung der Wirtschaftsexpansion Lateinamerikas spre-
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chen kann, w ird  jedoch dessen Industrie in den nächsten Jahren w eiter­
hin die Aufgabe haben, den ständig zunehmenden Bedarf des eigenen 
W irtschaftsraumes zu befriedigen. D aher ist m an bestrebt, zu einer viel­
seitigeren Produktion zu kommen. In  diese Richtung zielen z. B. die 
von vielen Ländern verfolgte restriktive Im portpolitik  fü r Gebrauchs­
und Verbrauchsgüter, die Zollreform  und die M aßnahm en zur Förde­
rung der Industrialisierung.
Diese letzteren sind sowohl wirtschaftlich als auch politisch von außer­
ordentlicher Bedeutung. Die spezifisch wirtschaftlich-technischen Fak­
toren, von denen die Industrialisierung und die allgemeine wirtschaft­
liche Entwicklung abhängen, können hier nicht erschöpfend behandelt 
w erden: sie sind in bezug auf andere Entwicklungsländer außerhalb 
Lateinam erikas heute hinreichend bekannt und dam it dem hier be­
trachteten Gebiet nicht eigentümlich. Allerdings müssen sie, um in ihrer 
dortigen Besonderheit deutlich zu werden, in die lateinamerikanische 
Perspektive eingerückt werden. Es gilt aber vor allem, die politische 
und soziale Problem atik dieser Frage zu erhellen, welcher, bedingt 
durch die Staats- und Gesellschaftsstruktur der betreffenden Länder, 
eine entscheidende Bedeutung zukom mt.
2. Technisch-wirtschaftliche und politische Probleme 
der Industrialisierung
Es werden viele G ründe angeführt, um die relative industrielle Rück­
ständigkeit Lateinam erikas zu erklären. Hinweise auf die allgemeinen 
H indernisse der Industrialisierung gelten der schwierigen Topographie 
(vorwiegend gewaltige Gebirgsketten, Hochplateaus, brütende U rw äl­
der und dürre Wüsten), dem teilweise ungünstigen Klima, der D ü rf­
tigkeit der In frastruk tu r, dem die A rbeitsproduktiv ität einschränken­
den niedrigen Lebensstandard usw. Obgleich tatsächlich die hier vor­
gebrachten Faktoren die Industrialisierung offensichtlich hemmen, stel­
len sie doch keine unüberwindlichen H indernisse für den A ufbau eines 
m odernen Landwirtschafts- und Industriewesens in Lateinam erika dar. 
Ernsthaftere Sorgen dürfte die S truk tur dessen, was Kneschaurek „das 
Fähigkeitskapital“ nennt88, bereiten. Es handelt sich um den überall 
auftretenden Mangel an geschulten Arbeitskräften, Technikern, Inge­
nieuren usw. Deren sind viel zu wenig, um das Tem po der P roduk­
tionssteigerung genügend zu beschleunigen, die industrielle Ausstattung 
rasch zu erneuern und der m odernen Entwicklung anzupassen. H inzu 
kom m t die mangelhafte Verwaltungsorganisation, in deren Rahmen die 
Industrialisierung vorangetrieben werden soll. Sie verursacht durch 
ihre ungenügende Leistungsfähigkeit hohe Kosten und Verzögerungen,
48
welche die Risiken und Bürden der Industrialisierung erheblich ver­
mehren.
Ein Problem  für sich ist die fehlende Schicht von „K apitalisten“ m it 
unternehmerischem Geist und entsprechender „R isikofreudigkeit“. M it 
Recht w ird  hervorgehoben: „Zw ar gibt es in Lateinam erika Menschen 
mit unternehmerischem Können. Ihre Interessensphäre beschränkt sich 
jedoch auf das Kommerzielle, was eine hochgradig spekulative Gesin­
nung zur Folge hat. Was hingegen in höchstem M aße fehlt, ist der Sinn 
fü r ein langfristiges Disponieren und Planen sowie fü r eine U nterneh­
mungspolitik, die auf die Bedarfsdeckung m it einheimischen P rodukten 
durch Bereitstellung qualitativ  einwandfreier S tandardw aren nachdem  
G rundsatz ,niedriger Stückgewinn/großer U m satz“ ausgerichtet ist89.“ 
Ähnlich k lingt folgende Feststellung: „Ein erheblicher Teil der (an sich 
schon nicht zahlreichen) K apitalbesitzer sind nicht K apitalisten, d. h. 
nicht bereit, zugunsten der Spar- und Investitionstätigkeit auf A uf­
wandskonsum zu verzichten und ihre verfügbaren M ittel neuartigen 
produktiven Unternehm en langfristig zur Verfügung zu stellen, an­
sta tt sie in traditionellem , als sicher betrachtetem Landbesitz oder in 
risikofreien Grundstücksspekulationen im Umkreis der rasch wachsen­
den G roßstädte zu verwenden90.“ H ier gewinnt das Latifundienpro­
blem von neuem grundsätzliche Bedeutung: es hemmt nicht nur die 
A grarproduktion, sondern w irk t sich auf den Industrialisierungspro­
zeß auch lähm end aus, da die G roßgrundbesitzer dem industriellen 
Wachstum zum indest mißtrauisch gegenüberstehen, wenn sie es nicht 
sogar bew ußt verhindern. Zugeständnisse an die „m oderne“ Entwick­
lung werden eingeräumt, sofern sie schmerzlos sind und die vorhan­
dene soziale Schichtung nicht wesentlich beeinflussen. N icht von unge­
fähr besteht eine der subtileren und gefährlicheren W irkungen des La­
tifundiensystems in dem Prestige, welches m it dem Grundbesitz im 
Gegensatz zu anderen Formen des Reichtums verknüpft ist: der Boden­
besitz w ird  zum M aßstab des gesellschaftlichen Ansehens. Diese Einstel­
lung h a t zur Folge, daß sich eine wirtschaftliche Führungsschicht nur 
langsam m it der Ü berw indung solcher V orurteile heranbilden kann. 
Im  Zusammenhang m it der Landwirtschaft muß ferner darauf hinge­
wiesen werden, daß die Industrialisierung nur allzu oft auf deren K o­
sten vorgenommen w ird. Die Vernachlässigung des Agrarsektors führt 
im allgemeinen einerseits zur A bw anderung der Landarbeiter und 
Kleinpächter in die höhere Einkomm en verheißenden Industrien und 
in die lockenden Städte, andererseits zu einer überhasteten Industriali­
sierung.
Landflucht als Folge der D iskrepanz zwischen industriellem Wachstum
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und landwirtschaftlicher Entwicklung ist eine den meisten Ländern La­
teinam erikas gemeinsame Erscheinung. Sie füh rt zu dem sozialen P ro­
blem der Slumsbildung in  den G roßstädten, d. h. zu r Bildung solcher 
Elendsquartiere, in  denen das Industriepro le taria t zusammengeballt ist 
und die an die gleichen Erscheinungen des Frühkapitalism us erinnern. 
Dieses Nebeneinanderbestehen von luxuriösen W ohnhäusern und  brü­
chigen H ü tten  h a t Behrendt folgenderm aßen treffend beschrieben: 
„Diese G roßstädte sind zu Zentren einer W ohnkultur des Betons und 
Stahls geworden, die in drastischem W iderspruch zu den wirklichen E r­
fordernissen und Möglichkeiten der Völker steht. In  ihnen feiern die 
K onzentrationen von W olkenkratzern, V erwaltungspalästen, K ino­
tempeln, Luxushotels, H errensitzen der neuen Elite und Prachtstraßen 
m it Strömen von M am m utautom obilen w ahre O rgien — wobei man 
allerdings niemals w eit zu gehen braucht, um große Stadtbezirke zu be­
treten, in denen ungepflasterte Straßen eingerahmt sind von H ütten , 
ja  von H öhlen, ohne elementarste hygienische Einrichtungen, und wo 
die einzigen Verkehrsm ittel bestenfalls uralte, stets überfüllte S traßen­
bahnwagen oder Autobusse sind91.“ Es liegt auf der H and , daß hier ein 
N ährboden fü r soziale Spannungen gegeben ist, welche sich den be­
reits bestehenden als weiterer Explosivstoff zugesellen.
D a die Industrialisierung in diesen Ländern ohnehin teilweise ein emo­
tionales Symbol des Fortschritts und der nationalen Erstarkung dar­
stellt, füh rt sie, wenn sie überforciert und überhastet ist, zu Fehlent­
wicklungen und Exzessen, die auf Kosten der relativ  gleichmäßigen 
Entwicklung gehen. Diese entartete Industrialisierung besteht in der 
Verwirklichung hochtrabender Projekte, die viel mehr den M otiven 
des nationalen Prestiges und Stolzes als denen der W irtschaftlichkeit 
und der R entab ilitä t zuzuschreiben sind. Eine E rklärung für solche 
Fehlleitungen w ird  darin  gesehen, daß es bei einer Politik  der W irt­
schaftlichkeit und der R entabilitä t „bedeutend weniger politische Lor­
beeren zu ernten gibt und die erzielten Erfolge auch weniger augen­
fällig in Erscheinung treten, als m it der Errichtung einer glanzvollen 
G roßstadtfassade oder einer rein äußerlichen D ekorationskultur“92.
Eine Rückwirkung dieser einseitigen Industrialisierung besteht in der 
Verminderung der Im portkapazität. Durch die Vernachlässigung der 
Landwirtschaft werden die Exporteinnahm en, welche, im wesentlichen 
und in  manchen Ländern hauptsächlich, aus dem A grarsektor fließen 
und zu r Deckung der E infuhren von Maschinen und industriellen R oh­
stoffen dienen, stark  verm indert. Dies trifft besonders auf Argentinien, 
Chile, U ruguay, weniger dagegen auf Brasilien zu. Eine E rklärung für 
den unterschiedlichen W irkungsgrad dieser S ituation kann man in dem
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U m stand sehen, daß — im Gegensatz zu den anderen Ländern — Brasi­
lien über größere Mengen an industriellen und landwirtschaftlichen 
Rohstoffen verfügt. Abgesehen von solchen Ausnahmen wie Brasilien 
oder auch Mexiko, das als Beispiel für ein vergleichsweise ausgegliche­
neres Wachstum angesehen w erden kann, bleibt für das wirtschaftliche 
Wachstum Lateinam erikas als solches der Zusammenhang zwischen In ­
dustrialisierung und E xport von grundsätzlicher Bedeutung. D azu 
m eint Teichert: „ . . .  the progress of industrialisation in Latin  America 
is intim ately linked w ith  the success of each nation in prom oting its 
own exports, since generally it is only w ith  the proceeds of exports 
th a t a country can cover im port needs and the servicing of foreign 
capital already invested, or tha t m ay be invested in the future. The 
prom otion and diversification of exports must therefore be considered 
a fundam ental aspect of developm ental policy, since it w ould be a 
mistake to assume th a t each republic w ill always be able to  supple­
m ent — through im ports — its own resource base to  the extent th a t its 
internal development m ay require. A  nation’s trad itional exports of 
p rim ary products might not be sufficient to  accomplish this feat93.“ 
E rw ähnensw ert ist in diesem Zusammenhang schließlich das Inflations­
problem . Es handelt sich nicht um die Inflation als Dauererscheinung, 
welche dazu führt, daß z. B. der A ufw andkonsum  stimuliert, die ohne­
hin geringe Spartätigkeit noch m ehr gehemmt und das Volkseinkom­
men noch einseitiger verteilt werden. Vielmehr geht es um die Infla­
tion als Finanzierungsm ittel der Industrialisierung und der W irtschafts­
entwicklung überhaupt. Sie w ird im allgemeinen dam it begründet, daß, 
weil die betreffenden Länder arm, sprich: kapitalarm , sind, Defizit­
finanzierung und daher Inflation sich notwendigerweise aufdrängen, 
wenn die Regierungen, denen ja die Aufgabe der W irtschaftsentwick­
lung zufällt, die notwendigen Investitionen vornehmen sollen. Diese 
A rgum entation scheint — wenn auch nicht gänzlich falsch — so doch 
zum indest irreführend zu sein. Es gibt Länder, in denen Entwicklungs­
program m e ohne großes Defizit durchgeführt w orden sind (Beispiel: 
Mexiko, Ekuador, Costa Rica), andere dagegen, die zw ar eine beträcht­
liche Inflationsrate aufweisen, jedoch angesichts ihrer unterschiedlichen 
W irtschaftsstruktur einen schlüssigen Vergleich nicht erlauben, so z. B. 
Chile und Bolivien, letzteres sogar m it einer schon traditionellen hohen 
Inflationsrate. W ährend Bolivien u. a. über einige H ilfsquellen ver­
fügt, eine schwierige Topographie besitzt und eine niedrige Wachstums­
rate verzeichnet, ist zum Beispiel Chile ein vergleichsweise reiches Land 
m it einer dynamischen Bevölkerung und einer substantiellen Wachs­
tum srate. Die nachstehende Tabelle spiegelt die unterschiedliche Lage
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in den Ländern wider. Sie stellt die jährliche Durchschnittsrate der In ­
flation für die Periode von 1953 bis 1959 und die Indexziffern der 
Lebenshaltungskosten für 1959 einander gegenüber.
Tabelle 10 Indexziffern der Lebenshaltungskosten und jährliche 








Bolivien 3 047 491
Paraguay 245 24,1




Kolumbien 164 1 0 ,6
U ruguay 252 8 ,6
Mexiko 155 9,1
N icaragua 9 6 b -  1,3
Panam a 99 -  0 ,16
El Salvador 107 1 ,1
Venezuela 113 2 ,1
Costa Rica 1 1 2 2
Ekuador 1 0 2 0,33
G uatem ala 104 0 , 6 6
H onduras 109 1,5
Dom. Rep. 103 0,5
Kuba 9 7 c -  0 ,75
H aiti H 3 d 2 , 6
* U N : M onthly Bulletin of Statistics. Vol. 14, Feb. 1960. S. 150 ff.
a m eist fü r  die H a u p ts tad t 
b 1956 
= 1957
d 1958 =  100
In  der Auseinandersetzung über das Inflationsproblem  w ird häufig 
unterstellt, daß sich die Länder m it niedrigster Inflationsrate schneller
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entwickeln als diejenigen m it rasch steigendem Preisniveau. Die in der 
Tabelle gemachten Angaben bestätigen diese Annahme nicht. Wie aus 
der Tabelle ersichtlich ist, lassen sich drei Ländergruppen m it jeweils 
hoher, m ittlerer und niedriger Inflationsrate unterscheiden. Schnell 
sich entwickelnde Länder sind in jeder G ruppe anzutreffen, und nicht 
alle Länder m it hoher Inflationsrate sind stationär oder stagnierend. 
Ferner besteht darüber kein Zweifel, daß die Länder m it niedriger In ­
flationsrate nicht notwendigerweise die reichsten sind. Im  Gegenteil: 
einige von ihnen weisen die niedrigsten Pro-K opf-Einkom m en in La­
teinam erika auf (Ekuador, Guatem ala, H aiti). Sie gehören außerdem 
zu den am wenigsten industrialisierten Ländern Lateinamerikas. 
Abschließend kann m an feststellen, daß eine Inflationsrate von mehr 
als 15%  jährlich das Wirtschaftswachstum verlangsam t zu haben 
scheint oder zum indest die vorangegangene W achstumsrate verm indert 
hat. Ü ber 15%  hinaus kann das genaue Verhältnis zwischen Inflation 
und W irtschaftsentwicklung nicht eindeutig aufgezeigt werden, weil 
Länder m it m ittlerer Inflationsrate sich schneller entwickelt haben als 
diejenigen ohne Inflation oder m it niedriger Inflationsrate94. Dabei soll 
nicht übersehen werden, daß eine m ittlere oder gar hohe Inflationsrate 
zum indest eine gewisse Unsicherheit im A blauf der W irtschaftsvor­
gänge m it sich bringt, was die Pläne der W irtschaftsentwicklung selbst 
gefährdet. Als Faustregel kann aber gelten, daß weder die fehlende 
Inflation eine G arantie für Wirtschaftswachstum, noch deren V orhan­
densein ein Symptom fü r Regression darstellt. „ I t is not inflation as 
such th a t hinders developm ent in every instance, but ra ther the fact 
th a t in some nations inflation necessitates governm ent intervention 
which in tu rn  becomes the real brake on development. I t  is only in 
this indirect sense th a t we could definitely say th a t inflation in the 
long run might hinder development, or a t least slow dow n the poten­
tial rate of growth, since it  is w ith  inflation and w ith  controls that 
most of the tw enty Latin  American republics are growing95.“
M it dem Industrialisierungsprozeß ergab sich zugleich die Möglichkeit, 
die politische W illensbildung zu beeinflussen96. In  dem M aße, wie diese 
Entwicklung an Boden gewann, verm ehrten sich der ausländische K a­
pitalzufluß als das begehrte M ittel zur Erreichung der gesteckten Ziele 
und dam it dessen Einflußmöglichkeiten auf Entscheidungen wirtschaft­
licher und politischer N a tu r  der betreffenden Länder. Nach Behrendt 
w ar es unvermeidlich, „daß (die finanziellen Hilfeleistungen) von poli­
tischen Erwägungen beeinflußt w urden, daß sie demzufolge nicht
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immer den wirtschaftlich dringlichsten und produktivsten Zwecken zu­
gute kam en und daß sie in mehr als einem Falle zur M ilderung der 
Folgen verfehlter wirtschaftlicher M aßnahm en latein-amerikanischer 
Regierungen dienten und auf diese Weise die Beibehaltung unrealisti­
scher und anti-ökonomischer Einstellungen ermöglichten und eine Rück­
kehr zu rationalen und freiheitlicheren Formen der W irtschaftsorgani­
sation verhinderten“97.
Die Kapitalgew ährung, die auch entscheidende Fragen des politischen 
und sozialen Lebens berührt, w ird daher nicht ohne G rund hier unter 
den politischen Faktoren der Industrialisierung behandelt, zum al da 
bestimmte Verbindungen, ja W echselwirkungen zwischen ihr und dem 
sogenannten W irtschaftsnationalismus bestehen. Gegen die zunehmende 
„Ü berfrem dung“ des einheimischen Wirtschafts- und politischen Lebens 
liefen nämlich immer stärker werdende nationalistische Kräfte Sturm, 
die sich das Ziel setzten, die eigene N ation  wirtschaftlich „stark und 
unabhängig“ zu machen. A uf diese Kräfte w ar die Nationalisierungs­
welle zurückzuführen, die in den dreißiger Jahren  Lateinam erika über­
flutete: sie begünstigte vor und nach dem zweiten W eltkriege das E n t­
stehen bzw. das E rstarken dieses Wirtschaftsnationalismus, der heut­
zutage zu einem nicht mehr wegzudenkenden Element des Wirtschafts­
lebens vieler Länder geworden ist. „Der N ationalism us setzt heutzutage 
gleichsam den Rahm en für die gesamte W irtschaftspolitik. E r w ird 
von fast allen Klassen und Interessengruppen geteilt“98. Bei der E r­
m ittlung der kausalen Zusammenhänge, die manchen reformistischen 
und revolutionären Bestrebungen zugrundeliegen, hat er sich vielfach 
als eine der wirksamsten Triebkräfte erwiesen.
Bis zum ersten W eltkrieg war, wie bereits an früherer Stelle (S. 25) 
erw ähnt, G roßbritannien hauptsächlicher K apitalgeber Lateinamerikas. 
Nach dem Kriege w urde es von den USA allmählich verdrängt, die 
dank  ihrer gleichzeitig zunehmenden W eltstellung ihre Position aus- 
bauten und sie dann nach dem zweiten W eltkrieg eindeutig durch­
setzten. In  den folgenden Ausführungen werden deshalb die nordam e­
rikanischen K apitalinvestitionen besonders hervorgehoben. D a sie in 
erster Linie m it der Problem atik des W irtschaftsnationalismus eng Z u ­
sammenhängen, sind sie ohnehin für die Untersuchung von ausschlag­
gebender Bedeutung.
A uf eine D arstellung der Investitionen anderer europäischer Staaten 
kann  verzichtet werden, weil sie in der betrachteten Periode — im 
Gegensatz zu den britischen und vor allem den amerikanischen — 
nicht vermocht haben, das wirtschaftliche Gesicht Lateinam erikas in
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entscheidendem M aße zu w andeln und zu prägen. Ergänzend sei jedoch 
hinzugefiigt, daß die Erholung der westeuropäischen W irtschaften nach 
1945, genauer ab 1952, deren Einfluß auf die lateinamerikanische W irt­
schaft zunehmend verstärk t hat. Diese Entwicklung machte sich beson­
ders 1957 bem erkbar, als die K apitalinvestitionen der Bundesrepublik 
Deutschland, Frankreichs und der Schweiz an Um fang gewannen09.
Als mögliche Vergleichsbasis zum amerikanischen K apital in Latein­
am erika gibt die nachstehende Tabelle die entsprechenden Zahlen für 
G roßbritannien von 1913 bis 1951.
Tabelle 11 Britische Investitionen in Lateinam erika 1913, 1930, 
1938, 1951
W ertpapiere (in Mill. £) Regierungs- und Ge-
meindeanleihen
Jahre: 1913 1930 1938 1951 1930 1938 1951
Insges.: 757 694 754 245 — 173 44
N . B. D ie Z ahlen sind in N om inalw erten  angegeben. D er Vergleich m it den 
amerikanischen Zahlen h a t infolgedessen beschränkte G eltung, da diese 
R ealw erte darstellen. — U N : Foreign C ap ita l . . . ,  S. 156.
Die nun folgende Untersuchung des U S-K apitals in Lateinam erika 
um faßt zunächst dessen U m fang für bestimmte Jahre, und zw ar so­
wohl als direkte Investitionen wie als Anleihen der US-Regierung 
über die E xport-Im port-B ank an Lateinam erika. Um  eine Vorstellung 
auch über einige Wirtschaftszweige, denen dieses K apital zugute kam, 
zu verm itteln, folgt dann eine entsprechende Darstellung. An diese 
schließt sich eine Analyse des G anzen unter Berücksichtigung z. B. der 
S truk tur und Arbeitsweise des K apitals, dessen Entwicklung unter 
dem Einfluß politischer Ström ungen (New Deal, Nationalism us) an. 
D a nach 1945 Bestrebungen zur „Internationalisierung“ des in Latein­
am erika arbeitenden A uslandskapitals immer m ehr an Boden gewan­
nen, w ird auch die K apitalgew ährung internationaler O rganisationen 
(W eltbank, In ternational Finance Corporation) in Betracht gezogen.
Die Periode zwischen 1930 und 1939 kennzeichneten ständige po li­
tische und soziale U nruhen in Lateinam erika. Sie bot also nicht 
die gewünschte A tm osphäre für einen verm ehrten K apitalzufluß aus 
dem Ausland. Das in Lateinam erika investierte U S-K apital ging von
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Tabelle 12 D irekte11 US-•Investitionen in Lateinam erika
1929, 1936, 1943, 1950, 1952 — in Mill. D ollar
Land 1929 1936 1943 1950 1952
Argentinien 331,8 348,3 380,1 355,6 393
Bolivien 61,6 18,3 13,2 10,8 —
Brasilien 193,6 194,3 232,7 644,2 1013
Chile 422,6 483,7 328,3 540,1 623
Costa Rica 22,2 13,3 30,4 60,0 61
Dom. Rep. 69,3 40,7 70,5 105,7 123
Ekuador 11,8 4,9 10,8 14,2 14
El Salvador 29,5 17,2 14,9 18,5 —
Guatem ala 70,0 50,4 86,9 105,9 108
H aiti 14,2 9,7 14,1 12,7 —
H onduras 71,5 36,4 37,0 61,9 81
Kolumbien 124,0 107,5 117,0 193,4 234
K uba 919,0 666,3 526,3 642,4 686
M exiko 682,5 479,5 286,3 414,5 490
N icaragua 13,0 4,5 4,0 9,0 —
Panam a 28,5 26,7 110,3 348,0 383
P araguay und
U ruguay 40,5 19,0 14,8 61,0 71b
Peru 123,7 96,1 70,8 144,5 230
Venezuela 232,5 186,3 372,8 993,0 1184
Insgesamt: 3461,9 2803,0 2721,2 4735,2 5758
Q uelle: U N : FC in LA. S. 159.
a D er hier verw endete Begriff schließt die Auslandszweige und  N iederlassun­
gen von U nternehm ungen, die zw ar in den USA eingetragen sind, aber 
Ausländern gehören, aus; nicht einbegriffen sind auch Aktiengesellschaften 
des Auslandes, deren A ktien im  allgemeinen in den USA gehalten w erden, 
aber ohne beherrschende Beteiligung der USA an deren H andhabung, 
b nu r U ruguay; P araguay  in der Gesamtsumme einbegriffen.
F ür die Gesamtsumme — ausgenommen Spalte 1943 — läß t sich bei den 
Spalten 1929—1936 eine Abweichung um je 0,1 M ill., bei der Spalte 1950 
um  0 ,2  M ill. feststellen. D ie fü r Spalte 1952 ausgewiesene Gesamtsumme 
zeigt eine Abweichung um 64 M ill., welche verm utlich fü r Paraguay  stehen 
dürfte.
F ür den Z eitraum  von 1946 bis 1958 w erden die direkten  Investitionen 
der USA in L ateinam erika auf m ehr als }/$ der gesamten US-A uslandsin- 
vestitionen geschätzt. Danach w ürden sie von 3 bis 8 M rd. D ollar betragen 
(ESLA 1958 S. 42, Fußnote  8 ).
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Tabelle 13 Anleihen der U S-Export-Im port-B ank an Lateinam e­
rika 1 9 5 0 -1 9 5 7  in Mill. D ollar
1950 1951 1952 1953 1954 1955 1956 1957
N eu ausgeschrieben 188 131 156 31 I a 153 220 420 250
Für Entwicklungs­
projekte 50 37 97 98 108 73 75 181
Für Zwecke der 
Zahlungsbilanz 24 92 5 300 — 45 — 53
Gesamtauszahlungen 74 129 102 398 108 118 75 234
A m ortisations­
zahlungen - 4 6 - 3 9 -4 3 - 4 6 - 8 5 -1 1 8 -1 3 0 -1 3 0
Empfangener
N ettobetrag 28 90 59 352 23 — - 5 5 104
Quelle: ESLA 1957. S. 58.
a Einbegriffen eine Anleihe von 300 M ill. D o lla r an Brasilien fü r Zwecke 
der Zahlungsbilanz.
Tabelle 14 U S-Investitionen in Lateinam erika nach Industrien
1 9 5 4 -1 9 5 7 , in Mill. D ollar
Industrie 1954 1955 1956 1957
Erdöl Insgesamt für 
Lateinam erika —22a 49 365 580
(Venezuela"') 7 24 333 480
Bergbau und Stahl 17 6 50 75
Verarbeitende 24 60 76 185
Andere 68 26 121 160
Insgesamt: 88aa 141b 612 1000
Q uelle: ESLA 1957. S. 53.
* In  der Gesamtsumme nicht einbegriffen.
a D ie im L ande erzielten G ewinne überschritten die Investitionen und erm ög­
lichten K ap ita ltran sfe r ins Ausland, 
aa G enauer: 87 M ill., obwohl 88 M ill. im  T ext angegeben, wahrscheinlich als 
Schätzung.
b F ür 1955 ist die Gesamtsumme auf 193 M ill. D o lla r rev id iert worden.
3,4 M rd. D ollar im Jahre 1929 auf 2,8 M rd. D ollar im Jahre 1936 
zurück (Tab. 12). In einzelnen Ländern, wie Argentinien, U ruguay 
und Brasilien, überwog noch das britische das amerikanische K apital.
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D er entscheidende W andel vollzog sich jedoch nach dem letzten W elt­
krieg: die britischen K apitalanlagen in  Lateinam erika verm inderten 
sich nämlich von 754 Mill. P fund im Jahre  1938 auf 245 Mill. P fund 
im Jahre  1951 (Tab. 11).
Von 1945 bis 1952 kam  das Gros der D irektinvestitionen in Latein- 
am erika aus den USA. Diese w aren in dieser Zeit das einzige Land, 
das über genügend große Reserven an Sparguthaben verfügte, um sie 
in der sich entwickelnden Erdölindustrie — besonders in Venezuela — 
anzulegen. Von 1952 an hörten jedoch die Erdölinvestitionen auf, die 
größte Rolle zu spielen. Beträchtliche Investitionen fanden auch in der 
verarbeitenden und in der M etallindustrie statt. N icht zuletzt trug der 
K oreakrieg dazu bei, sie auf andere, geographisch und wirtschaftlich 
neue Investitionsfelder zu verlagern.
Ein Rückgang der Investitionen machte sich 1953/1954 vor allem aus 
zwei G ründen bem erkbar: 1. D er Umschlag des Booms in die Rezession 
reduzierte in den USA den A nreiz für Auslandsinvestitionen; 2. dieser 
Rückgang w ar auch eine Reaktion auf die Krise der amerikanischen 
Zahlungsbilanz im Jahre 1952 und auf die entsprechenden M aßnah­
men, zu denen sich einige Länder veran laß t fühlten. Erw ähnensw ert 
ist hier die Neubelebung der Investitionen aus der Bundesrepublik 
Deutschland nach einer Periode der totalen Stagnation.
Die Aufwärtsbewegung setzte 1955 ein und beschleunigte sich. H au p t­
grund w ar die erneute Steigerung der Erdölinvestitionen in Venezuela, 
Peru, Bolivien, Argentinien, Chile und Mexiko. Die Suez-Krise gab 
hierzu einen spürbaren Anstoß. U nter den Ländern Europas, deren 
Investitionen sich in Lateinam erika 1956/1957 verstärkten, verdienen 
G roßbritannien, die N iederlande und wiederum die Bundesrepublik 
Deutschland Erwähnung. Für diese erreichten die lateinamerikanischen 
Investitionen in der betrachteten Periode einen jährlichen D urchsdm itt 
von 32 Mill. D ollar im Vergleich zu 11 Mill. D ollar für 1952 bis 
1955100. 1958 gingen die Investitionen in Lateinam erika abermals zu ­
rück, da die direkten Privatinvestitionen sich erheblich verm inderten, 
dies hauptsächlich deswegen, weil die offiziellen Anleihen und Schen­
kungen an Um fang Zunahmen (siehe unten: Anleihen der Exim bank 
1958) und die m ittelfristigen Privatkreditinvestitionen das N iveau 
von 1957 beibehielten. D ie USA bleiben nach wie vor der H au p t­
kapitalgeber Lateinamerikas, wenn auch je tzt m it zunehmender in ter­
nationaler Beteiligung vor allem W esteuropas und Japans. 
Charakteristisch für das in Lateinam erika arbeitende amerikanische 
K ap ital ist, daß es sich zum  größten Teil um K onzernkapital handelt. 
Die wichtigsten US-Unternehm en in Lateinam erika sind entweder Fi-
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lialen der in den Vereinigten S taaten etablierten Muttergesellschaften 
oder zusammengeschweißt aus lokalen und europäischen Unternehmen, 
denen man form al und äußerlich einen gewissen G rad der Selbständig­
keit gelassen hat. So sind auch manche britisch-lateinamerikanischen 
K apitalanlagen amerikanischen Ursprungs, und in vielen britisch fir­
mierenden Gesellschaften findet m an V ertreter des amerikanischen K a­
pitals. D a die amerikanischen Trusts, wenn sie — wie es häufig der 
Fall ist — nur auf Personalunion gestellt sind und in verschiedenen 
Ländern unter dem Deckmantel nationaler Gesellschaften arbeiten, 
von dem betreffenden Lande aus praktisch unangreifbar sind, w ird 
ihr großer wirtschaftlicher und politischer Einfluß von den Latein­
am erikanern nicht ohne Sorge betrachtet101.
Diese Bedenken gegen das amerikanische K apital versudnen die USA 
im Rahm en der Rooseveltschen Politik  der „guten Nachbarschaft“ ab­
zubauen. Als neue Grundlage für die interamerikanischen Beziehungen 
w urde auf der panamerikanischen Konferenz von M ontevideo im 
Dezember 1933 die Klausel der Nichteinmischung in die inneren oder 
äußeren Angelegenheiten eines anderen Staates angenommen. Es w urde 
aber — sehr wahrscheinlich m it Recht — darauf hingewiesen, daß diese 
ideologische K ehrtw endung auch ihre „realistischen“ M otive gehabt 
habe, wie z. B. „der Bedarf nach strategischen Rohstoffen im Flinblick 
auf den Verlust oder die G efährdung norm aler Bezugsquellen in an­
deren K ontinenten, und der Wunsch, der G efahr der Infiltration  der 
to ta litären  Mächte in den südlichen N achbarländern zu begegnen“102. 
Wie dem auch sei, es w urden drei Jahre später, auf der K onferenz von 
Buenos Aires, zwei Beschlüsse gefaßt, die dazu dienen sollten, dem 
M ißtrauen und der zunehmenden „A nti-Y ankee-Einstellung“ Latein­
amerikas entgegenzuwirken: eine stufenweise H erabsetzung der Zoll­
tarife  und die Partnerschaftspolitik als Richtlinie fü r den interam eri­
kanischen H andel. A uf allen folgenden panamerikanischen K onferen­
zen von 1938 bis 1945 w urden weitere Beschlüsse gefaßt oder Em p­
fehlungen in diesem Sinne gegeben. Vor allem w urde eine engere w irt­
schaftliche Zusam m enarbeit gefordert. Aber es blieb oft nur bei den 
Empfehlungen. D ie USA haben sich häufig zum W ortführer dieser 
Bestrebungen gemacht, ihre Wünsche scheiterten jedoch an dem M iß­
trauen der Lateinam erikaner, die immer fürchteten, wirtschaftlich 
oder politisch unter nordamerikanische Herrschaft zu kommen.
Nach 1945 w urden die Bemühungen um die „Liberalisierung“ der 
interamerikanischen wirtschaftlichen Beziehungen fortgesetzt. Eine we­
sentliche Rolle fiel dabei der U S-Export-Im port-B ank (Eximbank) zu, 
die zw ar seit 1934 zu funktionieren begonnen hatte, jedoch für Latein­
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am erika besonders nach 1945 in Erscheinung tra t (siehe Tab. 13). Ih r 
erklärter H auptzw eck ist die Förderung des amerikanischen in terna­
tionalen Handels. Ihre Geschäfte tragen aber faktisch zur Im port­
kapazitä t und zum Wirtschaftswachstum Lateinam erikas bei. Die mei­
sten ihrer Anleihen haben langfristigen C harakter, müssen aber dafür, 
wenn sie zum K auf technischer Ausstattungen verw endet werden, in 
Am erika hergestelltes M aterial beziehen und schließlich der Durch­
führung eines wohldefinierten Entwicklungsprojektes gewidmet w er­
den103.
1958 betrugen die neuausgeschriebenen Anleihen der Bank an 15 Län­
der Lateinam erikas 477 Mill. D ollar — die höchste jemals in den 25 
Jahren ihrer Existenz an die westliche H em isphäre gewährte Gesamt­
summe. Ende Dezember 1958 erreichten die gesamten, überhaupt für 
Lateinam erika ausgeschriebenen K redite 3700 Mill. D ollar im Ver­
gleich zu 3600 Mill. D ollar an Europa. U nter den oben erw ähnten 
477 Mill. D ollar w aren 219 Mill. D ollar für Entwicklungsprojekte und 
258 Mill. D ollar fü r Zwecke der Zahlungsbilanz bestimmt. Die höch­
sten K reditraten  für Entwicklungsprojekte gingen an Argentinien (106 
Mill.), Brasilien (25 M ill.), M exiko (35 Mill.) und Peru (19 M ill.)104. 
Das jüngste amerikanische H ilfsprogram m  fü r Lateinam erika besteht 
in der sogenannten „A lianza para  el progreso“, die die K ennedy-Re­
gierung im Anschluß an die interamerikanische Bogotá-Konferenz 
vom September 1960 vor dem amerikanischen Kongreß am 14. M ärz 
1961 verkündete. Das Program m  sieht einen K redit von 500 Mill. 
D ollar vor (der bereits von der Eisenhower-Regierung angeregt w or­
den w ar); dieser K red it geht an den „Interamerikanischen Fonds für 
sozialen Fortschritt“. N eu — und zugleich problematisch — an diesem 
Program m  ist, daß es die Gewährung der W irtschaftshilfe von der Rea­
lisierung gewisser innerer Reformen, darunter der A grarreform , ab­
hängig macht. In  der Botschaft des Präsidenten heißt es: „Von Anfang 
an w ird die U nterstützung aus dem Sozialfonds nur unter der Bedin­
gung gew ährt werden, daß solche M aßnahm en ergriffen werden. Den 
V orrang hierfür werden Projekte nicht nur nach M aßgabe der Be­
dürftigkeit haben, sondern auch nach Maßgabe der von den Regie­
rungen bewiesenen Bereitschaft, Reformen an ihren eigenen Institu ­
tionen vorzunehmen, die einen wirklich dauerhaften sozialen F ort­
schritt versprechen . .  ,“105. D a dem Program m  eine Entwicklung von 
10 Jahren zugrunde gelegt w urde (in der sog. C harta  von P unta del 
Este vom 17. August 1961), w ird  sich die gesamte H ilfe bei einer 
Jahresrate von 2 M rd. D ollar auf 20 M rd. D ollar belaufen. D aran 
wollen sich die USA m it 1,1 M rd. D ollar beteiligen, w ährend die rest­
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liehe Summe auf die W eltbank, die Interam erikanische Entwicklungs­
bank und sonstige ausländische P riva t- und öffentliche Institutionen 
entfallen soll, und zw ar zu je 300 Mill. D o lla r106.
An diesem Beispiel zeigt sich auch, daß internationale Organisationen 
zur K apitalausstattung Lateinamerikas herangezogen werden. Zu die­
ser Entwicklung haben die Errichtung internationaler Institutionen 
wie z. B. der W eltbank, der In ternational Finance C orporation (IFC), 
des Internationalen W ährungsfonds (IM F) sowie die zunehmende 
Ü bernahm e wirtschaftlicher Aufgaben durch die zuständigen Spezial­
abteilungen der U N  (besonders fü r Lateinam erika: die Economic 
Commission for Latin America =  ECLA) wesentlich beigetragen. U nd 
nicht zuletzt die Integrationsbestrebungen der lateinamerikanischen 
Länder selbst (siehe Abschnitt „W irtschaftsnationalismus“) werden 
dieser Entwicklung einen weiteren Impuls geben.
Von den internationalen Organisationen seien hier die W eltbank und 
die IFC  hervorgehoben107. Die vom IM F gew ährten K redite sollen 
vorübergehende Defizite der Zahlungsbilanz beheben helfen; dessen 
Geschäfte können infolgedessen als Vorgänge ausgleichender N a tu r 
betrachtet werden. Dagegen sind die Anleihen der W eltbank ähnlich 
denjenigen der US-Eximbank. Sie werden z. B. auf die H öhe der für 
das vorgelegte P rojekt notwendigen Im portkosten beschränkt. K redite 
werden in der Regel nicht gewährt, wenn das kreditsuchende Land sie 
anderweitig beziehen kann, wenn dessen K reditw ürdigkeit als un­
genügend betrachtet w ird oder wenn es seinen Auslandsschuldendienst 
einseitig eingestellt hat. Zwischen beiden Banken (Exim bank und W elt­
bank) bestehen aber wichtige Unterschiede. So können — im Gegensatz 
zur ersten — die m it den Anleihen der W eltbank vorgenommenen 
K äufe in jedem beliebigen Land stattfinden; zum  anderen, was die 
Bank selbst anbelangt, sind ihre Finanzquellen bescheidener als die der 
Eximbank.
Die nachstehende Tabelle 15 zeigt ihre Anleihen an Lateinam erika für 
den Zeitraum  von 1950 bis 1958.
Zwischen 1951 und 1955 bewegte sich der gesamte K redit der W elt­
bank an Lateinam erika um einen Durchschnitt von 60 Mill. D ollar. 
1956 läß t sich ein relativer Aufschwung feststellen, der 1957 noch stär­
ker in Erscheinung tra t. D ie 1958 ausgezahlten K redite w aren aller­
dings um fast 5 0 %  niedriger als im vorangegangenen Jahr. Bemerkens­
w ert ist dabei, daß m ehr als 80 %  dieser Summe an Brasilien, K olum ­
bien und Mexiko vergeben wurden, um Entwicklungsprojekte im Ener­
giesektor zu finanzieren.
Betrachtet m an die Tätigkeit der Bank Lateinam erika gegenüber im
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Tabelle 15 Anleihen der W eltbank an Lateinam erika 1950—1958* 
in Mill. D ollar
1950 1951 1952 1953 1954 1955 1956 1957 1958
Neuausge­
schrieben 53 85 54 30 100 123 73
Auszahlungen 39 57 66 60 69 78 100 162 76,3
Am ortisations­
zahlungen — — - 1 - 2 - 7 - 1 3 - 2 0 - 3 0 - 3 2
Em pfangener
N ettobetrag 39 57 65 58 62 65 80 132 44,3
* ESLA 1957. S. 61; fü r 1957-1958, ESLA 1958. S. 46.
großen und ganzen, so kam en diesem Gebiet zwischen 1948 und 1958 
2 5 %  der gesamten Anleihen der W eltbank — gegenüber 5 %  zwischen 
1946 und 1949 — zugute. Es ist also nicht zu übersehen, daß die W elt­
bank  eine zunehmend große Rolle in der K apitalversorgung Latein­
amerikas spielt.
Was die In ternational Finance C orporation, die ihre Geschäfte erst im 
Jahre  1957 aufnahm, anbelangt, so ist ihr erklärter Zweck, das Wachs­
tum  der weniger entwickelten ihrer M itgliedsländer zu fördern. Dies 
geschieht durch in Privatunternehm ungen angelegte Investitionen, w el­
che von staatlichen G arantien nicht gedeckt zu werden brauchen. Die 
IFC , die der W eltbank angeschlossen ist, finanzierte 1957 in  Latein­
am erika nur ein einziges P rojekt in M exiko m it einem Betrag von 
560 000 D ollar. 1958 erreichte ih r Anleiheanteil an Lateinam erika fast 
5 Mill. D ollar, darunter 7 0 %  an Brasilien und der Rest an Mexiko 
und Chile.
Aus der dargestellten Entwicklung des A uslandskapitals geht hervor, 
daß über seine N otw endigkeit fü r die wirtschaftliche Entwicklung La­
teinam erikas kein Zweifel bestehen kann. Die Fehlleitungen, die hier 
und da vorgekommen sind, dürfen nicht den Blick für die großen F ort­
schritte trüben, die Lateinam erika den Auslandsinvestitionen verdankt. 
Sie versetzten die Regierungen in die Lage, über große K apitalbeträge 
zu verfügen und sie dort einzusetzen, wo es den Bedürfnissen der Län­
der am meisten zu entsprechen schien. Die Bestrebungen zur „In terna­
tionalisierung“ dieses A uslandskapitals bedeuten keineswegs Verzicht 
auf bilaterale K apitalhilfe, was einer Verzögerung der wirtschaftlichen 
Entwicklung um viele Jahre  gleichkäme. Sie entsprechen vielmehr dem 
Wunsch der lateinamerikanischen Staaten, die Herrschaft einzelner
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Kapitalgeber möglichst auszuschalten, sowie ihrem  Streben nach w irt­
schaftlicher Selbstbestimmung. Beides bildet den eigentlichen K ern des 
sog. Wirtschaftsnationalismus.
Als Bewegung gegen die Herrschaft ausländischen K apitals und fü r die 
autonome Gestaltung der einheimischen W irtschaft kann  der W irt­
schaftsnationalismus Lateinam erikas in drei Perioden eingeteilt w er­
den:
Die erste Periode reicht vom Ende des 19. bzw. A nfang des 20. Ja h r­
hunderts bis ungefähr in das Jah r 1933. Sie ist durch die Entstehung 
verschiedener D oktrinen gekennzeichnet, die von südamerikanischen 
Juristen als M ittel zu r Eindäm m ung des Einflusses des A uslandskapi­
tals aufgestellt wurden. Die bekanntesten w aren die C alvo-D oktrin  
(1868), später durch die sogenannte Calvo-Klausel ergänzt, und die 
D rago-D oktrin  (1902)108. Von einigen Unterschieden abgesehen bestand 
ih r Zweck vor allem darin, den H erkunftsländern der ausländischen 
K apitalgeber gewisse Rechte zur In tervention zu nehmen. D am it sollte 
in erster Linie militärischen A ktionen vorgebeugt werden.
Diesen D oktrinen trugen viele südamerikanische S taaten insofern Rech­
nung, als sie sie in ihre Verfassung übernahm en oder als Richtlinien 
für den Abschluß von W irtschaftsverträgen m it ausländischen U nter­
nehmen oder K apitalgebern betrachteten. Aber sie w urden nicht in der 
internationalen Praxis als allgemeingültige Gesetze anerkannt und 
konnten deshalb die unerwünschten Interventionen in vielen Ländern 
nicht verhindern. 1933 w urden sie praktisch gegenstandslos, als die in­
teramerikanische K onferenz von M ontevideo das P rinzip der N ichtein­
mischung verkündete.
Die zweite Periode, die hierm it einsetzte, um faßt die Zeitspanne von 
1933 bis etwa 1948/1949. Sie ist sozusagen die Bewährungsperiode des 
Wirtschaftsnationalismus, eine Periode, in der m an zur praktischen 
D urchführung dieses N ationalism us überging. Die schon erw ähnten 
Nationalisierungsbestrebungen w urden in  manchen Ländern W irklich­
keit: Mexiko enteignete die britische und amerikanische Ö lindustrie, 
Argentinien nationalisierte seine Eisenbahnen, das Nachrichtenwesen, 
das Fernsprechwesen und die K raftanlagen; Brasilien tra f  V orkehrun­
gen für die allmähliche Verstaatlichung der M ineralvorkom m en, W as­
serfälle und sonstigen K raftquellen sowie der Banken und des Ver­
sicherungswesens. Andere Länder, wie z. B. Peru, Kolumbien, führten 
staatliche Vorschriften und K ontrollen verschiedenen Grades ein.
Von 1950 an und bis zum  heutigen Tage hat zw ar der W irtschaftsna­
tionalismus an Stärke und G estalt gewonnen, ist jedoch durch unver­
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kennbare Anpassungstendenzen, die der „internationalen In terdepen­
denz“ Rechnung tragen, mehr und mehr geprägt worden. M an kann 
z.B . auf Bolivien hinweisen, das 1953 die drei großen Zinnkonzerne 
des Landes, an denen amerikanisches K apital beteiligt w ar, enteignete 
und doch neue Investitionen aus den USA — wenn auch unter anderen 
Bedingungen — suchte. 1958 bemühten sich mehrere lateinam erikani­
sche Länder, Erleichterungen in ihre Finanzsysteme einzubauen, um 
das Auslandsinvestitionskapital zu begünstigen: zw ar Unterzeichnete 
dam als nur H onduras ein Abkommen auf diesem Gebiet m it den USA, 
aber Chile, Kuba, Mexiko, Peru und U ruguay verhandelten über die 
M öglichkeit eines Abkommens, das die Doppelbesteuerung verhindern 
sollte; schließlich kam en zwischen Argentinien und mehreren Auslands­
unternehm ungen verschiedene Arrangements über die Erforschung und 
Beförderung von Petroleum  zustande109.
N ach Teichert könnte m an in dieser Hinsicht von einer „K onterrevo­
lution in der W irtschaftspolitik“ sprechen, so sehr habe sich die allge­
meine H altung  (gegenüber dem A uslandskapital) geändert110.
Zur „M odernisierung“ des W irtschaftsnationalismus tragen nicht zu­
le tz t die wirtschaftlichen Integrationsbestrebungen der lateinam erika­
nischen Länder selbst bei111. Als G ründe für die Integration  lassen sich 
anführen: 1. die Tendenz, ein Gegengewicht zur Europäischen W irt­
schaftsgemeinschaft darzustellen; 2. der Wunsch, die Interessen der 
R ohstoffländer einheitlich und dam it w irkungsvoller auf den W elt­
m ärkten zu vertreten; 3. vor allem das Bemühen jedes einzelnen Lan­
des, das Wachstum seiner Volkswirtschaft zu beschleunigen und der 
äußerst schnellen Bevölkerungszunahme anzugleichen.
Es haben sich drei regionale Gruppierungen gebildet:
a) M ittelam erika (Costa Rica, El Salvador, Guatem ala, H onduras, 
N icaragua),
b) Südam erika —m it der sog. „Lateinamerikanischen Freihandelszone“ 
(Argentinien, Brasilien — evtl. Bolivien —, Chile, Peru, P araguay und 
U ruguay), der sich M exiko angeschlossen hat,
c) die nördlichen Länder des Subkontinents (Kolumbien, Ekuador, 
Panam a, Venezuela).
Nachdem sich die fünf Republiken der ersten G ruppe bereits 1951 zur 
„O rganización de Estados Centroam ericanos“ (ODECA), einer losen 
Staatenvereinigung, zusammengeschlossen hatten, vereinbarten sie eine 
gemeinsame Zollnom enklatur (N om enclatura A rancelaria Uniform e 
Centro-A m ericana-N A U CA ) und schlossen zahlreiche bilaterale Frei­
handelsabkommen ab, die dann im Jahre 1958 durch die sog. „Verträge 
von  Tegucigalpa“ in ein m ultilaterales Vertragswerk, den „Tratado
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M ultilateral de Libre Comercio e Integración C entroam ericana“, ein­
gebaut wurden. Ziel dieses Vertrages ist die Errichtung einer Zollunion 
innerhalb von zehn Jahren unter Aufstellung eines gemeinsamen A ußen­
zolls, der nach einem Zusatzabkom m en vom September 1959 inner­
halb von fünf Jahren eingeführt werden soll. D er zweite V ertrag von 
Tegucigalpa, der „Convenio sobre el Regimen de Industrias C entro­
americanas de Integración“, strebt die Ausschaltung unrentabler Indu ­
striezweige und die K oordinierung der Industrieproduktion in den 
fünf Republiken an. Ferner haben sich drei Länder der Fünfer-Gem ein­
schaft (El Salvador, Guatem ala, H onduras) durch einen V ertrag vom 
6. Februar 1960 zu einer „Asociación Económ ica“ zusammenge­
schlossen, um die Entwicklung des gemeinsamen M arktes wie auch die 
des Gebietes im allgemeinen zu beschleunigen und den Lebensstandard 
ihrer Bevölkerung zu heben. Als Letztes ist die Errichtung der „Zen­
tralamerikanischen Bank für wirtschaftliche In tegration“ (Banco Cen­
troam ericano de Integración Económica) aus demselben Jah r zu er­
wähnen. Ihre Aufgabe besteht in „der Förderung in- und ausländischer 
Kapitalinvestitionen und solcher wirtschaftlicher Projekte, die geeignet 
sind, die W irtschaft der einzelnen Länder aufeinander abzustimmen“112. 
Was den in M ontevideo am 18. Februar 1960 Unterzeichneten „V ertrag 
über die lateinamerikanische Freihandelszone“ anbelangt, so verdankt 
er sein Entstehen vor allem der „Comisión Económica para  América 
L atina“ (CEPAL), der UN-W irtschaftskommission für Lateinam erika, 
die bereits seit einem Jahrzehn t verschiedene Vorschläge zur Errich­
tung von übernationalen W irtschaftsorganisationen in Süd- und M ittel­
am erika vorgelegt hatte. Die Freihandelszone soll durch den stufen­
weisen Abbau (8 %  pro  Jahr) der Binnenzölle und aller sonstigen Ex­
portbeschränkungen innerhalb von 12 Jahren verw irklicht werden. 
Ferner gibt es Bestrebungen, die auf eine engere wirtschaftliche Zusam­
m enarbeit zwischen Kolumbien, Ekuador und Venezuela (bei einigen 
Projekten einschließlich Panam as) hinzielen. Es bleibt jedoch abzuw ar­
ten, ob sich diese ehemaligen B olivar-Staaten zu einer eigenen W irt­
schaftsgemeinschaft zusammenschließen und sich als solche der „Latein­
amerikanischen Freihandelszone“ assoziieren oder ob jedes Land für 
sich später einmal dem M ontevideo-V ertrag beitreten wird.
Eine wesentliche Rolle in der W irtschaftsentwicklung Lateinam erikas 
w ird schließlich die „Interamerikanische Entw icklungsbank“ (Banco 
Interam ericano de Desarrollo-BID) spielen. D er Zweck der am 1. O k­
tober 1960 geschaffenen Bank ist nicht sosehr in der Gewährung um­
fassender Entwicklungsanleihen zu sehen, als vielmehr in der Vorbe­
reitung von Entwicklungsplänen auf privatem  und öffentlichem Ge­
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biet. Eine weitere wichtige H ilfe  fü r Lateinam erika sieht die Bank in 
der Bereitstellung von Technikern und Experten sowie in der U nter­
stützung kleinerer und m ittlerer Betriebe.
Zur Beurteilung dieser Integrationsbestrebungen kann der derzeitige 
D irek tor der UN-Kom m ission für Lateinam erika, V ictor L. Urquidi, 
zitiert w erden: „D ie abgeschlossenen Verträge, insbesondere der Ver­
trag von M ontevideo, sind ein Zeichen für die Reife, die das latein­
amerikanische Denken in seiner Einstellung zu wichtigen Fragen der 
zukünftigen wirtschaftlichen Entwicklung erreicht hat. Trotzdem  han­
delt es sich dabei um Vertragswerke, die von sich aus die Probleme des 
Freihandels nicht lösen, sondern lediglich allgemeine G rundsätze auf­
stellen, auf die die nationale Politik  jedes beteiligten Landes und die 
von allen M itgliedern gemeinsam zu befolgende Politik  ausgerichtet 
sein sollen113.“
Es w ird oft übersehen, daß parallel zu der sozialen und politischen E nt­
wicklung auch eine wirtschaftliche U m w andlung im Gange ist, durch 
welche die lateinamerikanischen Länder m it neuen Problemen kon­
frontiert werden, Problemen, für die sie eben „nationale Lösungen“ 
anstreben. Diese weisen freilich Unterschiede auf, aber gemeinsam ist 
ihnen der Wille, gegenüber dem A uslandskapital eine möglichst unab­
hängige H altung  einzunehmen, um sich freier entscheiden zu können. 
D er vorwiegend politische und soziale C harakter vieler Ereignisse der 
jüngsten Geschichte Lateinam erikas ha t vielfach diese wirtschaftliche 
Triebkraft nicht deutlich genug in Erscheinung treten lassen, so daß 
hierbei Fehlurteile und Trugschlüsse nur allzu leicht entstehen können. 
M an muß sich einen offenen Blick dafür bewahren, daß ein enger Zu­
sammenhang zwischen den wirtschaftlichen und politischen Kom ponen­
ten der nationalistischen Bewegungen besteht. Getragen werden diese 
durch Parteien, Gewerkschaften und auch die traditionellen Macht­
träger: Armee, Kirche. Für das Verständnis des gesamten Zusammen­
hanges erweist sich somit die Analyse dieser K räfte als ebenso 
unerläßlich.
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K A P I T E L  II :  P O L I T I S C H E  G E G E B E N H E I T E N
H ier handelt es sich darum , zunächst die K räfte darzustellen, die das 
politische Leben in Lateinam erika bestimmen und gestalten. Behandelt 
werden solche Kräfte, die vor allem institutionell einen politischen Ein­
fluß ausüben (Armee) oder ausüben können (Parteien, Gewerkschaf­
ten), aber auch solche, die historisch oder aus der gesellschaftlichen E n t­
wicklung heraus über eine gewissermaßen abgeleitete politische Macht 
verfügen (Kirche, Interessengruppen)114. Diese Skizze des lateinam eri­
kanischen Lebens und Milieus beabsichtigt nicht, genau zu zeigen, wie 
diese dargestellten Kräfte sich in der politischen W illensbildung ein- 
spielen115, sie soll vielmehr einen allgemeinen Überblick über die Wech­
selwirkungen zwischen S taat und Gesellschaft verm itteln — wenn auch 
dam it keine Gegenüberstellung von zwei voneinander isolierbaren Ein­
heiten gemeint ist. Für das Verständnis und die Beurteilung der durch 
den Staatsstreich hervorgerufenen Zusammenhänge ist die D arstellung 
der erw ähnten Kom ponenten der politischen S truktur, hier wahrschein­
lich noch unm ittelbarer als im Falle der W irtschaftstruktur, eine uner­
läßliche Voraussetzung.
A • H A U P T K R Ä F T E  D E S  P O L I T I S C H E N  L E B E N S
I. D ie Armee: Tatbestand, U rsprung und Entwicklung sowie Bedeu­
tung und W andel des lateinamerikanischen M ilitarismus
G eht man davon aus, daß „das Problem  des Verhältnisses von M ilitär­
gewalt und Zivilgew alt nur aus den besonderen Verhältnissen eines 
jeden individuellen Landes verstanden w erden (kann)“11®, so lassen 
sich in Anlehnung an M eynaud117 drei Typen zugrunde legen:
a) die Armee als Instrum ent der Zivilgewalt,
b) die Armee als Faktor der Regierungsentscheidungen,
c) die Armee als Regierungselement der Politik.
Im ersten Falle handelt es sich um die grundsätzliche U nterw erfung 
der Armee unter die zivile Regierungsgewalt. D ie H auptro lle  der A r-
5*
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mee besteht darin, der Regierung die A ufrechterhaltung der öffentlich- 
verfassungsmäßigen O rdnung zu ermöglichen und äußere Angriffe ab­
zuwehren. Es w ird die ausschließliche Zuständigkeit der Zivilgewalt 
postuliert, u.a. die Reglements fü r die Rekrutierung, das Funktionie­
ren und die U nterhaltung der Armee festzulegen. D araus folgt, daß 
hier von der Armee eine „apolitische H altu n g “ erw artet w ird: „l’apoli- 
tisme revient, sous cet angle, à spécifier que l’armée doit exécuter sans 
discuter118.“
Ein geradezu klassisches Beispiel fü r ein solches Verhältnis bietet die 
amerikanische Verfassung, die so viele V orkehrungen getroffen hat 
wie keine andere geschriebene Verfassung, um die Vorherrschaft der 
Zivilgew alt über das M ilitär zu sichern. So ha t der Kongreß nach A rt. 
1, Section 8, Abs. 12—16 u. a. das Recht, „Armeen aufzustellen und zu 
unterhalten . . .  eine Flotte zu bauen und zu unterhalten; Reglements 
fü r Führung und Dienst der Land- und Seestreitkräfte zu erlassen 
usw .“119. A rt. 2, Section 2 sieht vor, daß „der Präsident der O berbe­
fehlshaber der Armee und der Flotte der Vereinigten S taaten und der 
M iliz der Einzelstaaten (ist), wenn diese zur aktiven Dienstleistung für 
die Vereinigten Staaten aufgerufen w ird . . . “ Besondere Bedeutung 
kom m t außerdem  den „congressional committees“ zu. „Sie sind heute 
das wichtigste M ittel, um die Suprematie der zivilen über die m ilitä­
rische G ew alt sicherzustellen120.“
Angesichts der zunehmenden Technisierung der Armeen im 20. Jah r­
hundert und vor allem der immer enger w erdenden Verflechtung von 
M ilitärm acht und Außenpolitik kann m an aber heutzutage nicht mehr 
von einer totalen U nterw erfung des M ilitärs unter die Z ivilgew alt 
sprechen. Durch die gegebene K onstellation des internationalen K räfte­
gleichgewichts sind die Vereinigten S taaten und andere weltpolitisch 
vergleichbare S taaten gezwungen, dem M ilitär eine mehr und mehr 
aktive Rolle bei den Regierungsentscheidungen einzuräumen. Dies führt 
praktisch zum zweiten Typ von Beziehungen zwischen M ilitär- und 
Zivilgewalt.
H ier hört die Armee auf, ein passives Instrum ent zu sein: sie nim m t 
am Zustandekomm en der sie betreffenden M aßnahm en teil und sucht 
ihren S tandpunkt durchzusetzen (USA seit dem zweiten Weltkriege). 
Diese Entwicklung bedeutet eine „allmähliche Entleerung der Z ivil­
gew alt und die größer werdende Rolle des M ilitärs in der Vorbereitung 
der Regierungspolitik“121.
Im  dritten  Fall bemächtigt sich die Armee der staatlichen K om m ando­
gew alt und übt sie selbständig aus. Von einer tatsächlichen oder poten­
tiellen Gewaltlage ausgehend, ersetzt die M ilitärhierarchie die Z ivil-
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Ordnung. Die Armee greift: in die Politik  ein — unter welchem V or­
w and auch immer. Zu dieser Kategorie gehören die meisten lateinam e­
rikanischen Staaten. Diese als M ilitarismus bekannte Erscheinung ist 
zw ar nicht erst in diesen Ländern entstanden, gehört jedoch immer 
noch zu ihren wesentlichen Strukturm erkm alen, so daß man davon 
ausgehen kann, um die Rolle des M ilitärs im gesellschaftlich-politischen 
Gefüge zu zeigen.
Ein Rückblick auf die jüngste Vergangenheit Lateinam erikas zeigt z.B., 
daß acht der zehn S taatsoberhäupter Argentiniens seit 1930 bis 1957 
aus der Armee stammten und daß drei der fünf peruanischen P räsi­
denten w ährend derselben Periode auch M ilitärs w aren122. Für das 
Jah r 1953 w aren es nur drei der südamerikanischen Republiken — 
nämlich Bolivien, Ekuador und U ruguay —, die nicht unter m ilitäri­
scher Herrschaft standen123. Z w ar kennen die Verfassungen der einzel­
nen Republiken zahlreiche Bestimmungen, die der Armee feste G ren­
zen setzen, indem sie sie z. B. als eine „unpolitische Institu tion“ behan­
deln, von der „Gehorsam “ erw artet w ird. In  vielen Verfassungen kehrt 
fast stereotyp der Satz wieder: „The Arm y is non-political, obedient, 
and non-deliberating124.“ Formal-rechtlich fä llt der Armee nach den 
Buchstaben dieser Verfassungen im allgemeinen die Aufgabe zu, die 
territoriale Einheit der Länder und deren Souveränität zu sichern, die 
Herrschaft des Gesetzes und die Aufrechterhaltung der verfassungs­
mäßigen Grundrechte zu garantieren. Von geradezu symptomatischer 
Bedeutung ist der A rt. 112 der Verfassung von El Salvador vom 8. 
September 1950: „La fuerza arm ada está instituída para defender la 
integridad del territorio  y  la  soberanía de la República, hacer cum plir 
la  ley, m antener el orden público y garantizar los derechos constitu­
cionales. V elará especialmente por que no se viole la norm a de la 
alternabilidad en la Presidencia de la  República.“
Es gibt Staaten, in denen kein Angehöriger der Armee zum Präsiden­
ten oder zu anderen hohen Staatsäm tern gewählt werden darf125. Wie 
im Falle des A rt. 112 der Verfassung von El Salvador gewinnen hier 
auch zwei Bestimmungen der Verfassungen Guatemalas (11 .3 .45) 
und N icaraguas (1. 11. 50) einmalige Bedeutung, weil sie nämlich den 
A nführern von Revolutionen und Staatsstreichen und deren V erw and­
ten bis zum vierten G rade den Weg zum Präsidentenam t versagen. Es 
sind jeweils der A rt. 131 der guatemaltekischen und der A rt. 186, Abs. 
6 und 7, der nicaraguensischen Verfassung. Als Beispiel sei die letzte 
angeführt. Wie es do rt heißt, dürfen nicht zum Präsidenten der Repu­
blik gewählt werden:
„el caudillo, los jefes de un golpe de Estado, de revolución o de cual-
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quier movimiento arm ado, ni sus parientes dentro del cuarto grado 
de consanguinidad o afinidad, para el período en que se interrum pa 
el régimen constitucional y el siguiente;
el que hubiese estado m inistro de Estado o tenido alto m ando m ilitar en 
el Gobierno de facto que hubiese alterado el régimen constitucional, ni 
sus parientes dentro del cuarto grado de consanguinidad o afinidad, 
para los períodos a que se refiere el inciso anterio r.“
Schließlich entziehen manche Verfassungen den Soldaten das W ahl­
recht: Kolumbien, Verf. v. 16. 2. 45, A rt. 168; N icaragua, Verf. v.
1. 11. 50, A rt. 316; Venezuela, Verf. v. 11. 4. 53, A rt. 57.
Aus allen solchen Bestimmungen spricht die Sorge der Verfassungsge­
ber der verschiedenen Länder vor unberechtigten Eingriffen der Armee 
in das politische Leben. Jedoch haben die verfassungsrechtlichen Siche­
rungen wenig dazu beigetragen, diese zu verhindern: einer unter vie­
len anderen Beweisen für die tiefe Kluft, die in Lateinam erika zwischen 
Verfassungsnorm und Verfassungswirklichkeit besteht126.
W ird also allgemein in den westlichen D em okratien die nationale Ver­
teidigung als die H auptaufgabe der Armee angesehen, so ist es dagegen 
charakteristisch für die meisten Länder Lateinamerikas, daß die A r­
mee — tro tz  gegenteiliger Verfassungsbestimmungen — oft ein ent­
scheidendes Bestimmungselement der politischen Auseinandersetzungen 
darstellt. W eder auf kontinentaler noch auf in ternationaler Ebene spie­
len die Armeen Lateinam erikas eine ins Gewicht fallende Rolle: Als 
erwähnenswerte Grenzstreitigkeit, die zum bewaffneten Konflikt zw i­
schen zwei Ländern führte, ist der zwischen Bolivien und Paraguay 
erstmals 1928 ausgebrochene, dann 1932 wieder aufgenommene Krieg 
um das Grenzgebiet „G ran Chaco“ (daher Chaco-Krieg) zu nennen. 
Sonst haben immer internationale Instanzen oder seit 1948 die O rga­
nisation Amerikanischer Staaten (OAS) solche Differenzen geschlichtet. 
Was die Teilnahme an W eltkonflikten anlangt, so haben viele latein­
amerikanische Länder auf seiten Amerikas — nicht selten unter dessen 
Druck — gestanden, aber ihre effektive Beteiligung beschränkte sich 
hauptsächlich auf die K riegserklärung: so ha t z.B . im zweiten W elt­
krieg nur Brasilien ein K ontingent nach Italien und M exiko einige 
Luftwaffeneinheiten in den Pazifik entsandt. Am Koreakrieg w ar von 
den lateinamerikanischen Staaten nur Kolumbien beteiligt127.
Aus dem Vorangegangenen geht hervor, daß kein Zusammenhang 
zwischen dem lateinamerikanischen M ilitarismus und irgendwelchen 
Erfordernissen der A ußenpolitik besteht. Betätigungsfeld des M ilita­
rismus ist also nach wie vor die Innenpolitik: darauf weist die m aß­
gebliche L iteratur einstimmig hin128. Dieser U m stand erk lärt jedoch
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noch nicht den lateinamerikanischen M ilitarismus als solchen. Zu die­
sem Zweck muß m an die Frage aufwerfen, w arum  es diesen überhaupt 
gegeben h a t bzw. gibt, welche Rolle er spielt und welche Bedeutung 
ihm zukommt.
Nach Erlangung ihrer U nabhängigkeit in den ersten zwei Jahrzehnten 
des 19. Jahrhunderts gerieten die Länder Lateinam erikas in ein po liti­
sches Vakuum, das durch den W egfall der königlichen A uto ritä t ent­
standen war. Dieses konnten aber nur die Befreiungsarmeen als ein­
zige einheimische organisierte K räfte füllen, so daß ihnen bereits da­
mals außermilitärische, d. h. in diesem Falle politische Aufgaben zu­
fielen129. U nd je unbedeutender ihre eigentliche Aufgabe, nun die neuen 
N ationen gegen Rückeroberungsversuche des einstigen M utterlandes zu 
schützen, w urde, desto tiefer drangen sie in die Innenpolitik, desto 
stärker identifizierten sie sich m it den wirtschaftlichen und gesellschaft­
lichen Interessen der regierenden Oberschicht von G roßgrundbesitzern. 
Zu der mangelnden Z ivilverw altung kam  als weiteres den M ilitarismus 
begünstigendes M oment die Passivität der Massen hinzu, welche an 
der Em anzipationsbewegung nur insofern teilnahmen, als sie das M en­
schenmaterial für die Befreiungsarmeen lieferten, jedoch selbst außer­
stande waren, sich am politischen Leben zu beteiligen.
Es begann die Ä ra der Caudillos: u. a. Juan  M anuel de Rosas in A r­
gentinien, José A ntonio Páez in Venezuela, Ram ón Castilla in Peru, 
Juan  José Flores in Ekuador, A ndré Santa C ruz in Bolivien, F ran­
cisco Solano López in Paraguay usw. Sie w urde durch ständige be­
waffnete Aufstände, Pronunciam ientos, Bürgerkriege gekennzeichnet, 
die alle die Eroberung der obersten politischen Macht — des Präsiden­
tenamtes — zum Ziel hatten, da jeder General sich berechtigt glaubte, 
die Präsidentenschaft anzustreben. H a tte  er sie einmal erobert (im 
militärischen Sinne), so regierte er absolut, den Bestimmungen der 
Verfassung zum T rotz, bis er durch Intrigen, Faktionskäm pfe im 
eigenen Lager oder einfach durch einen anderen erfolgreichen Caudillo 
aus dem A m t vertrieben w urde (abgesehen von den wenigen, denen es 
gelang, langjährige D ik ta turen  aufzubauen).
M it der zweiten H älfte des 19. Jahrhunderts verlor dieses „System“ 
an Bedeutung, d. h. verschwand allmählich der Caudillismus alten 
Stils. In  Chile w urde er bereits 1830 überwunden m it dem Erfolg, daß 
faktisch ein verfassungsmäßiges Regime eingeführt wurde. In  Argen­
tinien w urde 1861 U rquiza gestürzt, der letzte Caudillo auf N ational­
ebene; in den nächsten zehn Jahren  folgten die anderen auf Landes­
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oder Provinzebene. Sogar in Bolivien, das einen sehr krassen, nicht 
selten brutalen M ilitarismus gekannt hatte, konnte eine Zivilregierung 
diesen gegen Ende des Jahrhunderts ablösen. In  Peru nahm  die Z ivil­
reaktion gegen die M ilitärherrschaft einen so betonten G rundsatzcha­
rak te r an, daß die 1872 an die Macht gekommene Partei sich „zivili- 
stisch“ nannte130. In  Brasilien w ußte die kaiserliche Regierung lange 
Zeit ihre A utoritä t über das M ilitär zu behaupten, aber nach 1870 
stärkte der gegen Paraguay gewonnene Krieg das Bewußtsein der m ili­
tärischen Führer, so daß sie 1889 den Kaiser zur A bdankung zwingen 
konnten. Jedoch versagte die reine M ilitärregierung der ersten fünf 
Jah re  der Republik gänzlich, was die Rückübernahme der politischen 
Führung durch das Zivilelement ermöglichte. In  U ruguay schließlich, 
das bis dahin ungewöhnlich unruhige Zeiten hatte, verschwand 1904 
der letzte militärische Caudillo, Saravia, von der politischen Bühne. 
Für diese deutliche Abnahme des Caudillismus lassen sich einige G ründe 
anführen. M an kann zunächst auf die Tatsache hinweisen, daß die be­
waffneten Kräfte mehr und mehr zu N ationaleinheiten w urden; so 
stellten sie nur noch in geringerem M aße Anhängsel m iteinander kon­
kurrierender politischer Faktionen dar. Diese Entwicklung w ar haupt­
sächlich auf M odernisierungstendenzen und technisch-militärische E in­
flüsse aus dem Europa des ausgehenden 19. Jahrhunderts zurückzufüh­
ren. So w urden in den achtziger Jahren  nach dem Beispiel Preußens 
und Frankreichs reguläre stehende Fleere in A rgentinien und Mexiko 
errichtet131.
D am it zusammenhängend ist auch der Trend zum Berufssoldatentum 
zu erwähnen. Die Zeit der selbsternannten Generäle ging zu Ende in 
dem Augenblick, in dem die M ilitärlaufbahn sich nunm ehr durch die 
Ausbildung in der M ilitärakadem ie eröffnete. Diese Entwicklung be­
deutete für die Armeeangehörigen einen notwendigen Rückzug auf die 
rein militärischen Funktionen, wenn sie der zunehmenden Spezialisie­
rung und Technisierung des M ilitärberufes gerecht werden wollten. 
Denn, wie Lieuwen dazu schreibt, „Professionalism meant, first, tha t 
the officer corps turned its energies to  the exercise and development 
of its m ilitary function; second, th a t the armed forces tended to be­
come the servants rather than the masters of the state; th ird , th a t their 
function became increasingly lim ited to the ,legitimate* m ilitary  duties 
of m aintaining internal security and defending the country against 
external aggression“132. Diese Entwicklung zum  Berufsheer schien also 
dem M ilitarismus vorerst E inhalt zu gebieten, aber, wie gleich zu 
zeigen sein w ird, sie w ar zweischneidig.
D er Rückgang des M ilitarismus bedeutete noch nicht eine G efährdung
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der bestehenden statischen Gesellschaftsordnung Lateinamerikas, die 
durch die bekannte Dreiecksherrschaft: M ilitär — G roßgrundbesitz — 
Kirche aufrechterhalten wurde. Nach dem ersten W eltkrieg, besonders 
ab 1920, erlebte ein Land nach dem anderen beträchtliche Wirtschafts­
depressionen, die, zusammen m it den dadurch verstärkten sozialen 
Spannungen, mehr oder weniger unm ittelbar zum Sturz einiger Regie­
rungen konservativer oder liberaler Richtung beitrugen. In  dieser Zeit 
sah nämlich die neue G eneration von Berufsoffizieren die Möglichkeit, 
in die Politik  einzugreifen, was in ihren Augen als eine Pflicht erschei­
nen mochte. Es scheint, daß das Phänom en der Juntas von daher da­
tiert. Die von ihnen errichteten D ik ta turen  erhielten sogar ideologische 
Rückendeckung: der Argentinier Carlos O ctavio Bunge, der Peruaner 
Francisco V entura Calderón und der Venezolaner Laureano Vallenilla 
Lanz w aren die bekanntesten Verfechter dieser angeblich aufgeklärten, 
aber sicher paternalistischen D ik ta tu ren133.
Aber durch diesen M ilitarismus „m oderner“ Prägung bahnte sich eine 
neue Entwicklung an: durch den W egfall der Caudillos alten Stils, die 
sich ja m it den Interessen des Großgrundbesitzes weitgehend identifi­
ziert hatten, verlor nunm ehr der Agrarfeudalismus seinen sozusagen 
„caudillesken“ C harakter, d. h. eine D istanzierung des M ilitärs vom 
bisher m it ihm verbundenen G roßgrundbesitz machte sich teilweise be­
m erkbar. M it anderen W orten, die bis dahin geltende Sozialordnung 
w urde dadurch in Frage gestellt. D ie Weltwirtschaftskrise gab dieser 
Entwicklung einen weiteren Anstoß und leitete dam it zugleich einen 
neuen Abschnitt dieser Problem atik ein.
H ier tr i t t  m an nun in die neuere Phase des lateinamerikanischen M ili­
tarismus ein. Sie ist hauptsächlich durch das Pendeln zwischen der alten 
O rdnung und der Durchführung radikaler Reformen gekennzeichnet. 
Das M ilitär befindet sich bald auf der einen, bald auf der anderen 
Seite, aber nie allzu weit vom M achtzentrum. Besonders sichtbar w ird 
durch die Wirtschaftsdepression der K onflikt zwischen den alten, trad i­
tionellen M achthabern und den neuen, nach oben drängenden Schich­
ten. Die Züge dieser Entwicklung sind nicht überall gleichzeitig fest­
stellbar, aber zum Verständnis der Rolle des M ilitärs lassen sich einige 
Grundlinien verfolgen. H ierzu  kann die Dreiperiodeneinteilung von 
Lieuwen134 von N utzen sein.
Er unterscheidet folgende Perioden: D ie erste, von 1930 bis zum Ende 
des zweiten W eltkrieges, zeichnet sich im allgemeinen durch m ißlun­
gene Umwälzungsversuche der bisherigen Gesellschaftsordnung aus; 
1929 w aren rechtseingestellte M ilitärd ik taturen  bereits an der Macht: 
in K uba G erardo Machado, in Venezuela Juan  Vicente Gómez. In  den
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nächsten Jahren  kam en noch acht weitere dazu. So setzte General José 
U riburu den argentinischen Staatspräsidenten H ipólito  Irigoyen 1930 
ab. Seinem Beispiel folgten O berst Luis Sánchez Cerro in Peru, Oberst 
Luis Larrea Alba in Ekuador, General M aximiliano H ernández M artí­
nez in El Salvador. In  Mexiko bog General P lutarco Elias Calles den 
links-zentristischen Kurs der bisherigen Regierung ab. Trujillo und 
Jorge Ubico bemächtigten sich der Staatsmacht in der Dominikanischen 
Republik und in Guatem ala. General Bartolomé Blanche Espejo 
schickte den chilenischen Präsidenten ins Exil.
Entgegengesetzte Entwicklungen hielten sich zahlenm äßig zw ar nicht 
die Waage m it den eben geschilderten, verdeutlichten aber trotzdem  
das Pendeln zwischen der traditionellen O rdnung und den angestreb­
ten Gesellschaftsformen. D ie Revolten in Brasilien (1930) und in P a­
nam a (1931) bedeuteten eine N iederlage für die regierenden Schichten, 
zum al das M ilitär — wenn auch unter ziviler politischer Führung — 
hierbei eine wesentliche Rolle spielte. Ansätze zu Sozialreformen und 
autoritärem  N ationalism us w aren auch in P araguay m it Franco (1936), 
in Bolivien m it Toro (1936) und Busch (1937) festzustellen (siehe insb. 
K ap. über Bolivien). Schließlich bestanden Zivilregierungen nur noch 
in Uruguay, Costa Rica und Kolumbien.
D er Rechtskurs verschärfte sich am Vorabend des zweiten Weltkrieges. 
Eine E rklärung dafür läß t sich in dem durch die Kriegsatmosphäre be­
dingten Sicherheitsbedürfnis erblicken, das wirtschaftliche und Sozial­
experimente als unerwünscht erscheinen ließ. So gesehen nimm t es nicht 
w under, daß beim Ausbruch des Krieges m ehr als die H älfte der latein­
amerikanischen Staaten unter rechtsgerichteter M ilitärherrschaft stand: 
Q uintanilla in Bolivien, T rujillo in der Dominikanischen Republik, 
A lberto Rodríguez in Ekuador, Ubico in Guatem ala, Carias in H o n ­
duras, Anastasio Somoza in N icaragua, Benavides in Peru, H ernández 
M artínez in El Salvador, Contreras in Venezuela und Estigarribia in 
Paraguay. In Argentinien, Panam a und H aiti w urden m it H ilfe des 
M ilitärs „traditionelle“135Regimes aufrechterhalten, w ährend die durch 
das M ilitär gestützten D ik ta turen  von Vargas und Batista sich in B ra­
silien und K uba konsolidierten. U nberührt von dieser ausgesprochenen 
M ilitärherrschaft blieben Chile, Kolumbien, Costa Rica, U ruguay und 
Mexiko, wenn auch in den beiden letzten — allerdings unter umge­
kehrtem  Vorzeichen — zwei Armeeangehörige, die Generäle Alfredo 
Baldom ir und Lázaro Cárdenas, als Staatschefs regierten.
Den ersten Bruch m it dieser Entwicklung vollzog Perón in A rgenti­
nien durch den am 4. Jun i 1943 durchgeführten Staatsstreich. Am 20. 
Dezember 1943 folgte Bolivien m it V illaroel, unter dessen Führung
74
die jüngere G eneration von Berufsoffizieren der dreißiger Jahre m it 
teilweise ziviler U nterstützung wieder an die Macht kam. D am it setzte 
die zweite Periode ein, die etwa das Jahrzehnt nach Ende des Krieges 
um faßte. 1944 stürzten junge Offiziere die traditionellen Regimes in 
Ekuador und Guatem ala, w ährend Batista als de-facto-Regierungschef 
vorläufig gehen mußte, nachdem „sein“ K and ida t bei den P räsident­
schaftswahlen des Jahres 1944 einer O ppositionskoalition unterlag. 
Auch Vargas in Brasilien w urde 1945 zum R ücktritt gezwungen. Vene­
zuela und Peru verzeichneten im selben Jah r den Sieg der Sozialrefor­
men bejahenden Parteien „Acción D em ocrática“ und „A PR A “ (siehe 
S. 89). Diese Entwicklung ließ sich auch 1948 in Salvador und Costa 
Rica, 1952 in Panam a verfolgen; sie erreichte ihren H öhepunkt m it 
der bolivianischen Revolution vom A pril 1952, der tiefstgreifenden 
U m wälzung, die jemals in diesem Lande stattgefunden hatte. Schließ­
lich setzte das M ilitär 1953 das rechtsextremistische Regime Laureano 
Gómez in Kolumbien ab.
Parallel zu diesem Trend zur Sozialrevolution verlief der reaktionäre 
Gegenzug zur K onterrevolution, so daß zw ar faktisch von einer d rit­
ten Periode, jedoch chronologisch genauer von einer sim ultanen Gegen­
phase derselben Entwicklung gesprochen werden kann. Diese w ar eine 
Folge der oft nicht planm äßig durchgeführten Sozialreformen und 
machte sich bereits 1947 bem erkbar. Am A nfang dieser Reaktion stan­
den Marcos Pérez Jim énez in Venezuela und M anuel O dria  in Peru, 
die beide 1948 gewaltsam die Macht an sich rissen. 1952 kehrte Batista 
durch Staatsstreich an die Staatsspitze zurück, w ährend dem linksradi­
kalen Regime von Jacobo Arbenz in G uatem ala 1954 durch die „R e­
volutionskräfte“ von Castillo Armas ein Ende gemacht wurde. Es folgte 
1955 die Erm ordung von José A ntonio Remón in Panam a.
Auch in solchen Ländern, in denen das M ilitär keinen politischen A kti­
vismus mehr entfaltete, w ar, sei es aus wirtschaftlidten oder aus ta k ti­
schen Überlegungen, eine A rt D äm pfung des Sozialreformismus fest­
zustellen. Typisch dafür w aren die Regierungen von Miguel Alemán 
(1946-1952) und A do lfoR uizC ortinez (1952—1958) inM exiko. Nach 
Entgegennahme der amerikanischen W irtschaftshilfe 1954 zeigte sich 
sogar die bolivianische Revolutionsregierung etwas gemäßigter. Einen 
ähnlichen T rend  zur Verlangsamung der revolutionären Bestrebungen 
brachten 1958 die Präsidentschaftswahlen in Costa Rica, Chile und 
U ruguay m it sich.
Was letztlich das M ilitär anlangt, so läß t sich abschließend feststellen, 
daß es nach beiden hier aufgezeigten Richtungen hin eine maßgebliche 
Rolle gespielt hat bzw. noch spielt. Nachdem anhand der historischen
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Entwicklung die faktische H andhabung dieser Rolle (in Form von In ­
terventionen, Staatsstreichen usw.) dargestellt w urde, muß nun die 
spezifische Bedeutung des M ilitärs im Rahm en der gesamten Staats­
und Gesellschaftsordnung herausgearbeitet werden. D am it hängt auch 
der W andel, dem der M ilitarismus als solcher durch verschiedene Fak­
toren (u. a. Aufstieg der Mittelschichten, stärkere Beteiligung von P ar­
teien und M assenorganisationen an der politischen W illensbildung, 
Stabilisierungseffekte der W irtschaftsentwicklung) unterw orfen w ird, 
zusammen. H ierbei w ird man schließlich nach F ändern  differenzieren 
müssen; die unterschiedliche politische und Gesellschaftsentwicklung 
macht dies — hier wie auf anderen Gebieten — erforderlich.
D er verbreitete Ausspruch: „Die Armee ist in Fateinam erika ein S taat 
im S taate“136, bringt in seiner lakonischen K nappheit die Tatsache zum 
Ausdruck, daß sich die Armee im politischen und sozialen Leben der 
einzelnen S taaten einer zentralen Bedeutung erfreut. Gewisse G rade 
der militärischen Hierarchie gewinnen symptomatische Bedeutung, so 
z. B. M ajor, O berstleutnant. Für eine solche Situation spricht das nicht 
m inder treffende Bonmot, der letzte Schritt in der militärischen K ar­
riere sei das Präsidentenam t. Typisch ist auch die Vorstellung, eine 
W ahl könne m it der Armee, ohne die Armee, in keinem Fall aber ge­
gen die Armee gewonnen werden. D am it fä llt dem M ilitär eine teils 
unausgesprochene, teils offene Schiedsrichterrolle zu, die oft zu der A n­
nahm e geführt hat, die Armee funktioniere als ein Ersatzmechanismus 
fü r den fehlenden demokratischen Herrschaftswechsel.
D am it hängt zusammen, daß die Armee eine A rt sozialer Integrations­
funktion zu erfüllen scheint. W enn auch der in der M ilitärhierarchie 
erreichte G rad und die daraus abgeleitete politische Macht den Betref­
fenden nicht automatisch den Zugang zu den gehobenen Schichten der 
alten Gesellschaft öffnen, so ermöglicht ihnen die M ilitärkarriere als 
solche doch in gewissen Grenzen eine A rt sozialen Ausgleiches. Das der 
Armee eigentümliche Prestige, der Nimbus, m it dem sie sich umgibt, 
und der A ufw and, m it dem sie umworben w ird, vor allem aber die be­
sonderen Vorteile, die sie ihren Angehörigen gewährt, wie hohes E in­
kommen und rasche Beförderungsmöglichkeiten, all das bew irkt, daß 
das M ilitär als eine besondere Schicht der Gesellschaft angesehen w ird 
und daß es sich selbst als solche betrachtet. Das läß t sich aus der Sozial­
struk tu r Lateinam erikas heraus erklären.
Diese weist — wenn auch hier und dort etwas differenzierter — im all­
gemeinen folgende G rundzüge auf: A uf der oberen Ebene findet man
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eine dünne Schicht, historisch die herrschende, die je nach Land aus 
G roßgrundbesitzern und Industriellen bestehen kann und die soge­
nannte Oligarchie darstellt. Es folgen die als M ittelstand geltenden 
Schichten: sie bilden das Reservoir der nationalen Bourgeoisie, des 
Kleinbürgertums, des H andw erks und nicht zuletzt der Intelligenz — 
diese vor allem aus Juristen, Lehrern, Ä rzten bestehend —, welche den 
G roßteil der politisch aktiven M inderheit stellen. A uf der untersten 
Stufe der Klassenleiter befinden sich schließlich die Massen der besitz­
losen Landarbeiter, Pächter und Kleinbauern — je nach Gegend „peo­
nes“, „cholos“, „rotos“ oder „llaneros“ genannt — und die Industrie­
arbeiter.
Charakteristisch für diese Sozialstruktur ist die ausgeprägte soziale 
D istanz, welche die Klassenschichtung auszeichnet. D araus ergibt sich 
— im Gegensatz zu der viel berufenen M obilität der entwickelten In ­
dustriegesellschaften — die Tatsache, daß es dem Einzelnen fast unmög­
lich ist, von unten nach oben emporzusteigen. H inzu  kommt, daß die 
Oberschicht in den meisten Ländern es w ährend eines Jahrhunderts 
verstanden hat, ihr M achtmonopol und dam it ihre gesellschaftsbestim­
mende Stellung aufrechtzuerhalten. Gerade die Armee bietet nun die 
Chance, die sozialen Barrieren zu überspringen. Den größten N utzen 
aus dieser Entwicklung ziehen die fast überall aufsteigenden M ittel­
schichten137.
Bahnbrechend hat in dieser Hinsicht die mexikanische Revolution ge­
w irkt, unter deren Einfluß Angehörige der Land- und Industriearbei­
terschichten, des H andw erks usw. m ehr und mehr in die umorganisierte 
Armee aufgenommen wurden. Ähnliche Ziele verfolgte das von Perón 
am 6. N ovem ber 1951 erlassene D ekret zur Schaffung einer bestimm­
ten Anzahl von Stipendien fü r die M ilitärschulen. Danach sollten 50 %  
der P lätze den Söhnen von A rbeitern, Unteroffizieren, Angestellten 
sowie Rentnern, Berufstätigen usw., deren monatliches Einkommen 
800 Pesos nicht überschritt, zur Verfügung gestellt werden138. Schließlich 
w urde bei der Reorganisierung der bolivianischen Armee im Jahre 
1953 der M ittelstand zu 5 0 %  berücksichtigt (siehe Kap. über Boli­
vien).
Abgesehen von dieser sozialen Funktion der Armee kann m an ihre 
Rolle als M itgestalterin des politischen Prozesses verallgem einernd als 
teils positiv, teils negativ betrachten. Ihre Interventionen im zweiten 
Sinne sind so oft erfolgt, daß m an geneigt ist, die ersten zu übersehen 
und als vorübergehend abzutun. Es gilt hier beide Aspekte zu berück­
sichtigen.
A uf eine frühe positive W irkung der Armee weist M örner139 hin, näm -
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lieh auf die Entwicklung und Förderung der Idee der nationalen Ein­
heit. Zu Beginn ihrer staatlichen Existenz stellten die lateinam erika­
nischen Länder äußerst künstliche Gebilde dar, die infolge des Aus- 
einanderfallens des ehemaligen Kolonialreiches entstanden waren. Es 
w ar eben die Armee, die in jedem Land „die N a tio n “ verkörperte. 
Dies w ar aber eine Aufgabe, die vor allem gegenüber den N achbarlän­
dern ihre Bedeutung bekam.
H atte  sich das M ilitär fast ein Jah rhundert lang m it den herrschenden 
Schichten identifiziert und so zur Aufrechterhaltung der traditionellen 
Gesellschaftsordnung beigetragen, so tra t um 1920 ein neuer M ilitaris­
mus hervor, der sich dadurch auszeichnete, daß er für die Ideen der 
Sozialreform en und des Fortschritts empfänglich w ar. Für die Zeit vor 
1930 ist als typisches Beispiel Chile zu erwähnen, wo 1924 das M ilitär 
im N am en des Volkes den A utoritätskonflikt zwischen dem Präsidenten 
Alessandri und dem konservativen K ongreß zugunsten des ersten ent­
schied. Zwischen 1930 und 1945 beherrschten als neue Typen von 
sozialgesinnten M ilitärführern die politische Szene: M ajor Ibáñez in 
Chile (1930—1931), O berst Rafael Franco in P araguay (1936—1937), 
O berst Busch (1936—1938) und M ajor Villaroel (1943—1946) in Boli­
vien, General Cárdenas in Mexiko (1934—1940).
Als allgemeiner Rechtfertigungsgrund fü r die militärischen In terven­
tionen w urde das Versagen der Zivilregierung angegeben. Zw ar ver- 
stieg man sich hierbei manchmal zu hochfliegenden patriotischen D e­
klam ationen, aber es w ar seit eh und je eine selbstgestellte Aufgabe 
der Armee in Lateinam erika, in Krisenzeiten die N ation  „retten“ zu 
wollen. N u r: die Ehrlichkeit dieser Absicht w ar erst am späteren Ver­
halten der Armee festzustellen. In  der hier betrachteten Periode ging 
es weniger um die demokratische Gestaltung des politischen Lebens 
(im institutionellen Sinne) als vielmehr um den Abbau der krassen 
sozialen Unterschiede und dam it der hierdurch bedingten Spannungen. 
D aher w urden solche M aßnahm en getroffen, die vor allem den sozia­
len M ißständen abhelfen sollten. In  Brasilien erschloß die Armee das 
Landesinnere, errichtete telegraphische und telephonische D ienststatio­
nen. Ähnliche Aufgaben übernahm  die Armee in Peru in den vierziger 
Jahren. In  M exiko und A rgentinien trug sie zum Bau von Straßen, 
Schulen und Spitälern bei. In  K uba führte sie nach 1936 vor allem 
pädagogische Aufgaben durch, indem sie m it H ilfe der sogenannten 
„Escuelas Rurales Civico-M ilitares“ das Ziel verfolgte, das A nalpha­
betentum  zu bekäm pfen und die Lebensbedingungen auf dem Lande 
zu verbessern.
N ach 1945 w urde die Armee auf den P lan  gerufen, um den nunmehr
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verschärften Konflikt zwischen den traditionellen K räften des Status 
quo und denjenigen des gesellschaftlichen Umbaues zu entscheiden (in 
einem anderen Zusammenhang w urde bereits darauf hingewiesen, daß 
hierbei sich zwei Entwicklungstendenzen überlagert haben).
Entschied sich die Armee für die gesellschaftliche U m wälzung, so ver­
bündete sie sich bezeichnenderweise m it den A rbeiterkräften und teil­
weise m it den mittelständischen Organisationen, deren Interessen die 
Gewerkschaften, die Parteien und die sonstigen M assenorganisationen 
immer m ehr Nachdruck zu verleihen versuchten. Erstes Beispiel für 
dieses Zusammengehen von Armee und Massen lieferte Perón ab 
1945 in Argentinien, dem Arbenz in G uatem ala (1950—1954) folgte. 
Ein weiteres Beispiel w ar Remón in Panam a (1952—1955). In  Vene­
zuela unterstützte die Armee zwischen 1945 und 1948 das Regime 
Betancourt-Gallegos. Alle diese M ilitär- bzw. m ilitär-zivilen Regie­
rungen schrieben die neuesten Forderungen der Zeit auf ihre Fahne: 
Industrialisierung, A grarreform , Beseitigung der Herrschaft des Aus­
landskapitals, höhere Löhne für Industrie- und Landarbeiter, Ausbau 
des Sozialversicherungswesens usw.
Dem w irkte die Rückkehrbewegung zum Status quo entgegen, welche 
diese Entwicklung gleichzeitig neutralisierte, wenn nicht gar überwog, 
da die Ansätze zu Sozialreform en bis zu dieser Zeit ohnehin schwach 
und verstreut waren. (Bereits in den dreißiger Jahren dauerten die so­
zialreformistisch gesinnten Regierungen durchschnittlich nur zwei Jahre.) 
Diese negative Rolle der Armee w ar um so bedeutsamer, als sie ent­
weder die eingeleitete politische und gesellschaftliche Entwicklung um 
Jahre zurückwarf (Peru, Venezuela, Kuba, Panam a, Guatem ala) oder 
die alte O rdnung noch mehr befestigte (Dominikanische Republik, 
Paraguay). Abgesehen von den Folgen wirtschaftlicher und sozialer 
N atu r, die sich daraus ergaben, läß t sich die politische Bedeutung die­
ser Rückentwicklung darin  erblicken, daß sie nicht nur den nomina- 
listischen C harakter des Verfassungslebens verstärkte, sondern darüber 
hinaus M ethoden der Machtausübung zur A nwendung kommen ließ, 
die in vielfacher Hinsicht denen des Totalitarism us nicht unähnlich 
w aren (hinreichend bekannte Beispiele: Dominikanische Republik, P a­
raguay, N icaragua).
So gesehen, scheint das U rteil Lieuwens gerechtfertigt: „Despite the 
fact th a t young officers led social revolutions in m any republics at 
certain stages of their history, especially in the 1943—1953 decade, 
the conclusion is inescapable that, on balance, the armed forces have 
represented a static or reactionary social force in Latin  American 
politics since 1930140.“
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Es w äre jedoch verkehrt, w ürde m an die bereits eingetretenen W and­
lungen in der Rolle der Armee übersehen. Diese sind durch zweierlei 
U m stände bedingt: erstens durch die zunehmende Bedeutung anderer 
M achtorganisationen im politischen Leben Lateinam erikas und zwei­
tens durch den ab 1954 bis etwa 1960 erkennbaren Rückgang des M ili­
tarismus.
Was die M achtorganisationen anlangt, so ist zunächst das Heranwachsen 
neuer, gut organisierter und disziplinierter Parteien zu erwähnen, 
welche im allgemeinen Volksparteien sein wollen. Sie machen sich zum 
Sprachrohr der bisher unterdrückten Schichten, erheben soziale und 
wirtschaftliche Forderungen, die zum indest auf einen Ausgleich der 
herrschenden Sozialverhältnisse abzielen, und vermögen durch die U n­
terstützung der hin ter ihnen stehenden Massen wenigstens passiven 
W iderstand (durch G eneralstreik z. B.) gegen militärische A ktionen 
zu leisten.
Auch die Gewerkschaften erlangen m ehr und mehr die Möglichkeit, 
in  bezug auf den M ilitarismus eine einschränkende W irkung auszuüben. 
Sie werden vielfach als die „dritte  K raft“ angesehen, die sich zwischen 
Armee und Kirche einschiebt. H ier w ird  auch eine W irkung des In ­
dustrialisierungsprozesses deutlich. Je  mehr dieser fortschreitet, desto 
entwicklungsfähiger w ird die Gewerkschaftsbewegung, deren Anfangs­
stadium  bekanntlich in dem Entstehen eines Industrieproletariats w ur­
zelt. Durch die organisierte W ahrnehm ung der Arbeitnehmerinteressen 
treten die Gewerkschaften in die politischen Auseinandersetzungen 
ein, wobei sie sich m it den erw ähnten M assenparteien verbünden kön­
nen. Dadurch kann die alte A llianz zwischen der Armee und den herr­
schenden Schichten in Frage gestellt, wenn nicht gar zerbrochen w er­
den, wie es in Argentinien 1943 und in Bolivien 1952 der Fall gewesen 
ist.
E in weiteres Element ist die immer größer werdende Bedeutung der 
Mittelschichten, denen der Industrialisierungsprozeß offensichtlich zu ­
gute kommt. Ihre wirtschaftliche Macht ha t an Stärke gewonnen und 
ihnen eine Möglichkeit gegeben, das politische Leben zu beeinflussen 
und m itzugestalten. D a sie aus ihrer wirtschaftlichen und sozialen Stel­
lung heraus an stabilen Verhältnissen interessiert sind, tragen sie auch 
dazu bei, einen allzu häufigen Regierungswechsel durch Staatsstreich 
zu verhindern, zum al mehr und mehr Angehörige der Armee aus ihren 
Reihen stammen (Beispiele: Mexiko, Bolivien).
D am it ist die Tatsache angedeutet, daß die Armee selbst sozusagen von 
innen her die W andlung vollzieht, die zur Norm alisierung ihrer Stel­
lung im politischen Leben Lateinam erikas führen soll. Sie w ird — zu­
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mindest in der jüngeren G eneration — anfällig für die neuen sozialen 
Ideen und Strömungen, die z. B. in Argentinien, Bolivien, Brasilien, 
Chile, U ruguay aus dem politischen Leben nicht mehr wegzudenken 
sind. H ierm it hängen die Spaltungserscheinungen, die in den Sektoren 
der Armee einiger Länder auftauchen, zusammen. Das heißt, diese 
Sektoren bevorzugen unterschiedliche politische Lösungen, wodurch 
sie oft m iteinander in K onflikt geraten. Dies ist besonders der Fall in 
Ländern, in denen außer dem H eer auch die M arine und die Luftwaffe 
eine gewisse Bedeutung besitzen (Argentinien, Brasilien, Chile, Peru). 
Im  allgemeinen sind M arine und Luftwaffe für liberale und gemäßigte 
Bewegungen empfänglicher gewesen als das H eer141. Vielleicht tragen 
gerade diese ideologischen Unterschiede zum Rückgang des M ilitaris­
mus bei.
Bereits 1954 w ar ein gewisser antimilitaristischer Zug erkennbar. D azu 
meint R. A ron142: „In  Mexiko, in Brasilien, in Chile sind die Generäle 
offensichtlich bestrebt, den Respekt vor der Verfassung zu festigen, 
da sie sich bew ußt sind, daß vom Augenblick an, wo die Massen an 
den demokratischen Prozeduren teilnehmen, eine Intervention der 
Streitkräfte gefährlich ist, selbst wenn diese Tendenz zur Achtung der 
Verfassung stärker und allgemeiner w ird  . . . “ Jedoch angesichts der 
noch in vielen Ländern anhaltenden Bedeutung des M ilitärs läß t sich 
die totale Überw indung des Militarismus in absehbarer Zeit nicht mit 
Sicherheit voraussehen.
D araus ergibt sich die N otw endigkeit, eine D ifferenzierung nach Län­
dern vorzunehmen, was im Laufe der vorangegangenen Ausführungen 
schon erkennbar war. D a es sich hier bis auf wenige Ausnahmen vor­
wiegend um Wahrscheinlichkeiten handelt, sind die Grenzen der auf­
gestellten Typologie verschiebbar (als K orrekturm aßstab kann nur 
jeweils die faktische Entwicklung zugrunde gelegt werden). Folgendes 
Beispiel kann diese S ituation verdeutlichen:
Th. Wyckoff143 unterscheidet drei Ländergruppen, in denen die Armee
1. immer,
2. niemals oder fast niemals,
3. gelegentlich eine Rolle spielt.
Danach gehören:
Zu 1.: die Dominikanische Republik, Guatem ala, H aiti, H ondu­
ras, N icaragua, Paraguay;
Zu 2.: Costa Rica, U ruguay;
Zu 3.: Argentinien, Bolivien, Brasilien, Chile, Ecuador, El Sal­
vador, Kolumbien, Kuba, Mexiko, Panam a, Peru und 
Venezuela.
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6 D er Staatsstreich
Dagegen gibt Lieuwen144 folgendes Unterscheidungsschema:
1. Ländergruppe, in der die Armee die Politik  beherrscht: D om i­
nikanische Republik, N icaragua, Paraguay, El Salvador, 
H aiti, H onduras, Panam a;
2. Ländergruppe, in der sich die Armee im Übergang von einer 
politischen zu einer unpolitischen Institu tion  befindet: Argen­
tinien, Brasilien, Ecuador, G uatem ala, Kuba, Venezuela, Peru;
3. Ländergruppe, in der die Armee unpolitisch ist: Bolivien, 
Chile, Costa Rica, Kolumbien, Mexiko, U ruguay.
D ie Gegenüberstellung beider Schemata läß t einige nicht unerhebliche 
Unterschiede erkennen. D ie G ruppe 1 stim m t in beiden Fällen bis auf 
Guatem ala (Wyckoff), E l Salvador und Panam a (Lieuwen) überein. 
N ach dem zugrunde gelegten Unterscheidungsmerkmal können die 
G ruppe 3 bei Wyckoff und die G ruppe 2 bei Lieuwen m iteinander 
verglichen w erden; unterschiedlich eingestuft werden Bolivien, Chile, 
E l Salvador, Kolumbien, Mexiko, Panam a (Wyckoff) und Guatem ala 
(Lieuwen). Schließlich können G ruppe 2 bei Wyckoff und G ruppe 3 
bei Lieuwen gleichgestellt w erden: Costa Rica und U ruguay erscheinen 
in beiden Fällen, w ährend Bolivien, Chile, Kolumbien, Mexiko bei 
Lieuwen hinzukommen.
Wyckoff erkennt ausdrücklich eine gewisse Relativierung seines Sche­
mas an: „The above three examples of the role of the m ilitary  in con­
tem porary Latin  American politics represent only three points on a 
continuum. M any interm ediate points are referred to only by im pli­
cation145.“ So könnten z. B. nach seiner Meinung Peru, Bolivien oder 
Venezuela manche Züge sowohl der G ruppe „immer“ als auch der 
G ruppe „gelegentlich“ aufweisen. Auch eine genauere Untersuchung in 
Chile oder je tzt in Mexiko w ürde Elemente der G ruppen „gelegent­
lich“ und „niem als“ feststellen können.
Zu beiden Schemata kann m an folgendes bemerken. Es scheint, daß 
Wyckoff der R ealität näher ist, wenn er G uatem ala zu der „Imm er- 
G ruppe“ zählt, w ährend Lieuwen es in die „Ubergangsgruppe“ ein­
bezieht. Dagegen w ird El Salvador richtiger von Lieuwen als zur „die 
Politik  beherrschenden“ G ruppe gehörig betrachtet und nicht wie bei 
Wyckoff zur „Gelegentlich-Gruppe“ . Genau das Umgekehrte gilt für 
Panam a. W enn schließlich Lieuwen die Armee in Bolivien, Chile, K o­
lumbien und Mexiko als „unpolitisch“ bezeichnet, so könnte diese 
Kategorisierung gegenüber U ruguay und Costa Rica, wo es faktisch 
und verfassungsmäßig (hier Costa Rica) der Fall ist, etwas irreführen146. 
Z w ar ha t die mexikanische und die bolivianische Revolution die Armee 
jeweils um organisiert, diese ist aber eben dadurch zur Stütze der Re-
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volution geworden. Insofern kann  sie nicht als „unpolitisch“ angespro­
chen werden.
Zusammenfassend und etwas verallgem einernd läß t sich feststellen, 
daß — unbeschadet der oben eingeräumten V orbehalte — die Armee 
in der G ruppe 1 beider Schemata ihre alte Rolle noch behält. Es han­
delt sich bei dieser G ruppe bezeichnenderweise um solche Länder, deren 
gesellschaftlich-politische Entwicklung im Vergleich zu den Ländern der 
anderen G ruppen sehr stark  zurücksteht. Für Lateinam erika als Ganzes 
w ird das Verhältnis von M ilitär- und Zivilgew alt von der Entwick­
lung in den Ländern der G ruppe 3 (Wyckhoff) und der G ruppe 2 (Li- 
euwen) abhängen. Die meisten dieser Länder sind bereits in einer star­
ken wirtschaftlichen und gesellschaftlichen U m w andlung begriffen und 
können durch ihr hiervon gewonnenes politisches Gewicht durchaus bei­
spielgebend wirken.
II. Die Parteien
Wegen der zentralen Stellung der Armee im lateinamerikanischen po­
litischen Leben w aren die Parteien im 19. Jahrhundert — hauptsächlich 
in Föderalisten und Zentralisten, später in Liberale und Konservative 
geteilt — kein M achtfaktor von erheblicher Bedeutung. Gegen Ende 
des 19. Jahrhunderts bis zum  ersten W eltkriege wich der bisherige 
Dualismus der Parteien den geistigen Ström ungen der Zeit und den 
Einflüssen von außen. Die neuen Ideologien fanden ihren N ieder­
schlag in neuen G ruppierungen, und so w urde die Parteinom enklatur 
allmählich um neue N am en bereichert. In  dieser Zeit entstanden z. B. 
die R adikalen und die Sozialisten.
Durch den um sich greifenden N ationalism us der dreißiger Jahre und 
seinen „Sieg“ gegen Ende des zweiten W eltkrieges kristallisierte sich 
ein neuer Parteitypus heraus, der sich dadurch auszeichnete, daß er die 
jeweiligen spezifischen Probleme eines Landes in den M ittelpunkt 
stellte und „nationale“ Lösungen für sie anstrebte. Es handelt sich um 
die sogenannten „A PR ISTA “-Parteien, deren erstes M uster sich in 
Peru offiziell 1931 etablierte, aber schon 1924 illegal geschaffen w or­
den war.
Das heutige Parteienbild Lateinam erikas ist vielfältig zusammenge­
setzt. Vereinzelt weist es zw ar einheitliche Züge auf, es überwiegt je­
doch im großen und ganzen die D ifferenziertheit der Zusammenset­
zung. Es ist außerdem  keineswegs so, daß Parteitypen, -ideologien und 
-program m e sich immer decken, was sich u. a. aus der S truk tur der 
verschiedenen Parteien erklären läßt.
6*
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Ein Blick auf das Parteiensystem, auf die Typologie der Parteien und 
schließlich eine Untersuchung ihrer wesentlichen Strukturm erkm ale 
sollen dazu beitragen, die Bedeutung der Parteien als T räger der poli­
tischen W illensbildung im lateinamerikanischen öffentlichen Leben ab­
zuschätzen.
1. Das Parteiensystem
Angesichts der V ielfalt der Parteigruppierungen in manchen Ländern 
w ird  man nicht selten auf den S tandpunkt stoßen, es habe nicht viel 
Sinn, eine Systematisierung dieser Parteien vorzunehmen. So meint 
z. B. G alindez147: „Die ibero-amerikanische R ealität, in der die Demo­
kratie  noch nicht befestigt ist, macht es haarspalterisch, den Parteien­
dualismus oder -pluralismus zu analysieren; das Interessante ist zu 
analysieren, ob sie existieren oder nicht.“ Diese Einstellung charakteri­
siert zw ar die Sachlage treffend in bezug auf die A rt der politischen Aus­
einandersetzung, aber dem Porschenden versperrt sie den methodischen 
Weg zur Durchdringung des Parteiengefüges, indem sie eine Syste­
matisierung von vornherein ablehnt. Zahlreich sind auf der anderen 
Seite die Versuche, das Parteiengebilde Lateinamerikas systematisch 
zu erfassen. So legt z. B. Blanksten148 unter Anwendung der klassischen 
Kategorien des Ein-, Zwei- und M ehrparteiensystems folgende Zu­
sammensetzung dar:
a) Einparteiensystem 
H ier werden zwei Kategorien unterschieden: die diktatorische und die 
beherrschend-nicht-diktatorische Partei. In  dem ersten Falle identifi­
zieren sich die Regierung und die an der Macht befindliche Partei. D a 
diese ex definitione die einzig legale Partei ist, befinden sich andere 
nicht in der Opposition, sondern in der Rebellion — offen oder ver­
steckt, da Opposition vom Gesichtspunkt der Regierung aus gesehen 
als staatsgefährdend gilt. Ein solches System funktionierte z. B. in Ve­
nezuela w ährend der H errschaft des D iktators Marcos Pérez Jiménez 
von 1953 bis 1958. Es existiert noch in Paraguay, das allerdings einen 
G renzfall darstellt, nämlich insofern, als neben den „C olorados“ — 
der Regierungspartei — auch die Oppositionsparteien legal sind, wenn 
auch nur theoretisch, denn die M itw irkung in ihnen bedeutet oft Ge­
fängnis oder Exil.
Im  zweiten Falle — der beherrschend-nicht-diktatorischen Partei — 
besitzt eine Seite das faktische M onopol der Macht dadurch, daß sie 
jede W ahl gewinnt; aber andere Parteien sind legal und dürfen als 
solche fungieren. Typisch hierfür sind U ruguay und Mexiko.
Aus dem Einparteiensystem ergibt sich zwangsläufig eine einseitige
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Beeinflussung und Gestaltung des politischen Lebens, in der zweiten 
Kategorie allerdings m it der Möglichkeit einer W achablösung durch 
die im anderen Lager stehende Partei. (Dies ist tatsächlich im N ovem ­
ber 1958 bei den Präsidentschaftswahlen in U ruguay eingetreten, als 
die bisherige M ehrheitspartei, die liberal gesinnte „C olorado“-Partei, 
durch eine K oalition der konservativen „Blanco“-Partei und derK lein- 
landwirte-Bewegung abgelöst wurde.) W ährend das System in U ru­
guay zu einer Stabilisierung des öffentlichen Lebens und zu einem re­
lativen Ausgleich der sozialen K räfte geführt hat, ist es in Paraguay 
zu einer eingleisigen Befehlsherrschaft erstarrt, in der praktisch keine 
Opposition existieren darf. Eine umfassendere Betrachtung der Ergeb­
nisse dieses Systems in den betreffenden Ländern m üßte jedoch andere 
Elemente m it einbeziehen, wie z. B. die Übernahm e einer kollektiven 
Exekutive149 und die Einführung des Staatssozialismus in Uruguay, 
die das Funktionieren des Systems erleichtert haben mögen.
b) Zwei- und M ehrparteiensystem 
H ier unterscheidet Blanksten zwischen dem Zweiparteien- und dem 
M ehrparteiensystem. Im  ersten Falle besitzen zwei Parteien soviel 
Macht, daß sie in der Lage sind, einander abzulösen. „D ritte“ oder 
„M inoritätsparteien“ sind hier legal, stellen aber keine ernste K onkur­
renz fü r die beherrschenden Parteien dar. In  dieser Hinsicht ist dieses 
System eher selten in Lateinam erika. Das beste Beispiel dafür ist K o­
lumbien, wo die K onservativen und die Liberalen turnusm äßig an der 
Macht sind.
In  dem M ehrparteiensystem sind drei oder m ehr Parteien anzutreffen. 
Keine ist so mächtig, daß sie allein die M ehrheit im Parlam ent erlangen 
kann. Dieses System ist am deutlichsten in Chile vertreten, wo m inde­
stens sechs Parteien ins Repräsentantenhaus einziehen. W eitere Beispiele 
sind Argentinien, Bolivien, Brasilien und Peru.
Dieses System ermöglicht das Zustandekomm en der politischen W il­
lensbildung von verschiedenen Seiten her, enthält aber zugleich die 
Tendenz zur Zersplitterung, so daß vielfach das Eingreifen einer „über 
den P arteien“ stehenden K raft — meistens der Armee — durchgesetzt 
w ird, um das Gleichgewicht wieder herzustellen.
Es kann hier kein U rteil darüber gefällt werden, welches System die 
besten G arantien fü r das Funktionieren einer Regierung bietet. Diese 
Frage kann nur entschieden werden, wenn m an die jeweilige Verfas­
sungswirklichkeit der einzelnen Länder zugrunde legt, aus der sich das 
Parteiensystem entwickelt. Für die bloße Feststellung der parte ipo liti­
schen Gegebenheiten mag es genügen, von einem U m riß des Parteien­
systems in der oben ausgeführten Form auszugehen.
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2. Typologie der Parteien
Von der historischen Perspektive aus gesehen, läß t sich die lateinam eri­
kanische Parteienzusamm ensetzung wie folgt typisieren: es gibt trad i­
tionelle und moderne Parteien.
Diese A rt der Betrachtung scheint die zweckmäßigste zu sein, weil die 
Anwendung anderer M aßstäbe, wie z. B. Ideologie, Parteip lattform , 
H erkunft der M itglieder, organische Zusammensetzung usw., zuviele 
Zweideutigkeiten zulassen und daher ein verschwommenes Bild erge­
ben würde. Dies erk lärt sich u. a. dadurch, daß das tatsächliche P artei­
leben — wie schon erw ähnt — keineswegs immer in Übereinstimmung 
m it den theoretisch festgelegten N orm en steht.
a) Die traditionellen Parteien
Die beiden großen alten Parteien, die K onservativen und die L ibera­
len, sind traditionell in dem Sinne, daß zwei klassische Probleme des 
lateinamerikanischen politischen Lebens seit dem 19. Jah rhundert bis 
heute ihre gemeinsame G rundlage gebildet haben, nämlich der G roß­
grundbesitz und die Stellung der römisch-katholischen Kirche.
Die K onservativen vertreten die Interessen des Großgrundbesitzes und 
befürw orten im allgemeinen eine einflußreiche Stellung der Kirche im 
politischen und sozialen Leben; nicht selten treten sie für den K atholi­
zismus als Staatsreligion ein. Die Liberalen verfechten dagegen die 
Beseitigung des Großgrundbesitzes oder zum indest die Durchführung 
einer Landreform . Sie sind nicht unbedingt antiklerikal, treten aber für 
die Trennung von S taat und Kirche ein und im allgemeinen fü r die 
Einschränkung der Einflußmöglichkeiten der Kirche.
Beide Parteien haben freilich seit ihrer Entstehung im 19. Jahrhundert 
ihre Parteip lattform en revidiert, ergänzt oder erweitert. Die erw ähn­
ten G rundzüge sind jedoch erhalten geblieben und werden noch auf­
rechterhalten, solange das Problem des Großgrundbesitzes und die 
Rolle der katholischen Kirche als Grundtatsachen des lateinam erikani­
schen politischen und sozialen Lebens anzusehen sind.
Als repräsentative Beispiele für die konservative Richtung sind die 
konservativen Parteien Argentiniens, Kolumbiens und Ekuadors sowie 
die „Blanco“-Partei U ruguays anzuführen. Liberale Parteien sind die 
radikale Partei Argentiniens und Chiles, die liberale Partei Kolumbiens, 
die radikalliberale Partei Ekuadors und die „C olorados“ Uruguays.
b) Die m odernen Parteien
W enn heute eine breitere Beteiligung der Parteien am politischen W il­
lensbildungsprozeß festzustellen ist, so kann das vor allem auf die 
Auswirkungen des Industrialisierungsprozesses zurückgeführt werden. 
Es läß t sich sogar annehmen, daß beide Komplexe in einem direkten
86
W irkungszusammenhang m iteinander stehen; w ährend z. B. in P ara­
guay — einem wirtschaftlich rückständigen Gebiet — diese Entwicklung 
sich kaum  bem erkbar machte, w ar sie fü r die fortgeschrittenen Länder 
Argentinien, Brasilien, Chile, U ruguay und Venezuela von entscheiden­
der Bedeutung. Sie m anifestierte sich u. a. in dem Anwachsen der Städte, 
in dem Aufstieg der Mittelschichten, der Entstehung eines Industrie­
proletariats und in der allmählichen H erausbildung einer neuen Schicht 
von Industriellen. Dementsprechend verlor der politische K am pf mehr 
und m ehr den traditionellen C harak ter einer Auseinandersetzung zw i­
schen den Großgrundbesitzern, der Kirchenhierarchie, der Armee und 
einer H andvoll Berufspolitiker.
Klassenkämpfe zeichneten sich ab, die selbstverständlich je nach der 
Wirtschafts- und politischen S truk tur der einzelnen Länder verschie­
dene Ausdrucksformen annahmen. Diese Faktoren fanden ihren N ie­
derschlag in den vor und nach dem ersten W eltkriege entstandenen 
Parteien, die, durch die neuen geistigen Strömungen in Europa stark 
beeinflußt, an die Industriearbeiter, Bauern und Intellektuellen appel­
lierten. Dadurch, daß sie als neue T räger der politischen W illensbildung 
auftraten , modifizierten sie grundlegend das bisherige Parteienbild 
Lateinamerikas. Den herkömmlichen Liberalen und Konservativen ge­
sellten sich auf der einen Seite die Sozialisten und die Kommunisten 
zu und seit den dreißiger Jahren die „einheimischen“ Parteien auf der 
anderen Seite.
Die Entstehung der erstgenannten Parteien steht in engem Zusammen­
hang m it der Entwicklung der Gewerkschaftsbewegung in Lateinam e­
rika. Diese ist in den einzelnen Ländern nicht einheitlich verlaufen, ge­
meinsam ist ihr jedoch der Übergang von den H ilfsvereinen über den 
sogenannten Anarcho-Syndikalismus bis zu der eigentlichen A rbeiter­
bewegung m it den entsprechenden Gewerkschaftsorganisationen. M it 
diesem letzten Schritt, der auf die sich verbreitenden sozialistischen 
Ideen zurückzuführen ist, w ar eine der Voraussetzungen geschaffen, die 
zur Bildung sozialistischer Parteien beitragen sollten. Einige dieser 
Parteien entstanden Ende des 19. Jahrhunderts, manche sogar vorher. 
Für die meisten ist aber der A nfang des 20. Jahrhunderts als Entste­
hungszeit anzusehen. Ihre M itglieder stammen z. T. aus der Industrie­
arbeiterschaft, aber auch aus den Reihen der marxistisch beeinflußten 
Intellektuellen. Den sozialistischen Parteien scheint der H ang  innezu­
wohnen, „doktrinär, akademisch und intellektualisiert“150 zu werden. 
In  der T at, tro tz ihrer starken Anlehnung an die Arbeiterschaft, ist ihr 
Einfluß auf die Arbeitermassen nicht von entscheidender Bedeutung.
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Die historisch bedeutendste sozialistische Partei Lateinam erikas besteht 
in Argentinien; sie w urde 1896 unter der Führung von Juan B. Justo 
gegründet. Nach einer Periode steilen Aufstiegs in den Jahren vor dem 
ersten W eltkrieg machten sich 1914/1915 Meinungsverschiedenheiten 
innerhalb der Partei bem erkbar, so daß 1918 eine Spaltung nicht mehr 
aufzuhalten w ar. D ie Partei konnte jedoch in den zwanziger Jahren 
wieder an Stärke gewinnen und die wesentlichen A rbeiterorganisatio­
nen des Landes bis 1942 unter K ontrolle halten. In dieser Zeitspanne 
errang sie mehrere Wahlsiege, z. B. in den Jahren 1931 und 1940. M it 
der um sich greifenden peronistischen Bewegung verlor sie allmählich 
die K ontrolle über die Gewerkschaften — mindestens über die wichtig­
sten — und über die Arbeitermassen überhaupt. Ihre eher gemäßigten 
als revolutionären Parolen w aren nicht geeignet, der starken Anzie­
hungskraft des Peronismus entgegenzuwirken. Nach dem Sturz des Ju- 
stizialismus führten 1957 interne Auseinandersetzungen zur Spaltung 
der Partei in zwei rivalisierende Organisationen. H ieraus erk lärt sich, 
daß sie heute zw ar w eiterhin ein Bestandteil des argentinischen politi­
schen Lebens ist, jedoch nicht richtunggebend zu w irken vermag. A ußer­
dem w ird an ihr bemängelt, daß sie nicht in der Lage sei, innerhalb der 
Gewerkschaften eine m it ihren Zielen übereinstimmende Führungs­
schicht heranzubilden151.
N eben der argentinischen ist auch die chilenische sozialistische Partei, 
deren Anfänge sogar noch w eiter zurückreichen, zu erwähnen. Sie lei­
te t ihren U rsprung von der Demokratischen Partei her, die 1877 ge­
gründet wurde. Auch in dieser Partei gab es Abspaltungen des linken 
Flügels. D ie heutige Partei — „P artido  Socialista de Chile“ genannt — 
w urde 1933 gegründet. Schließlich gibt es kleinere sozialistische P ar­
teien in Brasilien, Venezuela, Ekuador, Peru und Uruguay.
Zwischen den beiden W eltkriegen gehörten nur zwei südamerikanische 
sozialistische Parteien der II. In ternationale an, die Argentiniens und 
Uruguays. Im  Jahre 1946 w urde eine interamerikanische Konferenz 
der sozialistischen Parteien in Santiago de Chile abgehalten, auf der 
aber nur Parteien aus den vier Ländern Argentinien, Chile, Ekuador 
und U ruguay vertreten waren. Die Wirkungsmöglichkeiten dieser P ar­
teien werden heute mehr und mehr durch linksextremistische Bestre­
bungen und vor allem durch die sogenannten „einheimischen“ Parteien 
eingeschränkt.
Die kommunistischen Parteien Lateinam erikas sind meistens unm ittel­
bar aus den sozialistischen Parteien hervorgegangen. D er größte Teil 
davon entstand in den zwanziger Jahren ; die übrigen w urden in den 
dreißiger Jahren geschaffen. Charakteristisch für diese Parteien w ar es,
daß sie lange Zeit nach ihrer G ründung in der Illegalität leben m uß­
ten, so z.B. in Ekuador, P araguay und Peru. H eute werden sie vielfach 
als verfassungswidrig deklariert, aber ihre A gitation stößt deshalb 
nicht auf taube O hren: Argentinien, Bolivien, Brasilien, Chile, E kua­
dor, Kolumbien, Venezuela sind Länder, in denen die do rt bestehen­
den kommunistischen O rganisationen durchaus als ein immer mehr ins 
Gewicht fallendes Element des politischen Lebens anzusehen sind. 
T rotzdem  ist es nicht leicht, den kommunistischen Einfluß in Latein­
am erika einigermaßen richtig einzuschätzen, denn es ist zur Gewohn­
heit geworden, seitens der Regierungen jede oppositionelle Bewegung 
beliebig als kommunistisch abzustempeln oder auch umgekehrt, eine Re­
gierung deshalb als kommunistisch zu bezeichnen, weil sie gewisse un­
gewöhnliche M aßnahm en auf dem wirtschaftlichen oder sozialen Ge­
biet trifft. M an kann indes bemerken, daß viele Länder durch ihre so­
zialen M ißstände einen fruchtbaren N ährboden für die Entwicklung 
kommunistischer Bestrebungen abgeben.
Die vielfach ausgebliebene Landreform , die Entstehung eines Industrie­
proletariats und nicht zuletzt der überall herrschende N ationalism us in 
seinen m annigfaltigen Ausdrucksformen werden als begünstigende Fak­
toren ausgenutzt. Als mögliche Hindernisse für eine Ausbreitung des 
Kommunismus w erden der Individualism us der lateinamerikanischen 
Völker, ihr politischer Idealismus und ferner der Einfluß des K atholi­
zismus angeführt153.
Wichtig scheint auch die W irkung der erw ähnten „einheimischen“ P ar­
teien, welche den kommunistischen Parteien manches Tätigkeitsfeld er­
folgreich streitig machen.
Es sind die „A PR ISTA “-Parteien, deren N am e aus dem peruanischen 
Vorbild, der A PRA (Alianza P opular Revolucionaria Americana = 
Revolutionäre Amerikanische Volksallianz) abgeleitet w ird. Obwohl 
diese Parteien getrennt voneinander und fast ohne K ontak t m iteinan­
der entstanden sind, haben sie doch in ihren G rundsätzen und ihrer 
Ideologie einige gemeinsame Züge entwickelt. Ausgangsbasis ist die 
Verwirklichung der D em okratie nicht nur auf politischem, sondern auch 
auf sozialem und wirtschaftlichem Gebiet. D aher die zentrale Forde­
rung nach einer tiefgreifenden sozialen und wirtschaftlichen U m w and­
lung, wobei eine radikale Landreform  in den V ordergrund gestellt 
w ird. Z ur Durchsetzung der vertretenen Ideologie w ird an den N atio ­
nalismus als T riebkraft appelliert und die Integration der Massen — 
vor allem durch gewerkschaftliche A ktiv ität — angestrebt. Die M itglie­
der der „A PR ISTA “-Parteien rekrutieren sich zunächst aus A rbeiter­
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schichten der Bevölkerung (vor allem Indios), welche bisher in den 
politischen W illensbildungsprozeß nicht m it einbezogen waren, dann 
z. T. aus Intellektuellen und anderen Angehörigen der Mittelschichten, 
aus deren Reihen die Führer der Partei vielfach hervorgehen.
Aus diesen Schichten stammende Industrielle neigen dazu, die „einhei­
mischen“ Parteien zu unterstützen, da sie nur so den mächtigen G roß­
grundbesitzern w irksam er entgegentreten können. Schließlich muß her­
vorgehoben werden, daß diese Parteien mehr ideologische Bestrebun­
gen und Parteidisziplin als die traditionellen O rganisationen entfalten. 
Sie haben sich zw ar nicht ganz von dem in den lateinamerikanischen 
Parteien noch feststellbaren „Personalism o“ befreien können, d. h. von 
der Tendenz, einer „starken“ Persönlichkeit zu folgen. Ihre Existenz 
beruht jedoch nicht p rim är auf solchen Persönlichkeiten.
P rototypen dieser Parteien sind die peruanische A PRA, die Trabalhi- 
sta-Partei Brasiliens, die demokratische A ktion (Acción Democrática) 
Venezuelas und in kleinerem U m fang der „P artido  Febrerista“ P ara­
guays. T ro tz der eben skizzierten Gemeinsamkeiten zeigen diese P ar­
teien — zum al bei der Machtausübung — einige Abweichungen, die sich 
aus den besonderen Verhältnissen jedes Landes ergeben. So rücken z.B. 
bei der peruanischen A PR A  die A grarreform  und die Förderung der 
indianischen Bevölkerung in den V ordergrund. Ferner w ird  in der 
„Acción D em ocrática“ Venezuelas der W irtschaftsplanung ein beson­
derer P latz  eingeräumt, w ährend sie bei den übrigen Parteien nicht so 
sehr betont w ird. Obwohl die Verstaatlichung der Industrie im P artei­
program m  angeführt ist, w ird sie nicht überall m it der gleichen In ten­
sität angestrebt. Schließlich bemühen sich diese Parteien, in der Frage 
des N ationalism us ihre grundsätzliche H altung  der internationalen 
Entwicklung der letzten Jahre anzupassen.
Außer den Parteien sind weitere Gruppierungen zu nennen, in erster 
Linie solche, die eine christlich-soziale Ideologie vertreten. Von einiger 
Bedeutung ist die „Falange N acional“ Chiles. Ideen- und program m ä­
ßig stehen sie den europäischen Christlichen D em okraten nahe. Diese 
Richtung findet auch starke V ertretung in Kolumbien und Ekuador, 
w ährend sie in Argentinien und Brasilien kaum  zum Durchbruch ge­
kommen ist.
Von weit geringerer Bedeutung sind die sogenannten „ad hoc-Parteien“, 
d .h . flüchtige Zusammenschlüsse, die in aller Eile —vor allem im W ahl­
kam pf — organisiert werden, um irgendwelche kurzfristigen Ziele zu 
erreichen. Sie verschwinden von der politischen Bühne, sobald sie diese
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Aufgabe erledigt zu haben glauben, oder wenn sie daran  gescheitert 
sind. Diese G ruppierungen sind besonders in Bolivien, Ekuador, Peru 
und P araguay anzutreffen.
M it dieser letzten K ategorie ist eine m ehr oder weniger abgerundete 
D arstellung der Parteienzusamm ensetzung in Lateinam erika gegeben 
worden. Sie konnte schon deshalb nicht erschöpfend sein, weil die P ar­
teien selbst durch die L abilitä t des politischen Lebens einer ständigen 
Um w andlung unterw orfen sind. Jede neue Entwicklung bringt eine 
Um gruppierung m it sich, so daß z. B. Liberale und K onservative eine 
unterschiedliche Vorstellung in diesem oder jenem Lande hervorrufen. 
M ehr noch: innerhalb eines Landes ist manchmal die Grenze zwischen 
einigen Parteien, die ihrer Ideologie oder ihrem Program m  nach ver­
schiedene Gebilde darstellen sollten, recht verwischt, so z. B. zwischen 
manchen sozialistischen und den „A PR ISTA “-Parteien. D aher galt es, 
eine M om entaufnahm e durchzuführen und daraus die entscheidenden 
Kom ponenten herauszugreifen, welche historisch und strukturell als 
G rundtypen angesehen werden können.
3. S trukturm erkm ale der Parteien
Angesichts der M annigfaltigkeit der parteipolitischen Gruppierungen 
können auch hier nur die wesentlichen Züge, welche m it einiger Regel­
m äßigkeit anzutreffen sind, hervorgehoben werden. In  Übereinstim­
mung m it der maßgeblichen L itera tur154 kann  m an folgende M erkmale 
in den V ordergrund stellen:
a) die noch anhaltende Bedeutung des „Personalism o“
D er „Personalism o“ w irk t sich zunächst dadurch aus, daß die politische 
Auseinandersetzung von ihrem sachlichen Inhalt entleert w ird und in 
eine subjektive und dam it einseitige Betrachtung entartet. Es geht nicht 
mehr um Ideen, sondern um Personen. N icht Liberale, Konservative, 
R adikale und Sozialisten stehen im K am pf m iteinander, sondern „Bat- 
llistas“, „Peronistas“ usw., je nadidem, ob m an Anhänger vonB atlle in 
U ruguay, von Perón in Argentinien usw. ist. D aher die B itterkeit, m it 
der jede politische Auseinandersetzung ausgetragen w ird : sie nimm t 
fast den C harak ter eines Freund-Feind-Verhältnisses an. D ie M einun­
gen werden dogmatisch, absolut verfochten. Diese H altung  h a t zur 
Folge, daß m an dem Gegner m it In to leranz entgegentritt, wobei es 
nicht ausbleiben kann, daß nach dem Sieg bzw. nach der N iederlage 
beide Lager sich weiter bekämpfen.
M an ha t in der letzten Zeit einen beträchtlichen Rückgang des „Perso­
nalism o“ in  einigen Ländern — darunter Ekuador, Chile, Venezuela — 
festgestellt. Es ist aber nicht abzusehen, w ann er als T riebkraft gänzlich
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an Bedeutung verlieren w ird. Diese Entwicklung w ird in starkem Maße 
davon abhängen, wieweit die m odernen Parteien sich durchsetzen kön­
nen, und nicht zuletzt davon, wieweit eine Einschränkung der exeku­
tiven Gewalt, die in den meisten Ländern allein entscheidend ist, vor­
genommen werden kann.
b) Das Fehlen von vorher festgelegten Parteiprogram m en
Die Fixierung von Program m en w ird als die Erfüllung einer Form ali­
tä t, nicht als eine grundsätzliche N otw endigkeit angesehen. Dies trifft 
allerdings nicht auf die m it einer ausgeprägten Ideologie ausgestatteten 
Parteien zu. Im  allgemeinen w irk t es sich so aus, daß die Parteien keine 
verbindlichen A nsatzpunkte bieten oder daß diese auf Versprechungen 
genereller A rt reduziert werden. Eine Folge davon ist, daß die Führer 
der Parteien keine eigenen Entscheidungen treffen, sondern vielfach 
dem Druck ihrer Anhänger und Mäzene nachgeben. D am it w ird eher 
den persönlichen als den nationalen Interessen Rechnung getragen. Diese 
Politik  ha t ihren Niederschlag in einem vielsagenden Ausdruck des po­
litischen Jargons gefunden, nämlich in dem W ort „Amiguismo“, das 
m an m it „Förderung der Freunde“ übersetzen kann.
c) Disziplinlosigkeit und Organisationsschwäche
Ein drittes M erkm al ist die Disziplinlosigkeit und die Organisations­
schwäche vieler Parteien. H ier bedingt das eine das andere. Man 
kann  darin  eine Folge der schwankenden G rundlage vieler parteipoli­
tischer Gruppierungen erblicken, die es nicht ermöglicht, einen festen 
Zusam m enhalt zu bewahren und eine entsprechende Verhaltensweise 
festzulegen. D araus erk lärt sich die relative Leichtigkeit einer eventu­
ellen Umstellung von einer Partei auf die andere. H ervorzuheben ist 
auch die Beherrschung der Parteimaschinerie durch Fraktionen, die, ge­
schart um eine Persönlichkeit, sich gegenseitig auszuspielen versuchen. 
H ier aber — genauso wie auf anderen Gebieten — muß man sich vor 
Verallgemeinerungen hüten. So w irken insbesondere die modernen P ar­
teien dieser Entwicklung entgegen.
Selbst den traditionellen, speziell den liberalen Parteien kann man 
nicht eine gewisse O rganisation absprechen. Sie werden sogar dazu ge­
zwungen, wenn sie die organisierte Schlagkraft anderer Parteien ab- 
wehren wollen. Zu der Frage der Parteien als Träger der politischen 
W illensbildung kann m an zusammenfassend bemerken, daß eine An­
zahl von Faktoren ihre Stellung im politischen Leben erheblich ver­
stä rk t hat.
U nter den wichtigsten sind hervorzuheben:
der Durchbruch neuer sozialer Kräfte, die den traditionellen H err­
schaftsgruppen die Machtausübung streitig machen wollen;
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das Anwachsen der Gewerkschaftsbewegung; 
die allmähliche Integration der bisher unbeteiligten Massen in den 
politischen W illensbildungsprozeß 
und nicht zuletzt in manchen Ländern der Rückgang des „Persona­
lismo“ als bestimmendes Element des politischen Lebens und dam it die 
Versachlichung der Auseinandersetzungen durch die W iedereinführung 
von Prinzipien.
I II . D ie Gewerkschaften:
Entwicklung und Stellung im politischen Leben
Im  Zusammenhang m it der Entstehung der sozialistischen Parteien 
w urde bereits darauf hingewiesen, daß die Anfänge der Gewerkschafts­
bewegung in Lateinam erika der Schaffung von H ilfsorganisationen im 
Falle von K rankheit, A lter, Tod usw. galten. Damals konnte eine 
Gewerkschaftsbewegung infolge der mächtigen politischen O ligar­
chien, der schwachen Entwicklung der Industrie und der U nerfah­
renheit der A rbeiter nicht entstehen. Erst A nfang des 20. Jah rhun­
derts w aren die Gewerkschaften in der Lage, festen Fuß zu fassen und 
sowohl O rtsgruppen als auch Landesverbände von Bestand zu schaffen. 
Die wichtigsten nationalen Organisationen entstanden: in Argentinien 
1890 die „Federación O brera de la República A rgentina“ (FORA) und 
die „Unión General del T rabajo“ (UGT), ferner in Brasilien 1929 
die „Confederação geral dos Trabalhadores do Brasil“ (CGTB) und in 
Chile 1907 die „G ran Federación O brera C hilena“ (seit 1917 ohne 
„G ran“ -  FO C h)155.
Es kann hier nicht im einzelnen aufgezeigt werden, wie die Entwick­
lung in jedem Lande verlaufen ist, wohl aber, welche G rundtendenzen 
fü r die Bewegung allgemein typisch gewesen sind. D aran anschließend 
w ird die Bedeutung der Gewerkschaften als M achtträger neben der A r­
mee, den Parteien und den sonstigen gesellschaftlichen K räften un ter­
sucht.
Die zu A nfang des Jahrhunderts einsetzende Gewerkschaftsbewegung 
h a t Impulse von hauptsächlich drei Richtungen em pfangen: vom soge­
nannten Anarcho-Syndikalismus, vom Sozialismus bzw. Kommunis­
mus und — in geringerem M aße — vom Katholizismus, der sich erst 
später, seit den dreißiger Jahren, in die Auseinandersetzungen einge­
schaltet hat.
D er Anarcho-Syndikalismus, heute im Absterben begriffen, und der 
Kommunismus w aren in den zwanziger Jahren die beherrschenden
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Elemente der Arbeiterbewegung. Seit dem Jahre  1930 erfreute sich der 
Kommunismus eines Vorsprunges, der sich 1940 sogar vergrößerte. Nach 
einem beträchtlichen Aufstieg in der unm ittelbaren Nachkriegszeit ver­
m inderte sich sein Einfluß unter der Auswirkung der anrückenden „ein­
heimischen“ Ideologien und des wachsenden Interesses der Kirche für 
soziale Fragen.
Es verdient festgehalten zu werden, daß es in den Anfängen europäi­
sche E inw anderer — vor allem in Argentinien, Chile und U ruguay — 
w aren, welche die Ideen der Gewerkschaftsbewegung propagierten und 
in die T at umzusetzen halfen. D ie ersten Führer der lateinam erikani­
schen Gewerkschaftsbewegung w aren Intellektuelle, Akadem iker, die 
die neuen Ideen aus Europa übernahm en und sie auf die Verhältnisse 
in ihren Ländern einfach übertrugen. W ährend man in Europa auf 
praktische Erfahrungen des Wirtschaftslebens zurückgreifen konnte, 
w ar es in Lateinam erika auf G rund der ökonomischen und sozialen 
Entwicklung nicht leicht, an die konkreten Aufgaben heranzugehen. 
S ta tt dessen w urden theoretische und ideologische D ebatten m it beson­
derer Leidenschaft ausgetragen.
Die Faktoren, die sich hierbei hemmend auswirkten, w aren verschiede­
ner N atu r. Ein H indernis wirtschaftlicher A rt bildete die Tatsache, daß 
im lateinamerikanischen Produktionssystem  die landwirtschaftliche E r­
zeugung eine überwiegende Stellung einnahm. Das Latifundiensystem 
erschwerte es ungemein, die Landarbeiter organisatorisch zu erfassen, 
zunächst, weil sie weit verstreut und wegen m angelnder Transportm ög­
lichkeiten nicht jederzeit erreichbar waren, vor allem aber, weil die 
G roßgrundbesitzer sich dieser Tätigkeit erfolgreich widersetzen konn­
ten. Man kann außerdem  hinzufügen, daß auch ein gewisser Interessen­
konflikt zwischen Land- und Industriearbeitern in diesem P unkt eine 
Rolle spielte. W ährend die einen in der Anschaffung eines Stückes Land 
die einzige Möglichkeit für die Verbesserung ihrer sozialen Lage sahen, 
bestanden die anderen auf den üblichen Forderungen wie Arbeitszeit­
verkürzung, Lohnerhöhung, Sozialversicherung usw. Einen weiteren 
hemmenden Faktor stellte politisch das Übergewicht der Exekutive im 
Regierungssystem dar, die naturgem äß kein Interesse daran  haben 
konnte, eine autonome, auf M achtgewinnung abzielende O rganisation 
neben sich entstehen zu lassen. Die Reaktion der meisten diktatorischen 
Regierungen auf die ersten Anfänge der Gewerkschaftsbewegung w ar 
deshalb unerbittlich hart. D ie Jahre 1907 in Chile, 1919 und 1921 in 
Argentinien, 1925 in Peru und Ekuador und 1928 in Kolumbien kann 
man in dieser Hinsicht als schmerzliche D aten in der Geschichte der la ­
teinamerikanischen Gewerkschaftsbewegung ansehen. Schließlich läß t
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sich juristisch ein H indernis in der Tatsache erblicken, daß in den Ver­
fassungen vieler Länder Südamerikas die Versammlungs- und K oali­
tionsfreiheit nicht verankert w ar. Bis zum Jahre 1941 lassen sich in die­
ser Hinsicht etwa folgende Kategorien aufstellen:
1. unbeschränkte O rganisationsfreiheit: Argentinien, Chile, K o­
lumbien;
2. beschränkte O rganisationsfreiheit: Ekuador, Peru, Venezuela;
3. so gut wie gar keine O rganisationsfreiheit: Brasilien, Paraguay. 
H eute hat sich dieses Bild wenn nicht fundam ental, so doch wesentlich 
geändert, da die meisten Verfassungen nach 1945 ausdrückliche Be­
stimmungen über die K oalitions- und die Versammlungsfreiheit ent­
halten. Das P rinzip  der Gewerkschaftsbewegung ha t sich als solches 
durchgesetzt; Unterschiede bestehen in der W irksam keit und der ta t­
sächlichen H andlungsfreiheit der O rganisationen in den einzelnen Län­
dern. Die Ideologien, die ihnen zugrunde liegen, sind m annigfaltig und 
ebenso ihre Bezeichnung, so z. B. Syndikat, Liga, Union, Föderation, 
V erband usw. Sie erfüllen jedoch die gleichen Funktionen, die einer 
Gewerkschaft grundsätzlich zukommen. In  den letzten zw anzig Jah ­
ren hat sich ihre Zahl verm ehrt, selbst wenn m an von den staatlich ge­
lenkten und von den sogenannten Betriebsgewerkschaften absieht. Diese 
sind zweifellos auf das Bestreben der Regierungen und Unternehm en 
zurückzuführen, dem anhaltenden Wachstum der selbständigen Ge­
werkschaften entgegenzuwirken. Diese Bemühungen bieten eine E rk lä­
rung dafür, daß in der jüngsten Geschichte Lateinam erikas die A rbeiter­
organisationen eine neue O rientierung bekommen haben. Sie werden 
vielfach als die K raft angepriesen, die politische Entscheidungen m it 
herbeiführen helfen kann.
Die direkte Beteiligung der Gewerkschaften am politischen Geschehen 
ist, wie Jo rrin  hervorhebt158, ein relativ neuer Tatbestand. Ihre Teil­
nahm e an der P o litik  beschränkte sich bisher hauptsächlich darauf, eine 
protestierende H altung gegenüber den autoritären  und diktatorischen 
Regimen einzunehmen und gegebenenfalls bei Umsturzbewegungen 
durch Streiks m itzuwirken.
M it dem Durchbruch der peronistischen Bewegung im Jahre 1945 w urde 
jedoch ein W endepunkt erreicht: die Arbeiterorganisationen traten  
nunm ehr als bestimmende K raft neben die Armee und die trad itionel­
len Herrschaftsgruppen. Diesem Beispiel folgten 1952 die Bergwerks­
gewerkschaften in Bolivien.
Die Bedeutung dieses W andels w ird  klar, bedenkt man, daß dadurch 
nicht nur die A rt der politischen Auseinandersetzungen, sondern auch
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deren jeweiliger konkreter Inhalt geändert w ird. W aren sie bisher 
M achtkämpfe zwischen einzelnen Herrschaftsgruppen, in denen die A r­
mee meistens das letzte W ort hatte, so geht es jetzt durch den Appell 
an breite Massen der Bevölkerung darum , politische K onzeptionen zu 
entwickeln und A ktionsprogram m e für die gesamte politische und So­
zialordnung auszuarbeiten. Diese N otw endigkeit haben sowohl die 
Regierungsparteien als auch die nach Regierungsgewalt strebenden 
K räfte eingesehen. D aher versuchen beide Seiten, die von den organi­
sierten Massen ausgehende M achtentfaltung für sich zu gewinnen: die 
Regierungen durch staatlich gelenkte Gewerkschaften; die der A rbeiter­
bewegung nahestehenden Parteien, indem sie deren Forderungen über­
nehmen und in den V ordergrund stellen.
Die Auswirkungen dieser Entwicklung machen sich nicht nur im K am pf 
zwischen den traditionellen und den m odernen Parteien bemerkbar, 
sondern darüber hinaus in der ganz speziellen Frage der militärischen 
Intervention. Durch die Anwendung der Generalstreikm ethode sind 
die Gewerkschaften — zum indest in den Gebieten, wo sie w irksam  sein 
können — theoretisch in der Lage, einem unberechtigten Eingriff der 
Armee erfolgreich W iderstand zu leisten. Das setzt aber voraus, daß 
diese Streiks ihre volle W irkung erreichen können, nämlich die Lahm ­
legung des Wirtschaftslebens; hier w ird der Zusammenhang zwischen 
Wirtschafts- und politischer Entwicklung von neuem deutlich.
Besonders in den Ländern, die noch keine grundlegenden Sozialrefor­
men erfahren haben, ist es denkbar, daß sich die Beispiele Argentiniens 
und Boliviens wiederholen. H aro ld  E. Davis meint sogar: „Solange in 
einem gegebenen Lande die lateinamerikanische Sozialrevolution noch 
nicht stattgefunden hat, w ird es weiterhin eine der H auptaufgaben der 
Gewerkschaftsbewegung sein, die fundam entale Änderung der sozialen 
und politischen S truktur herbeizuführen157.“
Die den Arbeiterorganisationen hierm it zugedachte Zukunftsrolle kann 
nicht eindeutiger form uliert werden. Es soll allerdings hinzugefügt 
werden, daß die Gewerkschaften zur Durchführung dieser Rolle der 
aktiven U nterstützung anderer in derselben Richtung arbeitender 
K räfte bedürfen, da die unm ittelbare V erantw ortung für die Gestal­
tung und O rdnung im Politischen nur durch politische Parteien oder 
G ruppen, die ähnliche Funktionen erfüllen, übernommen werden kann. 
Es läß t sich nicht m it Bestimmtheit abschätzen, in welchem Grade diese 
U nterstützung bereits gew ährt w ird, weil separatistische Tendenzen 
und  Einzelgängertum vielfach noch vorherrschen. M an kann immerhin 
feststellen, daß die Gewerkschaftsbewegung — zum indest in den Län­
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dern, wo sie bereits über gut organisierte Verbände verfügt —sich mehr 
und mehr zu einer bedeutenden K raft entwickelt, die nicht übersehen 
werden kann.
B ■ N E B E N  K R Ä F T E  D E S  P O L I T I S C H E N  L E B E N S
M annigfaltige weitere Faktoren sind für die politische Entwicklung 
von Bedeutung; sie weisen allerdings einige unterschiedliche Züge je 
nach dem Lande auf. Aus diesem G runde werden hier wiederum typ i­
sche Fälle hervorgehoben, welche historisch oder auf G rund der Sozial­
struk tur schlechthin als solche angesehen werden können. Es sind vor 
allem die Kirche, genauer die römisch-katholische Kirche, und einzelne 
Interessengruppen. Eine kurze Betrachtung soll zum Schluß den sonsti­
gen Strömungen, die hier und da eine Rolle spielen, gewidmet werden.
I. D ie Kirche
Nach Erlangung der politischen U nabhängigkeit w aren in Lateinam e­
rika zwei G rundsatzfragen von entscheidender Bedeutung für die Ge­
staltung des Verhältnisses zwischen S taat und Kirche: die Abgrenzung 
des weltlichen Aufgabenbereiches der Kirche und die Einschränkung 
ihres Güterbesitzes. M it anderen W orten, es ging darum , der aus der 
K olonialzeit herrührenden politischen Macht der Kirche feste Grenzen 
zu setzen. In  Lateinam erika — besonders in Argentinien und Chile — 
machten sich die ersten antiklerikalen Tendenzen in den Jahren 1820 
und 1830 bemerkbar. Drastische M aßnahm en, wie die Abschaffung des 
Zehnten sowie der religiösen O rden, die Beschlagnahme kirchlicher G ü­
ter usw., w urden von den einzelnen Regierungen ergriffen.
Um die M itte des 19. Jahrhunderts verschärfte sich die Lage m it dem 
Erlaß ausgesprochen antiklerikaler Gesetze in Kolumbien, Venezuela, 
Chile und Ekuador, welche sogar teilweise die Trennung von S taat und 
Kirche — so z. B. in Kolumbien 1853 — nach sich zogen. Dieser Trend 
hielt bis zum Ende des 19. Jahrhunderts an, 1890 vollendete auch B ra­
silien die in Kolumbien erreichte Entwicklung. Eine Ausnahme bildete 
Ekuador, wo es auf G rund der Stärke der klerikalen Kräfte zu einer 
Konsolidierung der kirchlichen Macht kam. Die Trennung von S taat 
und Kirche erfolgte 1917 in U ruguay, 1925 in Chile158.
In  der jüngsten Vergangenheit haben die peronistische Bewegung in 
Argentinien — spätestens ab Ende 1954 — und die bolivianische Revo­
lution des Jahres 1952 die Beziehungen zwischen S taat und Kirche um ­
7 D er S taatsstreich
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zugestalten versucht und z.T. entsprechende Lösungen eingeleitet bzw. 
durchgesetzt.
W aren die erw ähnten M aßnahm en bis zum Ende des 19. Jahrhunderts 
als Eindämmungs- und Vergeltungsaktionen gegen die politische Macht 
der Kirche zu verstehen, so w urden sie mehr und mehr m it theoreti­
schen Argum entationen unterm auert, welche die Bestandteile einer 
staatspolitischen K onzeption werden sollten. Führende Politiker, wie 
Juárez in Mexiko, Balmaceda in Chile, form ulierten G rundsätze und 
Aktionsprogram m e, die übernomm en und erw eitert wurden. M an tra t 
nunm ehr der Kirche entgegen, weil sie politisch eine konservative K raft 
darstellte, die sich meistens m it den Interessen der traditionellen H err­
schaftsschichten identifizierte, so das Status-quo-D enken begünstigte 
und sozialen Reformen widerstrebte.
U nter dem Einfluß der nationalistischen Bestrebungen der dreißiger 
Jah re  m ußte die Kirche ihre Einstellung zu grundsätzlichen Fragen des 
politischen und sozialen Lebens allmählich revidieren. Die Enzyklika 
des Papstes Pius X I. „Quadragésimo anno“ vom Jahre 1931 bot A n­
satzpunkte für Anpassungsinitiativen wie z. B. die Aufstellung einer 
katholischen Soziallehre. In  der Praxis machte sich diese Entwicklung 
hauptsächlich darin  bem erkbar, daß die Kirche durch rege Beteiligung 
an der Gewerkschaftsbewegung und die Errichtung kirchlich orientier­
ter Parteien Einfluß auf das politische Geschehen auszuüben versuchte. 
H eute sind ihre entsprechenden O rganisationen von Bedeutung in 
Ekuador, Chile und Kolumbien, wo christliche Gewerkschaften und 
kirchlich beeinflußte Parteien eine entscheidende Stütze ihrer H aus­
macht darstellen. In  Ekuador sind es die „Confederación N acional de 
Trabajadores Católicos“ und die „Confederación E cuatoriana de 
O breros Católicos“ ; in Kolumbien die „U nión de Trabajadores Co­
lom bianos“. Die auf christdemokratischer Basis arbeitende Partei C hi­
les ist die schon erw ähnte „Falange N acional de Chile“ .
Diese Entwicklung zeigt, daß die Kirche — selbst in den Ländern, wo 
die Trennung zwischen S taat und Kirche nicht vollzogen w orden ist — 
sich nicht mehr eindeutig auf die Seite der konservativen K räfte stellen 
kann, ohne G efahr zu laufen, ihre Einflußmöglichkeiten stark  zu ver­
m indern. Durch das Aufkom men neuer Elemente in der politischen 
Auseinandersetzung (Um gruppierung der sozialen Schichten, wirtschaft­
liche Entwicklungsbestrebungen, zunehmende Beteiligung der Massen 
an dem politischen W illensbildungsprozeß usw.) w ird  sie dazu ge­
zwungen, eine beweglichere H altung  einzunehmen und so — ähnlich 
der Armee — die „innere W andlung“ zu vollziehen, die den sozialen 
und politischen Verhältnissen der jüngsten Epoche Rechnung trägt.
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Eine gänzliche Ausschaltung des kirchlichen Einflusses ist jedoch in der 
unm ittelbaren Zukunft nicht wahrscheinlich, da diese politische Macht 
nicht p rim är auf institutioneller Basis beruht, sondern vielmehr aus der 
faktischen Stellung der Kirche im sozialen Leben abgeleitet wird.
II. Interessengruppen
U nter Interessengruppen werden solche Zusammenschlüsse verstanden, 
welche durch die soziale oder wirtschaftliche Lage ihrer M itglieder po­
litische Entscheidungen zu beeinflussen vermögen, jedoch die unm ittel­
bare V erantw ortung fü r diese nicht tragen. Ih r Ziel ist es, m it H ilfe 
verschiedener M ethoden — Lobbyismus, Patronage, Einschüchterung 
und D rohung usw. — zu erreichen, daß bestimmte Interessen durchge­
setzt werden.
Als wichtige Interessengruppen sind zunächst die G roßgrundbesitzer­
organisationen zu erwähnen. Angesichts der Bedeutung des Latifun­
diensystems in der W irtschaftsstruktur vieler lateinamerikanischer S taa­
ten und der daraus resultierenden politischen Macht spielen diese Ver­
bände zweifellos eine entsprechende, wenn auch nicht immer sichtbare 
Rolle bei der Gestaltung und Festlegung der Regierungspolitik. Eine 
bekannte G roßgrundbesitzerorganisation in Lateinam erika ist der a r­
gentinische „Jockey C lub“. Ferner fungieren ausländische Gesellschaf­
ten als Interessengruppen. Beispiele dafür sind die emsige „U nited Fruit 
C om pany“ — allerdings mehr in M ittelam erika als im übrigen Latein­
am erika — und einige Petroleumgesellschaften — vor allem in Vene­
zuela. In  Argentinien, Chile und Paraguay ist der Einfluß mancher 
britischer Firmen beachtlich.
Zum  Schluß könnte m an auf einzelne Berufsverbände hinweisen; auch 
Veteranenbünde sind — besonders in Paraguay und Bolivien — anzu­
treffen. In Bolivien hat der nach dem Chaco-Krieg gegründete Vete­
ranenbund z. T. den Kern der späteren Revolutionspartei — M N R  — 
gebildet.
I II . Sonstige Strömungen
Zu erwähnen sind hier in erster Linie die durch das Universitätsmilieu 
bestimmten Stellungnahmen zu Fragen der aktuellen Politik. Es ist den 
Ländern Lateinamerikas eigentümlich, daß Universitätsprofessoren und 
Studenten das politische Geschehen des öfteren entscheidend beeinflußt 
haben. M otive fü r die studentische politische Tätigkeit sind vor allem 
die Verteidigung der Universitätsautonom ie gegen Übergriffe der Re­
7*
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gierung und die Forderung eines Mitspracherechts über die Hochschul­
politik  gewesen.
Die Studentenbewegungen auf dem eigentlichen politischen Gebiet rich­
teten sich gegen willkürliche M aßnahm en autoritärer bzw. d ik ta to ri­
scher Regierungen oder überhaupt gegen die Regierungen selbst. U r­
sprünglich als zeitlich begrenzte Aktionen gedacht, nahm en sie mehr 
und mehr ideologischen C harakter an und wiesen — vor allem nach 
1945 — meistens linksgerichtete Tendenzen auf159.
Zahlreich sind die Beispiele für die aktive Beteiligung der Studenten 
an den politischen Auseinandersetzungen. Repräsentative Fälle waren 
die folgenden: im Jahre 1930 haben die Studenten in starkem  Maße 
zum  Sturz der Präsidenten Irigoyen in Argentinien und Siles in Boli­
vien beigetragen. In Chile w aren Um sturzbestrebungen seitens der Stu­
denten im September 1938 zu verzeichnen. Auch andere Länder, wie 
Kolumbien und Venezuela, haben eine rege politische Betätigung der 
Studentenschaft aufzuweisen. In  der jüngeren Vergangenheit — d. h. 
in den Jahren 1957 und 1958 —, als es galt, die D iktatoren  Rojas Pi- 
nilla und Marcos Pérez Jim énez zu stürzen, haben der „nationale Stu­
dentenstreikausschuß“ in Kolumbien und die „venezolanische Studen­
ten fron t“ einen beträchtlichen Beitrag zum Sturz der Regierung gelie­
fert.
Charakteristisch für diese und ähnliche Unternehm ungen ist die O pfer­
bereitschaft der Beteiligten, die sich z. B. darin  zeigt, daß sie ungeachtet 
der Schlagkraft einer im allgemeinen m it m odernen Waffen ausgerü­
steten Polizei zu G ew altm ethoden greifen, um die Auseinandersetzun­
gen einem H öhepunkt zuzutreiben. Die betroffenen Regierungen an t­
w orten vielfach m it drastischen Gegenmaßnahmen, wie der Schließung 
der U niversität, dem Verhängen des Ausnahmezustandes usw., aber in 
vielen Fällen haben diese Studentenbewegungen — auf lange Sicht ge­
sehen — ihr Endziel nicht verfehlt.
Eine weitere Ström ung stellt der Regionalismus dar, d. h. die Tendenz 
einzelner Gebiete, sich von den übrigen Teilen abzusondern, so z. B. 
in Peru und Ekuador, wo ein Gegensatz zwischen den „an der K üste“ — 
d. h. westlich der Anden —liegenden Gegenden und den „Sierra-Gebie- 
ten“ besteht. Die „Küstengebiete“ zeichnen sich z. B. dadurch aus, daß 
sie den H andel und die Industriebestrebungen fördern, w ährend die 
„Sierra-Gebiete“ die Aufrechterhaltung des Latifundiensystems begün­
stigen und den Säkularisierungstendenzen entgegenwirken. In  Argen­
tinien läß t sich feststellen, daß die „Gebiete des Innern“ die Interessen 
der G roßgrundbesitzer und der Kirche gegen die Ansprüche der Ge­
gend um Buenos Aires verfechten. Es handelt sich hier um Fragen, die
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zur täglichen politischen W irklichkeit dieser Länder gehören. Das er­
w ähnte Problem  des Regionalismus läß t diese Fragen in einem beson­
deren Licht erscheinen und kann dam it zu ihrer Erhellung wesentlich 
beitragen.
D er Blick auf die strukturellen Gegebenheiten der Länder Lateinam e­
rikas sollte dazu dienen, die wirtschaftlichen und politischen G rund­
lagen abzustecken, in deren Rahm en sich die vorliegende Untersuchung 
bewegt. W ird dadurch einerseits die soziologische V erm ittlung zwischen 
Wirtschafts- und Gesellschaftsstruktur sichtbar, so fordert die Eigen­
tümlichkeit der Verhältnisse in den einzelnen Ländern andererseits dazu 
auf, sich ständig vor gefährlichen Verallgemeinerungen zu hüten. D a 
jedoch die Untersuchung auf ein ausgedehntes geographisches Gebiet ab­
gestellt ist, m ußten gleichzeitig die vielen gemeinsamen M erkmale her­
vorgehoben werden, um den Einheitscharakter des Gesamtkomplexes zu 
bewahren. D aher m ußten die entsprechenden Aussagen bew ußt elastisch 
gehalten w erden; sie sollten es erlauben, die Verschiedenartigkeit der 
Probleme und ihre Ähnlichkeit zugleich zu erfassen.
Eine andere Methode, z. B. das Zugrundelegen festgefügter Denksche­
m ata, kann diesen ständig in U m w andlung begriffenen Ländern nicht 
gerecht werden und w ürde dazu führen, daß m an sich von der tatsäch­
lichen jeweiligen W irklichkeit entfernt. Die hier bevorzugte V erfah­
rensweise bedeutet fü r die folgenden Ausführungen, daß die ausge­
w ählten Staatsstreiche zuerst als Einzelfälle im Rahmen der Länder, 
in denen sie sich abgespielt haben, untersucht werden. D avon ausgehend 
sollen die gemeinsamen und die voneinander abweichenden M erkmale 
aufgezeigt werden, um daraus schließlich mögliche Schlußfolgerungen 
für das betrachtete Gebiet ziehen zu können.
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Z W E I T E R  H A U P T T E I L :  DER STAATSSTREICH 
ALS M I T T E L  P O L I T I S C H E R  E N T W I C K L U N G
Das A usw ahlprinzip, das den hier untersuchten Staatsstreichen zu­
grunde gelegt w urde, ergibt sich aus den in der Einleitung festgehalte­
nen Richtlinien. Allerdings muß auf eine ins D etail gehende Schilde­
rung der einzelnen Vorgänge verzichtet werden, denn der geringe ge­
schichtliche A bstand und die dam it zusammenhängenden Schwierigkei­
ten, an etwa vorhandenes Archivm aterial heranzukom m en, gestatten 
eine solche D arstellung des Verlaufes der einzelnen Staatsstreiche nicht. 
Es soll aber durch eine E rörterung der Fakten das Grundschema deut­
lich gemacht werden.
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KAPITEL III: ARGENTI NI EN
A • D E R  S T A A T S S T R E I C H  
V O M  6. S E P T E M B E R  1930
I. Genesis
D er Ausgang der Präsidentenw ahlen des Jahres 1916 stellte einen ent­
scheidenden W endepunkt in der argentinischen Innenpolitik  dar. W aren 
bisher die K onservativen — im argentinischen Sprachgebrauch die O li­
garchie — die alleinigen Inhaber der Staatsmacht, so gelang es jetzt der 
R adikalen Partei — der „U nión Cívica R adical“ —, begünstigt durch 
die erstmalig zur Anwendung gekommene sogenannte „Ley Sáenz 
P eñ a“160, die Staatsspitze m it ihrem K andidaten H ipólito  Irigoyen zu 
erobern. D am it setzte die Herrschaft der R adikalen ein, die bis zum 
Jahre 1930 dauern sollte. Irigoyen am tierte von 1916 bis 1922, gefolgt 
von M arcelo T. de A lvear bis 1928. D er nun sehr alt gewordene Iri­
goyen w urde in diesem Jah r fü r eine weitere Amtsperiode gewählt.
D er Sieg der R adikalen Partei bedeutete nicht nur eine Umbesetzung 
des Führungspersonals des Staates, sondern leitete darüber hinaus zu­
gleich eine in wirtschaftlicher und gesellschaftlicher Hinsicht neue E nt­
wicklung ein, da m it dieser Partei die argentinischen Mittelschichten 
zum ersten Male die oberste politische Macht ausübten. (Es ist nicht 
von ungefähr, daß Irigoyen als der erste „M ittelstands-Präsident“ be­
zeichnet wurde.) Tatsächlich ha t sich der M ittelstand erst im Laufe die­
ser Jahre in das argentinische politische Leben integriert und auch be­
trächtlich dazu beigetragen, die Führungskräfte des Landes in allen As­
pekten zu erneuern161. Jedoch w ar dam it keineswegs erreicht, daß den 
K onservativen jegliche Machtausübung genommen wurde. So konnten 
sie tro tz  der tatsächlichen Herrschaft der R adikalen eine breite M ehr­
heit im Abgeordnetenhaus aufrechterhalten, fast den gesamten Bun­
dessenat beherrschen — in dem die „Unión Cívica R adical“ niemals die 
M ehrheit erzielte —, ferner elf der dreizehn Provinzregierungen bilden 
und wichtige Posten im Justizwesen besetzen. H inzu  kam, daß die gro­
ßen Presseorgane auch die konservative O rthodoxie unterstützten.
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K urz, die R adikalen regierten zw ar, vermochten ihre M aßnahm en je­
doch nicht vollkom men gegen den erheblichen W iderstand der Konser­
vativen durchzuführen. Den Wirkungsmöglichkeiten der Regierung 
w aren dadurch Grenzen gesetzt, so daß die von den Radikalen ge­
wünschte grundlegende U m w andlung der bisherigen Machtverhältnisse 
nicht herbeigeführt werden konnte.
A b 1928 machte sich dieser U m stand noch stärker bemerkbar, als Iri- 
goyen, durch A lter und K rankheit geschwächt, seine zweite Amts­
periode an tra t. Diese stand vor allem unter dem Zeichen der W irt­
schaftsdepression und der offensichtlichen Lähm ung der Verwaltung. 
Die argentinische W irtschaft erfreute sich einer allgemeinen Expansion 
bis zum Jahre 1928. Von der zweiten H älfte des Jahres 1929 an m ani­
festierten sich jedoch die ersten Krisenzeichen: u. a. Absinken der Ex­
porte, Erschütterung der Zahlungsbilanz ab O ktober 1929, Schrump­
fung der Devisenreserven. Am 24. Dezember 1929 nahm  die Regierung 
eine Anleihe in H öhe von 5 Mill. P fund Sterling auf. Am 30. Juni 1930 
bewilligte die „C hatham  Phoenix C orporation“ der S tad t Buenos Aires 
ebenfalls eine Anleihe von 16,1 Mill. D o lla r162. D am it w ar offenbar, 
daß sich die Lage verschlechterte. Die oppositionellen Gruppen, die 
von den W irtschaftsmaßnahmen der R adikalen betroffen wurden, er­
hielten durch die Krise einen willkommenen A uftrieb und K raftzu- 
wadis für ihren K am pf gegen die staatliche W irtschaftspolitik.
Ferner übertrug sich die Lähm ung der Regierungspartei auf die durch 
Intrigen, Inkom petenz u. a. m. geplagte Verw altung. Besonders ange­
prangert w urde die K orruption, die do rt fast in jedem Verwaltungs­
zweig herrschte. So berichtete z .B . Ysabel F. Rennie: „Es gab Räube­
rei in der Postverw altung, der staatlichen Eisenbahn, der Zollverw al­
tung, der N ationallo tterie , in jedem Posten der Regierung, wo Geld zu 
unterschlagen w ar163.“
Irigoyen vermochte nicht m ehr seine persönliche A utoritä t durchzuset­
zen, nicht nur, weil ihm die Steuerung der Regierungsmaschinerie auf 
G rund seines vorgeschrittenen Alters und seines gesundheitlichen Zu­
standes entglitten war, sondern auch, weil er innerhalb der Partei nicht 
mehr der unbestrittene Führer war. Die „Unión Cívica R adical“ w ar 
nämlich schon 1924 in sogenannte „Personalistas“ und „Antipersonali- 
stas“ zersplittert, wobei vor allem die auf die Person Irigoyens abge­
stellte Führung der Partei bejaht bzw. abgelehnt w urde. Schließlich 
brachte der Regierungspartei die am 2. M ärz 1930 bei den W ahlen zum 
Abgeordnetenhaus erlittene N iederlage einen empfindlichen Prestige­
verlust ein.
W ährend m an sich in der „U nión Cívica R adical“ auf eine „U m orga­
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nisierung“ zu besinnen anfing, sammelte die Opposition in den letzten 
M onaten vor dem 6. September ihre Kräfte. A uf parteipolitischer Ebene 
w aren es vor allem die K onservativen und die Unabhängigen Soziali­
sten — eine abgefallene G ruppe der sozialistischen Partei und Sieger 
bei den M ärz-W ahlen in Buenos Aires —, die die Führung der opposi­
tionellen Bewegung übernahmen. Durch parlamentarische Kundgebun­
gen, öffentliche Versammlungen und Pressekampagnen versuchten sie 
die „revolutionäre“ A tm osphäre zu schaffen, die zum  Staatsum sturz 
führen sollte.
Die konservativen Kreise des „Jockey C lub“ hatten  ihr P endant in 
dem „Círculo M ilitä r“ der Armee. Nach Angaben von zehn Journali­
sten, die nach dem 6. September über die Verschwörung berichteten, 
sollen die ersten gemeinsamen Sitzungen im Januar 1930 stattgefun­
den haben164.
An der Spitze der zum Schluß gebildeten M ilitärjunta standen General­
leutnant José F. U riburu und General Augustin P. Justo165. Wie immer 
die „Revolución“ in den einzelnen Phasen geplant sein mochte, ih r er­
klärtes Ziel w ar, „die Republik durch Absetzung der Regierung Iri- 
goyen m it H ilfe einer Einheitsbewegung zu retten“166. D aher die Bil­
dung der „Liga R epublicana“ und der „Legión de M ayo“ (genannt 
nach den M ilitärbaracken Cam po de Mayo). Als ein „vorrevolutionä­
res M anifest" w urde die am 9. August 1930 von 44 Senatoren und 
Abgeordneten — K onservativen und Unabhängigen Sozialisten — un­
terschriebene Kollektivschrift bezeichnet, in der K onservative und 
U nabhängige Sozialisten gegen die Eingriffe („Intervenciones“) der 
Regierung in den Provinzen und gegen ihre verschwenderischen Aus­
gaben protestierten167. Am 6. September setzte U riburu, „dem einmüti­
gen A ufruf des Volkes folgend“, wie es in einer am selben Tage er­
lassenen P roklam ation hieß168, die Regierung Irigoyen gewaltsam ab.
II. M otive
Aus dem Dargestellten lassen sich schon die M otive erkennen, die in 
den amtlichen Proklam ationen und in den parteipolitischen Beteuerun­
gen angegeben wurden. Es w aren eben die offiziellen, besser: die offi­
ziösen Motive. Die wahrscheinlichen G ründe können nur aus dem Zu­
sammenhang heraus angedeutet werden. An erster Stelle müssen hier 
die Zustände angeführt werden, die m an unter der Überschrift „V er­
sagen des Radikalism us“ zusammenfassen kann.
In  ihrem am Tage des Staatsumsturzes erlassenen „Manifiesto al pue­
b lo“ sprach die M ilitärjunta u. a. von der „U ntätigkeit und der K or­
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ruption der Verwaltung, von der Anarchie an der U niversität, von der 
Im provisation und der Verschwendung in der W irtschaft und Finanz­
verw altung, von dem deprim ierenden Nepotism us . . usw.,  die es zu 
beseitigen gelte169. Obw ohl bei solchen E rklärungen eine Verallge­
meinerung einzelner Erscheinungen und eine zweckmäßige Ü bertreibung 
mancher Fehler immer denkbar ist, neigen einige A utoren dazu, dieser 
Version zuzustimmen. So meint z. B. Colmo, der prim äre und grund­
legende Faktor, das, was m an die effektive Ursache nennen könnte, sei 
das allgemeine Empfinden (el sentir general), das K ollektivbewußtsein 
gewesen, welches der Bewegung einen sozialen C harak ter gegeben 
habe170. Außer den „äußeren Ursachen“ des Staatsstreiches — wie z.B . 
der Weltwirtschaftskrise, den Erdölintrigen, der oligarchischen Mobi­
lisierung der O pposition — will auch Ramos die „innere Ursache, die 
tiefere und die wirkliche“ darin  erblicken, daß „Irigoyen seinen Zyklus 
vollkom men erschöpft und der traditionelle Radikalismus sich seinem 
Ende genähert h a tte“171.
Die Fehler des Irigoyenismus und die dam als herrschende Krisenlage 
w aren unbestreitbar, konnten aber an sich keine objektive Rechtferti­
gung für das Vorgehen der Armee und der konservativen Kreise abge­
ben. Dagegen sprach z. B. die H altung  eines Teiles der Opposition, der 
selbst zu der A nti-Radikalenstim m ung beitrug, jedoch, das gewaltsame 
Ende ahnend, vor einem Eingreifen der Armee m it den W orten w arnte: 
„W ahlen ja; Waffen nein!“172. In  der T at w aren die schon erwähnten 
M ärz-W ahlen eine erste deutliche Absage an den Radikalismus. M an 
h a t sogar gemeint: „Es gab nichts in der argentinischen Situation von 
1930, was nicht m it dem Stim m zettel hätte  geheilt werden können173.“ 
Diese optimistische Einschätzung der Sachlage scheint allerdings m it 
den realen M achtverhältnissen auch einige M onate nach dem Staats­
streich nicht übereinzustimmen. Aus den im A pril 1931 von der Re­
gierung U riburu abgehaltenen Parlam ents- und Gouverneurswahlen 
für die Provinz Buenos Aires gingen bezeichnenderweise die Radikalen, 
nicht die K onservativen als Sieger hervor.
N ach Angaben der Berliner „Vossischen Zeitung“ vom 13. Jun i 1931 
w aren bei den Gouverneurswahlen der Provinz Buenos Aires 218 000 
Stimmen auf die Radikalen, 187 000 Stimmen auf die Konservativen 
entfallen. In  derselben Zeitung w erden die Wahlergebnisse wie folgt 
kom m entiert: „ . .  . Die K onservativen sind die Landfürsten-Partei, die 
Banken-Partei, die G roßindustrie-Partei, den Yankees freundlich. U nd 
die R adikalen — nun, auch Geldpartei, aber m it sozialen A nw andlun­
gen und Anti-Yankee. Sie stürzten — m it Irigoyen — daran, daß sie 
ihre sozialen Reformen in den landesüblichen K orruptions-Sum pf kut-
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schienen. U nd darin  steckenblieben. Aber, immerhin, in ihren P ro ­
grammen wenigstens stehen die Reformen. Also wählen die Landarbei­
ter rad ikal und die S tadtarbeiter sozialistisch. N icht konservativ. N icht 
fü r die siegreiche Revolution des Generals U riburu. H in te r ihm stehen 
das M ilitär, der G roßgrundbesitz, das G roßkapital. Aber das Volk 
trennt sich von ihm. Vom Gefängnis aus siegt der alte Irigoyen174.“ 
Allein schon aus diesen W ahlergebnissen geht hervor, daß die von der 
K onservativen Partei entfachten Umsturzbewegungen nicht von den 
breiten Massen der Bevölkerung getragen w urden und die Herrschaft 
der R adikalen Partei infolgedessen m it dem Stimmzettel nicht ohne 
weiteres aufzuheben gewesen wäre.
Es sprechen vielmehr G ründe dafür, daß der 6. September als eine Re­
aktion, als ein Revancheakt der Konservativen verstanden werden 
kann, der darauf hinauslief, den Radikalismus als politische und so­
ziale Bewegung zu beseitigen. Abgesehen von der lange aufgestauten 
E rbitterung über ihre Verdrängung von der Staatsmacht seit dem Jahre 
1916, w aren diese Schichten — sprich Latifundisten, G roßkapitalisten 
und m it ihnen ausländische Investoren — von der R adikalen-W irt- 
schaftspolitik viel zu oft betroffen worden, als daß sie nicht an eine 
Rückgewinnung des politischen M achtapparates gedacht hätten.
So h a t m an — um nur ein Beispiel herauszugreifen — den 6. September 
als einen „E rdöl-C oup“ bezeichnet. Am deutlichsten kom m t das bei 
A rturo  F rondizi175 zum  Ausdruck, der versucht hat, diesen Zusammen­
hang zu erhellen. Diese Bezeichnung (Erdöl-Coup) erkläre sich, so 
m eint er, dadurch, daß der Staatsstreich die Realisierung von großen 
Plänen über die E rdölpolitik  gerade verhindert habe und daß viele 
m it den ausländischen Erdölinteressen verbundene Persönlichkeiten an 
dem Coup beteiligt gewesen seien und hohe Regierungsposten in der 
de facto-Regierung bekleideten. Ferner v e rtritt Frondizi die Ansicht, 
die radikale E rdölpolitik  habe eine Reihe von Folgen nach sich gezo­
gen, die in ihrer vollen Bedeutung nicht bem erkt w orden seien. So 
konnte das P rinzip der N ationalisierung der Erdölvorkom m en und de­
ren ausschließliche Ausbeutung durch den S taat nie wieder aufgegeben 
werden — ein schwerwiegendes Faktum  für die englischen Interessen­
ten, noch bedeutsamer aber für die amerikanischen, die gerade um Re­
serven in allen Gebieten der W elt rangen. Noch bedrohlicher dürfte 
jedoch der Vorschlag der R adikalen in der Senatssitzung vom 12. D e­
zember 1929 gewesen sein, sich von den englischen und nordam erikani­
schen M onopolen unabhängig zu machen, indem m an über die Iugam- 
torg-Gesellschaft russisches N aph tha  gegen Landwirtschafts- und Vieh­
zuchtprodukte einhandeln sollte.
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Die verfolgte Politik  deutete weit über das Erdölproblem  hinaus eine 
W endung der allgemeinen Energiepolitik an. M an zog z. B. die N atio ­
nalisierung der hydroelektrischen Energiequellen in Erwägung, wobei 
Präsident Irigoyen sofort eingriff, um die Beherrschung dieser Quellen 
in der P rovinz Córdoba durch ein amerikanisches Konsortium  zu ver­
hindern. A ll dies habe nach Frondizi wiederum nicht nur die privaten  
Erdöluntersuchungen zum Stillstand gebracht, sondern auch eine N eu­
orientierung gegenüber den Auslandsinvestitionen bedeutet. Danach, 
so schließt er, w ar logischerweise nur zu erw arten, daß die betroffenen 
einheimischen und ausländischen Interessen heftig reagierten, wie sie es 
auch taten.
Von anderen Autoren ist ebenfalls auf diese Seite des Problems hinge­
wiesen w orden176. M an darf sie jedoch nicht überbetonen, zum al ihre 
H auptthesen hier dokumentarisch nicht nachgewiesen werden können. 
M an muß sie vielmehr in dem Gesamtzusammenhang sehen, auf den 
es ja schließlich ankom m t, um der vertretenen Betrachtungsweise Ü ber­
zeugungskraft zu verleihen. Ein M ittel hierzu sei, der G rundtendenz 
der nach dem 6. September von den konservativen bzw. konservativ 
beeinflußten Regierungen verfolgten Politik  nachzugehen.
I II . Folgen
General U riburu am tierte zwei Jahre lang, von 1930 bis 1932, als 
P räsident der de-facto-Regierung. D aß  diese vorwiegend von den 
K onservativen beherrscht w urde, zeigte sich an der Besetzung der 
Schlüsselposten des Staatsapparates und an den sehr umfangreichen 
Personalveränderungen, die, wie Rennie bemerkt, bis zum kleinsten 
Postangestellten reichten177. Die R adikalen w urden nicht nur aus ihren 
Stellungen gejagt, sondern auch den bei solchen Umwälzungen üblichen 
Verfolgungen und Schikanen ausgesetzt, denn es galt offensichtlich, 
die M achtverhältnisse so weit wie möglich umzukehren. C harakteri­
stisch dafür w ar z. B. die Aufhebung des durch die „Ley Sáenz P eñ a“ 
verkündeten allgemeinen Wahlrechts. Ferner führte U riburu, um der 
wachsenden Opposition w irksam  zu begegnen, eine scharfe Pressezen­
sur ein und verhängte den Belagerungszustand. Im  großen und ganzen 
blieb das U riburu-Regim e eine M ilitärd ik tatur, die sich sogar als fa­
schistisch gefärbt bezeichnen ließe.
Dem Uriburu-Regim e folgte die Regierung des Generals Augustin P. 
Justo, der aus von seinem Vorgänger abgehaltenen W ahlen, an denen 
die R adikale Partei nicht teilnehmen durfte, als P räsident hervorge­
gangen w ar. General Justo sagt m an eine ausgesprochene politische Ge-
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Schicklichkeit, nach, m it deren H ilfe  er es verstanden habe, sich der nun­
mehr einander bekämpfenden Faktionen zu bedienen, so daß er sogar 
eine relative Beruhigung der politischen Lage erreichen konnte178.
D er neue Präsident stammte zw ar aus den „A nti-Personalistas“ der 
R adikalen Partei, hatte aber, wie schon angedeutet, an dem Staats­
streich teilgenommen und w urde von den K onservativen unterstützt. 
D am it konnten diese w ährend seiner Amtsperiode von 1932 bis 1938 
die Richtlinien der Regierungspolitik w eiterhin mitbestimmen.
D en wieder gesammelten R adikalen gelang es jedoch, bei den nächsten 
W ahlen eine Kom prom ißform el durchzusetzen: ein gem äßigter R adi­
kaler, Roberto M. O rtiz, w urde P räsident und der K onservative R a­
món S. Castillo Vizepräsident. E in Gleichgewicht der K räfte schien sich 
hier anzubahnen, pendelte aber infolge O rtiz ’ E rkrankung und früh­
zeitigen Ablebens zugunsten der K onservativen zurück. Castillo über­
nahm  das Provisorium  von 1940 bis 1942, als er zum Nachfolger von 
O rtiz  gewählt w urde. W ährend seiner Amtsausübung glaubte er, eine 
ausschließliche K onservativen-Politik durchführen zu können. E r über­
sah nicht nur die Armee, die nunm ehr seit dem 6. September 1930 ein 
bestimmender Faktor des politischen Lebens geworden w ar, sondern 
auch die Opposition, die sich soweit gefestigt hatte, daß sie das Abge­
ordnetenhaus beherrschen konnte. H inzu  kam  schließlich, daß er dem 
neuen Element des argentinischen politischen Lebens — den vorw ärts­
strebenden Massen — nicht Rechnung trug. D am it w aren die Ansätze 
gegeben, die zum neuen W endepunkt vom 4. Jun i 1943 führen sollten.
Zusammenfassend läß t sich feststellen, daß es den K onservativen nach 
dem 6. September 1930 durchaus gelang, die Führung des Staats­
apparates zurückzugewinnen und sie bis zum 4. Juni 1943 zu behaup­
ten. D er Staatsstreich ha t sich darin  erschöpft, der Herrschaft der R a ­
dikalen ein Ende zu bereiten und sie durch die konservative zu erset­
zen. D aher ist die Bezeichnung „reak tionär“, m it der m an ihn charak­
terisiert hat, weitgehend gerechtfertigt179. Selbst der bereits zitierte 
Colmo, der allerdings die Bewegung als solche dem „allgemeinen Em p­
finden“ zuschrieb, m ußte schon feststellen, daß „sie . . . den Invektiven 
der M anifeste und den Versprechungen zum T rotz nicht ein einziges 
neues P rinzip in bezug auf das Grundlegende — das Wirtschaftliche 
und vor allem das Soziale — in sich trug, (und) daß sie sich letztlich 
auf die V ertreibung einer Partei und auf eine Personensubstitution 
in der Regierung beschränkte“180.
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B - D E R  S T A A T S S T R E I C H  
V O M  4.  J U N I  1 9 4 3
I. Genesis
Dieser zweite S taatsum sturz w urzelt unm ittelbar in der seit Castillos 
Am tsübernahme ins W anken geratenen Führung der konservativen 
K räfte. D am it gehört er auch in den allgemeinen Rahmen der seit dem 
6. September 1930 eingeleiteten politischen Entwicklung. D ie Ver­
suchung liegt daher nahe, anzunehmen, es habe eine W iederholung 
des gleichen Tatbestandes — allerdings m it um gekehrten Vorzeichen — 
stattgefunden. D ie Voraussetzungen, die zum  4. Jun i 1943 führten, 
sind jedoch in ihrer Zusammensetzung und im Vergleich zu der A tm o­
sphäre des Jahres 1930 so grundverschieden, daß sie keinen A nhalts­
punk t fü r eine solche Annahm e bieten können. Die Castillo-Regie- 
rung sah sich im Gegensatz zu der von Irigoyen keiner einheitlichen 
O ppositionsfront gegenüber, die offen — wie seinerzeit die K onserva­
tiven und die Unabhängigen Sozialisten — auf einen Regierungsum­
sturz drängte. Es w ar vielmehr die Armee, welche auf G rund der 
inneren W idersprüche der konservativen Führung und ihrer betont 
einseitigen Politik  die Entscheidung traf. Sie h a t dam it die eigene, 
durch das Castillo-Regime gefährdete Stellung gerettet und es ver­
standen, zugleich den nach oben drängenden Schichten ein Ventil zu 
geben. Die Armee w ar also nicht wie dam als das bloße Instrum ent, 
sondern der M otor und der eigentliche Träger des Staatsstreiches, w o­
m it auch erk lärt ist, daß es überflüssig w ar, diesem den M antel einer 
angeblichen Volksbewegung umzuhängen, um ihn nach außen hin zu 
rechtfertigen.
Es bestand ferner keine allgemeine Wirtschaftskrise, welche die Regie­
rung wie 1930 zu M aßnahm en veran laß t hätte, die im Sinne der her­
kömmlichen Wirtschafts- und Sozialpolitik unpopulär gewesen wären. 
Die von der Castillo-Regierung auf diesem Gebiet verfolgten Richt­
linien entsprangen vielmehr der parteipolitischen G rundhaltung. Als 
daher die Armee noch in der letzten M inute versucht haben soll, 
Castillo zu einer elastischeren Führung zu bewegen, stieß sie auf des­
sen Ablehnung und griff ein181. D er Coup vom 4. Jun i wurde, wie 
Rennie hervorhob, „sanft und unerw arte t“ durchgeführt182. In  der 
T at: Innerhalb von wenigen Stunden nach dem Beginn der O pera­
tionen am frühen Morgen unterlag die Regierung Castillo.
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II. M otive
Die Beweggründe, die zunächst aus der Reaktion der Armee gegen 
die Politik  Castillos abgeleitet werden könnten, scheinen sich letztlich 
um einen P unk t kristallisiert zu haben: um die von Castillo bestimmte 
K andidatur des Zuckerindustriellen Robustiano P atrón  Costas für die 
im September 1944 abzuhaltenden Präsidentschaftswahlen. Diese K an­
d idatur dürfte nicht nur bei den O ppositionsgruppen auf schroffe Ab­
lehnung gestoßen sein, sondern auch keine vorbehaltlose U nterstützung 
seitens der Latifundisten innnerhalb der K onservativen Partei gefun­
den haben.
Diese fürchteten nämlich, daß ihre Interessen durch den zum al als 
englandfreundlich geltenden P atrón  Costas gefährdet würden. D a 
andererseits der Industrialisierungsprozeß nicht mehr aufzuhalten war, 
hätte  der Nachfolger Castillos in der Lage sein müssen, einen M ittel­
weg einzuschlagen, der die Interessen sowohl der eingesessenen G roß­
grundbesitzerorganisationen als auch der neuen Industrieunterneh­
mungen berücksichtigt hätte. Gerade durch seinen Industriellen-Status 
„disqualifizierte“ sich Patrón  Costas. Jedoch hätte  die offene Ableh­
nung seiner K and idatu r einen fatalen Bruch in den Reihen der K on­
servativen hervorgerufen, was den O ppositionsgruppen unweigerlich 
zugute gekommen wäre. Um  das Dilemma zu entscheiden, tra t  dann 
die Armee sozusagen als Schiedsrichter auf183. H ier aber — genau wie 
beim Staatsstreich vom 6. September 1930 (siehe Abschnitt „M otive“)
— könnte m an die ausschlaggebende W irkung eines solchen M otivs nur 
dann behaupten, wenn dies unabweisbar zu belegen wäre. Für die E r­
hellung der Gesamtzusammenhänge mag es wiederum genügen, nach­
träglich festzustellen, in welchem M aße der weitere V erlauf der E r­
eignisse die oben angestellte Verm utung bekräftigt bzw. abschwächt. 
Eine Reihe anderer M otive läß t sich aus der Zusammensetzung der 
militärischen Faktionen entnehmen, die den Staatsstreich organisierten 
und durchführten. Nach Angaben von Rennie184 w aren es haup t­
sächlich drei G ruppen: eine G ruppe um General A rturo  Rawson, die 
danach trachtete, Argentiniens Prestige wiederherzustellen und, in be­
zug auf den noch anhaltenden W eltkrieg, eine Zusam menarbeit m it 
den A lliierten anzustreben. Die der R adikalen Partei nahestehenden 
Offiziere sollen für die Rückkehr dieser Partei an die Macht einge­
treten sein. Die letzte, unter der Bezeichnung G O U  (Grupo de Oficia­
les Unidos) bekannte G ruppe — die eigentliche T riebkraft des Ganzen
— w ar nationalistisch gesinnt. U nter der Führung des dam aligen O ber­
sten Juan  Domingo Perón sollte sie später, nach zwei Jahren innerer
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Machtkämpfe um die Führung, die ganze Staatsgewalt an sich reißen 
— allerdings gestützt auf die tätige Sympathie der Arbeitermassen. 
H ier kom m t ein weiterer Faktor zum Ausdruck, der im engen Z u­
sammenhang m it dem Industrialisierungsprozeß steht. Infolge der fo rt­
schreitenden Industrialisierung konzentrierten sich besonders in der Ge­
gend von Buenos Aires die großen Arbeitermassen, deren Ansprüche von 
den verschiedenen Regierungen nach 1930 nur mangelhaft — wenn über­
haup t — berücksichtigt werden konnten. Zw ar bem ühten sich im K on­
greß einige Liberale und Sozialisten, ein M indestmaß an sozialer Ge­
setzgebung zu erkäm pfen. Sie w aren aber, wie Alexander hervor­
hob185 „Propheten in der W üste“, denen es erst nach zähem und lan­
gem Ringen gelang, einige dürftige Gesetze durchzubringen. Was die 
Gewerkschaften betrifft, so w ar die CG T (Confederación General de 
Trabajadores) 1942 in zwei Lager geteilt: eine orthodoxe Gruppe, 
gestützt vor allem auf die Eisenbahnergewerkschaft „U nión Ferrovia­
ria “, und eine unter kommunistischer Führung stehende Gruppe. Die 
ohnehin schwach organisierten Arbeitermassen w aren durch diese Zer­
splitterung in ein noch ungünstigeres K räfteverhältnis gegenüber den 
regierenden Schichten versetzt worden.
Ferner verdient in diesem Zusammenhang ein soziologischer T atbe­
stand besondere Beachtung. Als Folge der großen Wirtschaftsdepres­
sion hatte die E inw anderung in Argentinien merklich nachgelassen und 
den Um fang der Zeitspanne von 1919 bis 1929 nie wieder erreicht. 
D ie erste A rbeiteravantgarde bestand aber gerade aus europäischen 
Einw anderern — vor allem Spaniern und Italienern —, welche die so­
zialistischen Ideen der A lten W elt mitbrachten und sie drüben zu ver­
wirklichen suchten. Die zweite G eneration bestand zw ar zum großen 
Teil aus Nachkommen dieser E inw anderer, w ar aber durch den „Ar- 
gentinisierungsprozeß“ bereits so weit assimiliert worden, daß sie das 
„im portierte“ G edankengut ihrer V orfahren nicht ohne weiteres über­
nahm  und es sogar teilweise als „frem d“ em pfand. Enttäuscht von 
den wenigen praktischen Errungenschaften, die diese Ideen in ihren 
Augen bew irkt hatten, w ar sie außerdem  geneigt, sich nationalistischen, 
das bedeutete vor allem schlagkräftigeren, Parolen hinzugeben.
Es bleibt ein Verdienst Peróns, die Explosionskraft, die zugleich eine 
vorwärtsstrebende K raft war, in den verw andelten Arbeitermassen er­
k an n t zu haben.
Es ist nicht von ungefähr, daß er erklärte, die Revolution sei auch 
notw endig gewesen, um das Bewußtsein der Massen aufzuwecken . . .  
und in politischer Hinsicht, um denselben A rbeitern zu zeigen, daß 
sie ihre Rechte durchsetzen konnten, ohne zu extremistischen Ideolo-
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gien zu greifen, welche die überwältigende M ehrheit des argentini­
schen Volkes offen ablehnte186. A uf dieser G rundlage konnte er jene 
Bewegung entfesseln, die, m it seinem eigenen Persönlichkeitsstempel 
versehen, historische Bedeutung gewann.
I II . Folgen — D er Peronismus
Am 5. Juni, einen Tag nach dem Staatsstreich, übernahm General A r­
turo  Rawson das Präsidentenam t als provisorischer Staatschef. Jedoch 
am 6. Jun i löste ihn General Pablo Ram írez ab, der das A m t nur bis 1944 
verw altete. Er kündigte zwei G rundtendenzen seines Regierungspro­
gramms an: in der Innenpolitik: Reformen zugunsten der Massen; in 
der A ußenpolitik: die Erfüllung der argentinischen interam erikani­
schen Verpflichtungen187.
Vielleicht w ar es dieses feierliche Bekenntnis zur interam erikanischen 
O rganisation, das der de-facto-Regierung die rasche Anerkennung der 
USA — genau acht Tage nach dem Regierungssturz — einbrachte. T ro tz­
dem w urde General Ram írez durch seinen Vizepräsidenten, General 
Edelmiro Farrell, ersetzt, der von 1944 bis 1946 am tierte. U nter ihm 
gab Argentinien die lange verfochtene N eutra litä tspo litik  auf und 
erklärte den Achsenmächten im M ärz 1945 den Krieg.
Dieses H in  und H er in der Besetzung der Staatsspitze spiegelte die 
M achtkämpfe wider, welche die verschiedenen Faktionen einander lie­
ferten. Inzwischen hatte Perón am 2. Dezember 1943 u. a. die Leitung 
des Arbeits- und Fürsorgeministeriums übernommen, von dem aus er 
es verstand, den K ontak t m it den Arbeitermassen immer enger zu ge­
stalten. Außerdem nutzte er später als V izepräsident der Republik 
die ihm dadurch gegebene Möglichkeit aus, seine Stellung in dem V er­
w altungsapparat zu festigen und auszubauen.
Die durch seinen offensichtlichen „W illen zur M acht“ entstandenen 
Spannungen zwischen ihm und anderen Kreisen der Armee führten 
im O ktober 1945 zum offenen Bruch. Perón w urde am 10. O ktober 
festgenommen und am 12. sämtlicher Ä m ter enthoben. Dies jedoch 
nur für kurze D auer, denn am 17. O ktober, unter dem Eindruck der 
immer gewaltiger w erdenden M assendemonstrationen, w urde er wie­
der freigelassen und dam it als faktisches S taatsoberhaupt bestätigt.
Bei den Präsidentschaftswahlen vom Februar 1946 tra t er gegen den 
von einer Oppositionskoalition unterstützten R adikalen D r. JoséTam - 
borini auf. Doch diese K and idatu r der Opposition wog in den Ausein­
andersetzungen weniger schwer als z. B. die feindliche H altung  des 
S tate D epartm ent gegenüber Perón, das im H öhepunkt des W ahl­
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kampfes ein sogenanntes „Blaues Buch“ veröffentlichte. Von Perón 
besonders angegriffen w urde der damalige amerikanische Botschafter 
in  Argentinien, Spruille Braden, den er der Einmischung in die inneren 
Angelegenheiten Argentiniens bezichtigte. H ieraus entstand die be­
rühmte, das N ationalgefühl aufputschende W ahlkam pfparole: „Bra­
den oder Perón“, die ihre W irkung nicht verfehlen konnte. Am 24. Fe­
b ruar 1946 ging Perón als Sieger aus den W ahlen hervor; die offizielle 
Herrschaft des Peronismus setzte dam it ein.
Die Beurteilung dieser neuartigen Bewegung in der argentinischen 
politischen Geschichte ist keineswegs einfach, da der Peronismus häufig 
als ein Mischmasch nationalistischer, faschistischer und sozialistischer 
Ideen abgetan w ird. Dabei übersieht man, daß diese Bewegung nicht 
nur nicht zusammenhanglos dasteht, sondern über ihr Ende hinaus m it 
der unm ittelbaren politischen Entwicklung Argentiniens weiterhin ver­
bunden bleibt. Deshalb kann hier in Anlehnung an George Pendle fest­
gehalten werden, daß „Perón und Peronismus . . .  nicht einfach ge­
w altsam er und tragischer E inzelfall w aren: Die argentinische Ge­
schichte ist ein fortlaufender Prozeß, und die Ä ra Perón w ar eine 
Folge sowohl dessen, was vorangegangen w ar, als auch gegenwärtiger 
U m stände und N ö te“188.
Um  den Peronismus in seiner Bedeutung als Folge des Staatsstreiches 
vom 4. Jun i 1943 erfassen zu können, werden zunächst dessen theo­
retische Grundlagen, sodann die dam it erzielten Ergebnisse untersucht. 
D aran  anschließend w ird versucht, die eigentliche K ontur des Peronis­
mus als Experim ent zu umreißen.
1. Die theoretischen Grundlagen des Peronismus
Perón v ertritt die Meinung189, der 4. Jun i habe „um der anorganischen, 
individualistischen, durch Enttäuschung und Betrug aufgelösten Masse 
des Volkes w illen“ stattgefunden. E r w äre jedoch tro tz  seines hohen 
Zieles ruhmlos geblieben, hätte er nicht einen bedeutenden Sozialrevo­
lutionären Inhalt bekommen. Zur D urchführung dieser Revolution, 
deren „drei Fahnen“ — wie Perón schreibt — die soziale Gerechtigkeit, 
die wirtschaftliche U nabhängigkeit und die politische Souveränität 
sind, m ußten zwei unerläßliche Aufgaben bew ältigt w erden: die For­
mulierung einer „nationalen D o k trin “ auf der „Grundlage der drei 
Fahnen“ und die Erfassung aller Sektoren der N ation, um die gesetz­
ten Ziele zu erreichen. Diese fand ihren Niederschlag in dem „M ovi­
m iento N acional Peronista“, einer Dachorganisation, welche die pero- 
nisierte CG T, die peronistische Partei und die hinter Perón stehenden 
Sektionen der Armee um faßte. Was die D oktrin  anbelangt, so erhielt
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sie die vielversprechende Bezeichnung: „Justicialism o“. Was ist dar­
unter zu verstehen? Anhänger und Gegner Peróns haben sich in dem 
Bestreben überboten, festzustellen, was eigentlich der „Justicialism o“ 
bedeute. Die dadurch entstandene L itera tur hat nicht immer zur K lä­
rung der Frage beigetragen, so daß man, um sicher zu gehen, auf 
Perón selbst zurückgreifen muß. H ier ergibt sich aber die Schwierig­
keit, aus den unzähligen Äußerungen Peróns über seine D oktrin  das 
Wesentliche herauszuholen, ohne dabei der G efahr einer gewissen 
W illkür zu unterliegen. Eine von ihm selbst aufgestellte Definition 
findet m an in seinen Erläuterungen zum  zw eiten Fünfjahrplan 1953 
bis 1957, wo es heißt: „ . . .  defínese como doctrina nacional, adopta­
da por el Pueblo Argentino, la D octrina Peronista o Justicialismo, 
que tiene como finalidad suprema alcanzar la  felicidad del Pueblo y 
la grandeza de la N ación, m ediante la Justicia Social, la Independen­
cia Económica y la Soberanía Política, arm onizando los valores 
materiales con los valores espirituales, y los derechos del individuo con 
los derechos de la  sociedad190.“
Also der „Justicialism o“ oder „D octrina Peronista“ ha t als oberstes 
Ziel das Glück des Volkes und die Größe der N ation  herbeizuführen. 
Die hierzu einzusetzenden M ittel sind die soziale Gerechtigkeit, die 
wirtschaftliche U nabhängigkeit und die politische Souveränität. Die 
A rt der M ittelanw endung besteht in der H arm onisierung der m ateriel­
len und geistigen W erte sowie der individuellen und gesellschaftlichen 
Rechte. M ittelpunkt der Definition sind die zur Erreichung des ober­
sten Zieles genannten M ittel. Sie sind aber nicht nur als solche, sondern 
auch als Selbstzweck aufzufassen, da erst ihre Verwirklichung es er­
möglichen werde, durch Vereinigung aller drei ans oberste Ziel zu 
gelangen. Die Frage lau tet daher: Wie sind diese „M ittel-Selbst­
zwecke“ zu erreichen?
Voraussetzung fü r die Verwirklichung der sozialen Gerechtigkeit ist 
nach Perón die Abschaffung oder die M ilderung des Klassenkampfes. 
D aher befürw ortet er eine Einflußnahm e des Staates auf das soziale 
Leben, „dam it er sich verm ittelnd in den K lassenkam pf einschaltet 
und dam it die Abwicklung der juristischen, wirtschaftlichen und sozia­
len Vorgänge zwischen U nternehm ern und A rbeitern in friedlichem 
Zusammenleben (pacífica convivencia) stattfindet, wobei w eder die 
ersten sich der Überwachung des Staates entziehen können, um der 
Erfüllung ihrer Pflichten zu entgehen, noch die A rbeiter unter Beru­
fung auf die Vorherrschaft der Gewerkschaft sich Eigenschaften an­
maßen, die dem S taat Vorbehalten sind“191. Den K lassenkam pf sucht 
Perón dadurch zu überwinden, daß „ein gerechtes Abkommen (acuerdo
115
8»
justo) zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehm ern unter dem Schutze 
des Staates abgeschlossen w ird“192. D am it fällt dem peronistisdien 
S taate eine A rt Schiedsrichterrolle zu, die sich aber darüber hinaus 
auf die O rganisation der Massen ausdehnt.
In  der T at: „Um  zu vermeiden, daß die Massen, welche die notw en­
dige und . . . soziale Gerechtigkeit erhalten haben, m it ihren Forderun­
gen weitergehen, w ird das H aupthilfsm ittel sein, sie dahin zu orga­
nisieren, daß sie verantwortliche, logische, rationelle und gut gelenkte 
Organismen bilden, die nicht auf Ungerechtigkeit hinauswollen . .  .l93.“
Im  H inblick auf die wirtschaftliche U nabhängigkeit meint Perón: 
„(darunter) versteht m an die freie Selbstbestimmung der Staaten bei 
der K onzeption und Durchführung ihrer eigenen Wirtschaftsentschei­
dungen194.“ D a er die wirtschaftliche U nfreiheit in der Herrschaft der 
internationalen M onopole erblickt, w ird der peronistische S taat ihnen 
entgegentreten und zugleich die einheimischen Wirtschaftskräfte als 
Gegenpole fördern. D aher der Antiimperialismus und der Wirtschafts­
nationalismus.
„W ir sind“, so schreibt Perón, „in keiner Weise Feinde des K apitals, 
und man w ird in der Zukunft sehen, daß w ir seine wirklichen Verteidiger 
gewesen sind. Es ist nötig, k la r zu unterscheiden zwischen dem, was 
der internationale Kapitalismus der großen Monopole im fremden 
Betrieb und dem, was das einheimische K apital der Industrie und des 
Handels ist. W ir haben das letzte verteidigt und den ersten pausen- 
und erbarmungslos bekämpft. D er internationale Kapitalismus ist kalt 
und unmenschlich, das einheimische K apital der Industrie und des 
H andels stellt, unserer Meinung nach, das A rbeitsinstrum ent der U n­
ternehm er d a r“195.
Eng verbunden dam it ist die Idee der politischen Souveränität, da 
der peronistischen G edankenführung zufolge der S taat erst frei, also 
politisch souverän sein kann, wenn er es wirtschaftlich geworden ist. 
Das erste setzt also das zweite voraus. Die politische Souveränität 
w ird sich schließlich darin  äußern, daß der peronistische S taat sich 
seinen eigenen Weg, die sogenannte „dritte Position" sucht. Dies voll­
zieht sich in einer bestimmten Weise, die zugleich die A rt der M ittel­
anwendung ist, nämlich durch richtige und harmonische Mischung von 
Geist und M aterie sowie von Individuum  und Gesellschaft.
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2. Die Praxis des Peronismus
a) Die wirtschaftliche Praxis: D ie Pläne von 1947 bis 1951, 1952 
und 1953 bis 1957 
D er Fünfjahrplan (Plan de Gobierno), den Perón dem Kongreß am 
21. O ktober 1946 vorlegte, tra t noch m itten in der Nachkriegskon­
junktur — zum Jahresanfang 1947 — in Kraft. Diese fü r die Durch­
führung des Planes ausgesprochen guten Startbedingungen w ußte der 
Peronismus dann auch auszunutzen188. D er P lan setzte sich aus einem 
K atalog aller entscheidenden Reformen, vor allem wirtschaftlicher A rt, 
zusammen, welche die Regierung durchführen wollte, um die vom 
Peronismus angestrebten Ziele — die wirtschaftliche Unabhängigkeit, 
die soziale Gerechtigkeit und die politische Souveränität — zu er­
reichen. A ußer gesetzgeberischen und organisatorischen Reformen für 
die V erw altung (Teil I) und die Armee (Teil II) w urde insbesondere 
ein ökonomisches Program m  (Teil I II )  entworfen. Von den sieben 
K apiteln  dieses Wirtschaftsteils bezog sich das fünfte d irekt auf die 
Industrialisierung, w ährend alle anderen K apitel M aßnahm en vor­
sahen, die indirekt die Industrialisierung erleichtern oder sie unm ittel­
bar fördern sollten197.
Die verschiedenen Teile des Planes können hier nicht im einzelnen 
besprochen werden. D a es für den Rahmen der Untersuchung vielmehr 
auf den Gesamtzusammenhang ankom mt, werden nur einige, als 
repräsentativ  geltende Zweige der argentinischen W irtschaft heraus­
gestellt, um die globalen Ergebnisse des Plans zu zeigen. M an kann 
aber schon hervorheben, daß durch diesen P lan die Regierung im all­
gemeinen in der Lage w ar, „M inim al- und Maximalpreise für fast alle 
G üter vorzuschreiben, knappe W aren zu rationieren, Produktions­
ziele aufzustellen, die Gewinnausschüttung zu begrenzen, die A rbeit­
geber zu bestimmten Sozialleistungen zu verpflichten und Arbeitszeit 
und Lohn festzusetzen, nach Belieben die E infuhrzölle zu verändern 
und schließlich den gesamten Außenhandel zu dirigieren“198. Die un­
vermeidliche Konsequenz dieser umfangreichen Lenkungsmaßnahmen 
w ar die K onzentration der politischen und wirtschaftspolitischen 
Macht in den H änden der Exekutive, was für die Beurteilung des 
peronistischen Experiments von ausschlaggebender Bedeutung bleibt. 
Die auf G rund des Planes ergriffenen M aßnahm en führten zeitweilig 
zu unbestreitbaren Leistungen, die jedoch teilweise durch Gegenmaß­
nahm en oder innere W idersprüche wieder zunichte gemacht wurden. 
Zu den ersten M aßnahm en gehörte die zwischen Dezember 1946 und 
Februar 1947 durchgeführte Verstaatlichung der im englischen und 
französischen Besitz befindlichen Eisenbahnen. Es eröffnete sich dam it
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die Möglichkeit, das Eisenbahnnetz zu verbessern, da die englischen 
Interessenten seit 1935 — und in den Jahren von 1939 bis 1945, eine 
N ationalisierung vorausahnend — keine Erneuerungen vorgenommen 
hatten199. Es w urden neue Linien gelegt und auch das T arif system neu 
aufgebaut. Zu erwähnen ist ferner die Ü berführung der schlecht funk­
tionierenden „U nión Telefónica“, einer H auptniederlassung der 
„American Telephone and Telegraph C orporation“, sowie der gesamten 
argentinischen H andelsflotte in staatlichen Besitz. Schließlich beseitigte 
die Regierung ebenfalls die privaten  Beteiligungen an der argentini­
schen Luftfahrtgesellschaft und verstaatlichte das gesamte Versiche­
rungswesen.
H inzu  kam  die K ontrolle des Geld- und Kreditwesens. W ar die 
argentinische Z entralbank seit ihrer G ründung im Jahre 1935 ein halb 
staatliches, halb privates Institu t, so w urde sie unter der peronistischen 
Herrschaft ein gänzlich staatliches O rgan, dem die Aufgabe zufiel, 
fast die gesamte Wirtschaft, einschließlich des bereits dirigierten 
Außenhandels, zu überwachen. Ih r w urden nicht nur sämtliche zur 
Durchführung des Planes geschaffenen Kontrollkomm issionen, son­
dern auch jede in diesem Rahm en von der Regierung neuerrichtete 
Instanz unterstellt. Nach Lütolf kann m an sagen, daß „die Z entral­
bank die Stelle war, über welche die Regierung die unm ittelbare K on­
trolle über die gesamte W irtschaft ausübte“200.
In  dem Bankensystem selbst spielte die Zentralbank eine überragende 
Rolle. Den drei großen Regierungsbanken, nämlich der Industrie- 
K reditbank (Banco de Crédito Industrial), der N ationalbank  (Banco 
de la N ación, nicht zu verwechseln m it der Zentralbank) und der 
nationalen H ypothekenbank (Banco H ipotecario  N acional), wurden 
von nun an von der Zentralbank detaillierte K reditquoten zugeteilt. 
Besonders begünstigt w urde die Industrie-K reditbank, da die indu­
strielle Entwicklung entsprechend den Erfordernissen des Fünfjahr­
planes in den V ordergrund gestellt w ar. So wickelte sie 1948 
13 149 Anleihegeschäfte in H öhe von 1,4 M rd. Pesos ab201.
Bis zum Ende der Ä ra Perón blieb dieser institutionelle A ufbau des 
Bankensystems202 grundsätzlich unberührt. Einige Veränderungen w ur­
den jedoch beim Übergang vom ersten zum zweiten Fünfjahrplan 
vorgenommen, als man der einseitigen Begünstigung der industriellen 
Entwicklung auf Kosten der Landwirtschaft abhelfen mußte. Zu die­
sem Zweck w ar eine entsprechende geld- und kreditpolitische U m ­
orientierung notwendig. D avon w urde aber der K ontro llapparat 
kaum  berührt.
In  der Durchführung der von Perón konzipierten W irtschaftspolitik
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nahm  ferner die K ontrolle des Außenhandels eine Schlüsselposition 
ein. Dies geschah durch das im Jahre 1946 gegründete „Institu to  A r­
gentino de Prom oción del Intercam bio“ (IA PI) — Argentinisches In ­
stitu t zur Förderung des H andels. Zu diesem Zweck w urden dem 
IA P I umfangreiche Befugnisse eingeräumt, die ihm M erkmale eines 
partiellen Außenhandelsmonopols aufprägten. Neben einer allgemei­
nen Lenkung des Außenhandels, auf G rund deren Außenhandelsge­
schäfte von privaten  Exporteuren und Im porteuren wohl betrieben 
werden konnten, aber im einzelnen genehmigungspflichtig waren, 
blieb die A usfuhr des H auptteils pflanzlicher und tierischer Produkte 
sowie einiger M inerale und die E infuhr einer listenm äßig festgelegten 
A nzahl von G ütern ausschließlich dem IA P I Vorbehalten. Im  allge­
meinen hatte  das IA P I drei Möglichkeiten, im E xport tä tig  zu werden:
1. Einen Teil der G üter seines Kompetenzbereiches kaufte es selbst 
bei den Erzeugern auf und führte das Exportgeschäft auf eigene Rech­
nung durch;
2. bei einem anderen Teil hatte  es das alleinige Aufkaufsrecht fü r die 
A usfuhr bei den Erzeugern; es verkaufte diese G üter aber an inlän­
dische Exporteure zu von ihm festgesetzten Preisen und überließ die­
sen dann das weitere Exportgeschäft;
3. für eine d ritte G üterliste w urde privaten  Exporteuren das Geschäft 
freigegeben, das IA P I belegte jedoch die bei der Ausfuhr erzielten fob- 
Preise m it einer prozentual festgesetzten Abgabe203.
Insbesondere w ar es Aufgabe des IA P I, die Preise vorzuschreiben, zu 
denen die A grarprodukte abgeliefert werden mußten, und aus der 
Spanne zwischen Ablieferungspreisen und den beim W eiterverkauf ins 
Ausland erzielten W eltm arktpreisen entstanden die Gewinne oder 
Verluste dieser Behörde204. Zusammenfassend kann die folgende Fest­
stellung über das IA P I als K ontrollbehörde für alle wichtigen Zweige 
des Außenhandels angeführt w erden: „This governm ental agency 
(IA P I) has become the sole purchaser and exporter of wheat, corn, 
oats, other grains, meat, hides and other agricultural products com­
prising the bulk of A rgentina’s exports. The scope of its im port func­
tions is more limited, but it acts as the chief governm ental procure­
m ent agency abroad and as a channel for some im ports destined to  p ri­
vate consumers. In  1953 IA P I handled 61 per cent of A rgentina’s ex­
ports and 20 per cent of the im ports205.“
Die Entwicklung des Außenhandels als bedeutender Finanzierungs­
quelle des Planes (siehe Anmerk. 203) m ußte somit dessen Durchfüh­
rung beeinflussen. Von 1948 bis 1952 gestaltete sich der Außenhandel 
Argentiniens wie folgt:
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E infuhr- (—) bzw. A usfuhr­
überschuß ( +  )
1948 5541,8 6189,7 -  647,9
1949 3718,9 4641,7 -  922,8
1950 5427,3 4821,1 4- 606,2
1951 6710,9 10491,7 -3 7 8 0 ,8
1952 4392,0 8361,2 -  3969,2
* Quellen: Síntesis E stadística M ensual de la República A rgentina. Buenos 
Aires. N ov . 1953, S. 1389.
Die H andelsbilanz spiegelt das wachsende M ißverhältnis zwischen 
der ständig gesunkenen A usfuhrkapazität und dem tendenziell steigen­
den Eigenbedarf des sich industrialisierenden Landes wider. M it Aus­
nahm e des Jahres 1950 w ar die Außenhandelsbilanz ständig passiv. 
D ie erste G efährdung der Planausführung tra t M itte 1948 m it dem 
Rückgang der Ausfuhr ein. Die Regierung versuchte jedoch, die E in­
fuhrseite auf der am Plan  gemessenen Bedarfshöhe zu halten. Dies ge­
schah nicht nur durch Verschärfung der E infuhrkontrollen — E infuhr­
zölle, Im portkursfestsetzungen, Im portlizenzen und -Subventionen —, 
sondern darüber hinaus m it H ilfe eines Außenhandelsdefizits. D en­
noch nahm der W ert der E infuhr 1949 und 1950 um ein D ritte l gegen­
über 1948 ab. Die Politik  des Einfuhrüberschusses ließ sich auf die 
D auer auch nicht durchhalten, „da sich die L ieferländer — insbesondere 
die Vereinigten Staaten — mehr und mehr gegen Kreditgewährungen 
an Argentinien sperrten“206. D ank der K orea-K onjunktur konnte 1950 
ein Ausfuhrüberschuß erzielt werden, dem aber 1951 der bisher men­
genmäßig stärkste Rückgang der A usfuhr — vor allem auf G rund der 
D ürreperiode — folgte. Dieser T rend setzte sich 1952 fort.
Besonders zwei G ründe scheinen die Außenhandelsschwierigkeiten auf 
der Ausfuhrseite hervorgerufen zu haben: D er Leistungsrückgang in 
der Landwirtschaft und der Nachfrage-, insbesondere aber der Preis­
rückgang am A uslandsm arkt. D ie Vorgänge auf dem W eltm arkt konn­
ten von der argentinischen Regierung kaum  in ihrem Sinne beeinflußt 
werden. Das Nachlassen der landwirtschaftlichen Produktionsleistung 
ließ sich jedoch im wesentlichen als eine Folge der Landflucht und der 
vom IA P I verfolgten Preispolitik erklären. Die auf Kosten der Land­
wirtschaft betriebene forcierte Industrialisierung bew irkte die Abwan­
derung der landwirtschaftlichen Arbeitskräfte in die Industrie207. Was
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die vom IA P I festgesetzten Ablieferungspreise für A grarprodukte be­
trifft, so w aren sie „zu niedrig für die Aufrechterhaltung der Betriebs­
rentabilität und boten keinen Anreiz, die landwirtschaftliche P roduk­
tion im hergebrachten Um fang fortzusetzen“208.
D a die Ausfuhr somit nicht in der Lage war, ihre Aufgabe zu erfüllen, 
nämlich den Gewinn zwecks Finanzierung des Planes zu maximieren 
und soviel Devisen einzubringen, wie zur Bestreitung des geplanten 
Einfuhrbedarfs erforderlich waren, w urden angesichts dieser Situation 
einige M aßnahm en erforderlich: Reduzierung der Investitionsvorha­
ben und der öffentlichen Arbeiten, die ohnehin eine sich mehr und mehr 
ausbreitende Inflation nach sich zogen, K reditrestriktionen und nicht 
zuletzt eine intensivere Berücksichtigung der Landwirtschaft gegenüber 
der bisher bevorzugten Industrie.
In  diesem Zusammenhang lassen sich als weitere Eckpfeiler der peroni- 
stischen W irtschaftspolitik ihre Industrialisierungbestrebungen anfüh­
ren. M it dem Ziel, den Übergang vom A grar- zum Industriestaat so 
rasch wie möglich zu vollziehen, stellte der P lan die Industrialisierung 
bew ußt in den V ordergrund (vgl. S. 117). A uf diesem Gebiet sah der 
P lan vor209, die bestehenden Industrien zu schützen sowie die Entwick­
lung neuer Industrien zu fördern. U nter den ersten w aren solche zu 
verstehen, die m it einheimischen Rohstoffen arbeiteten, und außerdem 
solche, die — m it teilweiser oder völliger ausländischer Rohstoffgrund- 
lage — für den Inlandkonsum  produzierten. Die neu zu schaffenden In ­
dustrien sollten dazu dienen:
a) den (bisherigen) Im port der entsprechenden Industriegüter zu 
ersetzen;
b) neue G üter für den E xport zu erzeugen;
c) die Landesverteidigung zu verstärken.
Die nach dem Plan zur Förderung der Industrialisierung (für beide In ­
dustriekategorien) notwendigen M aßnahm en w aren m annigfaltig: Im ­
portlizenzen, -quoten und -Subventionen, Neufestsetzung der Tarife, 
Einschränkung der Zölle für im portierte Rohstoffe, billige Energiever­
sorgung, technische H ilfe  usw. Außerdem  sollte A rbeit beschafft, die 
P roduk tiv itä t und die Sparkapitalbildung erhöht werden, die Indu ­
strielöhne sollten verbessert und der In landm arkt für Agrarerzeug­
nisse erw eitert werden.
Die Ergebnisse dieser Anstrengungen zeigt Tabelle 17.
A uffallend ist zunächst das ziemlich große Wachstum der dauerhaften 
Güter. Es ist darauf zurückzuführen, daß im Baujahr 1943 die Erzeu­
gung dieser G üter auf G rund des durch den Krieg bedingten Rohstoff­
mangels einen Tiefstand erreicht hatte, w ährend die Produktion von
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Tabelle 17 Entwicklung der Industrieproduktion Argentiniens 
1945—1952*







insges. hafte lebige 
G üter G üter
Rohstoff­
gewinnung
1945 112,2 114,2 120,5 111,5 92,1
1946 125,3 128,8 141,7 123,3 80,8
1947 143,5 148,4 187,1 131,7 88,3
1948 146,2 150,3 178,6 137,5 88,2
1949 141,8 144,8 162,3 137,2 85,3
1950 146,7 149,2 165,9 141,9 86,8
1951 150,8 152,9 177,2 142,3 91,5
1952 141,3 152,9 165,9 131,1 95,9
* Quelle: Síntesis Estadística M en su a l. . .  1949. 1952. 1953.
kurzlebigen G ütern — z. B. von Lebensmitteln und Textilien — sich in 
vollem Aufschwung befand. Um gekehrt ist bei der Rohstoffgewinnung 
festzustellen, daß z .B . die Erzförderung 1943 einen Höchststand er­
reichte, weil sie w ährend der E infuhrnot der Kriegsjahre um jeden 
Preis gesteigert wurde. Aus der Tabelle geht deutlich ein steiler P ro ­
duktionsanstieg im  ersten Jah r des Plans (1947) hervor, aber insge­
sam t betrachtet verblieb der Index der Industrieproduktion — m it der 
nicht sehr bedeutenden Ausnahme des Jahres 1951 — seit 1949 unter 
dem N iveau von 1948. D er Schluß liegt nahe, daß die Industrialisie­
rung — global gesehen — nicht die Fortschritte erzielte, die nach dem 
Fünfjahrplan  zu erw arten gewesen wären. (Eindeutig negative Resul­
ta te  w aren z. B. in der Petroleum industrie, auf dem Gebiet der Elek­
triz itä t und im Transportw esen zu verzeichnen.) Obwohl die von der 
Plandurchführung ausgehenden Impulse die Industrialisierung Argen­
tiniens stark  angetrieben haben, entbehrte die Industrialisierungspolitik 
der Regierung offensichtlich des Sinnes für W irtschaftlichkeit und R a­
tionalität. Wie hervorgehoben w urde: „Es fehlte der Sinn für das 
M aß, für das Zweckmäßige und für die unter den gegebenen V erhält­
nissen zu beobachtende Dringlichkeitsskala210.“ M an darf aber nicht 
übersehen, daß in diesem Zusammenhang politische M otive — z. B. 
P ropaganda-Effekte im In land , A ufw ertung des Regimes im benach­
barten  Ausland — sehr wahrscheinlich eine nicht zu unterschätzende 
Rolle gespielt haben.
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Dies kann am Beispiel der Lohnpolitik der Regierung illustriert w er­
den. D a die im Lande verfügbare A rbeitskraft seit 1943 bereits voll- 
beschäftigt w ar, versuchte die Industrie w ährend der ersten Phase der 
Industrialisierung, d. h. bis 1948, zusätzliche Arbeitskräfte heranzuzie­
hen. Es erfolgte eine beträchtliche Binnenwanderung von Landarbei­
tern in die Städte, so daß der Beschäftigungsindex für Industriearbeiter 
bis 1947 steigen konnte. T rotzdem  blieb das Arbeitsangebot ständig 
hinter der Nachfrage zurück. Diese Lage begünstigte eine stetige A uf­
wärtsbewegung der Industriearbeiterlöhne. In  der zweiten Phase der 
P landurchführung verschärfte sich der Arbeitskräftemangel in der In ­
dustrie: von 130,4 im Jahre 1949 sank der Beschäftigungsindex (Basis­
jahr 1943 = 100) auf 124,5 im Jahre 1952211. Aus dieser Ausgangsposi­
tion heraus setzte die Industriearbeiterschaft immer neue Lohnforde­
rungen, Gratifikationen und eine Ausdehnung der bezahlten Freizeit 
durch. D ie offizielle „Politik  der sozialen Gerechtigkeit“ selbst lieferte 
ihr die Rechtfertigung ihrer Forderungen. Daraus, daß diese Lohnzu­
geständnisse infolge der nachhinkenden A rbeitsproduktiv ität die Preise 
ins W anken geraten lassen mußten, w urde nicht die richtige Konse­
quenz gezogen. Das heißt, m an setzte den Hebel zur Inflationsein­
däm mung nicht auf der Lohnseite an. Im  Gegenteil: die Regierung 
vermied dies grundsätzlich und versuchte vielmehr, die Preisseite ein­
seitig zu stabilisieren, was jedoch den gewünschten Erfolg nicht er­
zielte.
Schließlich muß noch als wichtiges Element der peronistischen W irt­
schaftspolitik im Rahm en des ersten Fünfjahrplans die Behandlung 
des A uslandskapitals erw ähnt werden.
Perón pflegte sich gern in einen anti-imperialistischen M antel zu hüllen. 
In  der wirtschaftlichen W irklichkeit w urde dieser Anti-Im perialism us 
aber bald zu einem — wie R icardo Rojo es treffend form ulierte — 
„anti-im perialism o de balcón“212. Den Einfluß des Auslandskapitals 
suchte Perón durch verschiedene — zum Teil propagandistische — M aß­
nahm en einzudämmen, so z. B. durch Enteignung, Protektionismus, 
Devisenkontrolle und nicht zuletzt m it sozialpolitischen Eingriffen, in ­
dem z. B. den betreffenden U nternehm en höhere N om inallöhne oder 
Sozialabgaben auferlegt wurden. Die ausländischen K apitalanlagen 
w urden ferner einer strengen Überwachung unterstellt. W aren die aus­
ländischen Unternehm en nicht in Staatsbesitz übernommen, so w ur­
den ihre Gewinne begrenzt und eine bew ußte Begünstigungspolitik des 
einheimischen K apitals betrieben, welche eingestandenermaßen zum 
ideologischen Bestandteil des Peronismus gehörte. Zu erwähnen ist 
auch die Tatsache, daß neue Investitionen des A uslandskapitals von
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einer Bewilligung der Z entralbank abhängig gemacht wurden. Schließ­
lich erlaubten die hierüber bestehenden Bestimmungen es kaum, Frem d­
kapital in nennenswertem Um fang zu transferieren.
Aber bereits 1948 w urden diese Bedingungen dahin gelockert, daß 
nach dem 1. Januar 1948 eingeführtes K apital zum freien K urs und 
unter Berücksichtigung der argentinischen Devisenlage transferiert wer­
den durfte. Auch 1950 w urden ähnliche M aßnahm en getroffen, die je­
doch auf G rund ihres restriktiven C harakters ebensowenig wie die vor­
aufgegangenen einen Impuls für den K apitalim port m it sich bringen 
konnten.
Einen entscheidenden W endepunkt in dieser Hinsicht stellte das am 
26. August 1953 erlassene Gesetz N r. 14 222 über die Auslandsinvesti­
tionen dar. Es gewährte jedem A uslandskapital — sei es in Form  von 
Devisen oder K apitalgütern —, das zwecks Investition in  der Indu­
strie oder im Bergbau ins Land gebracht w urde, bestimmte Vorteile, 
vorausgesetzt, daß es vorschriftsmäßig registriert w urde und sich an 
den Entwicklungsplänen der Regierung beteiligte. Nach dem Gesetz 
durften die Investoren nach zwei Jahren bis 8 %  sowohl des registrier­
ten K apitals als auch der Gewinne ins H erkunftland transferieren. 
Nach zehn Jahren durfte das K apital in Jahressätzen von 10 bis 20%  
repatriiert werden. U nd wenn die durch die Investition hervorgerufene 
A ktiv ität von der Regierung zum „nationalen Anliegen“ erk lärt 
wurde, konnten die Investoren die gleichen Vorteile wie die einheimi­
schen K apitalisten beanspruchen, beispielsweise Zollbegünstigungen, 
Im portquoten, Produktionssubventionen usw.213.
D am it lenkte Perón in dieser Frage eindeutig ein. Ü berhaupt zog er 
1952 aus der ständigen Verschlechterung der Wirtschaftslage —Schrump­
fung der Industrieproduktion, Schwankungen der Außenhandelsge­
winne, zunehmende Inflation usw. — die Konsequenzen. D ie Inkraft­
setzung des zweiten Fünfjahrplanes (1953 bis 1957) verschob er auf 
das Jah r 1954 und gab gleichzeitig einen besonderen W irtschaftsplan 
für die Zwischenperiode bekannt.
D er W irtschaftsplan von 1952 enthielt nichts anderes als ein A usterity- 
Program m , das im wesentlichen die Einschränkung der Im porte und 
des Verbrauchsvolumens, die Stabilisierung der Löhne und Preise, die 
Reduzierung der Staatsausgaben, eine restriktive K reditpolitik  u.dgl.m. 
vorsah. Diese Politik  w urde ziemlich konsequent durchgeführt und 
zeitigte in einigen Fällen die gewünschten Ergebnisse — ein Phänomen, 
das in Lateinam erika vielleicht einzig dastand, wie hervorgehoben 
w urde214. So w ar 1953 eine Erholung der Wirtschaftslage zu verzeich­
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nen, zu der vorwiegend die erhöhte A grarproduktion beitrug. Das 
spiegelte sich im Ausfuhrindex desselben Jahres wider, der m it einem 
Prozentsatz von 84,7 zw ar das Basisniveau von 1948 nicht erreichte, 
jedoch im Vergleich zu 1952 — 39 ,3%  — immerhin eine Erhöhung um 
4 5 %  bedeutete. D ie industrielle P roduktion, die 1952 zu sinken be­
gonnen hatte, blieb dagegen w eiterhin in der Abwärtsbewegung. Be­
sonders betroffen w ar sie durch die Importeinschränkungen, welche die 
Rohstoffversorgung und die Erneuerung der Ausstattung erschwerten. 
O bwohl die Rezession in diesem Sektor ernst w ar, ließ sie die Indu­
striestruktur unangetastet. Eine allgemeine Erholung setzte hier erst 
Ende 1953 ein.
Am 1. Dezember 1952 legte Perón dem K ongreß seinen zweiten Fünf­
jahrplan  vor, dessen oberstes Ziel w ar, „die wirtschaftliche U nabhän­
gigkeit zu konsolidieren, um die soziale Gerechtigkeit zu sichern und 
die politische Souveränität aufrechtzuerhalten“215.
D er P lan verfolgte w eiterhin drei Kategorien von Zielsetzungen: die 
grundlegenden, welche die Politik  des Staates bestimmten; die gene­
rellen, welche N orm en und M ittel zur Erreichung des obersten Zieles 
anzeigten, und die speziellen, welche die eigentlichen Endaufgaben des 
Planes zwischen dem 1. Januar 1953 und dem 31. Dezember 1957 dar­
stellten216.
D ie eigentliche W irtschafts- und  Sozialpolitik befaßte sich alsd m it 
der zw eiten K ategorie von Zielsetzungen. Was sie im wesentlichen 
bezweckte, w ar einerseits, im  Anschluß an den vorangegangenen 
W irtschaftsplan die Krisenlage zu bekäm pfen und andererseits die 
Wirtschaftsexpansion weiterhin zu fördern. Bemerkenswert w ar aber, 
daß die staatliche A ktiv ität im Vergleich zu der Periode von 1947 bis 
1952 deutlich eingeschränkt wurde. D er P lan tra t erst 1954 in Kraft, 
w urde aber schon ein Jah r später zu Fall gebracht, als dem peronisti- 
schen Experim ent am 19. September 1955 ein Ende gesetzt wurde.
Um zu einer abschließenden W ürdigung der peronistischen Wirtschafts­
politik  zu kommen, muß m an den ersten Fünf jahrplan  zugrunde legen, 
da der W irtschaftsplan von 1952 einen N otbehelf zur Bekämpfung der 
sich ausbreitenden Wirtschaftskrise darstellte und der zweite Fünfjahr­
p lan  nur ein Jah r bis zum Sturz Peróns in K raft blieb. D er erste Fünf­
jahrplan  w ar, wie mehrfach hervorgehoben, vorwiegend auf die mög­
lichst rasche Industrialisierung Argentiniens ausgerichtet. Die Entwick­
lung in den einzelnen Wirtschaftszweigen ist auf ihre Ergebnisse — po­
sitive und negative — hin bereits erläutert worden.
Insgesamt läß t sich hier feststellen, daß das Vorhaben der Industriali­
sierung überstürzt und m it M itteln betrieben wurde, die oft sich gegen­
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seitig aufhebende Ergebnisse zeitigten. Bemängelt werden muß vor 
allem die Tatsache, daß angesichts der E xportstruk tur Argentiniens die 
landwirtschaftliche Produktion, welche nach wie vor einen beträcht­
lichen Teil der Exportbasis ausmachte, zugunsten der Industrialisierung 
vernachlässigt wurde. M an beraubte sich selbst dadurch wesentlicher 
M ittel zur Durchführung der verschiedenen Entwicklungspläne. Auch 
die in K auf genommene Lohninflation und die dam it zusamm enhän­
gende Verschlechterung der Gesamtlage der W irtschaft hätten beim ra ­
tionelleren Entwicklungstempo und besseren Einsatz des A nti-Infla­
tionsmechanismus vermieden werden können. Eine weitere Schwäche 
der P landurchführung ist auch darin  zu erblicken, daß z. B. die A r­
beitsvorhaben nicht auf die tatsächlich verfügbaren Arbeitskräfte und 
Rohstoffe abgestimmt waren, und ferner, daß die Regierung bei ihren 
Investitionsplänen zugleich auf Jahre hinaus ihren Einfuhrm ehrbedarf 
plante, ohne selbst auf die E infuhrentw icklung Einfluß zu haben. 
Unbeschadet dieser Fehlm aßnahm en und -ergebnisse kann m an fest­
stellen, daß der Fünfjahrplan den bisher stärksten A ntrieb zur Indu­
strialisierung Argentiniens darstellte. Insbesondere die soziale U m w äl­
zung, die er anstrebte, w urde als entscheidend für die künftige E n t­
wicklung der Industrialisierung angesehen, da „seine sozialpolitischen 
M aximen auf die Ü berw indung einer individualistischen Gesellschafts­
orientierung der N ation  gerichtet (w aren)“217. Allerdings stimmte —wie 
die nachfolgenden Ausführungen kurz zeigen sollen — die sozialpoli­
tische Praxis nicht immer m it den M aximen überein, die sie voraus­
setzte, und führte diese sogar vielfach ad absurdum. (Dazu vgl. auch 
den Abschnitt über die repressive Gesetzgebung Peróns.)
b) Die sozialpolitische Praxis 
D er wichtigste Teil der peronistischen Sozialpolitik bestand in der R e­
form  des Sozialversicherungswesens. H a tte  sich die bisherige Gesetz­
gebung lediglich m it der Einrichtung von Versicherungsinstituten zum 
Schutz gegen das Risiko der A rbeitsunfähigkeit durch A lter oder In ­
valid itä t und m it der Hinterbliebenenfürsorge begnügt, so sollte nun­
mehr allmählich erreicht werden, daß sich der Versicherungsschutz aus­
nahmslos auf alle E inwohner des Landes — ohne Unterschied des Ge­
schlechts — erstreckte und die Versicherungsmitgliedschaft für jederm ann 
obligatorisch wurde. Zu diesem Zwecke w urden einheitliche Versiche­
rungsleistungen, d. h. ohne soziale Staffelung eingeführt, w ährend die 
Pflichtbeiträge der Versicherten je nach H öhe des Einkommens scharf 
progressiv gestaffelt wurden.
Besonders erwähnensw ert ist der eingeführte Rentenfonds m it einer 
Beteiligung der Arbeitgeber und der Arbeitnehm er von 15 bzw. 10% .
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Die V erw altung der Gelder oblag dem „Instituto N acional de P revi­
sión Social“, das die Überschüsse an den S taat gegen Sozialversiche­
rungsscheine und Schuldverschreibungen lieferte. Dieses Rentenfonds­
system, das anfangs nur den städtischen A rbeitern diente, w urde 1954 
auf die Landarbeiter ausgedehnt, wobei der Betrag des Arbeitgebers 
auf 7% , der des Arbeitnehmers auf 5 %  festgesetzt wurde. Diese So­
zialgesetzgebung w urde als solche im allgemeinen gutgeheißen, jedoch 
wegen der A rt ihrer Durchführung, vor allem wegen der den A rbeit­
nehm ern auferlegten, ziemlich hohen Beteiligungskosten heftig k riti­
siert.
Als weitere Leistung der Pensionskassen können die Baukredite, die 
Ü berbrückungskredite in Sterbefällen, bei K rankheiten u. a. erw ähnt 
werden. Ferner führte der Peronismus in der Frage der sozialen Be­
treuung der arbeitenden Bevölkerung eine ganze Skala von Reformen 
ein: u. a. Bestimmungen über den bezahlten U rlaub und die Vierzig- 
Stunden-W oche — allerdings nur fü r die städtischen A rbeiter —, ferner 
Entschädigungen für entlassene Angestellte und für Betriebsunfälle, Ge­
setze zum M utterschutz und zu r Beschränkung der K inderarbeit usw. 
Im  Gesundheitswesen w urden nach Angaben des argentinischen Ge­
sundheitsministeriums beachtliche Fortschritte erzielt. W ährend z. B. 
1946 in Argentinien 66 300 K rankenhausbetten vorhanden waren, ver­
fügte m an 1951 bereits über 114 609 und 1952 über 127 967 K ranken­
hausbetten218.
An früherer Stelle ist schon auf die Tatsache hingewiesen worden, daß 
Perón es bereits nach dem 4. Juni 1943 verstanden hatte, vom Arbeits­
und Fürsorgeministerium aus die Aufm erksam keit der Massen auf sich 
zu lenken und vor allem den Anschluß an die Gewerkschaftsführer zu 
finden. Er soll es z. B. w ährend seiner damaligen Tätigkeit bis auf 29 
V erordnungen von bedeutender sozialpolitischer Tragweite, 319 K ol­
lektivabkommen zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehm ern und 174 
Verm ittlungen gebracht haben219. In  dieser Hinsicht ist die im N ovem ­
ber 1945 erlassene Verordnung N r.33 302 hervorzuheben, auf G rund 
derer ein gemeinsamer Ausschuß der beiden Sozialpartner gebildet 
wurde, um den M indestlohn und die Beteiligung der A rbeitnehm er am 
Unternehm ergewinn zu fixieren.
Die von Perón verfolgte Politik  sicherte ihm tatsächlich die U nterstü t­
zung vieler Gewerkschaftsführer, so daß der Massenbewegungscharak­
ter des Peronismus im Jahre 1946 voll in Erscheinung trat. Z ur Durch­
dringung der CG T verhalf ihm außerdem  die Uneinigkeit, die in die­
ser O rganisation seit 1945 herrschte. D aher gab Perón die Parole aus, 
die Massen zu organisieren. Von 1946 an w urde die vollständige Pe-
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ronisierung der CG T von oben durchgeführt. (Ab 1952 nahm  der Ge­
neralsekretär der C G T gemäß einer A nordnung Peróns an den K abi­
nettssitzungen teil.) D am it verfügte Perón über eine zweite Hausm acht 
neben den ihm ergebenen Sektoren der Armee.
Sozialpolitisch bedeutete für ihn die Beherrschung der Gewerkschafts­
organisationen ein wichtiges — wenn nicht das wichtigste — M ittel zur 
Erreichung des großen Zieles: Abschaffung oder mindestens weitge­
hende M ilderung des Klassenkampfes. In  der T at gelang es ihm — be­
günstigt durch die gute Ausgangsbasis —, ein M indestmaß an sozialem 
Frieden in den ersten Jahren seines Regimes zu schaffen. Dabei verfuhr 
er doppelgleisig: einer Politik  der hohen Löhne standen Subventionen 
an die wichtigsten Unternehm ungen gegenüber, um unerwünschte Preis­
erhöhungen zu unterbinden. Aber dies w ar nur möglich, solange die 
K onjunktur eine entsprechende M anövrierfreiheit zuließ. M it den er­
sten Rückgangserscheinungen verringerte sich auch der U m fang der zu­
gunsten der A rbeiter ergriffenen M aßnahmen. Z w ar konnten z. B. am 
H öhepunkt der Krise 1952 die N om inallöhne aufrechterhalten w er­
den, w ährend die Subventionen an die Industrie erheblich gekürzt w ur­
den, aber die V erteuerung der Lebenshaltungskosten spiegelte sich in 
den Reallöhnen w ider, w om it praktisch eine V erm inderung des W ohl­
standes eintrat. D ie in den Jahren 1948 bis 1952 ausbrechenden Sozial­
unruhen w urden streng, nicht selten blutig niedergekämpft. Ihrer A k­
tionsfreiheit und ihrer Autonomie beraubt, blieb dann die CG T einfach 
ein M achtinstrum ent der staatlichen Politik.
c) D er Peronismus als politisches Experim ent 
Um  zu einer W ürdigung des Peronismus zu kommen, sowohl in seiner 
Eigenschaft als selbständige politische Bewegung wie auch als Phase der 
politischen Entwicklung Argentiniens, w ird  folgender Weg eingeschla­
gen: ausgehend von den eigenen Vorstellungen Peróns über Form  und 
Praxis seiner Regierung, w ird  diesen — wenn auch in großen Zügen — 
die von ihm geschaffene W irklichkeit gegenübergestellt. Zum  Schluß 
w ird  versucht, den S tandort der Bewegung zu fixieren.
In  der zitierten Botschaft an den K ongreß vom 1. Mai 1954220 erklärte 
sich Perón absolut dam it einverstanden, daß die echte und wahrhafte 
D em okratie diejenige sei, in der „die Regierung frei von einem freien 
V olk gew ählt ist, m it dem Volk und logischerweise fü r das Volk re­
g iert“ . M an glaube meistens, daß diejenige Regierung frei und demo­
kratisch sei, die vom Volk gew ählt sei. Dies sei jedoch eine beschränkte 
Auffassung der D em okratie und der Freiheit, denn „wenn ein Volk 
nicht frei ist, w ird es niemals seine Regierenden frei wählen können“. 
D ie politische Freiheit eines Volkes sei nicht allein im W ahlrecht ver­
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körpert. Als Beispiel für das Vorangegangene führt Perón folgendes an: 
„Ein der Ausbeutung des Kapitalism us preisgegebenes Volk -  wie es 
das unsere bis 1943 w ar — w ählte nicht die Regierung, die es wünschte, 
welche keine andere sein konnte als die seiner Befreiung . . .  Das W ahl­
recht in einer solchen .Dem okratie ' ähnelte genau der Freiheit eines 
zum Tode Verurteilten, dem konzediert w ird, den Baum zu wählen, 
von dessen Zweigen aus er zwischen Leben und Ewigkeit schaukeln 
möchte.“
N un, wie regiert m an für das Volk und m it dem Volk? „U m  m it dem 
Volk zu regieren, ist das n ö tig . . .  was w ir zum G rundsatz erheben: 
eine organisierte Gemeinschaff.“ Dies sei schwierig, wenn die Politik  
als ein Selbstzweck im D ienst der Regierenden betrachtet werde . . .  Es 
sei aber leicht, wenn die Politik  als ein M ittel konzipiert und realisiert 
w erd e . . . “ „N iem als“, so behauptete Perón, „haben w ir aus der Politik  
einen Endzweck gemacht, d. h. einen Beruf, sondern ein M ittel, ein In ­
strument, um voranzukom m en in dem Bemühen, unser oberstes M an­
dat zugunsten des Vaterlandes zu erfüllen.“
Nach diesen theoretischen Ausführungen über das Wesen der D em okra­
tie und den dahin führenden Weg stellt Perón einige Betrachtungen an 
über die aktuelle S ituation in Argentinien und meint, „ . .  .daß es ja 
nur zwei Strömungen gibt: den ,M ovim iento N acional Peronista' und 
den ,A ntiperonism o', den .Justicialism o' und den .Antijusticialismo', 
die ,Revolución' und die C on trarrevo lución ', die .acción constructiva' 
und die .reacción destructora', den einen (Sektor), der das neue Argen­
tinien will, und den, der dem anderen nachtrauert.“ D am it beansprucht 
der Peronismus die totale Identifizierung m it dem Fortschritt der N a ­
tion selbst. D aher sagt Perón in diesem Zusammenhang: „ . . .  H eute, 
wie immer, seit 1943 und seit 1946, zäh lt für uns nichts m ehr als das 
Volk. Die übrigen Bewohner der Republik haben zwei Wege zu gehen: 
entweder sie schließen sich dem organisierten und bew ußten Volke an, 
oder sie verdienen ignoriert zu werden . . . “
D ann, nachdem er einige N orm en für die Zukunft festgelegt hat, meint 
Perón, daß es dadurch möglich sein werde, das seit 1943 gehegte Ideal 
zu erreichen: „die Einheit des argentinischen Volkes auf den G rund­
lagen der N ationalverfassung zu gestalten . . . “ Die letzte Konsequenz 
ist schließlich die Verwirklichung seiner Vorstellungen von einem idea­
len Regierungssystem.
„W ir w erden“, so schließt Perón, „— frei gew ählt von einem durch 
seine soziale Gerechtigkeit, seine wirtschaftliche U nabhängigkeit und 
seine politische Souveränität freien Volk — frei regieren. W ir werden 
m it dem Volk regieren unter' M itbeteiligung seiner verantwortlichen
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9 D er S taatsstreich
O rganisationen an der Regierung. Unsere Regierung w ir d . . .  Len­
kungsregierung (gobierno de conducción) sein: gerechte und harm o­
nische Stellung zwischen den liberalen K onzeptionen . . .  die alles der 
Herrschaft der individuellen Zügellosigkeit überlassen und den kollek­
tivistischen K onzeptionen, die alles der obersten, diktatorischen E n t­
scheidung unterw erfen.“
R eduziert m an diese Ausführungen auf einige Kerngedanken, so läß t 
sich hervorheben, daß Perón zunächst im Hinblick auf die dem okra­
tische Gestaltung des Staates die wichtigste Voraussetzung darin  er­
blickt, daß das Volk frei sein muß, nicht nur politisch, sondern vor 
allem wirtschaftlich. Für das Volk und m it dem Volk — hier durch 
M itbeteiligung an der Regierung — muß regiert werden. Dabei w ird 
die Politik  als Gestaltungshandeln, nicht als Selbstzweck, sondern als 
M ittel zur Erreichung des großen Zieles angesehen. Perón bringt ferner 
den politischen W illensbildungsprozeß auf eine Formel: Peronismus 
und Antiperonismus. Dies ist wesentlich. D araus ergibt sich die zw in­
gende Konsequenz, daß die von ihm prak tizierte  P o litik  von vornher­
ein darauf abgestellt ist, die argentinische N ation  nach der von ihm 
verkündeten D oktrin  um zuform en, um sie am Ende zu einer Einheit 
zusammenzuschweißen. D aher w ird die Regierung eine „Lenkungsre­
gierung“ sein — eine Mischform zwischen liberalistischer und kollekti­
vistischer Regierungsform.
Wie w urde nun diese Theorie in die Praxis umgesetzt? Betrachtet man 
zunächst das Verhältnis Peróns zu den Massen, so muß man anerken­
nen, daß er sie tatsächlich in das politische Leben integriert hat. In  die­
sem Sinne ha t er sie, wie S. Frondizi es unterstreicht, „psychologisch 
befreit und dabei dieselbe Rolle wie Irigoyen für den M ittelstand ge­
spielt“221.
Die Massen w urden m it H ilfe  der verschiedensten Massenmedien — 
nicht zuletzt durch die w irkungsvolle G estalt von E vita Perón — stets 
d irek t angesprochen und so unm ittelbar politisiert. Das Ergebnis war, 
daß sie sich ihrer eigenen sozialen Bedeutung bew ußter wurden. Die 
O pposition soll von diesem Politisierungsprozeß der Massen anfangs 
kaum  N otiz  genommen und ihn als demagogischen Schachzug abgetan 
haben. Erst um 1948 herum m erkte sie den „qualitativen W andel“, den 
der Peronismus in den Massen herbeizuführen vermochte. „Die drei 
alten Parteien: die konservativen ,D em okraten“, die liberalen ,R adi­
kalen“ und die Sozialisten erkannten die Bedeutung der peronisrischen 
Reformen erst, als sie ihren Einfluß auf die W ählermassen zum großen 
Teil bereits eingebüßt hatten  . .  ,“222.
A ber es w ar von Anfang an klar, daß Perón die organisierten Massen
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— etwa im Rahmen der Partei oder der Gewerkschaftsorganisationen
— nie als selbständige K raft auftreten lassen wollte. A uf die frühe Ver- 
bürokratisierung der CGT, durch welche die Arbeiterbewegung als 
solche in vorher von oben festgelegte Bahnen gelenkt werden konnte, 
ist schon hingewiesen worden. Um  die A rbeiterzentrale weiterhin neu­
tralisieren zu können, w urden N ebenorganisationen errichtet, so z. B. 
die „Confederación General O brera“, die „Confederación General 
Económ ica“, die „Confederación General U niversitaria“ usw.
Das gute V erhältnis zwischen Peronismus und Arbeiterbewegung be­
gann sich aufzulösen, als infolge der ersten Kontraktionserscheinungen 
in der W irtschaft mehr und mehr repressive M aßnahm en ergriffen 
wurden, um D em onstrationen, Proteste, Streiks u. dgl. m. zu un ter­
drücken. Eine umfangreiche prohibitive Gesetzgebung w urde hierzu 
erlassen, die aber in einem anderen Zusammenhang erö rtert werden 
soll.
M it den gleichen Einschüchterungsmitteln, Verboten und sonstigen 
M aßnahmen, die geeignet erschienen, der „Lenkungsregierung“ den 
Weg zu ebnen, w urde auch der Antiperonismus in der Presse, den P ar­
teien und in anderen O rganisationen und G ruppen bekämpft. So w urde 
z. B. 1947 „La V anguardia“, O rgan der Sozialistischen Partei, verbo­
ten; die „Provincias U nidas“ der „U nión Cívica R adical“ und die 
„Tribuna D em ócrata“ einiger konservativer Kreise ereilte später das­
selbe Schicksal. D ie unabhängige Presse blieb ebenfalls nicht verschont. 
Ab 1948 w urde die Seitenzahl der Tageszeitungen festgesetzt: von 16 
Seiten im O ktober 1948 und 12 im M ärz 1949 w urden sie im M ärz 
1951 auf 8 reduziert. Anfang 1949 w urde sogar das gesamte Zeitungs­
papier von der Regierung beschlagnahmt, und ab 1950 w urde es nur 
noch durch die Regierungsstellen verteilt. A uf dem Interam erikanischen 
Pressekongreß 1950 in N ew  Y ork gab der argentinische Regierungsver­
treter zu, die Regierung habe 110 Zeitungen verboten, darunter 13 
wegen aufrührerischen Verhaltens und 34 wegen verwaltungsm äßiger 
Unstim m igkeiten223.
Auch der R undfunk w urde dem Peronisierungsprozeß unterw orfen: 
zwischen O ktober 1947 und Novem ber 1948 eignete sich die Regie­
rung über das IA P I mehr als 15 R undfunkstationen an, die der staat­
lichen P ropaganda dienen sollten. Dies w urde auch auf das Fernsehen, 
das Kinowesen, die M agazine usw. ausgedehnt.
Für die O ppositionsparteien bedeuteten nicht nur diese M aßnahmen, 
sondern — in viel gewichtigerem M aße — auch die 1950 vollzogene E r­
klärung der peronistischen D oktrin  als „nationale D o k trin “, daß ihre 
Existenzberechtigung in Frage gestellt w ar. D er Peronismus w urde
9*
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ideologisch gleichzeitig Desintegrations- und Integrationselement. D ar­
an ließ die Regierung keinen Zweifel: nicht nur w urden dann und 
w ann — so z. B. in der N acht vom 15. A pril 1953 — die Parteien Ter­
rorak ten  ausgesetzt, sondern sie konnten auch durch die W ahlreform  
des Jahres 1953 kaum  zur Geltung kommen, abgesehen von allen übri­
gen m annigfaltigen Schwierigkeiten, die ihnen in den Weg gelegt w ur­
den. So eroberten bei den W ahlen zum  Abgeordnetenhaus vom A pril 
1954 beispielsweise die Peronisten m it 844 890 Stimmen 14 Sitze in 
der Bundeshauptstadt, w ährend die „U nión Cívica R adical“ mit 
645 018 Stimmen nur einen Sitz erhielt.
Ein Blick in die repressive Gesetzgebung des Peronismus läß t erken­
nen, daß sie bew ußt darauf abgestellt w ar, die ihm entgegenlaufenden 
Strömungen, H andlungen, ja, Geisteshaltungen zu beseitigen und ihnen 
gegebenenfalls m it äußerster Entschiedenheit entgegenzuwirken. So 
w urden im Hinblick auf gewerkschaftliche A ktiv itäten  bereits ab 1945 
Verordnungen erlassen, die diesen bestimmte Schranken setzten. Am 
28. August 1945 w urde die Verordnung 536 über D elikte gegen die 
Staatssicherheit erlassen. D er A rtikel 2 bestrafte m it Gefängnis von 
zwei bis drei Jahren denjenigen, der eine im Strafgesetzbuch nicht vor­
gesehene H andlung  beging, die darauf hinauslief, die industrielle P ro ­
duktion zu beeinträchtigen. Eine G efängnisstrafe von sechs M onaten 
bis drei Jahren sah der A rtikel 34 für denjenigen vor, der Streiks u. a. 
in  staatlichen Unternehmungen, kommunalen Verteilungsäm tern oder 
in halbstaatlichen Unternehm ungen oder öffentlichen Diensten herbei­
führte. U nd m it einer Zuchthausstrafe m ußte derjenige rechnen, der 
die Aufrechterhaltung eines Streiks in Privatbetrieben irgendwie för­
derte, wenn dieser durch die zuständigen Behörden als illegal erk lärt 
w orden war.
Noch schwerwiegender w ar die Bestimmung des Gesetzes N r. 13 234 
des Jahres 1948 über „Einrichtungen der N ation  für die Kriegszeiten“, 
die in den A rtikeln 27, 28 und 36 verfügte, daß die einfache Streik­
erklärung in Friedenszeiten von der Regierung unbeschränkt als „K a­
tastrophe oder schwerer N o tstand“ erk lärt werden könne, indem sie 
die Mobilisierung der Streikenden befahl und sie den Sanktionen des 
Militärgesetzbuches unterw arf, das sogar die Todesstrafe vorsah. Das 
Gesetz über Spionage, Sabotage und V errat vom 11. O ktober 1950 
verfügte im A rtikel 6, daß derjenige m it Gefängnis von einem M onat 
bis zu vier Jahren bestraft würde, der ohne Erlaubnis wirtschaftliche, 
politische, militärische, finanzielle oder industrielle Angaben weitergab, 
verm ittelte, veröffentlichte oder verbreitete, die, ohne geheim oder ver­
traulich zu sein, nicht für die Veröffentlichung oder V erbreitung be­
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stimmt waren, von denen er K enntnis hatte  oder die ihm auf G rund 
seiner Beschäftigung, Funktion . . .  anvertrau t w orden waren. Etwas 
lakonisch k lingt der A rtikel 8 desselben Gesetzes, wenn er meint, daß 
m it Gefängnis von einem bis acht M onaten derjenige betraft werde, der 
öffentliche U nruhe erregt oder die öffentliche Meinung deprim iert(!). 
Am 28. September 1951 gipfelte diese Gesetzgebung in der V erordnung 
N r. 19 376, ratifiziert durch das Gesetz N r. 14062, welche den „inter­
nen K riegszustand“ einführte. Diese in ihrer Auslegungsweite und in 
ihrem Anwendungsbereich bisher schwerwiegendste Bestimmung be­
deutete gegenüber den herkömmlichen Einrichtungen dieser A rt — dem 
Ausnahm ezustand und dem Standrecht — die Möglichkeit für den P rä­
sidenten der Republik, jeden Staatsbürger unter automatischer Aus­
schaltung jedes gerichtlichen Verfahrens verhaften und von einem O rt 
des Staatsgebietes zum anderen versetzen zu lassen.
Aus diesem gesetzlichen A pparat und aus der vorher dargestellten pe­
ronisrischen H andhabung der Staatsmacht geht hervor, daß die Ver­
wirklichung der von Perón vertretenen Staatsauffassung ebenso konse­
quent wie in den M itteln unbedenklich angestrebt wurde. Ein W ertur­
teil darüber fällen zu wollen, erscheint fü r den folgenden Zusammen­
hang, in dem es um die Standortbestim m ung einer historischen Erschei­
nung geht, wenig sinnvoll. M an kann zw ar z. B. einräumen, daß der 
Peronismus in den letzten Jahren  vor seinem Sturz dem Totalitarism us 
nahe Züge angenommen habe. Aber diese Aussage allein w irk t bei der 
jetzigen Betrachtung nicht einleuchtend. G anz anders dagegen, wenn 
man feststellt, daß die dem Totalitarism us verw andten Erscheinungen 
des Regimes Abweichungen von der eigenen G rundsatzvorstellung, har­
monische Mischform zwischen D em okratie und to ta litärer Regierungs­
form  zu sein, bedeuten. Außerdem  deckt m an dadurch zugleich einen 
W iderspruch in der inneren D ialektik  des Peronismus auf. U nd eben 
hier ist ein Punkt, wo die Standortbestim m ung dieser Bewegung ange­
setzt werden kann.
Es spricht manches dafür, daß dem Peronismus von A nfang an ein we­
sentliches Dilem m a innegewohnt hat, das auf die Bedingungen seiner 
Entstehung zurückzuführen ist. Als 1943 die konservative Führungs­
schicht sich nicht mehr einigen konnte und bestimmten neuen Elemen­
ten der argentinischen Soziallage nicht Rechnung trug, w urde der 
Staatsstreich vom 4. Jun i zw ar ohne Massenbeteiligung, aber auch 
nicht ohne Rücksichtnahme auf gewisse Teilinteressen der abgelösten 
Regierungskreise durchgeführt. Durch die daraufhin  rasch aufeinander 
folgenden Regierungen kam  die R ivalität der M ilitärfaktionen um 
die Führung zum  Ausdruck. Die G ruppe, der Perón faktisch Vorstand
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— die G O U  —, erfreute sich aber einer gewissen Vormacht, da sie sozu­
sagen die „Zeichen der Z eit“ — Nationalism us, Aufstieg der Massen 
usw. — erkannte. Ih r  Führer — eben Perón — konnte vom Arbeits- und 
Fürsorgeministerium aus sich dieser Faktoren sehr nachdrücklich bedie­
nen und sich dadurch eine M assenunterstützung sichern.
Als sich der Peronismus form ierte, offenbarte er sogleich seinen hybri­
den C harak ter: er trug  in sich sowohl die weniger sichtbaren konser­
vativen Erbteile als auch das eklatante Massenelement. Seiner zw itter­
haften H erkunft bew ußt, gab er daher vor, eine Versöhnungspolitik 
betreiben zu wollen, um am Ende die Einheit aller A rgentinier herbei­
führen zu können. Dies bedeutete für Perón, daß er das Gleichgewicht 
der hin ter ihm  stehenden K räfte stets aufrechterhalten mußte. E r ver­
mochte es bis 1949. Von da an veränderten sich die Bedingungen der 
U rsprungssituation: Perón m ußte nunm ehr gegen die Massen selbst 
Vorgehen und ihnen m ehr und m ehr Fesseln anlegen; 1951 m ußte er 
Revolten auch in der Armee unterdrücken. D en H öhepunkt dieser Zer­
fallssituation bildete die von ihm selbst drei Jahre später aufgestellte 
Formel, daß es von nun an nur zwei Sektoren im argentinischen Volk 
gebe: „den Peronismus und den Antiperonism us“.
D ie peronistische Politik  verstrickte sich dann mehr und mehr in W i­
dersprüche und endete M itte September 1955 in der Sackgasse folgender 
K räftekonstellation: völlige Zersplitterung der Armee, offene Feind­
schaft der katholischen Kirche, die doch von 1946 bis 1950 eine sichere 
S tütze des Regimes gewesen w ar, und auseinanderstrebende Massen­
organisationen. Perón scheiterte an dem Versuch, über diesen hetero­
genen K räften zu stehen und sie gleichzeitig zusamm enzuhalten. Von 
der beabsichtigten peronistischen „Totalrevolution“ blieb daher nur 
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W ährend der Staatsstreich vom 6. September 1930 in Argentinien im 
Vergleich zu der bisherigen politischen Entwicklung des Landes ein 
neues Faktum  bedeutete, w ar diese A rt Staatsstreich in  Bolivien be­
reits seit 1920 als M ittel und Möglichkeit der Politik  bekannt und 
hatte sich w ährend des Krieges m it P araguay (1930 und 1934) von 
neuem bew ährt. D er hier zu untersuchende Staatsstreich vom 17. Mai 
1936 stellte also sozusagen eine neue Auflage eines in der unm ittelba­
ren Vergangenheit schon durchexerzierten Geschehens dar.
D er V erlauf der Ereignisse w ar jedoch in beiden Ländern verschieden: 
w ährend die Entwicklung in A rgentinien nach 1930 verhältnism äßig 
geradlinig und infolgedessen überschaubar blieb, gestaltete sich der P ro ­
zeß der politischen Auseinandersetzung in Bolivien sichtlich bewegter 
und kom plizierter. M an kann diesen Unterschied m it der verschieden­
artigen politischen und sozialen S truk tur des Landes erklären; fü r die 
folgenden Ausführungen verlangt er jedenfalls eine entsprechende 
Ä nderung der Verfahrensweise. K onnte für Argentinien eine weit­
gehende Systematisierung der Ereignisse vorgenommen werden, so 
müssen hier die Weichen m it größerem A bstand gestellt werden.
I. Vorgänge
M it der A nfang 1936 erfolgten Einstellung der kriegerischen Ausein­
andersetzungen m it P araguay um das Chaco-Grenzgebiet setzte in 
Bolivien eine Periode sozialer Spannungen ein, die verschiedene Sta­
dien durchliefen und ihren H öhepunkt in der revolutionären Explo­
sion vom 9. A pril 1952 erreichten. Schon in den Schützengräben des 
Krieges w ar in den Gemütern der jungen Offiziere und Soldaten, die 
den Verlust des Krieges dem Versagen der hohen M ilitärs und der un­
zulänglichen Zivilregierung in La Paz zuschrieben, die E rbitterung über 
die bestehende politische und soziale O rdnung und dam it verbunden
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das Bedürfnis nach neuen Ideen und Idealen gewachsen. D er Krieg 
schuf das neue Bewußtsein Boliviens. Insbesondere bildeten sich zwei 
H auptström ungen heraus: ein unversöhnlicher N ationalism us und das 
revolutionäre Bestreben, Boliviens Sozialstruktur umzugestalten.
Die G ruppe von jungen Offizieren, die sich sozialistisch gebärdeten, 
stand unter der Führung des Obersten D avid  Toro, der zw ar der alten 
G arde angehörte, jedoch durch Verdienste auf dem Schlachtfelde Sym­
pathien in der jüngeren G eneration erworben hatte. Auch unter der 
Zivilbevölkerung m anifestierten sich diese zunehmende U nruhe und 
der Wunsch nach einer Veränderung. Im  A pril 1936 kam  in der m it 
dieser Bewegung sympathisierenden Presse zum  Ausdruck, daß eine 
K oordinierung der A ktion der Parteien durch die M ilitärs notwendig 
sei224.
Diese Stimmung steigerte sich in der Zeit zwischen Ende A pril und 
Anfang Mai, als die Demobilisierung angeordnet w urde und die ersten 
K ontingente von Gefangenen aus P araguay heim kehrten: ein neues 
emotionelles Element verschärfte die ohnehin gespannte Situation. Am 
9. Mai brach in La Paz ein Streik der Druckereiarbeiter aus, der den 
Zeitungsbetrieb bis zum 21. M ai lahmlegte. Aber schon am 17. Mai 
griff der Generalstabschef der Armee, O berstleutnant Germ an Busch, 
ein: er veranlaßte den als Präsidenten fungierenden Vize-Präsidenten 
Tejada Sorzano zur N iederlegung seines Amtes, das Busch bis zur 
Rückkehr des Obersten Toro  aus dem Chaco übernahm. Schon vom 
20. Mai ab am tierte dieser als Präsident der Republik.
Busch unterstrich den Staatsstreichcharakter seines Unternehmens, in­
dem er betonte, daß dieses m it der einhelligen Zustim mung der Armee, 
deren Ideologie m it der neuen Ideologie des Landes übereinstimme, 
stattgefunden habe und daß es seine feste Absicht sei, den Staatssozia­
lismus m it H ilfe  der L inksparteien einzuführen225.
In  der T at: Es w aren „republikanische Sozialisten“ und „Sozialisten“, 
die das ideologische Rückgrat des Staatsstreiches darstellten. Die unter 
ihrer Beteiligung gebildete Regierungsjunta nahm  am 26. Mai ein A k­
tionsprogram m  an, das u. a. folgende Punkte vorsah: Endgültige Rege­
lung der Chaco-Angelegenheit, Anerkennung der Bürgerrechte der 
Frau, Zwangssyndikalismus, P rüfung des Privatverm ögens ehemaliger 
Regierungsbeamter, Revidierung des Abkommens m it der „S tandard 
O il C o.“, schrittweise N ationalisierung der T ransportm ittel, Reform 
der bisherigen Sozialgesetzgebung usw.
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II. Dem Staatsstreich folgende Entwicklungen:
Toro-Regime und Busch-Regime
D ie Regierungskoalition zerbröckelte schon in den ersten Juni-Tagen 
infolge erheblicher Meinungsverschiedenheiten zwischen den beiden 
sozialistischen Gruppen. Nach M einung der M ilitärs trugen die „repu­
blikanischen Sozialisten“ die H auptschuld an dem Zerfall der K oali­
tion. Am 21. Juni 1936 übernahm  die Armee allein die Regierungsver­
antw ortung, jedoch m it faktischer U nterstützung der „Sozialisten“. 
Von nun an machte sich Toro daran, die Voraussetzungen fü r den ihm 
vorschwebenden S taat — den „Estado Sindical Boliviano“ — zu schaf­
fen, indem er eine U nzahl von V erordnungen erließ. Die wichtigsten 
davon sollen kurz erw ähnt werden.
Im  Juli 1936 w urde die V erordnung über die Pflichtarbeit erlassen, 
nach der alle arbeitsfähigen M änner zwischen 18 und 60 Jahren eine 
produktive A rbeit aufnehmen mußten. D am it w ollte Toro die Zahl 
der Arbeitslosen reduzieren und gleichzeitig die G rundlagen für eine 
umfassende, unter staatlicher Aufsicht funktionierende Gewerkschafts­
bewegung schaffen. D aher folgte am 19. August der E rlaß  über die ge­
werkschaftliche Pflichtmitgliedschaft (Sindicalización obligatoria). In 
diesem Zusammenhang w urden das „D epartam ento Sindical“, das 
„Registro General de Sindicatos“ usw. gegründet.
D er Propagierung sozialistischer Ideen diente das durch V erordnung 
etablierte „D epartam ento N acional Socialista de Propaganda y Publi­
caciones del E stado“. Ferner gelten als besondere Errungenschaften 
der Toro-Regierung die Anerkennung der Bürgerrechte der Frau durch 
den E rlaß  vom O ktober 1936 und die erstmalige G ründung eines A r­
beitsministeriums. Historische Bedeutung bekam schließlich der Erlaß 
vom 13. M ärz 1937, der die Konzessionen an die „S tandard  O il of 
Bolivia“ fü r nichtig erklärte und die Gesellschaft durch ein staatliches 
U nternehm en — die „Yacimientos Petrolíferos Fiscales Bolivianos“ 
(YPFB) — ersetzte.
Aber dieser Sozialisierungsprozeß fand nicht den nötigen W iderhall 
im Volke. Es fehlte an organisatorischen Kräften, welche die M aßnah­
men der Regierung koordinierten und sie für die breiten Massen w irk­
sam gemacht hätten. D ie rasch aufeinander folgenden V erordnungen 
w irkten vielmehr verw irrend, so daß zw ar die „S trukturierung“ des 
geplanten sozialistischen Staates auf dem Papier stehenblieb, in W ahr­
heit aber das überkommene Gesellschaftsgefüge fortbestand. Toro 
w urde von seinem eigenen Generalstabschef, Germ án Busch, wegen 
„revolutionärer Abweichung“ am 13. Ju li 1937 abgesetzt226.
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Bei seinem A m tsantritt als provisorischer Staatschef erklärte Busch227, 
daß er eine Friedenspolitik betreiben und die öffentliche O rdnung auf­
rechterhalten werde, ohne jedoch zuzulassen, daß die Interessen der 
Öffentlichkeit noch länger den Privatinteressen einzelner geopfert 
w ürden; ferner, daß er w eder eine politische Partei unterstützen noch 
deren U nterstützung suchen werde. Er appellierte schließlich an alle 
Menschen guten Willens, die über Erfahrungen im Verwaltungswesen 
verfügten, an die ehemaligen Chaco-K äm pfer sowie an die „denkende 
Jugend“228.
A uf diese E rklärung reagierten die politischen Parteien — vor allem die 
liberale und die beiden republikanischen (Genuino und Socialista) — 
wohlüberlegt. Sie boten ihm  eine politische W affenruhe an und ersuch­
ten die Regierungsjunta dringend, W ahlen auszuschreiben, um das in­
terne Leben des Landes zu normalisieren.
D araufhin  erließ Busch am 31. Ju li 1937 eine Verordnung, welche die 
Verfassung von 1880 m it den durch den K onvent des Jahres 1920 und 
das Referendum von 1931 eingeführten Veränderungen in K raft setzte. 
Das hinderte ihn aber nicht, einen Rückhalt bei der Legion der ehe­
maligen Chaco-K äm pfer zu suchen, deren Vorsitzender er bis zum 
13. Ju li 1937 w ar. Konventswahlen w urden für den 13. M ärz 1938 vor­
gesehen. W ährend dieser ersten sechs M ona teder Busch-Regierung schien 
es, als ob der 13. Ju li nur eine einfache Wachablösung gewesen wäre. 
Eine W ende tra t jedoch ein, als am 20. Januar 1938 die Regierungs­
jun ta m it einhelliger Zustimmung ihrer M itglieder ihr unerschütterli- 
dies Festhalten an den Prinzipien des bolivianischen Sozialismus, dessen 
. . .  Postulate der P rä s id en t. . .  O berstleutnant Germ án Busch verkör­
pere und in der Regierung . . .  verwirkliche, bekanntgab229. Einige Tage 
später verkündeten die liberale und die republikanische Partei (Ge­
nuino), daß sie den kommenden W ahlen fernbleiben würden. Aus den 
W ahlen vom 13. M ärz ging die sozialistische E inheitsfront als Siege­
rin  hervor, und Busch w urde vom K onvent am 27. Mai zum  verfas­
sungsmäßigen Präsidenten gewählt.
Ein weiterer F aktor gewann immer m ehr Bedeutung: die Auseinander­
setzungen zwischen der Regierung und der mächtigen Bergbauindu­
strie, die traditionell das Wirtschaffs- und politische Leben Boliviens 
beherrschte. Eine bedeutsame M aßnahm e der Regierung Buschs w ar in 
diesem Zusammenhang die Schaffung eines Erdöl- und Bergbaumini­
steriums. Busch förderte auch die Gewerkschaftsbewegung unter den 
Bergbauarbeitern, so daß z. B. Ende 1939 ein Bergbauarbeiterbund Z u ­
standekom men konnte. Ein neuer Arbeitskodex, der eine verbesserte 
Sozialgesetzgebung enthielt, w urde m it seiner H ilfe verkündet.
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Am 22. M ärz sah sich Busch einer unter dem N am en „Concordancia* 
zusammengeschlossenen O ppositionsfront gegenüber, die aus Republi­
kanern und Liberalen bestand. Busch reagierte m it dem „M anifest vom 
24. A pril 1939“, durch das er sich zum „D ik ta to r“ machte, indem er 
alle S taatsgewalt übernahm. Zu diesem Schritt sollen ihn verschiedene 
Um stände bewogen haben, so u. a. die Spaltung des M ilitärs in soge­
nannte „Buschistas“ und „Toristas“, das Fehlen eines starken Rück­
halts bei den Sozialisten, die Auseinandersetzungen m it der Industrie 
usw.230.
Von nun an radikalisierte sich die Politik  der Busch-Regierung. Die 
je tzt ergriffenen M aßnahm en ließen keinen Zweifel mehr an dem ein­
geschlagenen Weg: Verstaatlichung der Zentralbank, N ationalisierung 
von Industrien, D evisenkontrolle usw. Sie gipfelten in der am 7. Juni 
1939 erlassenen Verordnung, welche die Bergbauindustrie unter strenge 
Staatskontrolle bringen sollte. Was Busch dam it bezweckte, erläuterte 
er in einer Botschaft vom 10. Juni, in der er u. a. sagte, daß es darum  
gehe, „die totale U nabhängigkeit Boliviens durch die wirtschaftliche 
U nabhängigkeit zu erreichen“231.
Das Busch-Regime fand jedoch m it dem ungeklärten Tod des Präsiden­
ten am 23. August 1939 — wahrscheinlich durch M ord — ein plötzliches 
Ende. Das Experim ent, das er, anfangs zögernd, eingeleitet hatte, 
w urde abgebrochen.
D ie letzten M onate der Busch-Regierung lassen eine eindeutige Schwen­
kung zum W irtschaftsnationalismus und zum Staatssozialismus erken­
nen. Aus diesem G runde beriefen sich die Führer des Staatsstreiches 
vom 20. Dezember 1943 und vor allem der Revolution vom 9. A pril 
1952 auf ihn. D ie Busch-Regierung war, so lautete z.B . ein U rteil, „der 
erste, romantische vielleicht. . .  aber aufschlußreiche Versuch, m it dem 
Volke zu regieren“232. Andererseits w ird  aber eingeräum t: „In  Busch 
existierte — und bis zum Ende — ein unerschütterliches nationalistisches 
Tem perament. Aber ihm fehlte eine D oktrin ; er sah nicht den K ern 
der Sache, er w ar in tu itiv . . .  Die wahrhafte W eltweite seines Werkes 
bestand nicht in seinen Regierungsverfügungen. Was der O berst Busch 
Bolivien gab, w ar viel bedeutsamer: er gab ihm das V ertrauen zu sich 
selbst zurück233.“
Wie m an die historische Bedeutung Buschs auch immer einschätzen mag, 
es bleibt die Tatsache, daß er einen Weg einschlug, dessen Spuren sich 
in den nächsten zwei Jahrzehnten verfolgen lassen.
Die provisorische Nachfolge Buschs tra t General Q uintanilla an. Am 
15. A pril 1940 w urde General P eñaranda zum  Präsidenten gewählt. 
U nter ihm kehrte man zur „Verfassungsmäßigkeit“ zurück. Viele der
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entscheidenden M aßnahm en der Busch-Regierung w urden rückgängig 
gemacht, oder es w urde ihnen bew ußt entgegengearbeitet, so z. B. der 
gewerkschaftsfreundlichen Politik  des Regimes. Die Regierung griff 
mehr und mehr zu repressiven M aßnahmen. In  einem Bericht der Zeit­
schrift „Interam erican Affairs“ von 1943 w urde sie als „eine K arika­
tu r der D em okratie“ bezeichnet, die im Begriff sei, „die letzten Spuren 
der individuellen Freiheit und des demokratischen Prozesses zu beseiti­
gen und ein durch und durch autoritäres Regime zu errichten“234.
Eine Folge der blutigen U nterdrückung eines Arbeiteraufstandes des 
Jahres 1942 w ar das Zusammenrücken der gerade im Organisations­
stadium  befindlichen Linksparteien. Die Peñaranda-Regierung wurde 
dadurch m ehr und mehr in die Defensive gedrängt, bis sie am 20. D e­
zember dem gemeinsamen Vorgehen der erw ähnten Parteigruppierun­
gen und eines Teils der Armee unterlag.
B - D E R  S T A A T S S T R E I C H  
V O M  20 . D E Z E M B E R  1 9 4 3
I. Vorgänge
Zwischen 1939 und 1941 entstanden drei politische Parteien, die für 
die weitere Entwicklung Boliviens von besonderer Bedeutung werden 
sollten. Es w ar der „Partido  de la  Izquierda R evolucionaria“ (PIR), 
der „P artido  O brero Revolucionario“ (PO R) und der „M ovimiento 
N acional R evolucionario“ (M NR). D er P IR  ging aus einem Zusam­
menschluß marxistischer Linksintellektueller hervor, die aber vorgaben, 
eine „unabhängige marxistische P arte i“ zu sein. Jedoch ein Jahrzehnt 
später zersplitterte die Gruppe, und aus ihren Reihen form ierte sich 
die offizielle kommunistische Partei Boliviens. 1940, also kurz nach 
ihrer Entstehung, stellte sie bei den Präsidentschaftswahlen den Führer 
der Partei, José Antonio Arze, als G egenkandidaten zu General Pe­
ñaranda  auf und bekam überraschend in einzelnen Städten die Stimmen­
mehrheit. 1943 strahlte sie bereits soviel K raft aus, daß sie in der Lage 
w ar, die Hauptgewerkschaftsorganisation Boliviens — die „C onfedera­
ción Sindical de Trabajadores Bolivianos“ (Bolivianische A rbeiterkon­
föderation) — zu beherrschen. Ihre H ausm acht bildete die T ransport­
arbeitergewerkschaft.
Den K ern des P O R  stellte eine w ährend des Chaco-Krieges im argen­
tinischen Exil lebende G ruppe dar. Als ih r Führer — T ristan  M aroff — 
unter der Busch-Regierung nach Bolivien zurückkehrte, organisierte er
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zunächst eine Übergangspartei, den „P artido  Socialista O brero Boli­
viano“ (PSOB), der aber bald in dem PO R  aufging. Diese Partei zeich­
nete sich durch ihre betont trotzkistische Ideologie aus, machtpolitisch 
blieb sie aber -wesentlich h inter dem P IR  zurück.
Schließlich, als ausgesprochen nationalistische Partei, entstand 1941 
der M N R  unter der Führung u. a. von V íctor Paz Estenssoro, H ernán  
Siles und Luis Peñaloza. In  dem M N R  w irkten auch ehemalige M ar­
xisten und marxistisch orientierte Intellektuelle mit, die aber dem N a ­
tionalprinzip  den V orrang gaben. Die spezifische Problem atik dieser 
P artei w ird  in einem späteren Zusammenhang eingehender erörtert. 
H ier gew innt die Tatsache besondere Bedeutung, daß es unter den er­
w ähnten Parteien der M N R  w ar, der durch gemeinsames H andeln  m it 
einem Teil der Armee entscheidend zum Sturz der Peñaranda-Regie- 
rung beitrug. D ie Offiziersgruppe, m it der er sich zusamm entat, b il­
dete eine A rt Loge unter der Bezeichnung „R adepa“ (Razón de Patria) 
und stand unter der Führung von M ajor G ualberto Villaroel. Die 
„R adepa“ entstand in der Chaco-Kriegszeit und gehörte der Busch- 
G eneration an. Ähnlich wie 1936/1937 verspürten ihre M itglieder 
das Bedürfnis nach einer Veränderung, aber, wie Velarde bemerkt, 
w ußten sie nicht genau, was zu tun sei235. D er erste K on tak t zw i­
schen dem M N R  und der „R adepa“ soll nach Angaben desselben 
Autors bei einem Gründungsm itglied des M N R  — Augusto Céspedes 
— stattgefunden haben, wobei der S taatsum sturz beschlossen worden 
sei. V erhandlungspartner seien Paz Estenssoro auf der einen und 
M ajor V illaroel sowie M ajor P into auf der anderen Seite gewesen. 
Andere G ruppen, besonders sozialistische, denen M ajor P into nahe­
stand, w urden später hinzugezogen236.
Kennzeichnend für die Lage w ar eine am 8. Novem ber 1943 von 
Paz Estenssoro gehaltene Rede, in der er sagte: „ . .  . w ir wollen nicht, 
daß das bolivianische V aterland, unser V aterland, auf eine einfache 
Handelsniederlassung reduziert b le ib t. . .  um diese S ituation zu än­
dern, ist ein neues Recht notw endig . . .  Aber, um einen P lan  zu ver­
wirklichen, der die Reichtümer Boliviens einer Regie, welche zugun­
sten der Allgemeinheit etabliert w ird, unterw irft, ist unerläßliche V or­
aussetzung, in die Regierung zu kommen, die M achtinstrumente in 
der H and  zu h ab e n .. ,237.
Die N otw endigkeit eines gemeinsamen Vorgehens beider K räfte er­
gab sich aus der Überlegung, daß einerseits der M N R  die gewünschte 
Veränderung allein nicht hätte  herbeiführen können und anderer­
seits die „R adepa“ angesichts der wachsenden Macht der m odernen 
Parteien eines starken zivilen Rückgrates nicht zu entbehren ver­
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mochte. D aß die M ilitärs dieses vorwiegend bei dem M N R  fanden, 
mochte daran  liegen, daß beide G ruppen ein M indestmaß an ideo­
logischer Übereinstimmung aufwiesen und dadurch die Grundlage für 
ein gemeinsames Aktionsprogram m  vorhanden w ar. D ie weitgehend 
reibungslos verlaufene D urchführung des Staatsstreiches am 20. D e­
zember kann als Bestätigung dieser Ausgangsbasis gedeutet werden: 
„ In  sieben Stunden“, so w urde berichtet, „w ar die Revolution voll­
zogen. N icht ein einziger Schuß w ar gefallen238.“
II . Dem Staatsstreich folgende Entwicklungen
1. Das Villaroel-Regime
Die Regierung Villaroel begann ihre Tätigkeit unter einem nega­
tiven außenpolitischen Vorzeichen: Das „State D epartm ent“ verdäch­
tigte die M N R -G ruppe nationalsozialitischen Gedankengutes239 und 
verweigerte der Regierung sechs M onate lang die völkerrechtliche 
Anerkennung. Dem Beispiel der USA folgend, unterhielt die M ehr­
heit der lateinamerikanischen S taaten vorerst keine diplomatischen 
Beziehungen zu Bolivien. Diese H altung  kam  einer moralischen Ver­
urteilung gleich und stellte fü r die Opposition, die sich nicht nur 
aus den traditionellen Parteien, sondern auch aus dem P IR  zusam­
mensetzte, eine indirekte H ilfe dar.
D ie erste K abinettsbildung spiegelte die Kräftekonstellation, die die 
Koalitionsregierung stützte, w ider: der M N R  und die „R adepa“ 
w urden durch je drei M inister vertreten, w ährend zwei andere Posten 
einer sozialistischen M inderheitsgruppe zufielen. In  das K abinett 
w urde auch der M ajor Taborga aufgenommen, der nach Velarde 
früherer V ertrauensm ann des abgelösten Regimes w ar, aber an dem 
Staatstreich aktiv  m itgew irkt hatte240. A uf G rund unterschiedlicher 
Vorstellungen unter den M ilitärs über die Dringlichkeit der P ro ­
bleme und die zu ihrer Lösung notwendigen M aßnahm en mangelte 
es der Koalitions-Regierung von vornherein an einem festen Zu­
sam m enhalt und vor allem an einem einheitlichen A ktionskriterium . 
Dem M N R  z. B. kam  es besonders darauf an, das Produktions- und 
Arbeitsverhältnis in der Bergbauindustrie neu zu regeln, ein Anlie­
gen, das er später als selbständig fungierende M assenpartei tatsäch­
lich in den V ordergrund seines Parteiprogram m s stellte.
M it der Anerkennung der Regierung Villaroel durch die USA und 
nach dessen W ahl zum verfassungsmäßigen Präsidenten im August 
1944 kam  es zu einer Legalisierung der am 20. Dezember 1943 ge­
schaffenen De-facto-Situation. Dieser Legalisierung m aß Paz Estens-
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soro in einer Parlam entsdebatte am 6. August eine spezifische Bedeu­
tung bei, indem er meinte, es gehe nicht um den bloßen Übergang 
vom D e-facto- zum De-jure-Regime, sondern vielmehr darum , den 
Ausgangspunkt zu schaffen, um die neue Legalität, die revolutionäre 
Legalität herbeizuführen241.
D er Villaroel-Regierung gelang es w ährend ihres zw eieinhalbjähri­
gen Bestehens, einige bedeutende M aßnahm en — wenn auch teilweise 
nur im Ansatz — durchzusetzen. Zu ihren A ktivposten zählte die 
Forderung der Bergarbeiter und ihrer Zentralorganisation: der „Fe­
deración Sindical de Obreros M ineros“. U nter Villaroel w urde ein in­
dianischer N ationalkongreß ins Leben gerufen, der sich besonders m it 
den Problemen der indianischen Massen beschäftigen sollte. Villaroel 
ordnete die Abschaffung des „Pongueaje“-Systems an, das personelle 
Dienstleistungen der indianischen Pächter für die Großgrundbesitzer 
verlangte; tatsächlich beseitigt w urde es erst m it der Revolution von 
1952. Für illegal erk lärt w urde auch die in der Bergbauindustrie bis­
her geltende Übung, A rbeiter wegen ihrer gewerkschaftlichen Bindung 
zu entlassen.
Gegenüber der Bergbauindustrie bewegte sich Villaroel in  den Fuß­
tapfen Buschs. N icht nur m ußten die drei mächtigsten M onopolisten 
der Zinnindustrie, P atiño , Hochschild und Aram ayo, ihre rückständi­
gen Steuern bezahlen, sondern auch von nun an einen erheblichen Teil 
der durch den V erkauf von Z innprodukten an das Ausland erworbe­
nen Devisen dem Fiskus überlassen, was eine staatliche Devisenkon­
trolle notw endig machte. Schließlich gab es Ansätze zu einer Landre­
distribution, die aber wie vieles andere erst zehn Jahre später W irk­
lichkeit w erden sollte.
D er anfangs angedeutete Gegensatz innerhalb der Regierungskoalition 
machte sich etwa 1944/1945 noch stärker bem erkbar. Besonders zw i­
schen dem M N R  und der M ilitärgruppe um den inzwischen zum Ge­
neral beförderten Pinto hatten  sich zwei Fronten gebildet: beide ga­
ben vor, die nationalen Interessen verteidigen zu wollen, ihre sozialen 
Vorstellungen w aren jedoch grundverschieden.
W ährend der M N R  durch tiefe Eingriffe in die bestehende wirtschaft­
liche und politische O rdnung eine Um gestaltung der Sozialstruktur 
Boliviens herbeiführen wollte, beharrten die „P intistas“ auf faschi­
stisch gefärbten D enk- und Aktionsm ethoden. V illaroel fiel dabei 
offensichtlich eine Schiedsrichterrolle zu, der er aber nicht gewachsen 
war, einerseits, weil ihm die persönliche Entscheidungskraft fehlte, an­
dererseits, weil General P into eine faktische Herrschaft über die Armee 
ausübte. Außerdem schwächten verschiedene G ew altakte vor allem
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der M ilitärgruppe — M orde, A ttentate usw. — den Zusam m enhalt der 
koalierten G ruppen noch mehr und lieferten der Opposition w illkom ­
mene Angriffspunkte. A nfang Ju li 1946 w ar die Kluft so tief, daß 
Villaroel nicht m ehr regierte, sondern nur noch verw altete. W ährend 
die K oalitionskräfte durch ihr Auseinanderstreben Villaroel in die Iso­
lierung trieben, w ar die Opposition im Begriff, „auf die Straße zu 
gehen“. D er R ücktritt der M N R-M inister in der darauffolgenden 
Woche bestätigte die Zerfallssituation.
Am 21. Juli 1946 erlag Villaroel einer von der O pposition entfesselten 
M ob-A ktion (Villaroel w urde an einem Laternenpfahl aufgehängt), 
der sich die Armee nicht sonderlich entgegenstellte. Einige Tage vorher 
w ar ein Lehrerstreik um bessere Löhne und Anerkennung der gewerk­
schaftlichen Rechte ausgebrochen, der seltsamerweise die „selbstlose 
U nterstü tzung“ des H andels, vor allem der sogenannten „besseren 
L eute“ (la gente bien) fand, ein Um stand, in dem ein H inweis auf die 
tragenden K räfte der „Gegenrevolution“ erblickt w urde243.
2. D ie Nachfolge Villaroels
D ie Regierungen vom 21. Ju li 1946 bis zum 9. A pril 1952 sind in Bo­
livien vielfach als die Herrschaft der „Rosca“ bezeichnet worden. D a­
m it soll zum Ausdruck gebracht werden, daß die Latifundisten, die 
G roßindustriellen, die mächtigen Finanzkreise, kurz, die „Oligarchie“, 
die Macht w ährend dieser Zeit zurückgewannen. Zusammenfassend 
läß t sich feststellen, daß die G rundlinien dieser Regierungen in der 
T a t dahin tendierten, wirtschafts- und sozialpolitisch die m it dem 20. 
Dezember 1943 eingeleitete Umgestaltung der Kräfteverhältnisse 
rückgängig zu machen und machtpolitisch die Stellung der traditionel­
len Parteien zu erschüttern und ihre M assenorganisationen möglichst 
aktionsunfähig zu machen.
N achdem  zwei D e-facto-Regierungen die unm ittelbare Nachfolge V il­
laroels vom 21. Ju li 1946 bis zum 10. M ärz 1947 angetreten hatten, 
w urde Enrique H ertzog am 5. Januar 1947 zum  verfassungsmäßigen 
Präsidenten gewählt. E r blieb bis zum 24. O ktober 1949 im Amt. Um 
diese Zeit tra t er wegen Erkrankung zurück und w urde von dem 
V ize-Präsidenten M am erto U rriolagoitia ersetzt. Bereits im Juli 1946 
m ußten die meisten Führer des M N R  wegen der harten  Verfolgung, 
der sie sich ausgesetzt sahen, ins Exil flüchten. Diese Verfolgungsaktio­
nen der Regierung w aren noch nicht m it einer entsprechenden Behand­
lung der Gewerkschaftsorganisationen gekoppelt, die ja eine bedeu­
tende Hausm acht des M N R  darstellten. Aber gerade w ährend dieser 
Z eit wuchs sich der M N R  zum Brückenkopf der O pposition aus; nur
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der P IR  und die „Falange Socialista Boliviana“, eine ebenfalls Ende 
der dreißiger Jahre entstandene Oppositionspartei, die aber den spa­
nischen Falangisten nacheiferte, gingen ihren eigenen Weg.
Ein Beweis für die — tro tz  Unterdrückung und Verfolgung — gewach­
sene K raft der O pposition w ar die W ahl von Juan Lechín, dem Füh­
rer der Bergarbeitergewerkschaft, zum Senator bei den Kongreß w äh­
len vom Jahre 1947. Schon zwei Jahre später konnte der M N R  einen 
Wahlsieg verzeichnen. Am 29. Mai 1949 brachen U nruhen in einzelnen 
Zentren der Bergbauindustrie aus. Im  August w urde ein A ufstands­
versuch des M N R  unterdrückt.
W ährend die A utoritä t der Regierung durch mehrere repressive M aß­
nahm en geschwächt wurde, erweiterte die Opposition ihre A ktionsba­
sis durch die Bildung einer Dachorganisation am 7. O ktober 1950 in 
Santiago de Chile: der sogenannte C O SPI ( — „Coalición de O rga­
nismos Sindicales y Partidos de Izquierda“ — K oalition der Gew erk­
schaftsorganisationen und der Linksparteien). Ih r tra t  außer dem 
M N R  auch der P O R  („P artido  O brero Revolucionario“) bei243.
M an kann hier feststellen, daß die eigentliche ideologische D urchdrin­
gung der Massen durch den M N R  in diesen Jahren  erreicht wurde, als 
ihnen gleichzeitig die revolutionäre Praxis beigebracht w urde. Anders 
ließe sich z. B. die Tatsache nicht erklären, daß bei den P räsident­
schaftswahlen vom 6. Mai 1951 der M N R  im Begriff w ar, sozusagen 
vom Exil aus zu siegen, wie die Tabelle 18 zeigt.
T ro tz dieses nach der absoluten Stimmenzahl eindeutigen Sieges des 
M N R  berief sich die Regierung darauf, daß Estenssoro nicht den ver­
fassungsmäßigen Prozentsatz von 51%  der Stimmen auf sich vereinigt 
habe und der K ongreß infolgedessen eine Entscheidung treffen müsse. 
U rriolagoitia ließ sich jedoch durch eine von General H ugo Ballivián 
geführte M ilitärjunta am 16. M ai absetzen. D am it w urde der Gegen­
satz zwischen Regierung und O pposition auf einen H öhepunkt ge­
trieben, der die politische Auseinandersetzung wie einen K am pf auf 
Tod und Leben erscheinen lassen mußte.
Die M ilitärjunta trug ihrerseits zur Zuspitzung der Lage bei, indem 
sie die von ihren Vorgängern getroffenen M aßnahm en noch um eine 
weitere verm ehrte und die S ituation verschärfte. So verbot sie Streiks 
und jede A rt von Kundgebungen, die als Sabotageakt oder G efähr­
dung der Staatssicherheit angesehen werden konnten. Die schon vor­
handene Pressezensur w urde noch rigoroser gehandhabt. U nd schließ­
lich schien die M ilitärjunta — entgegen ihrem Versprechen — nicht d a r­
an zu denken, die Staatsführung rechtzeitig an eine zivile Macht wei­
terzugeben.
10 D er Staatsstreich
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Tabelle 18 Präsidentenw ahlen vom 6. M ai 1951"' in Bolivien
K andidaten1 Parteien Stimmen
P az Estenssoro—Siles Zuazo M N R a 54 049
Gosálvez—Arce PUR Sb 39 940
Bilbao—Flores FSBC 13 180
G utiérrez—Salmón ACBd 6 559
A rze—V illarpando P IR e 6 441
T. M. Elio—Ballon PLf 5 170
Insges.: 125 339
* Quelle: Barcelli: a. a. O . S. 260.
N .B. D ie angegebenen Z ahlen  dürften einen hohen W ahrscheinlichkeitswert 
haben, denn, verglichen m it einer anderen Quelle, weisen sie nu r sehr geringe 
Abweichungen auf. So gibt z. B. T rigo : (a. a. O . S. X L I) fü r  P az  Estenssoro 
und  G osálvez jeweils 54 129 und  40 381 Stimm en an. Die G esam tzahl der
Stim m en w ird  bei ihm  m it 126 123 angegeben.
1 D ie  N am en beziehen sich jeweils auf das P räsiden ten- und  V izepräsidenten­
amt.
a „M ovim iento N acional R evolucionario“ =  M N R
6 „P artid o  U nión R epública Socialista“ =  PU R S
c „Falange Socialista B oliv iana“ =  FSB
d „Acción C ívica B oliv iana“ =  ACB
e „P artid o  de la  Izqu ierda R evolucionaria“ =  P IR
f „P artid o  L iberal“ =  PL
A uf der Seite der Opposition herrschte eine durchaus revolutionäre 
Atmosphäre. Viele Gewerkschaftsführer und politisch V erbannte w a­
ren heimlich zurückgekehrt und arbeiteten intensiv daran, die H erbei­
führung einer Entscheidung zu beschleunigen, indem sie ihre O rgani­
sationen festigten und ausbauten und gleichzeitig die hin ter der Re­
gierung stehenden Kräfte von innen her zu sprengen und mindestens 
zu neutralisieren versuchten. In  diesem Sinne w urden K ontakte zu 
bestimm ten Stellen der Armee und der V erw altung aufgenommen244. 
Fest steht z.B ., daß der Chef der Polizei, General Seleme, für die 
Sache der Revolution gewonnen werden konnte, zu deren Sieg er m it 
m aterieller H ilfe beitrug. Dies hob P az Estenssoro besonders hervor, 
als er in der anläßlich des M N R -Parteitages am 13. Februar 1953 ge­
haltenen Rede sagte: „ . . .  (auf der anderen Seite) ermöglichte es die 
von Seleme und den „carabineros“ (M itglieder des H auptpolizeiver- 
bandes) geleistete H ilfe, das Kräftegleichgewicht dieses Regimes zu 
brechen . .  ,245.“
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Ähnliche H ilfe  oder Neutralitätsversprechungen, welche die Revolu­
tionäre hier und da in der Armee bekamen, hinderten sie aber nicht 
daran, auch die Massen, besonders die Bergarbeiter, zu bewaffnen, um 
Rückschlägen wie z.B . 1943 unter Villaroel vorzubeugen. Als die R e­
volution am 9. A pril 1952 nach geheimen Absprachen zwischen den 
entsprechenden Stellen der Armee und des M N R  ausbrach, waren 
sie in der Lage, den regierungstreuen T ruppen drei Tage lang stand­
zuhalten, bis die Entscheidung am 11. A pril zugunsten der Revolu­
tionsarmee fiel. D ie von der M ilitärjunta verkündete A nnullierung der 
Wahlergebnisse vom 6. M ai 1951 machte die siegreiche Revolution 
rückgängig, indem V íctor Paz Estenssoro und H ernán  Siles Zuazo als 
P räsident und V izepräsident für die Am tsperiode vom 15. A pril 1952 
bis 6. August 1956 proklam iert wurden. D am it w ar der M N R  zum 
zweitenmal an der Macht, aber diesmal als selbständige revolutionäre 
Regierungspartei.
3. Die Revolution  vom  9. A pril 1952
a) Die theoretischen G rundlagen der Revolution 
D er am 9. A pril 1952 in Bolivien eingeleiteten sozio-ökonomischen 
U m wälzung sind keine breitangelegten ideologischen Auseinander­
setzungen vorausgegangen. M an h a t daher behauptet, sie sei vor allem 
eine „praktische und realistische“ Revolution gewesen246. D am it soll 
nicht gesagt sein, sie sei nicht von vorher festgelegten G rundsätzen 
unterm auert gewesen und habe sich — ähnlich wie z.B . die mexika­
nische Revolution — erst nach der „S taatskatastrophe“ und im Ver­
laufe der revolutionären Machtausübung ihr ideologisches Rüstzeug 
verschafft. Dagegen spricht nicht nur die vorrevolutionäre Betätigung 
der m it der Revolution identischen Regierungspartei, sondern auch 
vor allem die von maßgebenden Führern des M N R  vertretene In ter­
p retation der bolivianischen Gesamtwirklichkeit. Es erscheint daher 
zweckmäßig, den dem M N R  zugrunde liegenden Prinzipien nachzu­
gehen.
Schon die Initialen — M N R  — sollen eine Synthese des Ganzen d ar­
stellen. Zunächst sei der M N R  — so w ird  behauptet247 — eine „Bewe­
gung“ (M ovimiento) und nicht eine Partei, weil eine Partei die In ter­
essen einer bestimmten Klasse vertrete, der M N R  dagegen die A vant­
garde aller unterdrückten, durch ein gemeinsames antiimperialistisches 
und antifeudalistisches Interesse vereinten Klassen Boliviens sei. Sie 
sei nationalistisch, weil sie fü r die Rückgewinnung der nationalen 
Reichtümer zugunsten der Bolivianer eintrete. U nd schließlich sei sie 
revolutionär, weil sie die Ansicht vertrete, daß es, um letzteres zu er­
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reichen, notw endig sei, das Wirtschafts- und Sozialsystem von G rund 
auf zu liquidieren und es durch ein anderes zu ersetzen. D er so ver­
standenen Partei w urden folgende Richtlinien für ein A ktionspro­
gramm zugrunde gelegt:
1. Bekäm pfung der „Liquidationsdem okratie“ (democracia en- 
treguista),
2. Bekäm pfung des Pseudo - Sozialismus als Instrum ent einer 
neuen Ausbeutung,
3. Verfechtung des revolutionären N ationalism us,
4. Konsolidierung des Staates und Sicherheit des Vaterlandes,
5. wirtschaftliche Befreiung und Souveränität des bolivianischen 
Volkes248.
Dieses Program m  ist nicht als eine zusammenhanglose, beliebige A k­
tionsbasis zu verstehen, sondern w ird aus der In terpreta tion  der so­
zialen W irklichkeit abgeleitet.
P az Estenssoro definiert diese dahin, daß Bolivien strukturell ein 
H albkolonialland sei und wirtschaftlich nicht in seinem Interesse, son­
dern zugunsten der internationalen Monopole, die das Land ausbeu­
teten, regiert w e rd e . . . ,  (daß) ein anachronistischer Feudalismus im 
Innern  und ein Superkapitalismus von außen unter Beihilfe einer O lig­
archie ohne H orizon t und einiger im Solde ausländischer U nterneh­
men stehender Parteien das nationale Leben erstickten249.
D er M N R, der sich als die Reaktion auf eine so verstandene Situation 
betrachtete, setzte sich daher die Aufgabe, diese Wirtschafts- und So­
zialstruk tur umzukehren, indem er den Einfluß des Imperialismus und 
des G roßbürgertum s durch N ationalisierung ihrer Machtquellen — in 
diesem Falle vorwiegend des Bergbaues — beseitigen, den G roßgrund­
besitz aufteilen und so das wirtschaftliche Potential in breiter Streu­
ung ausweiten wollte. D araus erk lärt sich, daß zur Bewältigung die­
ser Aufgabe nicht nur ein Teil, sondern sämtliche vorwärtsstrebenden 
K räfte des Volkes — angefangen bei den proletarischen Arbeiterm as­
sen über den M ittelstand bis hin zum K leinbürgertum  — aufgerufen 
wurden. Den Erfolg des M N R  und dam it der Revolution w ill Paz 
Estenssoro eben darauf zurückführen, daß „der M N R  eine Partei des 
P roletariats, des Bauerntums, des M ittelstandes und der Kleinbürger 
i s t . . . “ „Diese Tatsache“, fäh rt er fort, „ist von Bedeutung, weil die 
Arbeiter, in dem sozialen K am pf innerhalb eines H albkoloniallandes 
wie Bolivien, nicht allein waren. Es ge lang . . .  alle unterdrückten 
Schichten durch das Bewußtsein der nationalen Befreiung zusammen­
zuschweißen . . .  So konnte der Weg zur N ationalen  Revolution oder 
Befreiung beschritten werden250.“ A uf diesem ziemlich k lar umrissenen
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ideologischen U nterbau sollte nun das Gebäude der neuen politischen 
und Sozialordnung Boliviens errichtet werden.
b) Die Praxis der Revolution 
Betrachtet m an die erste Am tsperiode der Revolutionsregierung (1952 
bis 1956), so fä llt auf, daß sie hauptsächlich von fünf grundlegenden 
V erordnungen geprägt war, welche dazu bestimmt waren, die unm it­
telbaren Zielsetzungen der Revolution zu verwirklichen. Es w aren die 
V erordnung über das allgemeine W ahlrecht vom 21. Ju li 1952, die 
V erordnung über die N ationalisierung der Bergwerke vom 31. O k to ­
ber 1952, die Verfügung vom 15. Dezember 1952 über die A rbeiter­
kontrolle in der Bergbauindustrie, die V erordnung vom 24. Ju li 1953 
über die Reorganisierung der Armee und die Verordnung vom 2. 
August 1953 über die Agrarreform .
aa) Das allgemeine Wahlrecht 
H atten  die bisherigen Verfassungen Boliviens das sogenannte „quali­
fizierte W ahlrecht“ vorgesehen, auf G rund dessen nur diejenigen w ahl­
berechtigt waren, die lesen und schreiben konnten und über ein be­
stimmtes Mindesteinkommen verfügten, so w urde durch die Revolu­
tion das W ahlrecht jedem bolivianischen Bürger ab 18 Jahren, wenn 
er verheiratet, ab 21 Jahren, wenn er ledig w ar, ohne Berücksichti­
gung des Geschlechts, der Rasse, der Religion oder der Parteizugehö­
rigkeit zugesprochen. Einschränkungen w aren für V erräter, W ahlrecht- 
und Eidbrecher, bestimmte verurteilte Krim inelle usw. vorgesehen. 
Dieses Gesetz kam  erstmalig bei den K ongreß- und Präsidentschafts­
wahlen vom 17. Ju li 1956 zur Anwendung. Eine Gegenüberstellung 
der Wahlergebnisse dieser Epoche m it denen vom 5. Januar 1947 läß t 
den krassen Unterschied der W ahlbeteiligung in  beiden Fällen deut­
lich erkennen. (Siehe Tabelle 19.)
In seiner Botschaft an den K ongreß vom Juli 1956 hob Präsident Paz 
Estenssoro die Bedeutung dieses Gesetzes wie folgt hervor: „ . . .  m it 
dieser M aßnahme, einer der wichtigsten un ter den zahlreichen, die 
w ährend der letzten vier Jahre unsere nationale Physiognomie ver­
ändert haben, w urde das alte System beseitigt, nach dem ein qualifi­
ziertes W ahlrecht die Eigenschaft des Staatsbürgers auf nicht mehr als 
100 000 Personen in einem Lande m it 3,5 Mill. Einwohnern be­
schränkte . .  ,251.“
Die weitreichende Bedeutung dieser M aßnahm e w ird noch deutlicher, 
bedenkt man, daß die großen indianischen Massen auf einmal w ahl­
berechtigt wurden. D aß dadurch eine selbständige Führung indiani­
scher Abstammung entstehen könnte, ist in der unm ittelbaren Zukunft 
nicht wahrscheinlich, da dieserTeil der bolivianischen Bevölkerung an-
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Tabelle 19 W ahlergebnisse vom 5. Januar 1947 und 17. Juli 1956*




PU R Sa 43 581 M N R 786 729
U N b 43 302 FSBC 130 494
M N R 1 5 194 PCBd 12 273




Nichtabgegeb. Stimmen 143 698
* Quelle: Barcelli: a. a. O . S. 7—8. 
a „P artid o  U nión R epublicana Socialista“ .
b D er volle W ortlau t ist im  T ex t nicht angegeben, -wahrscheinlich eine K oali­
tionsgruppe.
c „Falange Socialista B oliv iana“, 
d „P artid o  Com unista de B olivia“ . 
e „P artido  O brero  R evolucionario“ .
M N R  1: K erngruppe des „M ovim iento N acional R evolucionario“ .
M N R  2: Sp littergruppe desselben u n ter V illaroels Vorzeichen, daher be- 
zeichnete sie sich als „M N R -V illaroelista“ .
nähernd zu 85%  aus A nalphabeten besteht. W ohl aber als geschlos­
sene W ahlgruppe ist die indianische Bevölkerung nunm ehr in die 
Lage versetzt w orden — gegenwärtig zum indest theoretisch —, den 
politischen W illensbildungsprozeß entscheidend zu beeinflussen. 
Indessen sollte m an angesichts der Tatsache, daß sich der M N R  ideo­
logisch und faktisch m it den Interessen der indianischen Bevölkerung 
identifiziert, den erw ähnten qualitativen W andel der politischen Aus­
einandersetzung nicht überschätzen. M an kann ihn sogar als eine sub­
stantielle Ausweitung der eigenen Hausm acht des M N R  ansehen.
Eine weitere, jedoch nach dem tatsächlichen K räfteverhältnis unw ahr­
scheinliche Auswirkung dieses Gesetzes ließe sich darin  erblicken, daß 
die O pposition un ter A usnutzung verschiedener Fehlschläge der Re­
gierungspolitik die politische U nerfahrenheit der indianischen Be­
völkerung dazu benutzen könnte, eine Umstimmung in deren Reihen 
hervorzurufen. Das neue W ahlgesetz w ird  daher erst dann seine volle 
W irkung haben, wenn die breiten Massen das ihnen zugesprochene
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Recht bew ußt zu gebrauchen in der Lage sind, m it anderen W orten, 
wenn die Regierung die Voraussetzung dafür schafft: nämlich die all­
gemeine Schul- und Erwachsenenbildung. D am it ist ein anderer wich­
tiger Aspekt des Problems angedeutet.
D er M N R -Führung ist offenbar dieser Fragenkom plex nicht entgan­
gen: am 30. Jun i 1953 w urde ein Studienausschuß gebildet, dessen 
Aufgabe es w ar, die Bedingungen fü r eine „integrale Reform  der öf­
fentlichen Erziehung“ zu untersuchen. Eine besondere Rolle fiel dabei 
dem Kultusm inisterium  und dem M inisterium fü r Bauernangelegen­
heiten zu. Später w urde sogar durch E rlaß  vom 20. Januar 1956 ein 
„Erziehungsgesetzbuch“ geschaffen, um der Erziehungsfrage besonde­
res Gewicht zu verleihen252.
bb) Die Nationalisierung der Bergwerke 
M it der Verordnung vom 31. O ktober 1952 setzte die Revolutions­
regierung einen ihrer K erngrundsätze in die T at um, der seit G rün­
dung des M N R  zu seinem ideologischen Bestand zählte. Von der P ar­
te ip lattform  aus gesehen, gehört dieser K ernsatz zur allgemeinen In ­
terpretation  der bolivianischen sozialen W irklichkeit durch die M N R - 
Führung. Aber als praktischer Regierungsmaßnahme w urde der N a ­
tionalisierung eine spezifische machtpolitische Bedeutung beigemes­
sen: sie sollte die jahrzehntelange wirtschaftliche und politische H err­
schaft der drei Monopolgesellschaften — „P atiñ o “, „Hochschild“ und 
„A ram ayo“ — für immer beseitigen. D azu meinte Paz Estenssoro: 
„ . . .D ie  Bergbaugesellschaften hatten  das ganze Leben des Staates in 
ihren H änden. U nter hundert Beispielen gibt es z w e i. . .  objektive: 
das eine ist, daß ein im Dienste Patiños, Hochschilds und Aramayos 
stehender Ausländer, Rafael O rdorica, als B eauftragter des Bergbau­
industrieverbandes für ,public relations' Kabinettskrisen herbeiführte 
und Ministerien fabrizierte; das andere ist, daß er den Ausgang der 
W ahlen ignorierte, wenn ihre Ergebnisse Carlos V ictor A ram ayo nicht 
paßten. Das Leben einer ganzen N ation  kann nicht von der Laune 
dreier Personen — so mächtig sie auch sein mögen — abhängen253.“
Diese Aussage einer der bedeutendsten Persönlichkeiten der Bewegung 
mag darauf hinweisen, daß aus der wirtschaftlichen Macht der er­
w ähnten Gesellschaften politische Macht abgeleitet w urde. Allein die 
Tatsache, daß der überwiegende Teil des Exports Boliviens aus M ine­
ralien besteht, legt die Annahm e nahe, daß hierdurch eine potentielle 
Beeinflussung der Gesamtwirtschaft und dam it des politischen Lebens 
gegeben ist. D ie nachstehende Tabelle zeigt diese Schlüsselstellung der 
M ineralien im E xport Boliviens fü r eine Zeitspanne von m ehr als 
dreißig Jahren:
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Tabelle 20 Zusammensetzung des Exports Boliviens (in %)*
1925 1930 1941 1946 1950 1953
bis bis bis bis bis bis
1929 1940 1945 1949 1952 1955 1956
Sämtliche M ineralien 93,3 94,8 95,3 95,6 96,8 96,6 93,2
Zinn 74,2 74,8 72,9 71,5 63,5 61,5 55,6
W olfram 0,3 3,0 8,9 2,6 6,8 14,1 13,5
Blei 4,8 2,6 2,2 5,9 8,5 6,1 7,1
Zink 1,3 2,5 2,5 2,7 7,7 5,2 4,7
Silber 6,0 7,4 3,7 5,2 4,5 4,7 6,4
Andere M ineralien 6,7 4,5 5,1 7,7 5,8 5,0 5,9
Erdöl — — 0,1 0,2 0,2 1,0 2,7
A grarprodukte und
Sonstiges 6,7 5,2 4,6 4,2 3,0 2,4 4,1
* Q uelle: Economic Commission fo r L atin  America. 
R eport on Bolivian Econom y. 1957. Vol. I, S. 74.
Ferner betrug, einer amtlichen Vorlage des Jahres 1955 zufolge, der 
Anteil des M ineralienexports am Gesam texport bei einem Jahres­
durchschnitts-Exportvolumen in H öhe von 115 Mill. D ollar für die 
Periode von 1948 bis 1951 =  96,98%  oder 111,5 Mill. D ollar. 1953 
betrug der G esam texport etwas m ehr als 113 Mill. D ollar, davon 
entfielen 109,8 Mill. auf M ineralien, d. h. 97 ,14% . Für das Jah r 1955 
w urde der Anteil der M ineralien am E xport auf 90 %  geschätzt.254.
So betrachtet, erscheint die N ationalisierung der Bergwerke als eine 
M aßnahme, die zw ar der ideologischen Färbung nicht entbehrt, je­
doch vor allem aus der W irtschaftsstruktur Boliviens zu verstehen ist. 
Sie kann daher nicht p rim är als eine grundsätzliche Tendenz zur So­
zialisierung gedeutet werden. In  seiner am 31. O ktober 1952 anläß­
lich des N ationalisierungsaktes gehaltenen Rede sagte Paz Estenssoro: 
„. . . die N ationalisierung der Bergwerke ,P a tiño‘, ,Hochschild' und 
,A ram ayo‘ bedeutet nicht, daß die Regierung der N ationalen Revolu­
tion ein Feind der P rivatin itiative wäre. Im  Gegenteil: weil w ir der 
P rivatin itia tive neue Perspektiven eröffnen wollen, haben w ir die drei 
großen Bergwerksgesellschaften nationalisiert. Die überwältigende 
Macht von Patiño, Hochschild und A ram ayo erstickte jedoch andere 
wirtschaftliche A ktiv ität, die nicht ihren Interessen unterw orfen w ar; 
nun, da diese Macht liquidiert w orden i s t . . .  eröffnet sich ein unbe­
grenztes Feld, dam it die P rivatin itiative die verschiedenen Reich­
tumsquellen . . .  verw erten kann255.“
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Für die V erw altung der nationalisierten Gesellschaften w urde eine 
staatliche Körperschaft gebildet, die sogenannte CO M IBOL = „C or­
poración M inera de Bolivia“ . Seit den ersten Tagen ihres Bestehens 
m ußte diese Institution unzählige Schwierigkeiten, vor allem völlig 
neuartige Probleme bewältigen, ohne auf frühere Erfahrungen zu­
rückgreifen zu können. Eine der Schwierigkeiten bestand in dem 
durch die N ationalisierung verursachten K apitalm angel. Um dieser 
S ituation zu begegnen, nahm die Regierung eine Banknotenausgabe 
vor, die den ohnehin herrschenden Inflationsprozeß noch beschleunigte. 
Die COM IBOL war, um ihren D evisenbedarf zu decken, auf den Ex­
po rt angewiesen. D a aber der E xport von M ineralien praktisch die 
einzige Devisenquelle darstellte, m it der die Regierung den Im port 
finanzierte, konnte die CO M IBO L nur einen geringen Teil der ange­
schafften Devisen für N euausstattungen und andere Ausgaben ver­
wenden.
W ährend Bolivien 1948 noch das zweitwichtigste unter den Zinn pro­
duzierenden Ländern w ar, nahm  es nach der Förderung von 1958 
(18 000 t) den dritten  P latz  hin ter Indonesien (ca. 80 000 t) und M a­
laya (50 000 t) ein. Seit 1952 erreichte Boliviens Z innproduktion nur 
noch folgende Mengen (in 1000 t): 1952: 32,5; 1953: 35,4; 1955: 
28,4; 1956: 27,2; 1957: 28,2. Diese Lage ist um so bedenklicher, als 
die COM IBOL m it durchschnittlich über 80%  am G esam texport Bo­
liviens beteiligt ist256.
Ein weiteres Problem, nicht nur für die COM IBOL, sondern für die 
gesamte W irtschaft Boliviens, w aren die Absatzschwierigkeiten der 
Bergbauprodukte. A uf dem W eltm arkt fielen die Zinnpreise fast un­
m ittelbar nach der N ationalisierung — allerdings aus Gründen, die m it 
der bolivianischen Problem atik nichts oder mindestens wenig zu tun 
hatten.
Im  wesentlichen w ird die S ituation in Zukunft davon abhängen, in­
wieweit die bolivianische Industrie fähig sein w ird, m ehr als bisher 
zu produzieren und zu exportieren. Dies hängt sowohl m it inneren 
Faktoren — Verbesserung bzw. Erw eiterung des bisherigen P roduk­
tionsapparates, Reduzierung der Produktionskosten, M ilderung der 
Spannungen auf dem Arbeitssektor usw. — als auch m it äußeren F ak­
toren — vor allem Erzielung besserer W eltm arktpreise — zusammen. 
Solange die Regierungsbestrebungen nach vielfältiger Gestaltung der 
W irtschaftstruktur die gewünschten Auswirkungen jedoch nicht zeiti­
gen, w ird die Bergbauindustrie nach wie vor ihre Zentralstellung in 
der W irtschaft Boliviens beibehalten und dam it ein Kernstück der Be­
währungsprobe der Revolution bleiben.
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cc) M itbestim m ung der Arbeiter 
Schon der A rtikel 17 der V erordnung über die N ationalisierung der 
Bergwerke verfügte ausdrücklich ein Mitspracherecht der A rbeiter in 
der V erw altung der COM IBOL. Zwei der sieben D irektoren dieser 
Institu tion  w erden gemäß der erw ähnten Bestimmung von den Ge­
werkschaften gestellt. Ihre eigentliche Aufgabe besteht in der Ü ber­
wachung der Ausgaben der COM IBOL fü r Ausstattungen, Löhne usw. 
In  der Praxis jedoch haben sie ihren Tätigkeitsbereich erw eitert. So 
befaßten sie sich m it Problemen, die dadurch entstanden, daß sich 
die A rbeiter im Vollbewußtsein ihres veränderten Status verleiten 
ließen, ihre Rechte zu mißbrauchen. N icht selten erzwangen sie die 
Entlassung von Ingenieuren und M anagern wegen angeblicher Am ts­
überschreitungen. Es konnte unter solchen U m ständen nicht ausblei- 
ben, daß die Arbeitsdisziplin und -P roduktiv ität erheblich nachließ, 
was sich allerdings auch dadurch erklärte, daß alle zwischen 1946 und 
1952 entlassenen A rbeiter w ieder beschäftigt wurden.
A ußer in der CO M IBO L besteht auf G rund der Verfügung vom 15. 
Dezem ber 1952 eine A rbeiterkontrolle auch in der Z entralbank und 
im Wirtschaftsministerium. H ier haben die V ertreter der Gewerk­
schaften bei der Schlichtung von Streitfällen zwischen Arbeitgebern 
und  Arbeitnehm ern m itgew irkt und bei der Verteilung von N ah ­
rungsm itteln und anderen Konsum gütern bis 1956 eine Schlüsselstel­
lung innegehabt. Ferner sind die A rbeiter an der eigentlichen Regie­
rungstätigkeit beteiligt. Seit dem 9. A pril 1952 bleiben den Gewerk­
schaften vier M inisterien Vorbehalten: das Bergbau- und Petroleum ­
ministerium, das M inisterium für Bauernangelegenheiten und das Mi­
nisterium für A rbeit und  T ransport.
M an kann schließlich darauf hinweisen, daß die Revolutionsregierung 
für ihre innere Sicherheit in starkem  M aße auf die A rbeiter- und 
Bauernmilizen angewiesen ist, die vor allem in den ersten Zeiten nach 
der Revolution polizeiliche Aufgaben übernehmen und die Gegen­
schläge der R eaktion abwehren mußten.
D as P rinzip der „A rbeiterkontrolle“ gehört zu den wesentlichsten E r­
rungenschaften der Revolution. Es hat sich nicht in vollem Umfange 
bew ährt und entscheidende Schwächen gezeigt, die die Einrichtung 
als solche gefährden können. Oft ist z. B. die Bestimmung nicht einge­
halten worden, nach der der „K ontrolleur“ auf seine ursprüngliche 
Funktion zurückkehren m üßte, wenn die vorgesehene D auer seiner 
K ontrolltätigkeit erreicht ist. Ebenfalls haben die „K ontrolleure“ es 
vielfach versäumt, die monatliche Rechenschaft über ihre Tätigkeit ab­
zulegen, so daß die K ontrolle der K ontrolleure durch untere Instan­
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zen auf dem Papier blieb. Die Folge davon ist eine Bürokratisierung 
der K ontrollfunktion, welche dem Geist der Institution widerspricht. 
Es w ird nicht zuletzt von dem Verantwortungsbewußtsein sowohl der 
Führungskräfte als auch der einzelnen M itglieder der Gewerkschaften 
abhängen, ob diese bedeutende Sozialeinrichtung künftig den ihr bei­
gemessenen Sinn erfüllt.
dd) Die Reorganisierung der Armee 
Bolivien ist bekanntlich m it P araguay eines der Länder Süd- bzw. La­
teinam erikas, wo der M ilitarismus die stärksten W urzeln schlagen 
konnte. N ach der Abschüttelung der spanischen Kolonialherrschaft 
blieben im Lande als M achtorganisationen die Kirche und die Befrei­
ungsarmee bestehen. Die G roßgrundbesitzer und die K aufleute er­
kannten  frühzeitig die Gefahr, die fü r ihre Privilegien und überhaupt 
fü r ihre soziale Stellung dadurch entstehen konnte, daß die Befrei­
ungsbewegung über die Beseitigung der fremden Herrschaft hinaus­
gehen w ürde, und suchten daher —und nicht ohne Erfolg —die A llianz 
m it diesen Kräften, besonders m it der Armee. D as faktische Bündnis, 
das in der Folgezeit entstand, sicherte ihnen w eiterhin die wirtschaft­
liche, politische und soziale Vorherrschaft in der neuen Republik.
Durch die drastische Einschränkung der Macht der Kirche in der zwei­
ten H älfte des 19. Jahrhunderts gewann die Armee entsprechend an 
Bedeutung und w urde m ehr und mehr zum  begehrten M achtm ittel der 
traditionell herrschenden Schichten, die es verstanden, die verschiede­
nen Faktionen unter den M ilitärs gegeneinander auszuspielen. Die 
T rad ition  des Caudillismo hatte hier ihre W urzeln: das M ilitär m aßte 
sich eine Schiedsrichterrolle an und griff immer m ehr in das politische 
Leben ein.
Z u  Beginn des 20. Jahrhunderts gelang es der liberalen Bewegung, 
der militärischen „Expansion“ E inhalt zu gebieten. Die traditionelle 
Armee des 19. Jahrhunderts w urde aufgelöst und eine neue aufgebaut. 
D er Zivilcharakter der Regierung blieb bis zum Ausbruch des Chaco- 
Krieges bew ahrt. D er erste Bruch tra t ein, als im Jahre  1934 inm itten 
der Kriegsereignisse der damalige P räsident Salamanca von der A r­
mee abgesetzt und durch den V izepräsidenten Sorzano ersetzt wurde. 
Von da an w urde die Armee wieder bestimmender Faktor des po liti­
schen Lebens. U nter den neun Staatspräsidenten, die Bolivien zwischen 
dem 17. M ai 1936 und dem 9. A pril 1952 regierten, w aren sechs M it­
glieder der Armee.
W enn auch der Chaco-Krieg den M ilitarismus wieder aufleben ließ, 
so doch nicht — zum indest ursprünglich — im Sinne der alten T rad i­
tion. Es w ar vielmehr ein Erneuerungsbedürfnis, das die Armee dies­
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mal zur In tervention veranlaßte. Diese Ström ung verkörperte einiger­
m aßen die Toro- und noch eindeutiger die Busch-Regierung. Nach 
Buschs Tod kam  die alte G arde m it Q uintanilla und P eñaranda wie­
der an die Macht. Von Dezember 1943 bis Ju li 1946 w urde m it Villa- 
roel nochmals versucht, an die T rad ition  der Erneuerer anzuknüpfen. 
Nach 1946 w urde das Pendelspiel zw ar nicht unm ittelbar fortgesetzt, 
denn die Armee stand selbst nicht an der Staatsspitze, aber sie stellte 
sich in den Dienst der herrschenden Reaktion zwischen 1946 und 1952. 
Durch die Revolution vom A pril kam  es zu dem entscheidenden 
W endepunkt, der zur Auflösung der besiegten Armee und zur Um ­
strukturierung ihrer bisherigen Zusammensetzung führte. Von diesem 
doppelten Vorgang erw artete man nunm ehr die Ausschaltung der 
Armee als Faktor des politischen Willensbildungsprozesses. Die A uf­
lösung betrachtete die Revolutionspartei als unerläßlich für die K on­
solidierung der eingeleiteten Um wälzung, obwohl verschiedene Stel­
len dieser Armee für die Sache der Revolution gewonnen werden 
konnten. M an fürchtete dabei die W iederholung des Falls von 1943, 
als der M N R  zum ersten Male m it der Armee regieren konnte, die 
Koalitionsregierung jedoch infolge innerer M achtkämpfe schließlich 
auseinanderbrach.
D ie Tatsache, daß der M N R  sich auf eigene Streitkräfte — die Arbei­
ter- und Bauernmilizen — stützen konnte, erleichterte ihm die A uf­
lösung der Armee. Aber die Milizen selbst w urden in der ersten Zeit 
nach der Revolution zum Gegenstand lebhafter K ontroversen. W äh­
rend die Kommunistische Partei und die Trotzkisten die M ilizeinrich­
tung als ein Vorstadium  der zu etablierenden „Arbeiter- und Bauern­
regierung“ ansahen, glaubten die Falangisten in ihnen schon den Be­
weis fü r den kommunistischen C harakter des M N R  gefunden zu 
haben. Auch seitens der Mittelschichten w aren Bedenken wegen des 
Fortbestandes der Milizen zu verzeichnen. U nd nicht zuletzt machte 
m an in Regierungskreisen geltend, es könnte zu einer gefährlichen 
Politisierung der Milizen kommen. A nderthalb Jahre nach der Revo­
lution kreiste die K ontroverse um das heikle Thema der Aufstellung 
einer neuen nationalen Armee.
Innerhalb des M N R  bildete sich eine starke O pposition gegen das 
Vorhaben, w ährend zahlreiche Gewerkschafts- und Bauernführer 
fürchteten, ihren Einfluß auf die Regierung zu verlieren. Andere 
Kreise dagegen befürw orteten das P rojekt m it dem Argum ent, der 
neuen Armee könnte m an soziale und wirtschaftliche Aufgaben anver­
trauen, so daß sie eine zeitgemäße Einstellung zum sozialen und poli­
tischen Leben gewinnen würde.
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Präsident Paz Estenssoro machte sich diese Auffassung zu eigen und 
erließ am 24. Ju li 1953 die Verordnung über die Reorganisierung der 
Armee. Nach seiner Meinung soll diese Armee die alte, zur V ertei­
digung der oligarchischen Interessen organisierte und erzogene 
Armee ersetzen und im Dienste der Interessen und Bedürfnisse der 
Arbeiter, Bauern und der Mittelschichten stehen. Ferner soll sie zur 
U nterstützung von Entwicklungsvorhaben der Regierung bestimmt 
sein257.
Ende 1953 w urde die M ilitär-A kadem ie in La Paz wieder eröffnet. 
D er Rekrutierung der K adetten lag ein A usw ahlprinzip zugrunde, 
das der sozialen Abstammung der Bewerber und ihrer politischen 
L oyalität Rechnung trug. D ie Rekrutierung sollte nach folgenden 
G rundsätzen vorgenommen w erden: 20 %  Bauernsöhne, 30 %  Söhne 
der städtischen und Bergbauarbeiter, 50 %  Söhne der M itglieder des 
M N R  aus den Mittelschichten, die der Partei mindestens sechs Jahre 
angehörten258.
Alle in der Folge ergriffenen M aßnahm en liefen darauf hinaus, der 
Wiederbelebung des M ilitarismus traditionellen Stils vorzubeugen; so 
w urde z. B. ein niedriges M ilitärbudget angestrebt und eine strenge 
Zivilkontrolle, die Entfernung wichtiger Teile der Armee aus der 
H aup ts tad t, ihre Beschäftigung im Straßenbau, in der L andw irt­
schaft usw. verfügt. Schließlich scheint die Regierung auch bei der 
Reorganisierung der neuen Armee bestrebt gewesen zu sein, ein Gleich­
gewicht zwischen dieser, der Polizei — den Carabineros — und den 
M ilizen zustande zu bringen, um jederzeit in der Lage zu sein, un­
erw artet eingetretenen Übergriffen von dieser oder jener Seite m it 
dem Gewicht der anderen zu begegnen. Es läß t sich nicht m it Sicher­
heit feststellen, ob diese ausgeklügelten M aßnahm en den m ilitäri­
schen Interventionism us für immer ausgeschaltet haben. Es ist jedoch 
wahrscheinlich, daß die bew ußte Verflechtung der sozialen und w irt­
schaftlichen Interessen der M itglieder dieser Armee bew irkt, daß diese 
sich m it den Zielen der Revolution identifizieren und sie lieber ver­
wirklichen helfen als in das politische Abenteurertum  früherer Zeiten 
zurückzufallen.
ee) Die Agrarreform  
M it der am 2. August 1953 erlassenen V erordnung über die A grarreform  
vollzog die Revolutionsregierung nach der Nationalisierung des Berg­
baues einen weiteren, entscheidenden Schritt in ihren Bestrebungen, 
die bisherige W irtschaftsstruktur Boliviens von G rund auf um zuw an­
deln. Schon die Tasache, daß die Landwirtschaft m it einem Beschäf­
tigungsanteil von mehr als 6 0 %  der aktiven Bevölkerung nur 2 8 %
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des Volkseinkommens ausmachte und dadurch zur Zeit der V erord­
nung sogar ein H aupthindernis der W irtschaftsentwicklung Boliviens 
darstellte, ließ diese M aßnahm e als unvermeidlich erscheinen259.
Die prim äre Ursache des Zurückbleibens der Landwirtschaft w ird in 
der bis August 1953 herrschenden A grarstruk tur m it ihrem halb­
feudalen und unproduktiven G roßgrundbesitz gesehen200. H inzu 
kommen alle m it diesem Landbesitzsystem zusammenhängenden P ro ­
bleme, die bereits für ganz Lateinam erika untersucht w orden sind 
(s. S. 34 ff.), nämlich: antiquierte M ethoden der Bodenbearbeitung 
und dam it geringe P roduk tiv itä t des bearbeiteten Bodens, K lein­
pächterproblem  usw. Für Bolivien ist zusammenfassend folgendes fest­
gestellt w orden: „Es s e i . . .  erw ähnt, daß früher die Latifundisten, 
in  deren H änden  sich vor der Reform  das Land befand, ihre volks­
wirtschaftliche Aufgabe der ausreichenden Produktion landwirtschaft­
licher Erzeugnisse in keiner Weise erfüllten. Die auf ihrem Latifun­
dium  w ohnenden Indios m ußten ohne Lohn fü r die Besitzer A rbeit 
leisten und w aren auch nicht einmal Eigentümer der kleinen Äcker, 
die sie zum  Lebensunterhalt fü r sich und ihre Familien bestellten201.“ 
Dieser S ituation ein Ende zu machen, ist erste Absicht der V erord­
nung vom August 1953, in deren Präam bel die Ziele der A grarreform  
angegeben werden. F aß t m an diese zusammen, so geht es im wesent­
lichen darum : 1. den Bauern — sprich Indianern — gegenüber einen 
historischen Gerechtigkeitsakt zu vollziehen, indem m an ihnen das 
Land, das ihnen der spanische Conquistador und dessen Nachkom ­
men genommen haben, zurückgibt; 2. dem „Pongueaje“-System und 
dam it dem menschenunwürdigen Status des Landarbeiters ein Ende 
zu bereiten, indem er nunm ehr Besitzer des von ihm bearbeiteten 
Landes w ird  und ihm in bezug auf die Sozialgesetzgebung dieselben 
Rechte wie dem Industriearbeiter gew ährt w erden; 3. die rationelle 
und intensive Bodenausnutzung zu fördern, um die landwirtschaft­
liche Selbstversorgung sicherzustellen; 4. das kooperative System zu 
fördern  und die staatliche H ilfe  zugunsten der indianischen Gemein­
den und der kleinen und m ittleren Landbesitzer in Form von K re­
diten, Düngem itteln, Maschinen und erzieherischer Beihilfe zu inten­
sivieren; 5. schließlich die interne M igration der in den Anden-Gebie- 
ten konzentrierten Landbevölkerung nach dem Osten zu fördern, um 
dadurch eine rationellere Bevölkerungsverteilung zu erzielen, die 
nationale Einheit zu festigen und Bolivien von seinem M onoproduk­
tionscharakter zu befreien262.
Als erstes w urde das Latifundium  abgeschafft (Art. 30). Zugrunde 
gelegt w urden dabei die statistischen Erm ittlungen des Agrarzensus
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von 1950, der jedoch — wie in ESLA 1959 hervorgehoben w urde — 
viele wichtige Lücken aufweist und nur als eine grobe Schätzung der 
gegenwärtigen Situation angesehen werden kann263. K leinerer und 
m ittlerer Besitz w urde — wenn auch stellenweise enteignet — im P rin ­
zip gefördert und seine U nantastbarkeit feierlich proklam iert (Art. 32 
und 33). Die hierbei angelegten M aßstäbe variieren m it den geo­
graphischen Gegegebenheiten und der W irtschaftlichkeit der in Be­
tracht gezogenen Gegend.
Vom Mai 1955, dem Beginn der Landredistribution, bis Jun i 1959 
w urden 34 357 Landbesitztitel — über 657 149 ha — an insgesamt 
24 371 Bauern ausgegeben. Nach Juni 1959 w urde der Landauftei­
lungsprozeß beträchtlich beschleunigt, so daß innerhalb von sechs 
M onaten 12 500 T itel über 407 600 ha an 8 237 Bauern hinzukam en. 
Bis zum 31. Dezember 1959 bekamen 32 608 „Fam ilienoberhäupter“ 
46 857 Besitztitel — darunter 29 636 im Individual- und 17 221 im 
K ollektivbesitz —, was 1 064 749 ha Getreide- und W eideland ent­
sprach264.
Die unm ittelbare D urchführung der Landaufteilung verlief jedoch 
nicht ohne einige Übergriffe und W illkürakte. So w urden V erletzun­
gen der Gesetzesbestimmungen festgestellt in dem Sinne z. B., daß 
landlose Bauern sich kleinerer und m ittlerer Besitze bemächtigten, die 
nach dem Gesetz nicht enteignet werden durften, oder umgekehrt, daß 
m it m odernen M ethoden bearbeiteter Großgrundbesitz, der deswegen 
besonderen Bestimmungen unterlag, doch aufgeteilt wurde. H ervo r­
gehoben sei auch die Tatsache, daß gewisse ausführende Organe der 
A grarreform  kein revolutionäres Bewußtsein besaßen und sich ein­
bildeten, die A grarreform  erschöpfe sich in der Landaufteilung, ohne 
die Erfordernisse der Agrarwirtschaft in Betracht zu ziehen.
Ferner m ußte der zur praktischen D urchführung der A grarreform  ins Le­
ben gerufene „Servicio N acional deR eform a A graria“ eine gewisseLang- 
samkeit in dem Aufteilungsprozeß feststellen. Dies w ar zunächst auf den 
Mangel an qualifiziertem Personal, das in solchem Falle unerläßlich 
ist (siehe den Abschnitt über technisch-politische Probleme der A grar­
reform ) zurückzuführen. Es erklärte sich aber vor allem durch die 
angew andte Verfahrensweise, die dem expropriierten G roßgrundbe­
sitzer vier Instanzen zur W ahrnehm ung seiner Interessen offenließ. 
In  einer ersten Phase konnte er die durchgeführte topographische 
Aufnahm e seines Besitzes bemängeln, in der zweiten gegen die E nt­
scheidung des örtlichen Agrarausschusses protestieren, der festlegte, 
wieviel Land und in welcher Weise es aufzuteilen war. D ie d ritte 
Phase ermöglichte eine Berufung vor dem R at des „Servicio N acio-
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n a l“, und zum Schluß durfte er an den Präsidenten der Republik 
selbst appellieren. M it diesem langwierigen V erfahren sollen z. B. 
Ende Juni 1956 nur 106 G roßgrundbesitze durch E rlaß  des Präsiden­
ten aufgeteilt w orden sein205.
Dem W ortlaut des Agrargesetzes nach sollte das Kooperationssystem 
als M ethode der Bodenausnutzung angestrebt werden. In  der Praxis 
zeigte die Regierung jedoch eine relativ  elastische H altung  gegenüber 
den neuen Landbesitzern. M an trug der T rad ition  der einzelnen 
Bauernfamilien Rechnung. Es gab Gegenden, in denen eine kollek­
tive Bearbeitung schon p rak tiz ie rt wurde, andere dagegen, die das 
Individualprinzip  vorzogen. Bis zum Z eitpunkt des UN-Berichtes 
(1959) w aren 286 K ooperativen aufgebaut worden, denen sich 
31 301 Bauern anschlossen266. H inzu  kam , daß die Regierung wegen 
der in der ersten Zeit nach der Revolution herrschenden Devisen­
knappheit ihr Vorhaben, den neuen Landbesitzern m it materieller 
und technischer H ilfe zu assistieren, nicht in vollem Umfange ver­
wirklichen konnte. So vermochte die A grarbank („Banco Agrícola de 
B olivia“) — eine unter den zahlreichen, in der Durchführung der 
A grarreform  eingeschalteten Institutionen — von 1955 bis Ju li 1959 
nur 7174 A grarkredite in H öhe von etwa 1,5 Mill. D ollar zu ge­
w ähren267.
Im  H inblick auf eine rationellere Verteilung der Landbevölkerung 
sind schließlich die Schwierigkeiten nicht unerheblich, die die A grar­
reform  zu bewältigen hat. D ie bolivianische Landbevölkerung ist 
hauptsächlich in den Hochebenen, im sogenannten A ltiplano, konzen­
trie rt, wo der Bestand an K ulturland, besonders in den Tälern, be­
schränkt, die Erosion im allgemeinen fortgeschritten und das Klim a 
besonders rauh ist. Im  Cochabamba-Tal z. B. beträgt die Bevölke­
rungsdichte 66 E inw ohner pro km2, dagegen in den tropischen oder 
halbtropischen Tälern im Osten weniger als einen E inwohner pro  km 2. 
Diese Gegend ist also fast unbew ohnt und darüber hinaus wegen der 
unzureichenden T ransportm ittel vom übrigen Lande ziemlich isoliert. 
Eine Bevölkerungsverschiebung w ürde dem etwas abhelfen, aber der 
bäuerliche Sierra-Bewohner hängt stark  an dem Stückchen Land, auf 
dem er geboren ist und lebt; daher ist es sehr schwierig, ihn zum U m ­
zug nach einer Gegend zu bewegen, in der das Klima, die Vegetation, 
ja  die Bräuche anders sind. (Es sei hier an die ähnliche Problem atik 
H aitis erinnert; siehe S. 41.)
Die ungünstige Bevölkerungsverteilung und die vielfach wegen der 
erw ähnten Hindernisse ausgebliebene Bevölkerungsverschiebung 
haben in mancher Gegend, besonders im Cochabamba-Tal und in der
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Umgebung des Titicaca-Sees, zu dem ernsthaften Problem  der M ini­
fundien  geführt. Nach Erhebungen des N ationalrates für die A grar­
reform  betrug der Durchschnittslandbesitz pro Familie in solchen Ge­
genden 24,75 ha268; dieser U m stand veranlaßte den UN-Bericht 
(ESLA) von 1959 zu der Schlußfolgerung: „If a solution is not found 
to  this problem in the near future, the first beneficial effects of the 
land reform  will be completely nullified by the spread of mini- 
fundia, under-em ploym ent and an increasing imbalance between 
developm ent in the agricultural sector and in the other sectors of 
the economy.“
Ü berhaupt fragt sich, wieweit sich die A grarreform , angesichts der 
aufgetretenen Schwierigkeiten und Hindernisse, bew ährt ha t bzw. 
bewähren w ird. Es ist unbestritten, daß in den ersten Jahren nach 
Inkrafttreten  des Agrargesetzes die landwirtschaftliche Produktion 
tro tz  aller bereits getroffenen M aßnahm en stark  zurückging. D azu 
trugen verschiedene, zum Teil schon erw ähnte Faktoren bei: das 
langwierige Landaufteilungsverfahren, die prekäre Finanzlage der 
Regierung und nicht zuletzt die mangelnde Zusam menarbeit zwischen 
den verschiedenen Behörden der A grarreform : u. a. dem „M inisterio 
de A gricultura“, dem „M inisterio de Asuntos Campesinos“, dem 
„Consejo N acional de C ooperativas“ usw.
Viele dieser negativen Erscheinungen sind aber aus der Um wälzung 
heraus, die die Reform  m it sich brachte, zu verstehen und dürften 
nach einer Erfahrungs- und Anpassungsperiode und vor allem nach 
systematischer Erziehungsarbeit an der indianischen Bevölkerung 
nicht mehr in demselben Umfange festzustellen sein. (Es sei in diesem 
Zusammenhang an die mexikanische A grarreform  erinnert, die, wenn 
auch aus ih r spezifischen Gründen, nicht als abgeschlossen angesehen 
werden kann; siehe hierzu S. 39 ff.) W ieweit die eingetretenen Ände­
rungen sich bereits bem erkbar machen, läß t sich in Ermangelung sta­
tistisch zuverlässiger D aten zahlenm äßig nicht genau angeben.
Nach ESLA von 1959 dürften die kultivierte Bodenfläche und das 
Produktionsvolum en insgesamt jeweils den Stand vor 1953 über­
schritten haben, und es gibt bereits Anzeichen dafür, daß die P roduk­
tiv itä t in manchen Sektoren sich so erhöht hat, daß die Preise be­
trächtlich fallen konnten, wom it die folgende Schlußfeststellung ge­
rechtfertigt scheint: „In  short it may be said that, despite all the 
problems which have harassed land reform  in the course of its im­
plem entation and despite the lack of economic and technical resour­
ces, land reform  has taken root and is beginning to make a definite 
contribution to the economic developm ent of Bolivia . . .269.“
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11 D er Staatsstreich
f f )  Sonstiges
A ußer den durch die fünf Verordnungen erfaßten Bereichen w ar die 
Revolutionsregierung in der betrachteten Periode auch bestrebt, ent­
scheidende Um wandlungen in den übrigen wirtschaftlichen und so­
zialpolitischen Gebieten durchzuführen bzw. einzuleiten. Was die 
W irtschaft betrifft, so w ar es immer ein G rundgedanke der Regie­
rungspartei gewesen, ihren M onokulturcharakter zu beseitigen. In 
diesem Sinne w urden Entwicklungsprogramme eingeleitet, die ver­
schiedene Aspekte dieses Problems berührten, so z. B. Straßenbau, E r­
höhung der Zahl der elektrischen K raftwerke, Aufschließung der rei­
chen Gebiete im Osten Boliviens, A ufbau von Zuckerraffinerien und 
Zem entindustrien usw. In  Zusam m enarbeit m it einer Kommission 
der Vereinten N ationen w urden auch in der Landwirtschaft Schritte 
unternom m en, um die Mechanisierung auf diesem Gebiet voranzutrei­
ben, die P roduk tiv itä t zu erhöhen und den Bauern moderne tech­
nische Kenntnisse zu verm itteln. M it H ilfe dieser ersten M aßnahm en 
w ar beabsichtigt, die semifeudale Wirtschafts- und Sozialstruktur 
Boliviens aufzuheben und die G rundlagen für ein vielseitigeres und 
dam it krisenfesteres System zu schaffen.
A uf dem Gebiet der Sozialpolitik ist vor allem die Reform  der Sozial­
versicherung zu erwähnen. W ährend vor 1952 den A rbeitern relativ 
hohe Kostenbeiträge aufgebürdet waren, w urde nun ein großer Teil 
davon von den Arbeitgebern und dem S taat übernommen. Entspre­
chend w urden die Versicherungsprämien erhöht. Ein weiterer wich­
tiger Beitrag zur M odernisierung des bolivianischen Sozialversiche­
rungssystems w ar die E inführung eines Gesetzbuches über das Sozial­
versicherungswesen. Es führte die sogenannte „integrale Sozialver­
sicherung“ — „Seguridad social in tegral“ — ein, die den Arbeiter 
und dessen Familie gegen jede A rt von Risiko lebenslänglich schützen 
soll.
Diese Neuerungen und ähnliche M aßnahm en bedeuteten für den S taat 
erhöhte Ausgaben, die ihrerseits — zum al in den ersten Jahren nach 
der Revolution — der ohnehin herrschenden Inflation Vorschub lei­
steten. Die inflationäre S ituation w ar allerdings schon auf den Chaco- 
Krieg zurückzuführen, so daß die Revolutionsregierung sie über­
nehmen und bekäm pfen mußte. Im  M ai 1953 w urden einige A npas­
sungsmaßnahmen ergriffen, die in verschiedenen Zweigen der W irt­
schaft der Inflation begegnen sollten, aber ihnen folgte bald ein Preis­
sturz von mehr als 3 0 %  im M ineralienexport. H ä tte  die Regierung 
un ter diesen Um ständen um jeden Preis eine Politik  des Budgetaus­
gleichs verfolgt, so w äre eine weitgehende Arbeitslosigkeit und dam it
162
eine Senkung der P roduktion eingetreten. D er Regierung blieb nichts 
anderes übrig, als eine fiskalische D efizitpolitik in K auf zu nehmen. 
D aher stieg der m onetäre G eldum lauf von 7,8 M rd. Bolivianos im 
M ai 1953 auf 18,6 M rd. im N ovem ber 1954270.
D ie Inflation stellte insofern eine besondere G efahr dar, als sie die 
zur Erweiterung der strukturellen G rundlagen der W irtschaft ergriffe­
nen M aßnahm en zunichte machen konnte. Als Gegenmaßnahmen w ur­
den eine quantitative und qualitative K reditrestriktion und auch in 
geringerem M aße eine Einschränkung der Staatsausgaben vorgenom­
men. Trotzdem  konnte der Inflationsprozeß bis 1958 nicht ganz rück­
gängig gemacht werden, weil er nur zum Teil eine Folge von internen 
Ursachen war. D er H au p tfak to r aber — der Preisfall der M ineralien 
— stand außerhalb der Regierungskontrolle.
M it diesem letzten Blick auf die Tätigkeit der Revolutionsregierung 
läß t sich zusammenfassend feststellen, daß es in der Phase des Ab- 
und Umbaues darauf ankam , die U m w älzung in allen Bereichen der 
wirtschaftlichen, politischen und sozialen O rdnung einzuleiten und 
durchzuführen. Es w urde ziemlich rasdi gehandelt, denn der Fahrplan 
w ar schon im Parteiprogram m  erkennbar. H inzu  kam , daß die Re­
gierungspartei über eine gewisse Erfahrung der Machtausübung ver­
fügte. Nach A blauf der Amtsperiode der ersten Revolutionsregierung 
im Jahre 1956 w ar sowohl am Um fang der ergriffenen M aßnahmen 
als auch an den von ihnen gezeitigten Resultaten nicht zu verkennen, 
daß diesmal der Bruch m it der T rad ition  vollzogen war.
c) Die Bedeutung der Revolution 
Im  Laufe der vorangegangenen Ausführungen w urde in bezug auf die 
bolivianische Bewegung des 9. A pril 1952 bew ußt von der Revolution 
schlechthin, nicht von der „R evolution“ gesprochen. D am it sollte zum 
Ausdruck gebracht werden, daß hier nicht die „typische lateinam eri­
kanische R evolution“, von der in der Einleitung die Rede war, ge­
meint ist, sondern eine —ideologisch und faktisch — tiefgehende U m ­
gestaltung der herrschenden wirtschaftlichen, politischen und sozialen 
Verhältnisse, wie sie bisher nur in Mexiko gelungen war. Durch die 
E rörterung der fünf grundlegenden V erordnungen w urde versucht, 
darzustellen, auf welche Fundam ente sie sich stützt und auf G rund 
welcher Voraussetzungen die Bezeichnung Revolution gerechtfertigt 
ist. Es soll nun im folgenden skizziert werden, welche Bedeutung dem 
in der betrachteten Periode erreichten S tadium  der Revolution sowohl 
in Bolivien als auch im H inblick auf die übrigen Staaten in Südame­
rika zukommt.
D er Revolution, die bereits auf ein mehr als zehnjähriges Bestehen zu-
163
l i »
riickblicken kann, ist es gelungen, in erster Linie eine U m kehrung des 
bisherigen politischen Kräfteverhältnisses herbeizuführen und so die 
G rundlage für ihren eigenen Fortbestand zu schaffen. Setzte sich bis 
je tzt die Führungsgruppe aus der Schicht derLatifundisten, dem G roß­
bürgertum  und dem m it dieser G ruppe solidarischen Teil der Armee 
zusammen, so besteht sie nunm ehr infolge der N ationalisierung der 
Bergwerke, der A grarreform , der Auflösung der alten Armee usw. 
aus dem M ittelstand, dem Kleinbürgertum, dem P ro le taria t und dem 
Bauerntum. Entsprechend gestaltete sich auch die G ruppierung der 
K räfte: w ährend die früheren M achthaber — sofern sie noch am Leben 
und politisch aktiv  sind — sich nunm ehr in der reaktionären Betäti­
gung zusammenfinden, behaupten die Revolutionskräfte die Staats­
macht. Das eigentliche Sammelbecken der O ppositionskräfte stellt die 
FSB ( =  „Falange Socialista Boliviana“) dar, da die sogenannten „hi­
storischen Parteien“ — P artido  Liberal, P artido  U nión Republicana 
Socialista usw. —abgenutzt sind und keine Anziehungskraft mehr aus­
zuüben vermögen. Die Tatsache, daß bei den W ahlen von 1956 
n u r die FSB als Oppositionspartei in der Lage w ar, Abgeordnete 
ins Parlam ent zu schicken, bestätigt das Versagen der „historischen 
P arteien“ .
Als Regierungspartei sieht sich der M N R  auch einer Linksopposition 
gegenüber, die aus dem PC  ( =  „Partido  Com unista“), dem P IR  
( =  „P artido  de la Izquierda R evolucionaria“) und dem PO R  
( =  „P artido  O brero Revolucionario“) besteht. Alle drei verfügen 
über eine beachtliche Hausm acht in der H auptdachorganisation der 
Gewerkschaften — der COB ( =  „C entral O brera Boliviana“). Aber 
im Gegensatz zu der anderen O ppositionsgruppe stellen sie nicht das 
P rinzip  der Revolution in  Frage, divergieren jedoch von der eigent­
lichen Revolutionspartei z. B. über A rt und Um fang der zu ergreifen­
den M aßnahmen. Diese Divergenzen lassen sich in der Hauptsache 
aus der verschiedenartigen Bewertung der Revolution ableiten. Für 
die Kommunisten sind die N ationalisierung der Bergwerke, die A grar­
reform  usw. grundsätzlich begrüßenswert, aber die Revolution, deren 
Eckpfeiler sie darstellen, w ird als eine bürgerlich-demokratische U m ­
w älzung charakterisiert und als Vorstufe zur „sozialistischen Revolu­
tio n “ angesehen. Nach der M N R-Ideologie bleibt die „Bewegung“ 
eine nationale Revolution, die nicht auf eine Klasse, sondern auf alle 
vorwärtsstrebenden Kräfte abgestellt ist.
In  seiner Rede vor dem P arteitag  am 13. Februar 1953 sagte dazu 
P az Estenssoro: „ . . .  die N ationale Revolution muß als einziges M it­
tel zur Bekämpfung des Kommunismus bis zu ihren Extremen ent­
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wickelt werden. U nd ich möchte klarstellen, daß die Regierung in allen 
ihren Kom ponenten sowie die Partei selbst zutiefst revolutionär, nicht 
aber kommunistisch ist. W er innerhalb oder außerhalb der Partei be­
hauptet, w ir seien Kommunisten, spielt das Spiel der ,Rosca' (sprich 
Oligarchie) und der Reaktion271.“
Angesichts der wesentlichen Verschiedenartigkeit beider O ppositions­
fronten ist auch die H altung  des M N R  entsprechend unterschiedlich 
gewesen: w ährend die Regierung gegen die FSB bew ußt und nicht sel­
ten h art vorging, da diese praktisch auf die Rückgängigmachung der 
Revolution hinauswollte, nahm  sie gegenüber der radikalen Linken — 
mit der sie immerhin Kompromisse schließen kann — eine elastischere 
H altung  ein.
Diese A bwehrsituation gewinnt besondere Bedeutung, wenn m an be­
rücksichtigt, daß auch innerhalb des M N R  eine Spaltung zwischen 
rechtem und linkem Flügel herrscht. D er rechte Flügel w ird von In ­
tellektuellen geführt, die dem zunehmenden Einfluß der Gewerkschaf­
ten in der Partei m ißtrauen und daher die Regierung auf einen gemä­
ßigten Kurs festlegen wollen. Die Führung des linken Flügels setzt sich 
hauptsächlich aus Gewerkschaftlern und teilweise aus Ü berläufern aus 
dem P IR  und dem PO R  zusammen. Die Interessenvertretung beider 
Fraktionen ist organisatorisch gestaltet: w ährend die Linke als In te­
grationsorgan die sogenannte VOM  ( =  „V anguardia O brera Movi- 
m ientista“) ins Leben gerufen hat, betätigt sich die Rechte unter der 
Bezeichnung „Acción de Defensa del M N R “. Als Führer der Partei 
steht Paz Estenssoro verm ittelnd zwischen beiden Organisationen.
In  bezug auf die Zukunft der Revolution bedeutet diese Flügelbildung 
keine grundsätzliche G efährdung ihres Fortbestandes, sondern viel­
mehr eine unterschiedliche In terpreta tion  ihres Inhalts, die gelegent­
lich zu K risensituationen führen kann, wie es beispielsweise 1953 und 
1955 der Fall w ar272. Es handelt sich jedoch nicht um eine D auer-Be­
gleiterscheinung des M N R  als Revolutionspartei, sondern dieser Zu­
stand scheint, nach den Erfahrungen m it früheren Revolutionen dieser 
A rt zu urteilen (z. B. der mexikanischen), eine — vielleicht unverm eid­
liche — Evolutionsphase zu sein, von der sich allerdings im Augenblick 
nicht m it Sicherheit sagen läßt, wie sie sich angesichts der besonderen 
strukturellen Gegebenheiten Boliviens weiterentwickeln wird. Man 
stößt hier auf eine Grenze, deren Überschreitung zu unrealistischen 
Spekulationen verleiten könnte. Auch hätte eine Aussage in diesem 
Zusammenhang ohnehin nur hypothetischen W ert, da sich die Revo­
lution in vieler Hinsicht noch in der Bewährungsprobe befindet.
In  Süd- bzw. Lateinam erika läß t sich sowohl eine faktische als auch
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eine ideologische Bewertung der bolivianischen Revolution feststellen. 
A uf beiden Gebieten h a t man vielfach den Versuch unternom m en, sie 
m it der mexikanischen Revolution zu vergleichen. Obw ohl solche P ar­
allelen Vereinfachungstendenzen in sich zu tragen pflegen, können sie 
doch dazu dienen, gemeinsame und divergierende G rundlinien aufzu­
zeigen, die für die In terpreta tion  des Phänomens als Ganzes nicht 
ohne Bedeutung sind.
Dabei — um nur einige Punkte kurz zu streifen — zeigt der Vergleich 
zwischen Mexiko und Bolivien, daß beide Revolutionen zw ar ihrer 
Entstehung und ihrem V erlauf nach unterschiedlich sind, inhaltlich 
jedoch fast dieselben Probleme berührt haben. W ährend die m exika­
nische Revolution zunächst als A ufstand gegen ein Regime entstand, 
der erst im Laufe der Zeit m it sozialrevolutionärem  Inhalt ausgefüllt 
w urde, steuerten die Kräfte des M N R  von A nfang an bew ußt auf die 
gesellschaftliche U m w älzung zu. Dies erk lärt vielleicht, w arum  der 
revolutionäre Prozeß in M exiko langwierig und sprunghaft vor sich 
ging, in Bolivien hingegen fast schlagartig einsetzte und kontinuierlich 
verlief. Aber über diese Abweichungen hinaus hatte er dieselben P ro ­
bleme zu bewältigen: Latifundien, M ilitarism us,H errschaft mächtiger 
Industriekreise bzw. in Bolivien der Bergbaugesellschaften, zu deren 
Lösungen in beiden Ländern ähnliche M aßnahm en getroffen w urden: 
A grarreform , Auflösung bzw. Um bau der Armee, N ationalisierung 
usw. Dadurch, daß diese Revolutionen die Problem atik Lateinam eri­
kas in ihren G rundzügen widerspiegelten und sozusagen den zu ihrer 
Lösung einzuschlagenden Weg wiesen, w urden sie beide zu histori­
schen Präzedenzfällen, auf die gegebenenfalls zurückgegriffen werden 
kann273.
Es scheint, als hätte  Bolivien bereits nach vier Jahren revolutionärer 
U m w älzung seine unm ittelbaren N achbarn — Peru und Ekuador — 
angesteckt. In  Peru konnte z. B. in der Wachablösung, die durch die 
W ahlen von 1956 herbeigeführt wurde, das Zeichen einer neuen O rien­
tierung erblickt werden. Die großbürgerliche Schicht, die bisher hinter 
der militärischen Herrschaft stand, habe ihr — so w urde erk lä rt — in 
jenen Jahren ihre U nterstützung versagt, um einem gewaltsamen V or­
gehen von unten zuvorzukom m en274. Es ist aber fraglich, ob und wie 
lange sie den Um gestaltungsprozeß aufzuhalten vermag, da gerade 
Peru die Entstehungsstätte des „Aprism o“ ist, jener von H ay a  de la 
T orre begründeten Sozialrevolutionären Bewegung, die sich auf den 
Indianismus und vor allem auf die geopolitischen R ealitäten Latein­
am erikas stützen will. Auch in Ekuador w urde z. B. der Wunsch nach 
einer A grarreform  von der christlich-sozialen G ruppe der Konserva­
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tiven Partei selbst ausgesprochen, fü r die eine solche Reform  bisher 
tabu war.
Diese und ähnliche Reaktionen sollen aber nicht so verstanden w er­
den, als w äre eine direkte Ü bertragung der bolivianischen Revolution 
auf andere Länder Südamerikas möglich. D avon kann schon deshalb 
nicht die Rede sein, weil die überall auftretenden, in ihren Bestand­
teilen und G rundzügen gleichartigen Probleme doch jeweils in ande­
ren Zusammenhängen stehen und unter anderen Um ständen auftau­
chen, so daß für die an sich gleichen Probleme in den verschiedenen 
Ländern nicht dieselben, sondern nur ähnliche Lösungen, die den spe­
zifischen Verhältnissen des betreffenden Landes Rechnung tragen, an ­
gestrebt werden können. Auch sind die Erfahrungen, von denen aus­
gegangen w ird, durchaus nationalen C harakters und beschränken da­
m it ihren Ü bertragungsw ert selbst. Demgegenüber steht allerdings 
das Bestreben jeder dieser Bewegungen, „lateinam erikanisch“ zu sein 
und das Gemeinsame über das Trennende zu stellen.
Es ist nicht zuletzt auch auf diesen Willen zur Gemeinsamkeit zurück­
zuführen, daß die bolivianische Revolution in anderen südam erikani­




ZU R N EU EN  GESELLSCHAFTSORDNUNG
A ' V E R S U C H  E I N E R  T Y P O L O G I E  D E R  
U N T E R S U C H T E N  S T A A T S S T R E I C H E
Als Ausgangsbasis für diesen Typisierungsversuch der Staatsstreiche 
werden rückblickend ihre Entstehungsbedingungen bzw. die durch sie 
hervorgerufenen weiteren Entwicklungen zugrunde gelegt; diese Ver­
fahrensweise soll dem H auptanliegen der Untersuchung, die Staats­
streiche im Zusammenhang m it ihrem wirtschaftlichen, politischen 
und sozialen H intergrund zu betrachten, Rechnung tragen. Ausgehend 
von einer Charakterisierung der Tatbestände in dem jeweiligen Lande 
w ird dann auf der G rundlage der so erarbeiteten einzelnen M erk­
male eine Zusammenfassung für das ganze Gebiet vorgenommen, aus 
der schließlich eine Kategorisierung abgeleitet werden kann.
Vergleicht m an die argentinischen Staatsstreiche vom 6. September 1930 
und 4. Juni 1943, so kann man eine grundverschiedene O rientierung 
sowohl in ihrer Bedingtheit als auch in den ihnen folgenden Entwick­
lungen feststellen. Im  ersten Falle galt es, der Herrschaft der R adika­
len, an welche die K onservative Partei die politische Macht seit 1916 
verloren hatte, ein Ende zu setzen und die Führung des Staates für 
die K onservative Partei zurückzugewinnen. Dies geschah durch das 
Zusammenspiel der Oppositionskräfte — geführt von den konservati­
ven Kreisen — m it dem ebenfalls konservativ gesinnten Teil der 
Armee.
Die nach dem Staatsum sturz zustandegekommenen Regierungen zeich­
neten sich auf G rund sowohl der nach dem 6. September durchgeführ­
ten Umbesetzung des Staatsapparates als auch der verfolgten Regie­
rungspolitik durch ihren vorwiegend restaurativen C harakter aus. 
Eine gewisse Einschränkung dieses Grundzuges bildete — zum indest 
theoretisch — die Periode zwischen 1932 und 1940, wo die Führung 
des Staates durch General Justo und Roberto O rtiz  eine Beteiligung 
der R adikalen aufwies, da beide — der erste als „A nti-personalista“, 
also als M itglied jener Splittergruppe, die gegen die Herrschaft Iri- 
goyens opponierte, der zweite als gem äßigter R adikaler aus den Rei-
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hen der radikalen Partei stammten. D er ursprüngliche Weg w urde 
m it der Regierung Castillo wieder eingeschlagen, wom it die Restau­
rationsbestrebungen von neuem betont wurden.
D er Staatsstreich vom 4. Juni 1943 unterschied sich dagegen gänzlich 
von seinem Vorgänger. W ar jener als „R eaktion“ bestimmter po liti­
scher Kreise gegen das bisher bestehende M achtverhältnis zu verste­
hen, so ergriff diesmal die Armee selbständig die Initiative, um zw i­
schen den sich streitenden Teilinteressen der M achthaber zu entschei­
den. Im  Gegensatz zum 6. September 1930 leitete dieser S taatsum ­
sturz außerdem eine neue Bewegung ein, welche ihren Niederschlag 
im Peronismus fand. Als neuartige Auffassung der Staats- und Gesell­
schaftsordnung versuchte dieser durch Beteiligung der Massen an der 
politischen Auseinandersetzung, grundlegende Reformen durchzufüh­
ren, die nach Meinung ihrer U rheber zur totalen Um form ung der ar­
gentinischen N ation  führen sollten.
Andererseits aber m ußte er auch — entsprechend seinen Versöhnungs­
beteuerungen — die gerade aus der Regierungsverantwortung ver­
drängten Schichten berücksichtigen. Die Folge davon w ar eine Zwei­
deutigkeit der Bewegung und eine Zweischneidigkeit der ergriffenen 
Regierungsmaßnahmen. Die eingehende Analyse des peronistischen 
Experiments hat gezeigt, wie es an dieser ausweglosen Situation schei­
tern mußte. M an kann jedoch, um den C harakter des Staatsstreiches 
zu fixieren, davon absehen und festhalten, daß der 4. Juni eine „Evo­
lu tion“ nach sich zog, die eine Sozialrevolutionäre Gestalt hätte  an­
nehmen können, w ären von vornherein die Grundlagen dieser Rich­
tung eindeutig gelegt worden.
In  Bolivien steuerten die Kräfte des 17. Mai 1936 auf eine Änderung 
der bis dahin herrschenden Verhältnisse zu. Sie versuchten, dem durch 
den Chaco-Krieg zum Durchbruch gekommenen Erneuerungsbedürf­
nis Rechnung zu tragen und die aus ihm hervorgegangenen neuen Im ­
pulse zu kanalisieren. Aber der schwankende Boden, auf dem man 
dieses V orhaben realisieren wollte, und die mangelnde K oordinierung 
der unternom menen Schritte erlaubten es nicht, dauernde Resultate zu 
erzielen. D er Toro-Regierung schwebte ein nicht näher definierter 
„Estado Sindical“ — ein Gewerkschaftsstaat — vor, während Busch erst 
zum Schluß seiner Amtsperiode der von ihm verfolgten Politik  des 
W irtschaftsnationalismus deutliche K onturen aufdrückte.
Durch den Staatsstreich vom 20. Dezember 1943 w urde bew ußt der 
Anschluß an den hier eingeschlagenen Weg gesucht. Die durch den 
M N R  und einen Teil der Armee gebildete Koalitionsregierung setzte 
nicht nur die Politik  der Devisenkontrolle, der Förderung der Ge­
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werkschaften, der Einschränkung des M achtpotentials der Bergbauge­
sellschaften usw. durch, sondern sie w ar auch bestrebt, eine „neue, eine 
revolutionäre L egalität“ einzuführen. H ier w aren zum  ersten Male 
die A nsätze erkennbar, die zur Sozialumwälzung des 9. A pril 1952 
führen sollten. So gesehen, bewegten sich beide Staatsstreiche jeweils 
in der Richtung einer Aufwärtsentwicklung. Z w ar bestand zwischen 
beiden ein wesentlicher Gradunterschied, der darin  zum Ausdruck 
kam , daß der 20. Dezember 1943 sich durch einen größeren ideologi­
schen Zusam m enhalt und mehr O rganisationskraft auszeichnete, aber 
die K ontinu ität der Absichten und der Vorstellungen w ar eindeutig. 
D er paraguayische Staatsstreich vom 17. Februar 1936 ähnelt in vie­
ler H insicht dem bolivianischen vom 17. Mai 1936 (s. Anhang). Auch 
er ist in Zusammenhang m it dem Chaco-Krieg zu verstehen: ihm la­
gen ähnliche Auswirkungen des Krieges zugrunde, u. a. ideologische 
V erw irrung, Änderungswille, Organisationsschwäche usw. Aber im 
Gegensatz zu Bolivien blieb der paraguayische „Febrerism o“ schon 
im Ansatz stecken, so daß er sich nicht wie d o rt sozusagen reprodu­
zieren konnte. Indes, viele der „Absichten“ der „Febrerista“-Revolu- 
ción w urden in abgew andelter Form von manchen nachfolgenden R e­
gierungen übernommen, so z. B. S taatsintervention, Landaufteilung, 
soziale Fürsorge usw. Somit kann, wenn auch die von den „Febreri- 
stas“ angestrebte Sozialrevolution ausblieb, der Staatsstreich vom 17. 
Februar 1936 als ihr Vorbote angesehen werden.
F aß t m an die G rundperspektiven der für den Zeitraum  von 1930 bis 
1955 untersuchten Staatsstreiche zusammen, so lassen sich zwei H au p t­
tendenzen hervorheben: Ihre U rheber w aren bestrebt, entweder die 
politische Macht zurückzugewinnen, um eine bestimmte Entwicklung 
rückgängig zu machen, oder aber die Staatsgewalt zu erobern, um 
eine neue Entwicklung einzuleiten, wobei die dazu ergriffenen M aß­
nahm en teilweise den A uftak t zu einer grundlegenden Umgestaltung 
der Staats- und Gesellschaftsordnung darstellten (argentinischer Staats­
streich vom 4. Juni 1943, bolivianischer Staatsstreich vom 20. Dezem­
ber 1943). Auf der G rundlage dieser Unterscheidungsmerkmale lassen 
sich folgende Kategorien aufstellen: 1. der restaurativ-reaktionäre 
Staatsstreich, 2. der reform istisch-evolutionäre Staatsstreich.
W ährend der Staatsstreich vom 6. September 1930 in Argentinien 
sich in die erste K ategorie einordnen läßt, können die übrigen —4. Juni 
1943 in Argentinien, 17. M ai 1936 und 20. Dezember 1943 in Boli­
vien und, m it den oben gemachten Einschränkungen, 17. Februar 1936 
in Paraguay — der zweiten Kategorie zugerechnet werden.
Es sei auf den realtypischen C harak ter dieser Klassifizierung aufm erk­
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sam gemacht275; wenn auch die jeweilige faktische Gestaltung beider 
Fälle Abweichungen zeigt, die eine ergänzende N uancierung inner­
halb jeder Kategorie erforderlich machen würden, so w ird doch das 
G rundprinzip  der Unterscheidung dadurch keineswegs beeinträchtigt. 
Zwei Beispiele mögen diesen G edanken veranschaulichen.
Im  H inblick auf den restaurativ-reaktionären C harak ter des Staats­
streiches ergibt sich bei dem ausgewählten M usterfall vom 6. Septem­
ber 1930 eine N uancierung der C harakterisierung insofern, als zw i­
schen 1932 und 1940 nicht immer eine konsequente K onservativen- 
Politik  betrieben w urde (Beteiligung der „A nti-Personalistas“ der 
R adikalen Partei an der Justo-Regierung). Außerdem  kann nicht be­
hauptet werden, daß nach dem 6. September 1930 sämtliche von den 
R adikalen vorher ergriffenen M aßnahm en nun m it einem Schlage 
rückgängig gemacht w orden wären. H ier kom m t es aber auf die G rund­
linien dieser Periode an, die darauf hinausliefen, der bisherigen „rad i­
kalen“ (im Sinne der R adikalen Partei) Färbung des politischen P ro ­
zesses die „konservative“ wieder zu substituieren.
Was die zweite Kategorie betrifft, so m üßte eine elastischere Klassifi­
zierung z. B. hervorheben, daß, m it A bstand gesehen, der bolivianische 
Staatsstreich vom 17. Juni 1936 dem paraguayischen vom 17. Februar 
1936 näher steht als dem vom 20. Dezember 1943 in Bolivien selbst, 
obwohl alle drei der gleichen K ategorie zuzurechnen sind. D afür spre­
chen nicht nur chronologische G ründe und ihre Entstehungsbedingun­
gen, sondern auch die graduellen Unterschiede ihres spezifischen In ­
halts, z. B. 1936: verschwommene Vorstellungen, zögernde M aßnahm en; 
1943: klarere Zielsetzungen, entsprechend zielsichere M aßnahmen. 
Unbeschadet dieser V orbehalte zeigt eine Betrachtung der politischen 
Entwicklung des gesamten Gebietes, daß diese für die untersuchten 
Länder aufgestellte Typologie dem historischen A blauf der Periode 
entspricht. D er bisher festgestellte Trend bew ährte sich im allgemeinen 
bis zum  Jahre 1945. U nter dem V orw and einer angeblichen anti-kom ­
munistischen Bewegung setzten nach dem Kriege die restaurativ-reak­
tionären Bestrebungen ein: in Ekuador kehrten die K onservativen 
durch den Staatsstreich vom 23. August 1947 an die Macht zurück; in 
Peru w urde am 28. O ktober 1948 die linkszentristische K oalition, die 
im Jahre 1945 die Präsidentschaffswahlen gewonnen hatte, durch den 
Staatsstreich des Generals M anuel A. O dria abgesetzt. Eine ähnliche 
Entwicklung erfolgte schließlich in Kolumbien und Venezuela m it der 
Errichtung der M ilitärd ik taturen  des Generals Rojas P inilla und des 
Obersten Pérez Jim énez am 13. Juni und 20. N ovem ber 1952. Blickt 
man jedoch einige Jahre nach 1955 weiter, so kann auf G rund der
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eingetretenen Neuentwicklungen m it einer allmählichen Durchsetzung 
des Trends zu tiefgreifenden sozialen Umwälzungen gerechnet w er­
den. Es ist bereits auf den Einfluß der bolivianischen Revolution, der 
sich 1956 in Peru und Ekuador bem erkbar machte, hingewiesen w or­
den (desgl. für die kubanische, Anm. 273). 1957 und 1958 wurden 
die rechtsgerichteten, bürgerlich-konservativen M ilitärd ik taturen  in 
Kolumbien und Venezuela abgebaut und im ersteren durch eine so­
ziale Reformen bejahende, im letzteren sogar durch eine linksgerichtete 
Regierung ersetzt.
Es kann also festgestellt werden, daß die Staatsstreiche, aus einer hi­
storischen Gesamtperspektive betrachtet, einer Pendelbewegung folg­
ten. An dieser läß t sich eben die Widerspiegelung der sozialen Proble­
m atik Süd- bzw. Lateinam erikas ablesen, nämlich der in den meisten 
Ländern noch offenen Auseinandersetzung zwischen den trad itionel­
len, den Status quo begünstigenden, und den neuen, zur Sozialum wäl­
zung tendierenden Kräften. H ierm it drängt sich die spezifische Be­
w ertung der typisierten Staatsstreiche auf: beide werden, jeweils mit 
umgekehrtem Vorzeichen, von den entsprechenden Kräften als M ittel 
des politischen Gestaltungsprozesses benutzt. M an kann nicht für das 
ganze Gebiet m it Sicherheit darüber entscheiden, wie lange diese zwei 
Spielarten des Staatsstreiches sich noch die Waage halten werden. (Vor 
allem macht sich angesichts der überall zum Durchbruch gekommenen 
N otw endigkeit sozialer Reformen eine A rt „Sozial-Bonapartism us“ 
bem erkbar, der sich als eine Zw itterform  zwischen beide Kategorien 
einordnen läß t; typisch dafür ist M ittelam erika.) Es w ird letztlich auf 
das tatsächliche K räfteverhältnis in jedem Falle ankommen, d. h. d ar­
auf, wie lange die traditionellen M achthaber es noch vermögen, dem 
Drängen der aufw ärtsstrebenden Schichten vorzubeugen bzw. es ein­
zudämmen oder umgekehrt, wieweit die neuen Kräfte in der Lage 
sein werden, die bestehende Sozialstruktur so weit zu erschüttern, daß 
sie sich durchsetzen können.
Die diese Probleme behandelnde neuere L iteratur neigt zu der Mei- 
nung, Lateinam erika befinde sich zur Zeit im Stadium  der Sozialrevo­
lution. Galindez sagte schon 1954: „ . . .  Die gegenwärtige iberoameri- 
kanische R ealität ist die eines K ontinents in voller sozioökonomischer 
Umwälzung. Ih r allmähliches oder blutiges Fortschreiten kann von 
vielen Faktoren, vor allem von dem Verständnis der bisher privilegier­
ten Elemente abhängen. Aber niem and und nichts w ird sie aufhalten 
können . .  ,276.“
In  einer Analyse der politischen U m w andlungen in Lateinam erika 
sagt auch K. H . S ilvert eine Fortsetzung der revolutionären Vorgänge
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voraus. E r zieht einen Vergleich zwischen dem Europa des ausgehen­
den 18. Jahrhunderts und dem Lateinam erika des gegenwärtigen Zeit­
alters und stellt fest: wenn Europa vom M erkantilismus zum K ap ita­
lismus durch die Französische Revolution überging, so bewirken in La­
teinam erika die mexikanische Revolution und die ihr folgenden revo­
lutionären Prozesse der letzten Zeit die gleiche Umgestaltung277. Es 
muß allerdings hinzugefügt werden, daß die bereits vollzogenen oder 
im Gange befindlichen Umwälzungen am Ende nicht die Errichtung 
eines kapitalistischen Systems klassischen Stils anstreben. D a die So­
zialrevolution jedoch nicht in jedem Falle unm ittelbar zu erreichen ist, 
kann sich der reformistisch-evolutionäre Staatsstreich als nützlicher, 
ja, notwendiger Ersatzmechanismus erweisen, um den Übergang von 
der überkommenen zur neuen Gesellschaftsordnung einzuleiten278.
B ■ D I E  H E R B E I F Ü H R U N G  U N D  D I E
G E S T A L T U N G  D E R  N E U E N  O R D N U N G
D er vom reform istisch-evolutionären Staatsstreich ausgehende poli­
tisch-gesellschaftliche Um wandlungsprozeß setzt, soll er nicht sich 
selbst überlassen oder durch eine Gegenbewegung unterlaufen werden, 
notwendigerweise eine autoritäre, ja, diktatorische Ausübung der 
Macht voraus. Es handelt sich hier nicht um die in Lateinam erika hin­
reichend bekannten „traditionellen D ik ta tu ren“, sondern um die als 
„revolutionäre“ oder „U bergangsdiktatur“ bezeichnete Regierungs­
form, welche m it der zu beseitigenden Krise der bestehenden Gesell­
schaftsstruktur begründet w ird279. Sie tr itt  bei bisher statischen Gesell­
schaften auf, die nach einer relativ  langen Periode politischer L ethar­
gie oder kolonialer Abhängigkeit sich nun in einer mehr oder weniger 
raschen U m w andlung befinden; insofern ist sie Lateinam erika nicht 
eigentümlich. Um die spezifische lateinamerikanische Problem atik her­
auszuarbeiten, ist es demnach erforderlich, von der allgemeinen D ar­
stellung dieser Regierungsform auszugehen.
Die Theorie der „revolutionären D ik ta tu r“ geht davon aus, daß in 
Ländern m it weitgehend feudaler A grarstruktur und dam it politischer 
Herrschaft einer dünnen Oberschicht, in denen die Massen nicht aktiv  
am politischen Leben teilnehmen können, die Anwendung parlam en­
tarischer Prozeduren, der Parteienpluralism us usw. nur zur Festigung 
der politischen Macht der herrschenden Schichten (und dam it der be­
stehenden Gesellschaftsstruktur) beitragen. Infolgedessen könne die 
D em okratie (die als Endziel der „revolutionären D ik ta tu r“ unterstellt
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w ird) nur nach einer vorhergehenden politischen Erziehung funktio­
nieren, d. h. nach Zerschlagung des bis dahin geltenden Machtsystems. 
Es w ird  ferner betont, daß gleichzeitig auf wirtschaftlichem Gebiet der 
Lebensstandard der passiven Massen dieser Länder über sein jetziges 
N iveau hinaus beträchtlich gehoben werden müsse, sonst werde es 
nicht möglich sein, ihr aktives Verständnis für die politischen Probleme 
zu wecken und sie dadurch am Leben der N ation  effektiv teilhaben zu 
lassen280. Dieser H in tergrund  bildet das theoretische Gerüst der neue­
ren D iktaturen , die seit den fünfziger Jahren in verschiedenen Ländern 
vor allem Asiens und teilweise A frikas die Aufgaben der Gesellschafts­
entwicklung übernommen haben. Ob diese im Wege einer M ilitärd ik­
ta tu r  oder der m ehr oder weniger verschleierten E inparteiendiktatur 
einer erfolgreichen revolutionären Bewegung durchgeführt werden sol­
len, ist noch eine offene Frage, die nach den bisher gesammelten E r­
fahrungen nicht eindeutig zu entscheiden ist.
So ha t F. R. A lleman an H and  einiger von ihm analysierter M ilitär­
d ik ta turen  (Vereinigte Arabische Republik, Irak , Sudan) die Frage 
aufgeworfen, „ob nicht früher oder später, für kürzere oder für län­
gere Zeit, fast alle ,jungen' Länder durch eine Phase hindurchgehen 
m üßten, in  der Offiziere die zivilen Politiker aus der V erantw ortung 
verdrängen und die Armee sich zum Schiedsrichter, wenn nicht gar 
zum  Gestalter der Politik  aufw irft“281. Abgesehen davon, daß die bis­
herige Entwicklung in manchen „jungen“ Ländern kein Anzeichen für 
die militärische Übergangsherrschaft aufweist (Indien, Tunesien, M a­
rokko, Ghana, N igeria) — w orauf der Verfechter der These selbst 
hinweist —, kann  in Anlehnung an R. Löwenthal überhaupt bezwei­
felt werden, „ob eine Phase der M ilitärherrschaft sich fü r alle E n t­
wicklungsländer als unumgänglich erweisen w ird . . .“282. Ferner w ird 
nicht ohne weiteres als sicher angenommen, daß die M ilitärd ik tatur 
als solche die an sie geknüpften Erw artungen erfü llt bzw. erfüllen 
kann, da sie — wahrscheinlich aus ihrem Wesen heraus — oft das Ver­
ständnis fü r die Zusammenhänge von wirtschaftlichen, politischen 
und sozialen Problemen vermissen läß t283.
G erade im H inblick auf Lateinam erika bieten sich hinreichend Be­
weise für das Versagen des M ilitärs in diesem Zusammenhang, ob­
wohl in den meisten Ländern dieses Gebietes die militärischen In ter­
ventionen als Bestandteil des politischen Lebens anzusehen sind. Zw ar 
hat es nicht an Stimmen gefehlt, welche die M ilitärherrschaft auch dort 
als „Übergangslösung“ bejahten: es sei z.B . an den sog. „dem okrati­
schen Cäsarism us“ von V allenilla Lanz erinnert. Aber die eingehende 
Analyse des lateinamerikanischen M ilitarismus h a t gezeigt, daß dieser
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im ganzen vielmehr eine statische, wenn nicht reaktionäre W irkung auf 
die politisch - gesellschaftliche Entwicklung Lateinam erikas ausgeübt 
ha t (s. S. 79). Selbst bei einem etwaigen Zusammengehen von Z ivil­
und M ilitärkräften konnte das Experim ent nicht erfolgreich zu Ende 
geführt w erden: Bolivien 1943, Venezuela 1945—1948. Außerdem  hat 
sich herausgestellt, daß im Zuge der jeweils eingetretenen Sozialrevo­
lution (Mexiko nach 1910/1911, Bolivien nach 1952) faktisch eine 
Partei oder eine G ruppe — die revolutionäre — die Regierungsgewalt 
beherrschte: der „M ovimiento N acional Revolucionario“ (M NR) in 
Bolivien, der „Partido  Revolucionario Institucionalista“ (PR I) in 
Mexiko. Aber auch in den Ländern, wo die Entwicklung einem evolu­
tionären Wege folgte (Venezuela, Costa Rica, U ruguay), blieb der 
T rend zur E in-Parteien-H errschaft unverkennbar.
Somit liegt der Gedanke nahe, daß die Lösung der lateinam erikani­
schen politisch-gesellschaftlichen Entwicklungsprobleme nicht in der 
A lternative: M ilitä rd ik tatu r oder E in-Parteien-H errschaft besteht. A n­
gesichts der Eigentümlichkeit der in Lateinam erika herrschenden K räfte­
konstellation scheint vielmehr eine Mischung beider Elemente — aller­
dings m it bestimmendem Anteil des zweiten — wünschenswert zu sein. 
D arunter soll m it anderen W orten verstanden werden, daß eine fak ­
tische Ein-Parteien-Herrschaft, in der die Freiheit der K ritik  gew ahrt 
und die Möglichkeit einer W eiterentwicklung im demokratischen Sinne 
gegeben ist, bew ußt von dem entwicklungsfreundlichen M ilitär unter­
stü tzt w ird. D enn einerseits läß t sich die Armee in den Ländern, wo sie 
noch eine Rolle spielt oder spielen kann, einfach nicht übersehen; an ­
dererseits bedarf eine revolutionäre Partei oder Gruppe, welcher der 
Durchbruch zur Macht gelungen ist, der U nterstützung militärischer 
Kräfte, um sich nicht nur an der Macht zu halten, sondern darüber 
hinaus oft, um die von ihr getroffenen M aßnahm en durchsetzen zu 
können, soll die angestrebte neue O rdnung tatsächlich herbeigeführt 
werden.
Wie kann nun diese neue O rdnung institutioneil gestaltet werden, 
und wohin führt sie? D er erste Teil der Frage bezieht sich auf die 
Form, der zweite auf den Inhalt dieser O rdnung, wobei die Wechsel­
w irkung zwischen Form und Inhalt nicht außer acht gelassen werden 
sollte. Beide Aspekte des Problems lassen jedoch keine einheitliche A nt­
w ort zu. Es können jeweils nur die G rundlinien aufgezeigt werden, 
die nach den bisher zugrunde gelegten Voraussetzungen als w ahr­
scheinlich angesehen werden können.
Im  H inblick auf die Form  soll im wesentlichen untersucht werden,
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wieweit in dem Rahmen des geltenden Regierungssystems selbst die 
neue O rdnung eingebettet werden könnte. Lateinam erika als Ganzes 
kann jetzt auf eine anderthalb Jahrhunderte lange Erfahrung m it der 
Praxis des dem nordamerikanischen M uster entliehenen Präsidialre­
gierungssystems zurückblicken. Bis auf wenige politisch reifere N atio ­
nen, in denen derPräsidentialism us sich einigermaßen bewähren konnte 
— z. B. Argentinien und Brasilien bis 1930, Kolumbien bis 1948 und 
Mexiko w ährend der letzten dreißig Jahre —, kann im allgemeinen 
gesagt werden, daß dieses Regierungssystem in Lateinam erika fast 
überall entweder als ein M achtinstrument der durch die Kirche und die 
Armee unterstützten grundbesitzenden Oligarchie diente oder, begün­
stigt durch den A ufstand der Massen gegen den Agrarfeudalismus, 
eine quasi-plebiszitäre Färbung annahm 284. Dies spricht dafür, daß die 
Verpflanzung des nordamerikanischen Systems in das lateinam erika­
nische Milieu von A nfang an ungeeignete Bedingungen für dessen 
Funktionieren vorfand und daß sich daher eine D iskrepanz zwischen 
N orm  und W irklichkeit ergeben mußte. Diese wuchs um so mehr, je 
länger die Schaffung „norm aler“ Bedingungen auf sich w arten ließ, 
bzw. je länger m an sich m it Aufbesserungsarbeiten am geschriebenen 
Verfassungswerk begnügte. In  Übereinstimmung m it der maßgebli­
chen L iteratur285 kann als hervorstechendstes M erkm al des lateinam e­
rikanischen Präsidialsystems, von dem sozusagen alle anderen abge­
leitet werden könnten, die überragende Stellung der Exekutivgewalt, 
d. h. des S taatspräsidenten angesehen werden. Es ist nicht von unge­
fähr, daß der lateinamerikanische Staatspräsident für vergleichsweise 
mächtiger als der amerikanische „Chief-executive“ gehalten w ird286. 
Z w ar ist das P rinzip der G ew altentrennung in allen Verfassungen ver­
ankert, aber es hat — wie zahlreiche andere Bestimmungen — durchweg 
nur nominellen C harakter. Dem Staatspräsidenten selbst werden 
außerdem  in der Ausübung seiner Machtbefugnisse viele verfassungs­
mäßige Schranken (z. B. Teilung der Exekutivgew alt m it dem M ini­
sterra t — auch oft K abinett genannt —, ministerielle Gegenzeichnung, 
Klausel der N ichtw iederw ählbarkeit nach A blauf der ersten Amtspe­
riode, Vize-Präsidentschaft als Gegengewicht usw.) gesetzt, um einem 
diktatorischen M ißbrauch seiner Macht vorzubeugen. In  der W irklich­
keit weiß er jedoch diese im allgemeinen erfolgreich zu durchbrechen, 
so daß im Endeffekt dank der umfangreichen Machtbefugnisse der 
Exekutive die D ik ta tu r dem W ortlaut der Verfassung nach, wenn nicht 
deren Geist nach doch möglich ist287.
W orauf ist diese Zentralstellung des S taatspräsidenten zurückzufüh­
ren, und was bedeutet sie in bezug auf die übrigen Elemente der Macht-
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Struktur? Z ur Zentralstellung des S taatspräsidenten im Machtgefüge 
tragen m it unterschiedlichem W irkungsgrad viele Faktoren bei. U nter 
den wichtigsten kann m an anführen: die Armee, sei es, daß der Staats­
chef aus deren Reihen stam m t, sei es, daß sie ihn unterstü tzt; die 
Schwäche der politischen Parteien, die die K ristallisation der Macht 
um einige „Persönlichkeiten“ begünstigt; daher der Parteien-„Perso- 
nalism o“, der sich dann auf die Staatsgewalt überträgt (s. S. 91), die 
dam it zusammenhängende Bedeutung der Patronage (s. „Amiguis- 
m o“, S. 92).
H inzu  kommt, daß die öffentliche Meinung an diese übermäßige H er­
ausstellung einer Persönlichkeit gewöhnt ist und selbst diese T rad ition  
unterhält. Als Folge davon w ird bei W ahlen fü r eine Person, nicht für 
eine D oktrin  oder eine Partei gestimmt. D am it bilden sich Bräuche, 
Verhaltensweisen, die nicht unerheblich zur Aufrechterhaltung des 
persönlichen Regiments beitragen.
D araus geht hervor, daß die Suprematie des Staatspräsidenten, wie 
Mecham es zusammenfassend form uliert hat, im G runde „auf seiner 
dualistischen Position als verfassungsmäßiger Chef der Exekutive und 
als außerkonstitutioneller Caudillo oder Boß beruht“288. M an kann 
dies dam it erklären, daß theoretisch und vor allem faktisch die Präsi­
dentschaft das Zentrum  der M achtstruktur in Lateinam erika darstellt. 
Dessen Inhaber muß den politischen Prozeß als Ganzes beherrschen. 
Versagt er bei der Festigung seiner persönlichen Machtposition, so 
kann es ihn wahrscheinlich das A m t kosten. Diese S ituation tr i t t  be­
sonders ein, wenn der Präsident seine Position dem M ilitär verdankt. 
Ist er dagegen auf den Wogen einer Massenbewegung an die Macht ge­
langt, so kann diese — soweit sie entsprechend organisiert ist — ihm 
eventuell als Gegengewicht gegen das M ilitär dienen.
Die Folgen der präsidentiellen Vorherrschaft liegen auf der H and . In 
erster Linie verküm m ern Legislative und Justiz zu sekundären Instan­
zen, die sich der Exekutive unterw erfen. D a der Präsident die W ahl­
maschine in der H an d  ha t und die Parlam entsm itglieder zum großen 
Teil aus seiner Anhängerschaft hervorgehen, kann die Legislative so­
zusagen als sein verlängerter A rm  angesehen werden. „H itzige D e­
batten“ werden nicht selten „für die G alerie“ abgehalten. Parlam en­
tarische W iderstände erklären sich oft durch Spaltung der Interessen 
innerhalb der regierenden Partei selbst. Die in der Verfassung veran­
kerte Freiheit und U nabhängigkeit der Gerichte w ird ebenso zur 
Fiktion, da diese in W irklichkeit nicht in der Lage sind, die übermäßige 
E ntfaltung der Exekutive einzuschränken. Dies gilt vor allem für die 
höheren Instanzen, deren Rechtsprechung für die Entscheidungen des
12 D er Staatsstreich
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M achtinhabers Bestätigungscharakter haben kann. In den Bundesstaa­
ten w irk t sich schließlich die präsidiale Hegemonie dahin aus, daß 
W iderstände der Landesregierungen durch die sog. „In terventionen“ 
(Intervenciones) der Zentralgew alt gebrochen werden, so daß das in 
der Verfassung proklam ierte föderalistische P rinzip off übergangen 
w ird  und so ebenfalls nur noch nominellen W ert behält. (Allerdings 
muß auch hier eine gewisse D ifferenzierung vorgenommen werden: 
die Einzelstaaten in Brasilien z. B. weisen m ehr Selbständigkeit auf 
als diejenigen Venezuelas oder gar Mexikos.)
Versuche, die präsidentielle Führungsgewalt durch tiefgreifende Ver­
fassungsreformen zu beschränken, gingen in zwei Richtungen: einige 
Staaten machten sich die europäischen Erfahrungen m it dem Parlam en­
tarismus zunutze oder probierten die kollegiale Ausgestaltung der Exe­
kutive aus.
Von der Einführung eines parlam entarischen oder halbparlam entari­
schen Systems erhoffte m an sich nach Stokes289, daß es 1. ein notw en­
diges Gegengewicht gegen die starke Exekutivgew alt bilden w ürde;
2. als eine institutioneile Vorrichtung dienen w ürde, um die Parteilei­
denschaften zu absorbieren und die N otw endigkeit der Revolution zu 
beseitigen; 3. eine verantw ortliche M ehrheitsregierung m it einer loya­
len O pposition ermöglichen und 4. schließlich das Interesse und die 
Beteiligung an der Regierung unter k larer Festlegung von Rechten und 
Pflichten sowie Respekt vor dem Gesetz fördern würde.
Frühere Versuche — im allgemeinen von der M itte des 19. Jah rhun­
derts bis in die dreißiger Jahre des 20. Jahrhunderts hinein — haben 
m it wechselndem Erfolg in Chile, Brasilien, Bolivien und in geringe­
rem M aße in H aiti und H onduras stattgefunden. In  der neueren Zeit 
sind Experimente in K uba (1940), G uatem ala (1945) und Venezuela 
(1947) anzutreffen; sie w aren von kurzer D auer und fanden ihr Ende 
in einer Junta-H errschaft. Von den erstgenannten Ländern kann Chile 
als erfolgreiches Beispiel angeführt werden. Es besaß von 1891 bis 
1925 eine vollausgebildete parlamentarische Regierung, die dem P a r­
lamentarismus französischer Observanz der D ritten  Republik ähnlich 
w ar. Seit 1925 kehrte Chile zu einem modifizierten Präsidentia- 
lismus zurück: der Kongreß funktioniert als Gegengewicht gegen die 
präsidentielle Vormacht, und das K abinett bedarf der parlam entari­
schen Unterstützung, um regieren zu können.
Im  ganzen scheint das parlamentarische System selbst in den fortge­
schritteneren Ländern, die einen mehr oder weniger modifizierten P ar­
lamentarismus eingeführt haben, die Hoffnungen nicht erfü llt zu haben, 
die m an an sein Funktionieren geknüpft hatte. M ehr noch: in diesen
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formell parlam entarisch regierten Ländern ist es zu einem Scheinparla­
mentarismus gekommen, der dadurch am Leben erhalten w ird, daß in 
den Parlam enten die regierende Oberschicht — vor allem des G roß­
grundbesitzes — sich gegenseitig die P fründen zuschiebt. D aher w ird 
die Hauptursache des Scheinparlamentarismus in der A grarstruktur, 
d. h. in dem Latifundiensystem gesehen290. Dies füh rt zu der Proble­
m atik der S trukturreform en und dem dam it zusammenhängenden D i­
lemma zurück: diese Reformen könnten zur Zeit nur von den regie­
renden Schichten durchgeführt werden, die aber dadurch ihre politische 
Macht selbst in Frage stellen würden.
D er Weg zur kollegialen Ausgestaltung der Exekutive w urde vor allem 
in U ruguay und in abgewandelter Form in Kolumbien beschritten. Auf 
die Einzelheiten des uruguayischen Experiments w urde bereits hinge­
wiesen (s. Anm. 149). Es sei hinzugefügt, daß dieser Versuch der 
Zwangskooperation der Parteien jedoch zu ihrer D iskreditierung und 
zur A bsplitterung oppositioneller Kräfte geführt zu haben scheint. Die 
Folge davon w ar bis je tzt eine Erschwerung und Verlangsamung der 
Regierungstätigkeit. In  Kolumbien w urde durch die Volksabstim­
mung vom 1. Dezember 1957 die Verfassung von 1886 (in der Fas­
sung von 1945) dahingehend ergänzt, daß für die nächsten zw ölf Jahre 
eine paritätische Besetzung aller Staatsorgane durch beide Parteien — 
die liberale und die konservative — erfolgt und daß die Verabschie­
dung aller Gesetze im Parlam ent eine Zw eidrittel-M ehrheit erforder­
lich macht. Auch der P räsident soll durch Parteienübereinstim m ung ins 
A m t gelangen. Dieser Regelung scheinen — ähnlich der in  U ruguay — 
ebenfalls explosive Tendenzen innezuwohnen. Ein abschließendes U r­
teil über diesen Versuch, die Technik der Koalitionsregierung im Zwei­
parteiensystem in der Verfassung zu verankern, erscheint wegen des 
fehlenden Zeitabstandes vorläufig nicht möglich291.
Unbeschadet dieser Bemühungen, die Auswüchse des Präsidialregimes 
auf ein M inimum zu reduzieren, bleibt es charakteristisch fü r Latein­
amerika, daß die K luft zwischen Verfassungsnorm und Verfassungs­
wirklichkeit so weit auseinanderklafft, daß die tatsächliche Rolle des 
Verfassungstextes geradezu unerheblich scheint. Die effektive Beschaf­
fenheit der M achtstruktur in der R ealität des politischen Lebens spie­
gelt nicht deren in der Verfassung vorgezeichnete D ynam ik wider. D a­
bei bleiben alle auf die Annäherung von N orm  und W irklichkeit ab­
zielenden form alen Verfassungsreformen so lange wirkungslos, wie die 
Basis der Macht — die bestehende Wirtschafts- und Sozialstruktur — 
unberührt bleibt. Diese umzugestalten, ist eben die ausgesprochene
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Absicht der revolutionären bzw. sozialreformistischen Bewegungen. 
W ieweit diese Absicht W irklichkeit w ird, w urde am Beispiel A rgenti­
niens und Boliviens dargestellt. Es gilt nun, eine Synthese dieser Bewe­
gungen vorzunehmen, um die G rundlinien dessen darzutun, was sie 
beabsichtigen, d. h. m it welchem Inhalt die erw ähnte neue O rdnung 
gefüllt werden soll. D aran  anschließend läß t sich die Frage nach dem 
„W ohin“, d. h. nach dem Endergebnis dieser Bewegungen, entspre­
chend beantworten.
H ervorzuheben ist in erster Linie ihre betont nationale — nicht selten 
nationalistische — Orientierung, daher suchen ihre Führer eine möglichst 
breite M assenunterstützung, die ihnen im allgemeinen nicht versagt 
w ird. Beispiele hierfür sind Perón in Argentinien, Ibáñez in Chile, Be­
tancourt in Venezuela, Arévalo und Arbenz in Guatem ala, Vargas in 
Brasilien, H ay a  de la  T orre in Peru und Paz Estenssoro in Bolivien. 
In  diese Richtung gehören dann die Beseitigung der bisherigen A grar­
struktur und der m it ihr zusammenhängenden sozialen M ißstände, die 
Integrierung der einheimischen Bevölkerung — soweit vorhanden, der 
indianischen oder im allgemeinen der breiten Massen — in das w irt­
schaftliche, politische und soziale Leben der N ation, was die Ü berw in­
dung der bisherigen Herrschaft der traditionellen Oberschicht voraus­
setzt, ferner die Förderung der Industrialisierung bzw. die vielseitige 
Gestaltung der A grarproduktion als M ittel zur Beseitigung des M ono­
kulturcharakters der W irtschaft und dam it zur Erw eiterung der meist 
auf einem oder zwei P rodukten beruhenden Exportbasis.
Die Durchführung dieses Programm s ru ft in allen Sektoren der staat­
lichen A ktiv ität nach A rt und Um fang ungewöhnliche M aßnahmen 
herv o r: auf wirtschaftlichem Gebiet Verstaatlichungsm aßnahmen, starke 
Reglementierung des Auslandskapitals, im allgemeinen wenn nicht völ­
lige, so doch Teilplanung des Wirtschaftsablaufs; auf sozialpolitischem 
Gebiet w ird es als Aufgabe des Staates angesehen, die in die neuere 
Verfassungsentwicklung Lateinam erikas eingeführten sog. „sozialen 
Rechte“ des Individuum s zu fördern. Sie werden als unerläßliche E r­
gänzung der traditionellen Individualrechte betrachtet. Es handelt sich 
im G runde genommen um den Ausbau der sozialen Gesetzgebung als 
Inbegriff der von allen diesen Bewegungen in irgendeiner Form ange­
strebten sozialen Gerechtigkeit. Sie ist im allgemeinen um die Arbeit, 
die Familie und die Erziehung konzentriert. In  bezug auf die Arbeit 
werden M aßnahm en getroffen wie Festsetzung der Arbeitszeit und des 
Lohnminimums, Einführung der kollektiven Arbeitsverträge, ärztliche 
Fürsorge, Anerkennung des Streikrechts, Einrichtung von staatlichen 
Organen zur Schlichtung der Konflikte zwischen Arbeitgebern und A r­
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beitnehm ern usw. D er Familie als „Zelle der N a tio n “ gilt die beson­
dere Fürsorge des Staates. D azu dienen die Regelung der Eheschlie­
ßung, die Sondergesetzgebung zum Schutze der Mutterschaft, die gleiche 
Behandlung von ehelichen und unehelichen K indern usw. Was die E r­
ziehung anlangt, so ist der S taat bestrebt, das als jedem Bürger zuste­
hend betrachtete Recht auf U nterricht zu verwirklichen. D arauf sind 
vor allem die Bemühungen zur Beseitigung des Analphabetentum s ge­
richtet; hierzu gehören auch die Einführung der Schulpflicht, die För­
derung des kostenlosen öffentlichen Unterrichts von der Grundschule 
bis hin zur U niversität sowie der sonstigen kulturellen Einrichtungen 
wie Theater, Museen usw.
D araus geht hervor, daß durch die eindeutig zum  sozialen W ohlfahrts­
staat tendierende Entwicklung die Z entralgew alt sich einer Machtfülle 
erfreut, deren Legitim ation im M assencharakter der Bewegungen ge­
sucht und m it dem U m fang der zu bewältigenden Aufgaben gerecht­
fertigt w ird. Die auf diese Weise zustandegekommene Regierung ver­
steht sich nunm ehr als Herrschaft der bis dahin unterdrückten M ehr­
heit. Eine wichtige Folge davon ist die stark  plebiszitäre Färbung der 
Machtausübung, die es ermöglicht, die im N am en des Volkes eingelei­
tete Entwicklung gegen die M inoritäts- und Sonderinteressen durch- 
und fortzusetzen. M an hat es daher folgenderm aßen ausgedrückt: 
„ . . .  In  those countries in which government has been traditionally  
m onopolized by minorities the intensity of the struggle necessary to 
establish or re-establish m ajority rule m ay be proportional to  the de­
gree of its previous denial292.“ Diesen als S törungsfaktoren em pfunde­
nen M inoritäts- und Sonderinteressen werden faktisch kaum  Bewäh­
rungschancen gegeben, weil das neue Regime, so lange es sich noch 
nicht in allen Sektoren der Macht gefestigt hat, sich durch die bis je tzt 
den politisch-sozialen Raum  allein beherrschende Oberschicht gefähr­
det sieht und auch weil sie der von diesen Bewegungen beabsichtigten 
nationalen Integration im Wege stehen können. D aher der Trend zum 
monolithischen, faktischen E inparteien-Staat, dessen Auswirkungen auf 
die Gestaltung der Gesellschaftsordnung nicht ausbleiben können. Bei­
spielsweise w ird in dieser Hinsicht eine Beschränkung der individuellen 
Freiheit bew ußt in K auf genommen, weil der Befriedigung bestimm­
ter grundlegender sozialer Bedürfnisse der Vorzug gegeben w ird. Man 
sollte aber auch nicht übersehen, daß das Streben nach persönlicher 
Freiheit und individueller Entfaltung sowie die autoritäre Ausübung 
der S taatsgewalt in der politischen Geschichte Lateinam erikas oft ne­
beneinander liefen. M an w ird daher den dort durch die Entwicklung 
gegebenen Voraussetzungen Rechnung tragen müssen, will man ver­
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suchen, den S tandort der angestrebten neuen Staats- und Gesellschafts­
ordnung zu bestimmen.
D aß dieser grundsätzlich eine demokratische O rientierung aufgeprägt 
werden soll, scheint außer Zweifel zu sein. Vorher unbestimm bar ist 
dagegen ihre jeweilige faktische Gestaltung in den einzelnen Ländern. 
Bedenkt man, daß beispielsweise in den entwickelten Industriegesell­
schaften das adoptierte Grundsystem jeweils bedeutende Abweichun­
gen aufweist — m an spricht von der „angelsächsischen“ im Gegensatz 
zu r „lateinischen“ D em okratie (französischer oder italienischer P rä ­
gung)293 —, so kann eine ähnliche Entwicklung in Lateinam erika als 
wahrscheinlich angenommen werden. Versuche, diese Entwicklung nur 
nach klassischen M aßstäben zu beurteilen, scheinen daher entweder zu 
einseitigen oder zu schwer verw endbaren — weil zu wenig verbindli­
chen — Aussagen zu führen294.
Die revolutionären bzw. sozialreformistischen Bewegungen wie der 
peruanische „Aprism o“, der argentinische „Justicialism o“, der bolivia­
nische „M ovimiento N acional R evolucionario“ oder gar der p a ra ­
guayische „Febrerismo“ zielen vielmehr auf ein Mischsystem eigener 
Prägung ab, das die G rundzüge der klassischen Dem okratie m it be­
stimmten Prinzipien sozialistischer Inspiration zu kombinieren ver­
sucht295. Es handelt sich um  ein System, das vor allem die bestehenden, 
oft zu revolutionären Explosionen führenden sozialen Ungleichheiten 
beseitigt, indem es die entscheidenden S trukturreform en ermöglicht, 
m it deren H ilfe die Kluft zwischen Verfassungsnorm und Verfassungs­
wirklichkeit allmählich gefüllt werden soll. W enn auch für diese D e­
m okratie sui generis vorerst keine einheitliche Bezeichnung möglich ist, 
so vermag die von Jesús Silva H erzog geprägte Formel zumindest die 
G rundrichtung anzugeben, wenn er meint, es handle sich letztlich um 
eine egalitäre D em okratie im Politischen und eine au f Gerechtigkeit 
beruhende D em okratie im Wirtschaftlichen (una democracia igualita­
ria  en lo político y justiciera en lo económico)296.
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A NH A N G
P A R A G U A Y  A L S  U N F E R T I G E S  B E I S P I E L
Im  Vergleich zu Argentinien und Bolivien stellt P araguay einen Son­
derfall dar; der hier in Betracht kommende Staatsstreich vom 17. Fe­
b ruar 1936 leitete zw ar wie in den beiden anderen Ländern eine Be­
wegung ein, diese blieb aber nicht nur im A nsatz stecken, sondern ver­
zettelte sich auch von A nfang an in einem Ausmaße, daß die ihr fol­
genden Entwicklungen kaum  A nsatzpunkte für eine von der U r­
sprungssituation ausgehende Systematisierung bieten. D er V erlauf der 
Ereignisse w ar zwischen 1936 und 1954 ungleichmäßig und weniger 
zusammenhängend als im Falle Argentiniens und Boliviens: von den 
acht Regierungen, die in diesem Zeitraum  zustandekamen, w urden 
sechs gewaltsam und vorzeitig abgesetzt. Diese verw irrend anm utende 
Situation spiegelt sich in der politischen L iteratur insofern wider, als 
das über diese Periode vorhandene Tatsachenmaterial unzulänglich ist 
und eine Durchdringung der Ereignisse nicht ermöglicht. D aher w ird 
hier keine Analyse, sondern nur eine zusammenfassende Betrachtung 
vorgenommen, wobei der Staatsstreich vom 17. Februar 1936 als ori­
ginärer Impuls angesehen w ird.
A - D E R  S T A A T S S T R E I C H  
V O M  17.  F E B R U A R  1 9 3 6
I. D ie sogenannte „Febrerista-Revolution“
Ähnlich wie in Bolivien hatte  der Chaco-Krieg, obwohl er Paraguay 
wesentliche Vorteile brachte, zur Folge, daß die wirtschaftlichen und 
sozialen Probleme des Landes in ein stärkeres Licht als bisher rückten 
und daß sowohl in der Armee als auch in der Zivilbevölkerung die 
Änderung der bestehenden Situation als dringlich em pfunden wurde. 
Die liberale Regierung des Präsidenten A yala vermochte weder den 
w ährend des Krieges und auch als Folgen der Wirtschaftskrise aufge­
tauchten Schwierigkeiten: W ährungszerfall, Inflation, verschärfte so­
ziale Spannungen usw., w irksam  zu begegnen noch die eigentlichen
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Probleme Paraguays, wie Landkonzentration, dürftige In frastruk tur, 
mangelhaftes Erziehungssystem usw., zu lösen. Die liberale Partei, die 
selbst in drei Fraktionen zersplittert w ar, sah sich der O pposition nicht 
nur in den eigenen Reihen, sondern auch dem „P artido  N acional Re­
publicano“, genannt „C olorado“, und einer G ruppe von Erneuerern, der 
„Liga N acional Independiente“ gegenüber. Diese G ruppe, die sich 
später — in Erinnerung an den Staatsstreich vom Februar — „Febreri- 
stas“ nannte, strebte einen neuen Parteitypus an und v ertra t durch 
ihren Führer Juan  Stefanich eine neuartige Theorie der Dem okratie, 
die sogenannte „Democracia solidarista“, auf die noch einzugehen 
sein w ird.
In  der Armee herrschte U nzufriedenheit über die Z ivilführung und 
auch Unbehagen über das Demobilisierungsvorhaben des Präsidenten 
Ayala, das als ein Versuch ausgelegt w urde, den potentiellen politischen 
Einfluß der Armee zu schwächen. Im  Jahre 1935 bildeten schon die 
Chaco-Kriegsteilnehmer die „Asociación N acional de Ex-Com batien- 
tes“, welcher O berst Rafael Franco Vorstand. D er Zusammenschluß 
beider O rganisationen und einiger V ertreter der „C olorado“-Partei er­
gab die P lattform  fü r den Staatsum sturz des 17. Februar, der „Febreri- 
sta-Revolucion“ getauft wurde.
Über das eigentliche F laupt der Bewegung besteht keine einheitliche 
M einung; es werden drei Persönlichkeiten genannt: O berst Franco, 
Gomes Freire Esteves, der spätere Innenm inister in der nach dem 17. 
Februar gebildeten Regierungsjunta, und Juan  Stefanich von der „Li­
ga N acional Independiente“. D er Oberst Frederico W. Smith, der die 
militärische Führung des Staatsstreiches übernommen hatte, meinte in 
einem Brief vom 8. Mai 1946 an die Zeitung „El P aís“ (11. Mai 1946), 
die Revolution vom 17. Februar 1936 sei eine Explosion des Volkes 
gewesen, infolgedessen könne sie weder eine ausschließliche Angelegen­
heit von Stefanich noch von Franco . . .  sein. Dem hielt F. B. Molas Lo­
pez, M itglied der „C olorado“-Partei, in einem offenen Brief vom 4. 
Juni 1946 an die Zeitung „El Paraguayo“ (5. Jun i 1946) entgegen, die 
einzige, von den U rhebern der Bewegung akzeptierte K andidatur (als 
S taatspräsident) sei diejenige von O berst Rafael Franco gewesen, der 
damals die Forderungen der paraguayischen „R evolution“ repräsen­
tierte1.
Für diese zweite These scheint der U m stand zu sprechen, daß nach 
dem Sturz der Ayala-Regierung wegen einer Reihe von Schwierigkei­
ten (!), ein Telegramm an Franco, der am 6. Februar nach Argentinien 
abgeschoben wurde, geschieht werden m ußte. W enn, wie Smith behaup­
tete, Freire Esteves und nicht Franco zum D e-facto-Präsidenten be­
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stimmt w orden wäre, so hätte  es nicht der Anwesenheit Francos be­
durft, um auftretende Schwierigkeiten zu beseitigen. Diese Frage ist 
nicht ohne Bedeutung, da die weiteren Entwicklungen nach dem Staats­
streich stark von Francos Persönlichkeit geprägt wurden.
Dies um so mehr, als die U rheber des Staatsstreiches über kein einheit­
liches Regierungsprogramm verfügten, es sei denn die Liquidierung 
der Liberalen-Herrschaft, die als „ein ohne Berücksichtigung seiner po­
litischen, sozialen und geographischen R ealitäten Paraguay auferlegtes 
Bastard-Regim e“ bezeichnet w urde2. D er Mangel an einem gemeinsa­
men Aktionsprogram m  ließ sich auf die H eterogenität der Elemente 
zurückführen, die sich in der Regierungsjunta zusammenfanden. Drei 
Jahre nach dem 17. Februar hob Stefanich diese wesentliche Schwäche 
der Bewegung hervor, die sich schon bei der ersten Kabinettssitzung 
am 20. Februar, in der die Richtlinien der Regierungspolitik festgelegt 
werden sollten, herausstellte. D er Justizm inister — so schrieb Stefanich 
— sei marxistischer Gesinnung, der Innenm inister hege faschistische 
Vorstellungen, w ährend der Landwirtschaftsminister auf G rund eines 
zwanzigjährigen Aufenthaltes in Deutschland nazifreundlich sei. E r 
selbst habe die G rundlinien seiner „solidarischen D em okratie“ entw or­
fen. „Die Februar-Regierung“, fäh rt er fort, „w ar also anfangs eine 
Verquickung von vier politischen Tendenzen: drei ausländische — der 
M arxismus, der Faschismus und der N ationalsozialism us; eine p ara­
guayisch-amerikanische: die solidarische D em okratie.“ U nd weiter: 
„Die Revolution w ar eine mächtige, aber unbestimmte M einungsströ­
mung. In  ihr vermischten sich die ungleichsten Elemente und die an ta­
gonistischsten Ideologien. Die aufgeregte Menge, die sich zum revolu­
tionären Glauben bekannte, w ar weit davon entfernt, ein gemeinsames 
Ziel zu verfolgen3.“
Stefanich selbst konnte aber im Laufe späterer Auseinandersetzungen 
Teilerfolge bei der Durchsetzung seiner Ideen verzeichnen. W enn auch 
seine Theorie kaum  praktische Anwendung fand, so erscheint es doch 
nützlich, diese neuartige K onzeption der demokratischen Staats- und 
Gesellschaftsordnung kurz zu erörtern, welche der „Febrerista-Revolu- 
tio n “ zugrunde gelegt werden sollte4.
Stefanich geht davon aus, daß der Liberalismus des 18. und 19. Jah r­
hunderts nicht geeignet sei, den m odernen Bedürfnissen zu genügen. 
U m  dem abzuhelfen, müsse eine politische Philosophie versuchen, die 
D em okratie zu modernisieren, sie von historischen Fesseln und H inder­
nissen zu befreien und sie „in H arm onie m it dem W eltrhythm us, m it 
den zeitgenössischen Problemen . . .“ zu revidieren. D ie objektive 
G rundlage der solidarischen D em okratie bestehe in der Bildung einer
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Regierung, in der die Individuen und die G ruppen, zu denen sie ge­
hören, in natürlicher Interdependenz harmonisch leben werden . . .
H ier kom m t der Gedanke der S olidarität zum Ausdruck: D er Mensch, 
sagt Stefanich, sei frei und solidarisch geboren; er sei frei, aber abhän­
gig. E r sei M itglied einer Familie, einer Gemeinde, einer Rasse, einer 
N ation, einer Gegend, eines K ontinents und der Menschheit. Jede die­
ser Einheiten habe ihre Rechte, die solidarische D em okratie erkenne sie 
an und schütze sie auf der nationalen Ebene durch die Regierung, auf 
der internationalen durch eine W eltorganisation. Ferner m üßten die 
neuen Menschenrechte — soziale und wirtschaftliche Gerechtigkeit, Le­
bensstandardm inim um  . . .  staatliche Lenkung in der Wirtschaft, in der 
Politik, auf dem geistig-moralischen Gebiet — zu den traditionellen 
Menschenrechten der D em okratie des 18. Jahrhunderts hinzugefügt 
werden. M an könnte der solidarischen D em okratie einen bedenklichen 
Totalitätsanspruch vorw erfen; ein wesentlicher Unterschied zwischen 
ih r und to ta litären  Gesellschaftstheorien besteht aber schon in der Aus­
gangsposition: w ährend der Totalitarism us dem S taat den V orrang 
gibt und die Individuen in ein System hineinzwingt, das ihre Freihei­
ten unterdrückt und sie sogar verneint, erkennt der „Solidarismo“ 
diese Freiheiten an und versucht sie m it denjenigen der Gesamtheit oder 
der G ruppen in E inklang zu bringen.
Dieser Theorie haftet vor allem der Mangel an konkretem  wirtschaft­
lichem und sozialem Inhalt an. Dies kann als ihre Hauptschwäche an­
gesehen werden, da sie bestimmte Probleme der paraguayischen W irk­
lichkeit von 1936 und der Folgezeit zu lösen versprach, ohne konkrete 
Wege dazu aufzuzeigen. Die solidarische D em okratie oder der „Soli­
darism o“ erscheint als eine nur weltanschauliche In terpreta tion  der 
Gesellschaftsentwicklung, die über eine synthetische Zusammenfassung 
der Probleme nicht hinausgeht und den tatsächlichen Rahm en n id it ab­
steckt, in dem sich die gewünschte Umgestaltung der bestehenden Ge­
sellschaftsordnung vollziehen soll. Einzelheiten über den V erlauf die­
ses Prozesses sind der Theorie des „Solidarism o“ nicht zu entnehmen. 
D ie von seinen Verfechtern ergriffenen M aßnahm en folgten keinem 
vorgezeigten Weg, sondern bewegten sich im Rahmen einer punktuel­
len Regierungspolitik, welche vorwiegend von dem Führer der Regie­
rungsjunta bestimm t wurde.
II. Das Franco-Regime (17. Februar 1936 — 13. August 1937)
D ie Kräfte, die sich der „Febrerista“-Bewegung anschlossen — ehema­
lige Kriegsteilnehmer, Gewerkschaftsführer, Studenten und die schon
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erw ähnten Organisationen — sahen in Franco den „starken M ann“, 
der dem „Liberalen-V errat“ ein Ende machen würde. Am 24. Februar 
verkündete er vom Balkon des Regierungsgebäudes aus, daß eine neue 
Ä ra beginne und daß ein neuer S taat gebildet werde. Er verdeutlichte 
seine Absichten m it dem Erlaß vom 10. M ärz, in dessen Präam bel es 
hieß: „ . . . d i e  Revolution in Paraguay beabsichtigt dieselbe A rt von 
sozialen, to ta litären  Um wandlungen (wie die) des gegenwärtigen 
Europas, in dem Sinne, daß die Revolution und der S taat identisch 
sind5.“ Durch den A rtikel 3 w urde jede politische A ktiv itä t seitens 
der Parteien, der Gewerkschaften oder der Interessengruppen für 
ein Jah r verboten. Dem Innenm inisterium  w urde durch den A rtikel 4 
die gesamte Sozialpolitik des Staates unterstellt, angefangen m it der 
Gestaltung der Beziehungen und der Regelung der Konflikte zwischen 
A rbeit und K apital bis zu den O rganisationen der Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer. In  diesem Sinne w urde das „D epartam ento N acional 
del T rabajo“ ins Leben gerufen, das die von der Regierung definierten 
Rechte und Privilegien der A rbeiter schützen sollte.
A uf wirtschaftlichem Gebiet verkündete die Regierung ein Program m  
für die Organisierung der A grarproduktion auf wissenschaftlicher 
G rundlage, Beseitigung der Kolonialwirtschaft, Em anzipation des Fi­
nanzwesens und Verbesserung des Transportwesens. Eine L andredistri­
bution w urde durch den Erlaß N r. 1060 vom 5. Mai 1936 in Angriff 
genommen. Um  die Handelsbeziehungen zwischen P araguay und sei­
nen N achbarn zu befestigen und auszubauen, w urden Verträge m it 
A rgentinien (31. Dezember 1936), U ruguay (7. Januar 1937) und Bra­
silien (12. A pril 1937) abgeschlossen6.
Nachdem die Regierung im Februar 1936 den politischen Parteien jede 
A ktiv ität untersagt hatte, w urde nun von ih r die Bildung einer E in­
heitspartei angestrebt, die ihr ein Rückgrat im Volke verschaffen sollte. 
So w urden am 15. N ovem ber 1936 der „Bund ehemaliger K riegskäm p­
fer“ und die „N ationale L iga“ in der „U nión N acional Revoluciona­
r ia “ zusammengeschweißt. Diese sollte eine m it dem S taat identifi­
zierte, nationalistische Partei sein, welche die Ideale des 17. Februar 
verwirklichen sollte. Kennzeichnend dafür w ar ihr M otto: „integrale 
Befreiung des Volkes“ (Liberación integral del pueblo).
Die von der Regierung ergriffenen M aßnahm en deuteten zw ar auf 
den Willen hin, entscheidende Reform en durchzuführen, fanden aber 
durch ihren nicht kontinuierlichen C harakter nicht den nötigen W ider­
hall in den breiten Massen, denen sie offensichtlich galten. H inzu  kam , 
daß sich in der Armee U nzufriedenheit über die Friedensverhandlun­
gen der Regierung m it Bolivien auszubreiten begann, welche nach
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Meinung gewisser M ilitärkreise der durch den Ausgang des Krieges ge­
wonnenen günstigen Verhandlungsposition Paraguays nicht Rechnung 
trug. Es scheint, daß diese Frage zum  Sturz des Franco-Regimes am 
13. August 1937 wesentlich beitrug, als die Chaco-Befehlshaber, ermu­
tig t durch die ständige Liberalen-Agitation, sich weigerten, einem D e­
mobilisierungsbefehl Francos zu folgen7.
Nach anderer Meinung scheiterte Franco grundsätzlich, „weil es nicht 
möglich w ar, ohne gewaltsame Änderungen in der W irtschaftsstruktur, 
den Sozialismus in einem rückständigen Lande, wo die meisten Reich­
tumsquellen und Produktionsm ittel in ausländischem Besitz waren, 
einzuführen. Franco wagte nicht, diese Änderungen, die vielleicht im 
Chaos geendet hätten, durchzuführen oder das Auslandseigentum, von 
dem Argentinien den größten Teil besaß, zu beschlagnahmen8.“ M it 
dem Sturz Francos w urde jedenfalls das „Febrerista“-Experim ent ab­
gebrochen, jedoch nicht abgeschlossen, denn es h a t Fragen berührt und 
aufgeworfen, welche die nachfolgenden Regierungen nicht mehr über­
sehen konnten.
B • D I E  P E R I O D E  V O M  13.  A U G U S T  1 9 3 7  B I S  
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Diese Periode ist gekennzeichnet durch die Rückkehr der Liberalen an 
die Macht bis September 1940 und ab Juni 1948 durch die faktische 
Plerrschaft der „C olorados“, die sich ihrerseits unerbittliche Faktions­
käm pfe untereinander lieferten. H ier kann es sich nur darum  handeln, 
das Wesentlichste herauszugreifen, da diese bewegte Periode einen 
kontinuierlichen Überblick nicht ermöglicht. V or allem gilt es, diese 
oder jene M aßnahm en hervorzuheben, die als Nachwirkungen des 17. 
Februar angesehen werden können.
Die Nachfolge Francos tra t Félix Paiva an, ein bekannter Liberaler. 
D am it w ar offensichtlich, welche K räfte h in ter den meuternden M ili­
tärs standen, obwohl diese Vorgaben, die ursprünglichen Ziele vom 
Februar 1936 wieder durchsetzen zu wollen. D er Regierung Paiva ge­
lang es, am 21. Ju li 1938 den Friedensvertrag m it Bolivien abzuschlie­
ßen. Besonders erwähnenswert ist die von ihr erlassene Gesetzgebung, 
die einige Änderungen an Francos Arbeitsgesetz vornahm . In  der In ­
dustrie w urden ab 6. Januar 1938 der Achtstundentag und die 48- 
Stunden-W oche eingeführt; für besonders gefährliche Arbeiten w urde 
die Arbeitszeit auf 6 Stunden pro  Tag bzw. 36 Stunden pro  Woche be­
schränkt. Diese Gesetzgebung sollte dazu dienen, einen gewissen sozia­
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len Frieden unter den in der Industrie beschäftigten Chacokriegskämp- 
fern zu erzielen, die Franco beim Sturz der Regierung A yala unter­
stü tzt hatten.
Nach Paivas provisorischer Am tszeit w urde General Estigarribia, N a ­
tionalheld des Chaco-Krieges, zum Präsidenten gewählt. Die L ibera­
len hatten  ihn w ährend seines Aufenthaltes in W ashington als Mis­
sionsbeauftragten zum Präsidentschaftskandidaten ihrer Partei be­
stimmt, w om it sie auf einen sicheren Wahlsieg spekulierten. Bei seinem 
A m tsantritt am 15. August 1939 versprach General Estigarribia wie­
derum  den Beginn einer neuen Ä ra für Paraguay. Eine gewisse har­
monische Zusam m enarbeit zwischen dem Präsidenten und dem K on­
greß schien sich anzubahnen. Aber die Oppositionspresse eröffnete bald 
eine Kampagne gegen den neuen Präsidenten; Studentenstreiks b ra­
chen aus. Im  großen und ganzen herrschte wieder eine Atmosphäre der 
Unsicherheit und der Unruhen. Um  H err der Lage zu werden, löste 
General Estigarribia den K ongreß am 18. Februar 1940 auf und erließ 
eine Proklam ation, auf G rund deren die Verfassung von 1870 aufge­
hoben und jegliche politische A ktiv itä t untersagt wurde. D er Präsident 
verkündete gleichzeitig seinen Entschluß, die gesamte Staatsgewalt 
allein zu übernehmen.
Die offizielle P ropaganda verbreitete Regierungsthesen über die E nt­
stehung eines neuen Paraguays. Es hieß, die bisherigen politischen 
Bräuche m üßten beseitigt werden, der S taat müsse intervenieren, um 
politische, soziale und wirtschaftliche Probleme zu lösen, den nationa­
len Interessen müsse der V orrang vor den privaten  gegeben werden 
usw., Forderungen, die seltsamerweise an die „solidarische D em okra­
tie“ der „Febreristas“ erinnerten.
Durch die am 10. Ju li 1940 verkündete und am 4. August ratifizierte 
neue Verfassung sollten die Voraussetzungen geschaffen werden, um 
die notwendigen Reformen durchführen zu können. H ervorzuheben 
ist die vorgesehene starke Exekutive, der ein S taatsrat zur Seite stehen 
sollte. Dieser setzte sich aus K abinettsm itgliedern, dem R ektor der 
Landesuniversität, dem Erzbischof, dem Präsidenten der N ationalbank 
und V ertretern des H andels, der Landwirtschaft, der Industrie und des 
M ilitärs zusammen. Die Regierung hoffte außerdem  durch die Anwen­
dung dieser Verfassung, die wirtschaftlichen Vorgänge so streng zu 
überwachen, daß sie den Klassenkam pf abschaffen, die Monopole bre­
chen, die Preism anipulationen usw. beseitigen könnte. Diese Verfas­
sung kam  aber kaum  zur Anwendung, da Estigarribia am 7. Septem­
ber 1940 O pfer eines Flugzeugunglückes wurde. Seine au toritäre H an d ­
habung der Macht w urde vielfach angeprangert, viele dachten jedoch,
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er könnte ein dauerhaftes System schaffen, durch das Paraguays P ro ­
bleme ohne perm anente D ik ta tu r gelöst werden würden.
Als zunächst provisorischer Staatschef übernahm  General H iginio Mo- 
ríñigo nicht nur die Vollmachten Estigarribias, unter dem er Kriegs­
und M arinem inister gewesen w ar, sondern auch eine kom plizierte po­
litische Lage, Finanzschwierigkeiten und soziale Spannungen. M oríñigo 
m ußte sich einen Weg zwischen verschiedenen Tendenzen der po liti­
schen Auseinandersetzung bahnen, nämlich zwischen den Faktionen der 
Armee, die einerseits eine mehr liberale Politik, andererseits eine noch 
straffere Führung als un ter Estigarribia wünschten und denjenigen 
„Febreristas“, die auf eine Gelegenheit w arteten, um wieder die Macht 
an sich zu reißen. In  seiner Botschaft vom 23. Dezember 1940 hob er 
dieselben G rundsätze, die schon die „Febreristas“ und nach ihnen Esti­
garribia verkündet hatten, hervor: Ablehnung des Liberalismus des 19. 
Jahrhunderts, Staatsintervention, K ontrolle des W irtschaftsapparates 
usw.
D ie Regierung M oríñigo fürchtete offensichtlich den Einfluß der Ge­
werkschaften. Im  Januar 1941 brach in Asunción ein Generalstreik aus, 
der erst dann aufgehoben w urde, als die Regierung einige Gewerk­
schaftsführer ins Gefängnis w arf und m it der Mobilisierung der Strei­
kenden drohte. D araufh in  w urde die „Confederación de Trabajadores 
del P araguay“ aufgelöst; tro tzdem  funktionierten annähernd 65 Ge­
werkschaftsorganisationen in Asunción und 13 in der P rovinz w eiter­
hin9. Eine neue Dachorganisation, der „Consejo O brero del P araguay“, 
w urde im August 1944 ins Leben gerufen und seine staatliche Aner­
kennung im M ärz 1946 beantragt. Die von der Regierung zugunsten 
der A rbeiter ergriffenen M aßnahm en trugen paternalistischen C ha­
rakter. Beispielsweise führte der Erlaß vom 2. Januar 1941 einZwangs- 
sparsystem für Lohnarbeiter ein, auf G rund dessen diese einen be­
stimmten Prozentsatz ihres Lohnes bei dem „Banco A grícola“ abgeben 
mußten. D er gesparte Lohnanteil durfte nur unter gewissen strengen 
Bedingungen abgehoben werden. M an sah aber bald den unrealisti­
schen Aspekt des Systems ein, da sehr wenige A rbeiter genug verdien­
ten, um sparen zu können. D er E rlaß w urde im Februar 1943 zurück­
gezogen und die Ersparnisse ausgezahlt.
Nach dem 2. W eltkrieg gestaltete M oríñigo die Staatsführung elasti­
scher. Die Regierung m ilderte die Pressezensur und verkündete eine 
politische Amnestie. Diese Entwicklung w ar möglich, weil M oríñigo 
einige politische Kreise aufforderte, sich an der Regierung zu beteili­
gen. Am 23. Ju li 1946 bildete sich daher ein K oalitionskabinett zw i­
schen der Armee, den „C olorados“ und den „Febreristas“. Es w ar aber
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eine totgeborene K oalition, da die Gegensätze zwischen „C olorados“ 
und „Febreristas“ so Zunahmen, daß sie praktisch unüberbrückbar w ur­
den. Im  Januar 1947 stellten die „Febreristas“ eine Liste von Forde­
rungen auf, die eine Spaltung der K oalition nach sich zog: dem Präsi­
denten der „C olorado“-Partei und dem Teil der Armee, der diese un­
terstützte, standen die „Febreristas“ und ihre Anhänger unter den 
M ilitärs gegenüber. M oríñigo entschied sich gegen die „Febreristas“ 
und bildete das K abinett m it den „C olorados“ um.
Dies bedeutete die faktische Rückgewinnung der Macht durch die „Co­
lorados“, die seit 1904 ausgeschaltet gewesen waren. Als A nfang M ärz 
1947 Rebellionen in Asuncion und Concepción ausbrachen, welche später 
bürgerkriegsähnliche Formen annahmen, trugen die „C olorados“ ent­
scheidend dazu bei, sie niederzukäm pfen. D adurch festigten sie aus 
eigener K raft ihre Stellung in der Regierung und wuchsen sozusagen 
zu gleichberechtigten Partnern  Moríñigos heran. Präsidentschafts- und 
Kongreßwahlen w urden für den 15. Februar 1948 angesetzt. M it H ilfe 
des ihnen hörigen Teiles der Armee setzten sie jedoch M oríñigo am
3. Jun i vorzeitig ab, da sie fürchteten, er werde die Macht nicht wieder 
abgeben.
Von da an begannen die Fraktionskäm pfe unter den „C olorados“. Auf 
M oríñigo folgte am 15. August 1948 Juan  N atalicio  González als ver­
fassungsmäßiger Staatspräsident, nachdem das Amt provisorisch von 
Juan  Manuel Frutos übernommen w orden w ar. Aber schon am 30. 
M ärz 1949 w urde er provisorisch zunächst durch General Rolón, dann 
am 26. Februar durch Molas López ersetzt, der am 17. A pril zum 
Staatspräsidenten gewählt wurde. Die N om inierung López’ als P a r­
te ikandidat w urde zw ar geduldet, aber die Fraktion  um Federico C ha­
ves bildete eine starke Oppositionsgruppe, die erreichen konnte, daß 
López am 11. September 1949 zugunsten von Chaves abdankte; die­
ser w urde nach einer provisorischen Amtsperiode am 16. Juli 1950 
zum Staatspräsidenten gewählt.
U nter Chaves bahnte sich eine relativ  ruhige Periode an. E r schien 
auch den Weg des Staatsinterventionism us einzuschlagen. Im  Januar 
1950 erließ er eine Verordnung, die dazu bestimmt w ar, eine strenge 
Preiskontrolle einzuführen und Spekulationen vorzubeugen, indem 
dem W irtschaftsminister Vollmacht gegeben wurde, den Verkauf, 
T ransport und Lagern von A rtikeln, die von der Regierung als für 
den N ationalw ohlstand wesentlich erk lärt w orden w aren, zu regulie­
ren. W eitere ähnliche M aßnahm en ließen erkennen, daß Paraguay 
M itte des Jahrhunderts im Begriff stand, sich von dem Laisser-faire 
früherer Zeiten abzukehren und sich allmählich einer staatlich kontro l­
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lierten W irtschaft zuzuwenden. Die Chaves-Regierung bemühte sich 
außerdem, die Spannungen zwischen dem S taat und den Gewerkschaf­
ten bzw. dem Arbeitssektor schlechthin abzubauen. So z. B. wurden 
die N om inallöhne um 80%  für weibliche und 5 0 %  für männliche A r­
beiter erhöht, um die gestiegenen Lebenshaltungskosten aufzufangen. 
Im  Dezember 1951 w urde durch E rlaß  der bezahlte U rlaub einge­
führt. Schließlich erfreute sich die neugegründete „Confederación P a­
raguaya de T rabajadores“ der wohlwollenden U nterstützung der Re­
gierung.
T ro tz  der W iderstände mancher Elemente der Regierung versuchte P rä ­
sident Chaves sein Program m  der „geistigen Befriedung“ durch E r­
w eiterung der Regierungsgrundlage durchzuführen10. Dies führte zu 
verschiedenen K abinettsum bildungen m it zunehm ender Einflußnahme 
der Armee. Dem von Chaves erreichten modus vivendi m it anderen 
K räften des politischen Lebens w urde am 4. M ai 1954 vorzeitig durch 
den vom Stabschef, General A lfredo Stroessner, inszenierten H an d ­
streich ein Ende gesetzt.
Dieser seit August 1937 achte Regierungssturz zeigte, wie labil das 
Ringen um die Macht — tro tz  Stabilisierungsversuchen unter Estiga- 
rribia, M oríñigo und Chaves — seit der „Febrerista“-Bewegung gewor­
den war. A uf G rund ihrer äußerst konfusen Ideologie und der O rgani­
sationsschwäche der hin ter ih r stehenden K räfte vermochte sie nicht, 
die S tützen der bisherigen M achthaber zu erschüttern und sich diesen 
gegenüber zu behaupten.
N ach der Rückgewinnung der politischen Macht m ußten aber die nun­
m ehr rasch aufeinander folgenden und auch in den eigenen Reihen 
schnell wechselnden traditionellen Kräfte der Liberalen und der „C olo­
rados“ gewisse Anpassungsmaßnahmen treffen, um der durch den 
„Febrerista“-Umwälzungsversuch eingetretenen neuen Situation be­
gegnen zu können. W eder den einen noch den anderen gelang es in der 
betrachteten Periode, ein neues, stabiles K räfteverhältnis zu schaffen, 
um die Möglichkeiten einiger breitangelegter S trukturreform en auszu­
probieren.
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sonders im  Teil 1 ,2  u n d  3 des Verzeichnisses — haben  sich n icht verm ei­
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d ik ta tu r  u n d  die R estau ra tion . D ie H errschaft der Bolschewiki vo r
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allem  u n te r  Stalin b ie te t v ielm ehr das -welthistorisch einm alige Bei­
spiel einer perm an en ten  R e v o lu tio n  v o n  oben’, die zugleich A spekte 
einer p e rm anen ten  G egenrevolu tion  a n n im m t“.
G rundsätzlich  läß t sich m it M ac Iv e r feststellen: „ . . .  Jede (R evo­
lu tion ) geht ih ren  eigenen, besonderen  Weg. Jede en ts teh t au fgrund  
besonderer U m stände. Die A r t u n d  Weise des Ausbruchs häng t von  
diesen U m ständen  ab. Sie w ird  b e rü h rt  durch alle m öglichen Gegeben­
h e iten : durch die gerade herrschenden M achttechniken, durch den 
C h arak ter der S treitkräfte , das Nachrichtenwesen, die Entw icklung der 
P ropagandastellen , das A usm aß der U rban isierung  u n d  Industria li­
sierung, und  so fo rt. D ie S trategie der R ev o lu tio n  ist in  jedem  Fall 
anders“ . (Mac Iver a .a .O .  S. 261.)
23 In : S taa t und P olitik , a. a. O. S. 267.
24 „S taatsstreich“ . In : H an d w ö rterb u ch  der Sozialwissenschaften. Bd. 9. 
1956.
25 E benda S. 762—763.
26 Z w ar b leib t in jedem  Falle (sowohl bei dem  napoleonischen als auch 
bei den Staatsstreichen des 20. Jah rh u n d erts) die R olle der sta rken  
Persönlichkeit, deren jeder Staatsstreich bedarf, ausschlaggebend. A ber, 
w ährend  der 18. B rum aire u n d  der 2. D ezem ber 1851 vorw iegend auf 
innerpolitische U m stände zu rü ck zu fü h ren  sind (beide liegen z. B. je­
weils in de r L inie de r R ev o lu tio n en  v o n  1789 u n d  1848), n im m t die 
zw eite K ategorie de r h ie r e rw ähn ten  Staatsstreiche einen aus­
gesprochen ideologiegeprägten E x p erim en t-C h arak te r an, der von  
bestim m ten  politischen G ru p p en  ge fö rd ert w ird , deren  E ntstehungs­
bedingungen der 1. W eltk rieg  geschaffen o der besonders begünstig t 
h a t (Faschismus, N ationalism us). W ährend  das D ik ta tu rex p e rim en t 
des G enerals P rim o  de R iv era  (1923— 1930) m it einem  Fehlschlag 
endet und  Pilsudski in  Polen  die M acht von  M ai 1926 bis zu  seinem 
T ode 1935 b eh au p te t — ohne  jedoch die g roßen in n eren  Problem e 
des Landes, die N a tio n a litä ten - u n d  die A grarfrage, gelöst zu 
haben  — , h a t sich M ussolini in  G esta lt seines „Stato co rp o ra tiv o “ bis 
zu  seinem  S turz  am 25. Ju li 1943 durchsetzen  können .
27 H an d w ö rterb u ch  der Sozialwissenschaften, a. a. O . Eine wesensm äßig 
gleiche, inhaltsm äßig  jedoch um fassendere u n d  genauere D efin ition  ist 
die von O liv ier Brichet: „Le C oup d ’É ta t est un acte d’au to rité  con- 
sistan t dans une a tte in te  réfléchie, illegale e t b rusque, aux règles d’o r- 
ganisation, de fo n c tio n n em en t ou  de com petence des au to rités cons- 
tituées, a tte in te  dirigée, selon u n  p lan  p réconçu  et p o u r des raisons 
diverses, p a r un  hom m e ou p a r u n  groupe d ’hom m es reun is en un  
p a r ti ou  u n  corps; dans le b u t so it de s’em parer du  p o u vo ir, soit 
d’y  défendre  ou  d ’y  ren fo rce r sa position , so it d ’en tra in e r une sim ple 
m odification de l’o rientation  politique du p ay s“. (O. Brichet: E tude 
du  C oup  d ’É ta t en fa it e t en d ro it. Thèse. Paris 1935. S. 3 ff.)
28 M ax W eber: W irtschaft u n d  Gesellschaft. Tübingen 1956. 2 . H a lb ­
band. S. 579.
29 R . C arré  de M alberg: C o n trib u tio n  à la th éo rie  genérale de l’É ta t. 
Paris 1922. Tom e 2. S. 495— 96.
F. Gény, a. a. O . S. 135.
30 D avon  ausgehend ließe sich zwischen dem  „m ilitärischen“, dem  „zi­
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v ilen “ u n d  dem  „gem ischten“ Staatsstreich unterscheiden. In  der 
Regel ist die 1. K ategorie — v o r  allem  fü r das h ier in B etracht k o m ­
m ende G ebiet — anzutreffen , w ährend  die 2. K ategorie eine Selten­
h e it darstellt. Bei dem  „gem ischten“ Staatsstreich kan n  die „zivile“ 
Beteiligung in  der U n te rs tü tz u n g  des M ilitärs durch politische G ru p ­
pen  zum  A usdruck kom m en. (Ein gutes Beispiel d a fü r w ar der Staats­
streich vom  20. D ezem ber 1943 in Bolivien. Siehe K ap. über Bolivien.) 
D ie G renze zwischen „m ilitärischem “ u n d  „gem ischtem “ Staatsstreich 
k an n  durchaus u n bestim m t sein, da selbst bei einem  reinen m ilitä ri­
schen Staatsstreich das M ilitä r sich oft der m eh r oder w eniger offenen 
U n te rs tü tz u n g  politischer Kreise erfreu t.
31 O . Brichet, a. a. O . S. 74. — Es m uß  aber gleich h inzugefüg t w erden, 
daß die neuen M achtinhaber nach einem  gelungenen Staatsstreich ihre 
nachträgliche L egitim ierung oft durch P lebiszit bzw. plebiszitäre W ah­
len zu  erreichen pflegen.
32 Ü b e r diese schlagartige D urch fü h ru n g  des Staatsstreiches herrsch t in 
de r L ite ra tu r E in igkeit. So z .B .: S taat u n d  P o litik : A rt. „Staats­
streich“, S. 291. Ferner O. Brichet ( a .a .O .  S. 8 ff.): „. . . Le Coup 
d’É tat . . .  c’est un coup qui frap p e “. O der: „. . .  A  C oup d’É ta t is 
m ost invariab ly  sudden in appearance; a fte r long secret p rep ara tio n  
it is sprung in the unsuspecting, carried  through ruthlessly by  p ropen­
sion of courts by  m artia l law “ : A rt. „C oup d ’É ta t“ in : Encyclopaedia 
of th e  Social Sciences. N ew  Y o rk  1931. S. 508— 511.
33 So w ar z. B. C urzio M alaparte  (D er Staatstreich, Leipzig/W ien 1932, 
S. 244) bestreb t zu  zeigen, daß  „die Fragen der E roberung  und  V er­
teid igung des Staates keine politischen, sondern  technische Fragen 
sind, daß die K unst, den S taat zu  verte id igen, von  denselben G ru n d ­
sätzen  geleitet w ird  w ie die K unst, ih n  zu  erobern , daß  die einem  
S taatsstreich günstigen U m stände  n icht notw endigerw eise politische 
u n d  soziale sind u n d  n icht v o n  der allgem einen Lage des Landes ab- 
h ängen“.
Abgesehen von  der ungebührlich  einseitigen F orm  dieser B ehauptung , 
w ird  sie durch die Tatsache w iderlegt, daß z .B . langjährige D ik ta ­
tu ren , die doch den S taatsappara t bis zum  le tz ten  W inkel b e h err­
schen, auch zu  Fall gebracht w erden  k önnen , w enn eine günstige 
politische K onstella tion  den A nstoß  dazu g ib t (z. B. Perón  in  A rgen­
tin ien  im  Septem ber 1955).
34 G. L iet-V eaux: T heorie  ju rid iq u e  des revo lu tions. Paris 1943. S. 75 ff.
35 S taat u n d  P o litik . S. 291.
38 H ie r fü r  eine treffende F o rm ulierung  bei M ac Iv e r ( a .a .O .  S. 256): 
„ . . .  Das O rchester w ird  ausgetauscht, aber die M usik b le ib t die 
gleiche“.
37 u. a. A. N . Christensen (H rsg .): The evolution of L atin  A m erican govern­
m ent. N ew  Y o rk  1951. S. 313 ff. — H a ro ld  E. D avis (H rsg .): G overn­
m ent and politics in  L atin  Am erica. N ew  Y ork 1958. S. 141 ff.
38 A rtu ro  F rond iz i (nicht zu verwechseln m it seinem  B ruder Silvio, der 
auch spä ter — siehe Kap. ü b e r A rgen tin ien  — z itie r t  w ird ): P etró leo  
y  política. Buenos Aires 1954. S. 259 ff.
“N i ese n i o tro s acontecim ientos sim ilares de nuestra  h isto ria  son 
.revoluciones“, en el sentido sociológico de la expresión. Como dijo
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Echeverría no  entendem os p o r revo lución , las asonadas n i tu rb u len ­
cias de la  guerra civil: sino el desquicio completo de un orden social 
an tiguo , o el cam bio absoluto, ta n to  en el régim en in te r io r  com o 
e x te rio r de una sociedad".
39 Echeverría ist ein V orläufer des argentinischen Sozialismus.
40 D er C audillo  en tsprich t, m öchte m an  sagen, exak t dem  charism a­
tischen F ü h re r M ax W ebers. Folgende Beschreibung des C audillo  
scheint diese Feststellung zu  bestätigen: „ . . . H e  (the Caudillo) was 
necessarily a m an  possessing superio r energy, courage and self-con­
fidence, and fo r  th is reason insp ired  a certa in  awe and respect in 
his follow ers. H e  believed in  his in h eren t r ig h t and destiny  to  
g o vern ; he was a m an  w ith  a m ission". (E. L ieuw en: A rm s and 
Politics in L atin  A m erica. N ew  Y o rk  1960. S. 23.)
W enn noch h eu tzu tage  m ancher lateinam erikanische D ik ta to r  oder 
„ starke“ M ann dem Gehaben nach wie ein C audillo  anm utet, so u n ter­
scheiden sich die V erhältnisse zu  sehr von  denen im  19. Ja h rh u n d e rt, 
als daß m an diesen E inzelerscheinungen allzu große Beachtung schen­
ken  m üß te . A ußerdem  genießt o hneh in  der lateinam erikanische Staats­
p räsiden t trad itionsm äß ig  ein so großes A nsehen u n d  e rfre u t sich 
verfassungsm äßig so um fassender M achtbefugnisse, daß es eher w u n ­
d ernehm en m üß te , w enn er sich n icht entsprechend benähm e.
41 A ugustin  F. M acdonald: L atin  A m erican  Politics and G o vernm en t. 
2. ed. N ew  Y o rk  1954. S. 11 ff.
42 Es w ird  allerdings im  Laufe der w eite ren  A usführungen  n ich t möglich 
sein, auf die A usdrücke „L ateinam erika“ oder „L ate in -“ bzw . „Süd­
am erik a“ zu  verzichten , da viele Problem e das ganze G ebiet b e tre f­
fen. F ü r  die spezifische F ragestellung der U ntersuchung  b leib t es bei 
„Südam erika“ . (Im  übrigen  w erden  auch in  verschiedenen V eröffen t­
lichungen der U N  diese Bezeichnungen gelegentlich verw endet, so z. B. 
in  „D em ographie Y earb o o k “, „Statistical Y earb o o k “.)
K A P I T E L  I
43 N ach W. S. und E. S. W oytinsky: W orld  population  and production. 
N ew  Y o rk  1953. S. 392.
44 A llein die landw irtschaftliche B evölkerung b e tru g  1950 49 °/o der 
G esam tbevölkerung. U N : FA O : P ro d u c tio n  Y earbook . R om  1960.
45 M anche oberflächliche B etrachtung übersieh t diesen Z usam m enhang 
und spricht von Venezuela als einem der reichsten und „entwickelt­
sten“ L änder Lateinam erikas. So z .B . folgende Studie: „40 000 Ame­
ricans enjoy oil-w ealthy  Venezuela“ , in : The S tate Jou rna l. Lansing, 
M ichigan, Ju ly  24, 1957. Z it. nach Pedro  C. M. Teichert: Analysis o f 
real g ro w th  and w ealth  in th e  L atin  A m erican  republics. In : Jou rna l 
o f  In ter-A m erican  Studies. Vol. 1, N r . 2, A pr. 1959. S. 179.
A n  derselben Stelle b em erk t T eichert: „Sim ply because such a re la ­
tive ly  large num ber as ,40 000 Am ericans enjoy the p rosperity  o f oil 
w ealthy  V enezuela“, does no t necessarily lead  to  the conclusion 
th a t in a nation  w here a cheap shirt costs $ 10 in U . S. currency, a 
head  of le ttu ce  $ 1, and a sim ple b reak fast $ 4,50, th e  m ajo rity  o f the
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V enezuelan people are very  h ap p y  and w ealthy . M ost o f th em  are 
liv ing  outside o f Caracas and th e  M aracaibo areas, and are n o t 
connected  w ith  th e  oil in d u s try “.
46 R ichard F. B ehrend t: K ultu rzusam m enstöße und  soziale Spannungen 
in L atein -A m erika. In : K ölner Zeitschrift fü r  Soziologie u n d  Sozial­
psychologie. N . F. Jg. 9. H . 2. 1957. S. 233.
47 D em  A u to r w ird  — w enn nicht anders v e rm erk t — fü r  den h is to ­
rischen Ü berblick im  w esentlichen nach seinem  A rtik e l gefolgt: 
W irtschaftliche E ntw icklung in L atein-A m erika, Problem e, Ergebnisse 
u n d  Aussichten. In : Zeitschrift fü r  die gesamte Staatswissenschaft. 
Bd. 112. H . 4. 1956. S. 578 ff.
48 Das Beispiel de r U n ited  F ru it  C o m pany  ist in dieser H insicht h in ­
reichend b ekann t. Die L ate inam erikaner haben diese Z ustände in 
allen Form en, oft in faktischer u n d  analytischer G rundlagen  en t­
behrenden K ritiken  angeprangert und bekäm pft. Vgl. Behrendt, a. a. O.
49 Vgl. U n ited  N a tions, D ep artm en t o f Econom ic and Social A ffairs: 
Foreign C apita l in  L atin  A m erica. N ew  Y o rk  1955. S. 154.
50 U n ited  N a tions, a. a. O . S. 156.
51 E inige A nleihen haben dazu gedient, D enkm äler, P ru n k straß en , 
T h ea te r u n d  dgl. m eh r zu bauen, m eist u m  die „R egierungsparte i“ 
an de r M acht zu  erhalten . In  einigen Fällen w urden  sie dazu v e r­
w endet, das ständige Loch im  S taatshaushalt zu  stopfen , also zu r Be­
stre itu n g  des laufenden Defizits. G ew ährt w orden  w aren die A nleihen 
nach 1945 zu  dem  Zweck, alte Schulden zu tilgen, die Schwierigkeiten 
der Zahlungsbilanz zu beseitigen — so z. B. in  A rgentin ien , Brasilien, 
K olum bien, C hile  — u n d  in zunehm endem  M aße E ntw ick lungspro­
jek te  zu  finanzieren.
52 N ach Berechnungen der U N  (U N , a. a. O . S. 8 ) h ä tte  L ateinam erika, 
um  seinen A uslandsschuldverpflichtungen in  den Jah ren  1934— 38 
nachkom m en zu  können , das V olum en seiner E in fu h ren  um  m in ­
destens 60 °/o im  Vergleich zu  seinem  E in fuhrvo lum en  in der Periode 
1925— 29 reduzieren  müssen. Es w äh lte  bekanntlich  den W eg der Z ah­
lungseinstellungen. Ende 1935 w ar der Schuldendienst fü r  84,5 %> 
der gesam ten festverzinslichen Schuld L ateinam erikas eingestellt w o r­
den — im  Vergleich zu 51,5 °/o in E uropa, 3 °/o in K anada u n d  0,9 °/o 
in Asien. (U nited  N ations, a. a. O . S. 157.)
53 Francesco K neschaurek: W achstum sproblem e der lateinam erikanischen 
L änder im  Lichte der gegenw ärtigen w eltw irtschaftlichen Expansion. 
In : A ußenw irtschaft. Zeitschrift fü r  in te rn a t. W irtschaftsbeziehungen. 
Jg. 17. H . 1, M ai 1962. S. 51.
54 Vgl. U n ited  N ations, Economic Survey of L atin  Am erica (im fo l­
genden als ESLA z itiert). N ew  Y o rk  1948. S. 86— 87.
55 K neschaurek, a. a. O. S. 58.
50 U N : L and R efo rm : D efects in  agrarian  s tru c tu re  as obstacles to  
econom ic developm ent. N ew  Y o rk  1951. S. 48—49.
57 Die Tab. 5, 6 , 7 sind der U N -U ntersuchung entnom m en: Progress in 
lan d  reform . N ew  Y ork 1954. S. 41 ff.
58 U N , a. a. O. S. 42.
59 N ach G eorge Soule, D avid  E fro n  u. N o rm a n  T. Ness: L atin  A m erica 
in  th e  F u tu re  W orld . N ew  Y o rk  1945. S. 70.
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60 Ebenda S. 90.
61 Ebenda S. 91. D ieser Bericht u n d  de r z u le tz t erw ähn te  k o n n ten  im  
O rig inal n icht eingesehen w erden.
62 Die allgemeine T endenz in  L ateinam erika  läuft d arau f hinaus, den 
L andarbeiter auch in die allgem eine A rbeitsgesetzgebung einzubezie­
hen, so daß er in den G enuß  solcher Bestim m ungen ü b er A rb e itsstu n ­
den, L ohnm in im um , bezah lten  U rlau b  usw., grundsätzlich kom m en 
d ü rfte . A ber, w ie es z. B. fü r  die Sozialversicherungssystem e der Fall 
ist: es sind oft, nach einer Form ulierung  von  R . F. B ehrendt, „Schau­
fensterlösungen“ (B ehrendt: W irtschaftliche E ntw icklung L ateinam eri­
kas, a. a. O. S. 587). Sie bestehen häufig nur au f dem Papier, nicht in 
der W irklichkeit.
D essenungeachtet kan n  als Beispiel fü r  die verbesserten  A rbeits­
bedingungen de r L an d arb e ite r an geführt w erden, daß sie in Peru  in 
ein Zwangsversicherungssystem  einbezogen w erden u n d  in  C hile nach 
dem  parlam entarischen E rlaß  vom  23. Juli 1953 zu r Sozialversicherung 
beitragen  müssen. (Nach einem  zw eiten  U N -B erich t über die L and­
reform : U N : Progress in land  reform . Second R eport. N ew  Y ork 
1956. S. 58. — H auptsächlich de r 1. Bericht w ird  h ier v e rw endet; 
w enn nicht, w ird  entsprechend verm erk t.)
83 R. F. B ehrendt: W irtschaftliche Entw icklung in Latein-A m erika, a. a. O. 
S. 585.
64 U N : Progress in land  reform . S. 38.
65 Nach dem U N -B erich t ist sie sogar u n te r  den e rfaß ten  L ändern  nicht 
n u r  Lateinam erikas, sondern  auch E uropas, Asiens u n d  A frikas die 
bisher um fassendste in ih ren  M aßnahm en zu r L an d red is trib u tio n : 
„The land re fo rm  in  M exico is th e  largest in  scope of any of th e  
com pleted  m easures of land  re d is tr ib u tio n  review ed in th is re p o rt. 
A lthough  reform s in  India are larger in  scope, th ey  are n o t com ­
p le te“. Ebenda, S. 81.
66 F. R . A llem ann in seinem Bericht über die kubanische R ev o lu tio n : 
K uba: B ilanz einer R ev o lu tion . Teil 3: E rfolge u n d  G renzen  der 
A grarreform . In : D ie T at. Zürich N r. 22. 23. 1. 1961.
67 F ü r diese A ngaben vgl.: F. W. H auck: Ü berblick  ü b er die L an d w irt­
schaft Lateinam erikas. In : Berichte ü b er L andw irtschaft, Zeitschr. f. 
A grarpo litik  u. Landw irtschaft. N . F. Bd. 38. H . 4. 1960. S. 792 (hrsg. 
v. B undesm inisterium  f. E rn äh ru n g , L andw irtschaft u . Forsten).
68 Deutsche Überseeische B ank: W irtschaftsbericht über die lateinam eri­
kanischen L änder sowie Spanien u n d  Portugal. B erlin u n d  H am burg . 
N ov. 1960. S. 25.
69 Diese A bw arteste llung  w ird  sogar durch jüngste V orgänge im  E n t­
w icklungsprozeß der R ev o lu tio n  selbst gerechtfertig t. Z. B. h a t einer 
Nachrichtenm eldung aus W ashington vom  13. M ai 1962 zufolge „der ku­
banische M in isterpräsiden t Fidel C astro  in  M atanzas versichert, seine 
R egierung w olle m ittelgroße Farm en reprivatisieren“ (!) Es heißt 
w eiter: „C astro erklärte , er fürchte sich nicht, ,einen Schritt rückw ärts 
in unserer sozialistischen R evolu tion ' zu machen. D er Schritt diene 
,der W iederherstellung der Beruhigung der bäuerischen Bevölkerung'. 
Es w ird  angenom m en, daß C astro  m it dieser M aßnahm e versuchen 
w ill, die landw irtschaftliche P ro d u k tio n  zu  ste igern“ . Vgl. „Die W elt“ .
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1 4 .5 .1962 , Ausgabe B, N r. I l l ;  fe rn e r die N r. 81 vom  5 .4 .1 9 6 2  
über „M achtkäm pfe zwischen Fidelisten u. K om m unisten“.
70 N ach Hauck, a. a. O . S. 65 ff.
71 Für die folgenden Angaben ygl. U N , a. a. O . S. 81 ff.
72 U N , a. a. O . S. 82.
73 Behrendt: W irtschaftliche Entw icklung in L atein-A m erika, a. a. O. 
S. 586.
74 H auck, a. a. O . S. 792.
75 B ehrendt, a. a. O. S. 586.
E ine andere P ro b lem atik , die e rw äh n t zu w erden ve rd ien t, ist die der 
V erbürgerlichung der neuen Landbesitzer, da die Ejidos, w enn sie 
auch der G esam tzahl nach erheblich gestiegen sind, allm ählich ihren  
G em einschaftscharakter verlieren . A uf diese Folge der A grarrefo rm  
weist z .B . V. A lba h in : „ . . . E n  qu aran te  ans, la rev o lu tion  a done 
abouti à la fo rm atio n  d ’une nouvelle  bourgeoisie, ten d an t au grand 
capitalism e agraire e t industrie i, à la conso lidation  d ’une masse de 
petits p ro p rié ta ires  agricoles e t l’aris tocratisa tion  de la classe ouvrière  
qui est devenue une m inorité relativem ent privilégiée, si l’on tien t 
com pte  de la m isère qu i subsiste chez les peones de la Campagne et 
chez les artisans des villes qui fo rm en t encore la m ajeure p a rtie  de la 
p o p u la tio n “. V ic to r A lba: Le m ouvem ent ou v rie r en A m érique La­
tine. Paris 1953. S. 130.
78 H auck, a. a. O. S. 793.
77 Ebenda.
78 D ers. S. 792.
79 D ers. S. 793.
D er fast unverbindliche C h a rak te r  dieser in allgem einer Form  gehal­
tenen  B estim m ungen ist offenkundig. H auck m ein t daher m it R echt, 
die venezolanische A gra rrefo rm  verspreche w eitaus (!) w eniger d ra ­
stisch zu  w erden  als die kubanische.
80 U N -B erid it (1954), S. 193. — Dessenungeachtet sind jedoch beschei­
dene F o rtsch ritte  erzielt w orden , so z. B. im  N o rd en  des Landes, in 
St. R aphael, e iner gu t bew ässerten Gegend, in der etw a 50 Farm besit­
zer einem  Zusam m enschluß ihres Landbesitzes in Form  einer K o­
operative  zu stim m ten , um  eine V erbesserung des Reisanbaues und 
ü b e rh au p t des n u tzb a ren  Bodens he rb eifü h ren  zu  können  (nach dem
2. U N -B erich t von  1956, S. 72).
81 U N -B erich t von  1954, S. 193.
82 Ebenda, S. 43.
Eine ähnliche H a ltu n g  ist auch nach dem genannten U N -B ericht in 
anderen  L ändern  außerhalb  L ateinam erikas festzustellen. Indien z. B. 
weist auf die von  den L atifund isten  vorgebrachten  verfassungsm äßi­
gen u n d  legalistischen E inw ände gegen die ih re  L andbesitzrechte ab­
schaffende G esetzgebung hin. D ie R egierung Pakistans bem erk t ih re r­
seits: „V ested in terests are, of course, opposed to  any a tte m p t fo r 
adjusting th e  m ald is trib u tio n  of lands“ (U N  S. 292). — Eine anders 
gelagerte S ituation  ist der Sozialkonservatism us der L andbevölke­
rung. A uf H a iti z. B. k lam m ert sich die B auernbevölkerung  als Folge 
de r ex trem en Parzellierung  so hartnäckig  an diese von S taa ts in te r­
vention freie Landverteilung, daß  ihre R eaktion  auf eine R eform  ge­
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w altsam  sein k ö n n te  und  eher zu negativen R esu lta ten  als zu der 
vorgesehenen V erbesserung fü h ren  w ürde.
83 Kneschaurek, a. a. O. S. 70 ff.
84 Nach Soule, a. a. O. S. 70 ff.
85 B runo  M oll: Das P rob lem  der E ntw icklung der w irtschaftlich schwa­
chen L änder Lateinam erikas. In : F inanzarchiv N . F. Bd. 17. H . 1.
1956/57. S. 101.
86 Nach H auck, a. a. O. S. 789.
87 Deutsche Überseeische B ank: Beilage zum  W irtschaftsbericht vom
N o v em b er 1960.
88 Kneschaurek, a. a. O. S. 52.
89 Ders. S. 55.
90 B ehrendt: W irtschaftliche Entw icklung in L atein-A m erika, a. a. O. 
S. 584.
91 B ehrendt: K ultu rzusam m enstöße . . .  a. a. O . S. 251.
92 Kneschaurek, a. a. O . S. 62.
93 Teichert: T he m ain  experiences and policies o f th e  industria l rev o ­
lution in L atin  Am erica. In : W eltwirtschaftliches Archiv. Bd. 85. H . 2.
1960. S. 291.
94 Ders. a. a. O. S. 289.
95 Ebenda, S. 288.
96 Bereits v o r 1930 glaubte m an  z. B. in  A rgentin ien , dank der W ir t­
schaftsentw icklung den M itte lstand  fö rd ern  zu  können , um  ihm  p o ­
litische V e ran tw o rtu n g  zu  ü b ertragen . Vgl. Paul v. H o rn  and H u b e rt  
E. Bice: L atin  A m erican  T rade  and Econom ics. N ew  Y o rk  1949. 
S. 286.
97 B ehrendt: W irtschaftliche Entw icklung in Latein-A m erika, a.a. O. 
S. 598.
98 Ders. S. 583.
99 Beispielsweise b e trugen  die d irek ten  In v estitionen  der B undesrepu­
b lik  in L ateinam erika  von  1952 bis 1957 etw a 120 Mill. D ollar, d. h. 
30 °/o der gesam ten A uslandsinvestitionen dieses Landes: Vgl. U N : 
Economic Survey of L atin  A m erica 1957. N ew  Y ork 1959. S. 54, Fuß­
no te  9.
Ferner w ird  de r seit 1959 spürbare  E xportrückgang  im  G üteraus­
tausch de r USA m it L ateinam erika  auf die K o n k u rren z  w esteuro­
päischer S taaten  zurückgeführt. F ü r das Jah r 1959 ve rm in d erten  sich 
die A usfuhren  der USA nach L ateinam erika gegenüber 1958 um  
15 9/o, näm lich von  4072 auf 3497 M ill. D ollar. Vgl.: Deutsche Ü b e r­
seeische B ank: Beilage zum  W irtschaftsbericht, Jan u a r 1961. 
Schließlich v e rd ien t auch Japan  in  diesem Zusam m enhang erw äh n t 
zu w erden. Es ist seit 1950 ein beachtensw erter H an d elsp artn er La­
teinam erikas gew orden. Seine E x p o rte  nach diesem G ebiet betrugen  
1950 41,6 Mill. D o llar u n d  stiegen 1955 auf 179,1 M ill. D ollar. F ü r 
denselben Z eitrau m  beliefen sich die E in fu h ren  auf jeweils 67,1 Mill. 
D o llar u n d  242,7 M ill. D ollar. Vgl. U N : E conom ic B ulletin  fo r  L atin  
A m erica. Santiago de Chile, Vol. 2, N r . 1, Feb. 1957. S. 74—75.
Z ur statistischen D arstellung des von den USA und von in ternatio ­
nalen O rganisationen  gew ährten  K apitals sind zwei Q uellen  b en u tz t 











am erika: Foreign C ap ita l in L atin  Am erica. N ew  Y ork 1955 — im 
folgenden als U N : FC  in LA ausgewiesen; 2) die Econom ic Survey 
of L atin  A m erica. 1957 u. 1958. N ew  Y o rk  1959 bzw. M exiko, 1959 
— im folgenden als ESLA 1957 bzw . 1958 ausgewiesen.
Vgl. ESLA 1957, S. 54 — auch fü r  die vorangegangenen A ngaben, 
S. 52— 53.
U n te r  den  zahlreichen am erikanischen U n te rn eh m en  in L ateinam erika  
können  folgende als einige der m ächtigsten ang efü h rt w erden : in 
Venezuela: S tandard  O il Co., G ulf O il Co., Texas Petroleum  C o.; in 
C hile: A naconda C opper Co., K en neco tt C o p p er C orp ., A nglo L au­
ta ro  N itra te  Co. L td . (britisch-am erikanisch); in P eru : C erro  de 
Pasco C orp ., In te rn a tio n a l P e tro leum  C o.; u n d  n icht z u le tz t der zur 
Genüge bekann te  B ananen trust M ittelam erikas, die U n ited  F ru it Co. 
Vgl. B ehrendt: Die wirtschaftliche Entw icklung in Latein-A m erika, 
a. a. O . S. 596.
U N : ESLA 1957. S. 58.
ESLA 1958. S. 44.
Botschaft des am erikanischen P räsiden ten , Jo h n  F. K ennedy, an den 
am erikanischen K ongreß vom  14. M ärz 1961. In : E uropa-A rchiv . 
1961. Folge 8 — D  227.
Z um  Vergleich sei auch der O rig in a ltex t im  folgenden ang efü h rt: 
„ . . .  E ven a t th e  s ta r t such m easures w ill be a co n d ition  of assistance 
from  the social fund. Priorities w ill depend no t m erely on need, 
b u t on  dem o n stra ted  readiness o f each governm en t to  m ake the  
in stitu tio n a l im provem ents which prom ise lasting social p ro g re ss . . . “ 
N ew  Y o rk  Times (In tern a tio n a l E d ition), 15. M ärz 1961.
N ach: N ew  Y o rk  Times vom  10. A ugust 1961, N r . 37 819. Es b leib t 
abzuw arten , w iew eit dieses P ro g ram m  in  E rfü llung  gehen kann . E in 
P rob lem  fü r  sich ist bereits die A bhängigkeit der H ilfegew ährung  
von  der Schaffung sozialer R efo rm en  durch die L änder selbst. W ie­
w eit dies einerseits von  m anchen R egierungen n icht als „ in d irek te“ 
Einm ischung in  ih re  inneren  A ngelegenheiten angesehen w ird , soll 
dahingestellt sein; aber andererseits kön n en  diese R efo rm en  vorläufig 
n u r  durch die herrschenden Schichten du rchgeführt w erden , die da­
m it im  w esentlichen „Selbstm ord“ begehen w ürden , so llten  diese R e­
fo rm en  w irklich  durchgreifend u n d  n icht n u r  wie bisher üblich p a l­
lia tiv e r A r t sein. Es scheint, als ob m an, so gesehen, sich in einem  
circulus vitiosus bewegt, der nu r gebrochen w erden kann  durch kon­
sequenten  O pfersinn  der herrschenden Schichten oder durch die so­
ziale R evolu tion .
Zahlenangaben u n d  E rläu teru n g en  fü r  die W eltbank; ESLA 1957. 
S. 60 ff.; fü r  die IFC : ESLA 1958. S. 46.
D ie C a lv o -D o k trin  ist auf den argentinischen D ip lom aten  u n d  H i­
sto rik e r C arlos C alvo (1824— 1906) zu rückzuführen . In  seinem  1868 
veröffentlichten  zw eibändigen W erk „In ternationales R echt von  E u­
ro p a  u n d  A m erika, T heorie  u n d  P rax is“ fo rd e r t er gleiche Rechte 
fü r  alle L änder gegenüber A usländern ; den m ächtigeren S taaten  d ü rfe  
kein  V orte il gegenüber den schwächeren g ew ährt w erden, w enn  es 
gelte, die von  ihnen  geliehenen G elder e inzu tre iben . C alvo legte den 
K red itgeber-N ationen  nahe, eher den  Rechtsweg zu  gehen als auf
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diplom atischen In te rv en tio n en  zu  bestehen. E r s t r i t t  jedem  Lande 
das R echt ab, in diesem Falle auf m ilitärische A k tio n en  zurückzugrei­
fen. D arau fh in  ü b ernahm en  einige L änder in  w ichtige W irtschafts­
verträg e  eine sog. C alvo-K lausel, die von  v o rn h ere in  ein solches 
E ingreifen ausschließen sollte.
D em  argentinischen Ju ris ten  Luis M aría D rago (1859— 1921) v e rd an k t 
das lateinam erikanische H andelsrecht die nach ihm  benann te  D o k trin . 
Sie en ts tan d  1902 im  Laufe de r K on troverse  zwischen V enezuela auf 
der einen u n d  G ro ß b ritan n ien , Italien  u n d  D eutschland auf der an­
deren  Seite, als diese L änder ih re  an V enezuela geliehenen G elder 
zu rückverlang ten . D r. D rago , damals A ußenm iniste r A rgentin iens, 
p ro tes tie rte  bei der U S-R egierung gegen die G ew altanw endung  durch 
die e rw ähn ten  K reditgeber. „A uslandsschulden“, so hob  er hervor, 
„ d ü rften  k e iner europäischen M acht als V orw and  dienen, um  in 
irgendein  am erikanisches L and einzugreifen“. D ie G ew altanw endung 
v e ru rte ilte  er ebenfalls. Diese D o k tr in  w urde  v o n  den USA auf der 
H aager K onven tion  (1907) anerk an n t. N ach M. R . M artin  and G. H . 
L o v a tt: Encyclopaedia of L atin  A m erican  H isto ry . N ew  Y o rk  1956.
io» p(jr ¿¡ese A ngaben vgl. ESLA 1958. S. 43.
110 T eichert: T he m ain  e x p e r ie n c e s .. .  a .a .O .  S. 283.
111 D ie folgenden A usführungen  über diese In tegra tionsbestrebungen  
richten  sich im  w esentlichen nach A ngaben der D eutschen Ü bersee­
ischen B ank: Beilage zum  W irtschaftsbericht, Dez. 1960, — w enn nicht 
anders v e rm erk t.
112 N ach: H andbuch  der Entw icklungshilfe, Baden-Baden u n d  Bonn, 
Bd. 3, Lief. 2, Feb. 1961. S. 2 c.
113 V ic to r L. U rq u id i: L ateinam erika heu te  — D er V ertrag  von M onte­
video über die Lateinam erikanische Freihandelsassoziation. Baden-Baden 
und Bonn 1962. (Schriftenreihe zum H andbuch der Entw icklungshilfe.
H . 7.) S. 95.
K A P I T E L  II
114 Diese U nterscheidung rech tfe rtig t die E ingliederung der Kirche u n te r  
die N eb en k rä fte  des politischen Lebens, obw ohl sie gerade in  dieser 
Beziehung w irksam er als m anche politischen P arte ien  a u ftre ten  kann . 
D ie Stellung der Kirche ist aber n icht in stitu tio n e ll, sondern  gesell­
schaftlich und  v o r  allem  aus der historischen T rad itio n  heraus zu 
erk lä ren , daher kan n  sie h ier theoretisch  als N e b en k ra ft angesehen 
w erden , w enn dies auch faktisch den tatsächlichen G egebenheiten 
n icht im m er en tsprich t (E kuador, K olum bien, C hile sind Beispiele fü r 
faktisch starke  Beteiligung der Kirche am  politischen Leben).
115 D ie bisher erreichte S tufe der politischen Entw icklung ist in  jedem  
Lande entsprechend der gesellschaftlichen Entw icklung so unterschied­
lich u n d  fä llt nach allgem eingültigen M aßstäben m eist so w enig ins 
Gewicht, daß ein solches U n te rn eh m en  im  allgem einen R ahm en zu ­
m indest vorläufig n icht zweckm äßig u n d  fru ch tb ringend  erscheint.
116 E. F raenkel: Das V erhältn is der zivilen u n d  m ilitärischen G ew alt in  
USA. In : Schicksalsfragen der Gegenw art. Bd. 3. T übingen 1958. S. 145.
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117 Jean  M eynaud: Les m ilitaires et le pouvoir. In : Revue française de 
sociologie. 1961, 2, 2. S. 76 ff.
118 M eynaud, a. a. O. S. 77.
110 T ex t der V erf. bei E. F raenkel: Das am erikanische R egierungssystem  
(Q uellenbuch). K öln  u. O pladen  1960. Auch d o rt fü r  das folgende 
Z ita t.
120 Fraenkel, D as V erhältn is . . ., a. a. O . S. 163.
121 M eynaud, a. a. O. S. 79.
122 M iguel Jo r r in : G overnm ents o f L atin  A m erica. N ew  Y o rk  1953. 
S. 202.
123 H . E. Davis, a. a. O. S. 153 ff.
124 Als Beispiel kön n en  ang efü h rt w erden : Bolivien, V erf. v. 1 3 .1 1 .4 5 , 
A rt. 168; D om . R ep., V erf. v. 1 0 .1 .4 7 , A rt. 86; El Salvador, V erf. 
v. 8 .9 .5 0 , A rt. 114; G uatem ala, (Politische S ta tu ten ) v. 1 0 .8 .5 4 , 
A rt. 22; H a iti, V erf. v. 1957, A rt. 175; H o n duras, V erf. v. 2 8 .3 .3 6 , 
A rt. 170; N icaragua, V erf. v. 1 .1 1 .5 0 , A rt. 317; Venezuela, V erf. 
v. 11. 4. 53, A rt. 56.
Texte der Verfassungen in : Luis M uñoz: C om entarios a las co n stitu ­
ciones políticas de Iberoam érica. 2 Bde. México 1954.
F ü r H a iti:  C onstitu tion  de la R épublique d’H aiti. Port-au -P rince : 
Im prim erie  de 1’Ê ta t 1957.
125 Solche B estim m ungen finden sich in : B olivien, V erf. v. 2 3 .1 1 .4 5 , 
A rt. 87, Abs. 2; C uba, V erf. v. 5 .7 .4 0 , A rt. 139, Abs. d ; El Salvador, 
V erf. v. 8 .9 .5 0 , A rt. 67, Abs. 3; Peru , V erf. v. 9 .4 .3 3 , A rt. 137, 
Abs. 1.
126 K arl Löw enstein  bezeichnet eine solche V erfassung als „nom i- 
nalistisch“, d. h. es b esteh t keine Ü bereinstim m ung zwischen den ge­
gebenen sozialen u n d  w irtschaftlichen V oraussetzungen u n d  den V er­
fassungsnormen. E r selbst stellt fest, „Lateinam erika ist nach w ie vor 
der Boden, in  dem  die nom inalistische Verfassung am  besten gedeih t“. 
(Verfassungslehre. Tübingen 1959. S. 155.)
127 F ü r diese A ngaben vgl. M agnus M örner: C audillos y  m ilitares en la 
evolución hispanoam ericana. In : Jo u rn a l o f Inter-A m erican  Studies. 
Vol. 2, N o. 3, Ju ly  1960. S. 298. (Sonderdruck.)
128 Vgl. u .a .  M örner, a .a .O .  S. 298—299; E dw in L ieuw en: A rm s and 
politics, S. 19— 20; Ju an  Liscano: Armée et dictature. In : Esprit. 
26, 2. 1958. S. 337. G erm án Arciniegas: D ie W affen und L atein­
am erika. In : D ie B ew ährung der D em o k ratie  im  20. Ja h rh u n d e rt 
(D iskussionsbeiträge zum  B erliner Sem inar anläßlich des 10. Jahres­
tages de r G rün d u n g  des Kongresses fü r  k u ltu re lle  F reiheit). Zürich 
1961. S. 137 ff.
120 D er Vergleich m it den USA d rän g t sich auf, w o nach der U n ab ­
hängigkeit die Z iv ilverw altung  in der Lage w ar, sich die m ilitärischen 
K räfte  gefügig zu  m achen. Ja, bereits in der U nabhäng igkeitserk lärung  
w urd en  die B estrebungen des Königs v o n  England v e ru rte ilt , das 
M ilitä r auf K osten der Z ivilgew alt zu begünstigen. Es h ieß : „Er (der 
König) h a t danach gestrebt, das M ilitä r von  der Z ivilgew alt u n ab ­
hängig zu m achen u n d  es ih r ü b e rzu o rd n en “. Vgl. F raenkel: Das 
amerikanische Regierungssystem , a. a. O. S. 29.
130 N ach M örner, a. a. O . S. 300.
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14 D er S taatsstreich
131 N ach L ieuwen, a. a. O . S. 30.
Ebenso w erden  d o rt  (S. 32 fi) einige Beispiele an g eführt, um  den E in ­
fluß v o r  allem aus D eutschland aufzuzeigen. 1885 lud  die chilenische 
R egierung  eine deutsche M ilitärm ission ein, die von  dem  preußischen 
G eneral E m il K oerner g e fü h rt w urde. D ieser organ isierte  die chile­
nische A rm ee nach dam als m odernem  europäischen M uster um  und  
errich te te  1890 eine Kriegsakadem ie zwecks Schulung h ö h erer O ffi­
ziere u n d  bau te  einen G eneralstab  auf, dem  er selbst Vorstand.
D em  Beispiel C hiles fo lg ten  u m  1899 A rgen tin ien , U ruguay  u n d  Bo­
livien, die sich auch u m  deutsche In s tru k teu re  bem ühten . E in in d irek ­
te r  deutscher E influß m achte sich in K olum bien, Venezuela, Paraguay 
u n d  E l Salvador bem erkbar, da diese L änder ab 1905 m ilitärische 
Schulungsmissionen aus Chile empfingen. W ie E kuador und N icaragua 
schickten auch sie ih re  O ffiziere in die allgem ein an erk an n ten  chileni­
schen M ilitärschulen.
U m  die Jah rh u n d ertw en d e  kam en französische Schulungsm issionen 
u n d  In s tru k teu re  nach Brasilien, E kuador, P eru  und  G uatem ala.
D er E influß der USA begann erst im  ersten  Ja h rze h n t des 20. J a h r­
h u n d erts . E r en tfa lte te  sich w äh ren d  de r jew eiligen Besetzung Kubas 
1906, H aitis  1915— 1934, de r D om inikanischen R epub lik  1916— 1934 
u n d  N icaraguas 1926— 1931. D en Panam esischen Polizeiverband  orga­
n isierten  U S-O ffiziere 1918— 1919 um .
132 D ers. S. 31.
133 Ygj_ Liscano, a. a. O . S. 346. —  Besonders V allenilla L anz m achte sich 
zum  Sprachrohr dessen, was er „dem okratischen Cäsarism us“ nannte. 
Sein erstm als 1919 in C aracas erschienenes Buch ü b er diese v o n  ihm  
herbeigesehnten  aufgek lärten  D ik ta tu ren  trä g t bezeichnenderweise 
denselben T ite l: „Cesarism o dem ocrátio“.
134 Lieuwen, a .a .O .  S .61 ff. Dem  A utor w ird  hier im wesentlichen gefolgt.
135 „ tra d itio n e ll“ ist in  diesem Z usam m enhang m it „k o n se rv a tiv “ gleich­
zusetzen. D er A usdruck trä g t der lateinam erikanischen T erm inologie 
R echnung, die dadurch das b isher G ew ohnte, geschichtlich Ü berleb te  
herv o rh eb en  m öchte.
136 Jo rrín , a. a. O . S. 203.
137 H inw eise auf diese soziale F u n k tio n  de r A rm ee finden sich u. a. bei: 
M örner, a .a .O .  S. 305; M eynaud, a .a .O .  S. 83; Liscano, a .a .O .  
S. 344 ff.
138 N ach R o b e rt J. A lexander: T he B olivian N a tio n a l R ev o lu tio n . N ew  
Brunswick, N . J .:  R utgers U niversity  Press 1958. S. 151.
139 M ö rn er, a. a. O . S. 307.
140 Lieuw en, a. a. O . S. 145.
D er A usdruck „on balance“ w ird  h ie r absichtlich hervorgehoben , um  
seine B edeutung in  diesem Z usam m enhang noch deutlicher heraus­
zustellen. O hne  diesen A usdruck k ö n n te  m an  näm lich angesichts der 
vorausgegangenen A usführungen  über die positive R olle  der A rm ee, 
die vom  A u to r  getroffene Feststellung m it R echt in  Frage stellen. 
A b er gerade w enn  m an diese positive  R olle  m itberücksichtig t, e r­
scheint sein U rte il richtig.
141 M ö rn er, a. a. O . S. 304.
142 R aym ond  A ro n : D ie politischen In stitu tio n en  des W estens in der W elt
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des 20. Jah rh u n d erts . In : D ie B ew ährung der D em okratie  . . . ,  a. a. O . 
S. 38.
143 T h. W yckoff: „The R ole of th e  M ilita ry  in  L atin  A m erican  Po litics“. 
In: W estern Po litical Q uarterly , Vol. 13, N o. 3, Sept. 1960, S. 745.
Z u r Z eit des Erscheinens des A rtikels w ar der A u to r M ajor der US- 
A rm ee (Angabe der Zeitschrift).
144 L ieuwen, a. a. O . S. 157 ff.
145 W yckoff, a. a. O . S. 761.
146 A rt. 12, Abs. 1 der V erfassung C osta  R icas vom  8. N o v em b er 1949 
lau te t: „Se proscribe el ejército como institución perm anente“. Vgl. 
M uñoz, a. a. O ., Bd. 1, S. 560.
147 Jesús de G alíndez: Iberoam érica, su evolución po lítica , socioeconó­
mica, cultural e internacional. N ew  Y ork  1954. S. 438 ff.
148 G eorge I. B lanksten: Po litical G roups in L atin  A m erica. In : A m erican
Political Science Review . M ärz 1959, Vol. 53, N r . 1, S. 106— 127.
Dem  A u to r w ird  fü r  die D arstellung  des lateinam erikanischen P a r­
teienbildes gefolgt.
149 In  Lateinam erika ist U ruguay  das einzige Land, dessen E xekutive nicht 
aus einem  Präsidenten , sondern  aus einem  K ollegium  v o n  neun M it­
gliedern, dem  sog. N a tio n a len  R egierungsrat besteh t. D ie en tsp re ­
chenden V erfassungsbestim m ungen lau ten :
A rt. 149: „El P o d er ejecutivo  será ejercido p o r el C onsejo N acional 
de G obierno.“
A rt. 150: „El C onsejo N acional de G ob ierno  estará in teg rado  p o r  
nueve m iem bros elegidos d irec tam en te  p o r el pueblo, con ju n tam en te  
con doble nú m ero  de suplentes, p o r  el té rm in o  de c u a tro  años, con 
las garantías y  confo rm e a las norm as que p ara  el sufragio se esta­
blece . . ., considerándose la R epública  com o una  sola c ircunscripción 
electoral.“ Verfassung vom 26. X . 1951, vgl. M uñoz, a. a. O ., Bd. 2, S. 1536. 
Diese E ntw icklung ist aus den langjährigen A useinandersetzungen 
zwischen beiden P arte ien  hervorgegangen, die e inander seit 1835 als 
jeweilige A nhänger von  zwei O ffizieren  u n te r  den sog. „33 U n s te rb ­
lichen“ der U nabhängigkeitsbew egung befehdeten  (daher die N am en  
C olorado  u n d  Blanco). Zu einem  bew affneten K onflik t kam  es um  
die M itte  des 19. Jah rh u n d erts , bei dem  die C olorados die O berhand  
behielten . Diesen Sieg e rk an n ten  die Blancos n ie an, selbst w enn  
W ahlen in der N achfolgezeit ihn  bestätig ten . E rs t durch den Frieden 
von  1872, der zwei Jah re  e rb itte r te r  K äm pfe beendete, kam  ein K om ­
p ro m iß  zustande: die siegreichen C olorados erließen n icht n u r eine 
G eneralam nestie  fü r  die B lanco-Führer, sondern  gew ährten  ihnen  
V2 M ill. Pesos fü r  ih re  Gefolgschaft u n d  sprachen ihnen  v ier der fü n f­
zehn G ouverneursposten  des Landes zu. Dieses R eglem ent w urde  
durch die V erfassungsänderungen v o n  1894 u n d  1919 in s titu tio n a li­
siert, indem  es als B estandteil der V erfassung aufgenom m en w urde. 
Danach k eh rte  m an zum  m odifiz ierten  Präsidentialism us zurück. D ie 
K ollegialregierung erschien w ieder in der V erfassung v o n  1951. Seit­
dem  sind in dem  neunköpfigen S taatsra t sow ohl die „M ehrheitsparte i“ 
als auch die „M inderhe itsparte i“ (O pposition) v e rtre te n . Vgl. W yckoff, 
a. a. O . S. 753 ff.
150 B lanksten, a. a. O.
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151 Vgl. Federico G. Gil: Responsible parties in L atin  America. In : The 
Jo u rn a l of Politics. Vol. 15. 1953. S. 345.
152 Dies ist je tz t durch  die u n m itte lb a re  N achbarschaft m it dem  sozialisti­
schen K uba erheblich schwieriger gew orden, da eine Z usam m enarbeit 
und  gegenseitige U n te rs tü tz u n g  von  v o rn h e re in  v e rm u te t w ird .
153 u .a .  W illiam  W. Pierson and Federico G. G il: Governm ents o f L atin  
A m erica. N ew  Y ork . 1957. S. 331— 332.
154 Insb.: G alindez, a .a .O .  S. 439 ff.; P ierson u. Gil, a .a .O .  S. 314 ff. 
Davis, a. a. O . S. 191 ff.
155 N am en  u n d  D aten  bei W illiam  S. Stokes: L atin  A m erican  Politics. 
N ew  Y o rk  1949. S. 247 ff. u n d  Moisés Poblete T roncoso and Ben
G. B u rn e tt: T he Rise of th e  L atin  A m erican L abor M ovem ent. N ew
Y o rk  1960. S. 43, 59, 77.
158 Jo rrín , a. a. O. S. 220.
157 Davis, a. a. O. S. 178.
158 F ü r diese A ngaben vgl. J. L loyd  M echam : C hurch  and S tate in  L atin
Am erica. U niv. of N o rth  C arolina  Press 1934. S. 502 ff.
159 Z u r politischen H a ltu n g  der S tuden ten  vgl. u. a.: Samuel G uy Inm an:
Latin  Am erica, its place in w orld  life. N ew  Y ork  1942. S. 350. Torrin,
a. a. O . S. 187.
K A P I T E L  I I I
16° 1912 erlassenes Gesetz über das allgemeine W ahlrecht, 
toi Vgl, Silvio F ro n d iz i: La realidad argen tina . Ensayo de in te rp re tac ió n  
sociológica. 2. Aufl. Bd. 1. Buenos Aires 1957. S. 259 (M arxistische 
In te rp re ta tio n  des Peronism us).
162 A rtu ro  F rondizi: Petró leo  y  política. Buenos Aires 1954. S. 260 ff.
163 Ysabel R. Rennie: T he A rgentine Republic. N ew  Y ork 1945. 
S. 221 ff.
164 Diez Periodistas Porteños: A l m argen de la C onspiración . 2. Aufl. 
Buenos Aires o. J. S. 24.
165 Ebenda S. 26.
íes A lfred  H asbrouck: T he A rgen tine  R ev o lu tio n  of 1930. In : H ispanic 
Am erican H isto rical Review. Bd. 18. N r. 3, Aug. 1938. S. 297.
167 A rtu ro  F rondizi, a. a. O. S. 285.
168 Z it. bei H asbrouck, a. a. O. S. 298.
169 A n g efü h rt bei A lfredo  C olm o: La R evolución  en la A m érica Latina. 
Buenos A ires 1933. S. 39—40.
170 Derselbe S. 63.
171 José A belardo  R am os: R evolución  y  C o n tra-R ev o lu c ió n  en A rgen­
tina. Buenos Aires 1957. S. 332.
172 A rtu ro  F rondizi, a. a. O . S. 288 ff.
173 Jo h n  W. W hite : A rgen tina . T he life h is to ry  o f a n a tion . N ew  Y o rk
1942. S. 152 ff.
174 Vossische Z eitung  vom  13. 6. 31, M orgenausgabe, A rtik e l: Dicke L uft 
in  Buenos Aires.
175 A rtu ro  F rond iz i, a. a. O . S. 268 ff.



























A rnaldo  O rfila  R ey n a l: Breve H isto ria  y  exam en del Peronism o. I n : C ua­
dernos Americanos. M éxico, D. F. Jg. 14. N r. 6. 1955. S. 7— 37.
José A belardo R am os, a. a. O . S. 332.
R ennie, a. a. O. S. 224 ff.
Silvio F rondizi, a. a. O . S. 273.
R odolfo  Puiggros: H isto ria  crítica de los partidos políticos argen­
tinos. Buenos Aires 1956. S. 313— 314.
C olm o, a. a. O . S. 23.
Vgl. Silvio F rondizi, a. a. O . S. 275.
R ennie, a. a. O. S. 347.
F ü r diese V ersion vgl. W eil, a. a. O . S. 43 if., R ennie, a. a. O . S. 347 ff., 
und  R o b e rt J. A lexander: T he Perón  Era. N ew  Y o rk  1951. S. 6. 
R ennie, a. a. O . S. 345 ff.
A lexander, a. a. O . S. 11.
Juan  P eró n : Situación po lítica  y  social a n te rio r a la revo lución  de
1943. Buenos Aires 1948. S. 15.
Vgl.: In ter-A m erican Affairs 1943. H rsg .: A rth u r P. W hitaker. N ew  
Y o rk  1944. S. 23 ff.
G eorge Pendle: D ie Ä ra  Perón . In : E uropa-A rchiv , 2 0 .3 .— 5 .4 .5 6 , 
S. 8673— 8690.
Juan  Perón : In : M ensaje del Presidente de la N ación argentina 
G eneral Ju an  Perón al inaugurar el 88. período  ord inario  de sessiones 
del H o n o rab le  C ongreso N acional. C onceptos D octrinarios . H rsg .: 
Presidencia de la N ación , Subsecretaría de Inform aciones. Buenos 
Aires, 1. Mai 1954. S. 7— 11.
2. P lan Q uinquenal. H rsg .: Presidencia de la N ación , Subsecretaría 
de Inform aciones. Buenos Aires 1953. S. 29.
In : D o c trin a  Peron ista , selección de pensam ientos fundam entales del 
G eneral Perón , en publicación efectuada p o r la Subsecretaría de In ­
form aciones de la P residencia de la N ación . Buenos Aires 1951. S. 67. 
E benda S. 271.
Ebenda S. 276.
2. P lan  Q uinquenal. S. 323.
D octrina  Peronista. S. 175.
Es w ird  z. B. hervorgehoben , daß A rgen tin ien  w ährend  des Krieges 
beträchtliche G oldreserven angesam m elt h a tte  und  daß die ersten  
N achkriegsjahre eine fü r  das L and außerorden tlich  günstige E ntw ick­
lung der R ealaustauschverhältnisse gebracht h a tten . Vgl. F ranz L ü to lf: 
D ie argentinische W irtschaftspolitik seit dem zw eiten W eltkrieg. Zürich 
u. St. Gallen 1957. S. 8 ff.
Zum  In h a lt des Fünfjah rp lans vgl.: U N  (D ept, o f Econ. Affairs): 
E conom ic D evelopm en t in  Selected C oun tries. N ew  Y o rk  1947. 
S. 18 ff.
L ü to lf, a. a. O . S. 33.
Vgl. R icardo  R o jo : La realidad  peron ista . In : H um anism o. R evista  
m ensual de cultura. M éxico, D. F., Sept.— O kt. 1955. N r. 33— 34. 
S. 43.
L üto lf, a. a. O . S. 34.
A ngaben ü b er Anleihegeschäfte nach S. F rondizi, a. a. O . S. 158.
E r e rw ähn t, daß bei dieser T ätig k eit de r In d u strie -K red itb an k  eine
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gewisse G ünstlingsw irtschaft u. a. gegenüber den großen  U n te rn eh ­
m ungen der B undeshauptstad t, den P rov inzen  B uenos-A ires und 
Santa Fe zu verzeichnen gewesen sei.
202 H inzugefüg t seien noch die „geradezu revolutionären Beschränkungen“ 
(L ütolf, S. 35), denen der Peronism us das gesam te p riv a te  Bankwesen 
u n terw arf. Sie bestanden im  wesentlichen darin , daß fü r  alle E in ­
lagen bei säm tlichen an erk an n ten  argentinischen B anken die G aran tie  
vom  S taat ü b ernom m en  w urde. D am it m achte er sich zum  Schuld­
n e r der Sparer. Z w ar w urde diesen der Zins auf den Spareinlagen 
nach w ie v o r von  den P riv a tb an k en  gutgeschrieben, aber die Z en tra l­
bank  e rsta tte te  den P riv a tb an k en  die Z insen zurück, deren  H ö h e  sie 
d a rü b er hinaus festlegte.
2°3 Ygj_ H an d w ö rterb u ch  der Sozialwissenschaften. Bd. 1. S tu ttg a rt, 
Tübingen, G öttingen 1956. A rtikel „A ußenhandelsm onopole“ , 
S. 477 ff.
204 Diese G eschäftspolitik w ar fü r  die D u rch fü h ru n g  des Planes von 
grundsätzlicher B edeutung, da „zur F inanzierung  der P ro jek te  keine 
M itte l des S taatshaushaltes, sondern  ausschließlich jene Überschüsse 
herangezogen (w urden), die das IA PI dem  S taat verfügbar m achte“ . 
—  (Vgl. E k k eh a rt Reiche: A ußenhandelsverflechtung u n d  In d u stria ­
lisierung Argentiniens. K iel 1953. S. 132.) D am it w ar die Finanzierung 
des Plans u n m itte lb a r an die A usfuhr bzw. an ih re  G ew innerzielung 
gebunden.
A llerdings, w enn  auch in  diesem Z usam m enhang dem  IA PI eine zen­
tra le  B edeutung zukam , so m uß  doch die obige B ehauptung, der Plan 
sei „ausschließlich“ durch die vom  IA PI erzielten  Überschüsse finan­
z ie rt w orden , b es tr itten  w erden. Z. B. w ar es allein schon durch das 
B ankensystem  der R egierung m öglich, jederzeit D epositen  der Z en­
tra lb an k  fü r ihre Zwecke flüssig zu machen. D azu  vgl. U N : Economic 
D e v e lo p m en t. . . ,  S. 45. — Das IA PI w ird  d o rt bezeichnenderweise 
als eine der m öglichen F inanzierungsquellen  des Planes angesehen 
(S. 43, insb. S. 44).
205 U N : Foreign C a p ita l . .  ., S. 40.
206 Reiche, a. a. O . S. 142.
207 Es sei h ier daran  e rin n e rt, daß dieser Zusam m enhang bereits m it der 
P ro b lem atik  der Industrialisierung  fü r ganz L ateinam erika e rö rte r t  
w urde. (Siehe S. 49/50.)
208 Reiche, a. a. O . S. 143. F ü r die D rosselung de r landw irtschaftlichen 
P ro d u k tio n  m acht L ü to lf (a. a. O . S. 7) n icht n u r  die P reispo litik  ve r­
an tw ortlich , sondern  auch „hohe S teuern  zu  Lasten der L an d w irt­
schaft sowie Sozialabgaben aller A rt, welche dieser großenteils im m er 
noch verhältn ism äßig  w enig p ro d u k tiv e  W irtschaftszweig n u r  schwer 
zu  tragen  verm och te“.
208 H ie rzu  vgl. U N : Econ. D e v e lo p m e n t. . .  S. 32.
210 L üto lf, a. a. O . S. 15.
211 S ín tes is . . . ,  N o v . 1953.
212 R ojo , a. a. O. S. 48.
213 Vgl. ESLA 1953, S. 76.
214 E benda, S. 15 — (die nachfolgenden Zahlenangaben am selben O rt).
215 2. P lan Q uinquenal, S. 15.
216
216 E benda S. 29.
217 Reiche, a. a. O . S. 137.
218 Deutsch-Südam erikanische B ank: W irtschaftsbericht A rgentinien. D ezem ­
ber 1953. S. 13.
219 R o jo , a. a. O. S. 63.
220 F ü r die folgenden A usführungen  siehe d o r t  S. 20— 30.
221 S. F rondizi, a. a. O . S. 297.
222 W alter P. Schuck: A rgentin ien . W irtschaftliche S tru k tu r  u n d  Entw ick­
lung. F ran k fu rt/M . [1951]. (Schriftenreihe der Gesellschaft zur För­
derung des deutsch-amerikanischen H andels m. b. H .) S. 7.
223 N ach R ojo , a .a .O .  S. 60; auch fü r  die folgenden A ngaben, bes. 
S. 58 ff. u. 61 ff.
K A P I T E L  IV
224 Porfirio D íaz  M achicao: H isto ria  de Bolivia 1936— 1940. La Paz, Bolivia 
1957. S. 21.
225 D erselbe, a. a. O . S. 23— 24.
226 Felix Eguino Z aballa : Sinopsis de h istoria  de Bolivia. L a P az  1954. 
S. 137.
227 Busch, dessen V a ter D eutscher w ar, soll m it dem  N ationalsozialism us 
geliebäugelt haben; dies kan n  jedoch h ier n icht nachgewiesen w erden.
228 N ach D íaz  Machicao, a. a. O . S. 64.
229 D erselbe S. 72.
230 Ebenda S. 93.
231 Ebenda S. 102.
232 José Fellm ann V elarde: V íc to r Paz Estenssoro: el h o m bre  y  la rev o ­
lución. La Paz 1954. S. 75.
233 M anuel Scorza: La independencia económ ica de Bolivia. In : C u ad er­
nos A m ericanos. Bd. 72, N r . 6. N o v em b er—D ezem ber 1953. S. 28.
234 Vgl. In te ram erican  Affairs. 1943. S. 30 ff.
235 Fellm ann  V elarde, a. a. O . S. 119.
236 D erselbe S. 118 ff.
237 V íctor P az  Estenssoro: Discursos parlam entarios. La P az , Cochabamba
1955. S. 169.
238 K u rt C o n rad  A rnade: T he technique o f th e  C oup  d ’E ta t in  L atin  
Am erica. In : A. N . Christensen: The E volution  . . . ,  S. 315.
239 Dies w ar auf Ä ußerungen  fü h ren d e r Kreise des M N R  zurü ck zu fü h ­
ren , die auf eine dem  N ationalsozialism us freundliche H a ltu n g  schlie­
ßen ließen. W ie im  Falle Busch kön n en  diese V erm utungen  h ier n icht 
belegt w erden.
240 Fellm ann V elarde, a. a. O . S. 121.
241 Paz E stenssoro, a. a. O. S. 203.
242 A gustín  Barcelli S.: M edio siglo de luchas sindicales revolucionarias 
en Bolivia. La Paz 1956. S. 182.
243 Vgl. C iro Félix T rigo: Las Constituciones de Bolivia. M adrid : In ­
s ti tu to  de Estudios Politicos 1958. V o rw o rt S. XLI.


























V íc to r Paz Estenssoro: D iscursos y  mensajes. [Buenos A ires:] Edici­
ones M eridiano 1953. S. 16.
Vgl. C harles W. A rnade: Bolivia’s social rev o lu tio n  1952— 1959. A 
discussion of sources. In : Jou rna l o f In teram erican Studies. Ju li 1959. 
S. 341— 352.
Vgl. Fellm ann V elarde, a. a. O. S. 95.
Vgl. Augusto Céspedes: El D ic tador suicida. Santiago de Chile 1956. 
S. 249.
P az  Estenssoro: Discursos y mensajes. S. 125 ff.
D erselbe S. 15.
Z it. nach R o b e rt J. A lexander: T he B olivian N a tio n a l R ev o lu tion  . . .  
S. 80 ff.
Vgl. derselbe, a. a. O . S. 85 ff.
Paz Estenssoro: Discursos y  mensajes. S. 27—28.
W alter G uevara A rze: P lan de po lítica  económ ica de la R evolución 
N acional. La Paz 1955. S. 9 ff.
P az  Estenssoro: Discursos y  mensajes, S. 38.
F ü r diese A ngaben vgl.: Deutsch-Südam erikanische B ank, W irtschafts­
bericht Bolivien, D ezem ber 1960, S. 34 ff. u n d  Bundesstelle fü r  A ußen­
handelsinform ation . Südam erikanische Entw icklungsgebiete: Bolivien, 
E cuador, Paraguay , Peru  1959.
Vgl. A lexander, a. a. O . S. 150.
E benda S. 151. O b dieses Schema in der Praxis eingehalten  w urde, 
b leib t fraglich.
ESLA. Santiago de C hile  1959. (Englische Ausgabe des vorläufigen 
spanischen O riginalberichtes fü r das Ja h r 1959.) S. 124.
U N  (Econom ic C om m ission fo r  L atin  A m erica): Econom ic B ulletin  
fo r L atin  A m erica (nicht zu verwechseln m it der „Econom ic Survey“) 
Santiago de C hile . Vol. 2, N r . 2 , O k t. 1957, S. 54. Siehe auch ESLA, 
1959, S. 125.
C arl-T h eo d o r H inrichs: D ie L andw irtschaft u n d  T ierzuch t Boliviens 
(Als M skr. gedr.) K öln u. O pladen  1959. (Forsdhungsberichte des L an­
des N ordrhein-W estfalen  813.) S. 64.
Vgl. La reform a agraria  en Bolivia. In : R evista  Juríd ica . Cocha- 
bam ba (Bolivien). Jg. 17. N . 63— 66. M ärz-D ezem ber 1953. S. 121— 122. 
ESLA 1959, S. 125. Als Beispiel fü r  diese M ängel sei folgendes ange­
fü h r t :  N ach A ngaben des Zensus besaßen 72 853 E inzele igen tüm er bei 
einem  G rundbesitz  v o n  1 bis 100 ha eine Gesamtfläche von 
612 466,79 ha, w ährend  n u r  4029 G roßgrundbesitzer bei einem  Besitz 
v o n  1000 bis 10 0 0 0 h a  über 18 160 688 ha verfüg ten , d .h .  über 
67,44 °/o des insgesam t im  P riva tbesitz  befindlichen Landes. (Vgl. 
h ierzu: „La reform a agraria  . . . “ , a. a. O. S. 119.) Es fä llt  auf, daß  
n u r  die zwei E xtrem e des Landbesitzes berücksichtigt w erden , w äh ­
ren d  die G rö ß en o rd n u n g en  von  100 bis 1000 ha u n e rw äh n t bleiben, 
was fü r  eine B eurte ilung  des G anzen als unvo llkom m en  gelten m uß. 
A ngaben nach ESLA, S. 128.
N ach A lexander, a. a. O . S. 69.
ESLA 1959, S. 129.
E benda
Angegeben nach ESLA 1959, S. 127.
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269 E benda S. 131.
270 W alter G uevara  A rze, a. a. O . S. 181.
271 P az  Estenssoro: Discursos y mensajes. S. 21.
272 Auch im  Laufe der Jah re  1960-1961 kam  es zu  ähnlichen K risen­
situationen , deren  die R evolu tionsreg ierung  jedoch H e rr  w erden 
k o n n te . Im  M ärz 1960 deckte die R egierung des S taatspräsiden ten  
Siles eine V erschw örung der rechtsgerichteten „Falange Socialista“ auf 
(s. „F ra n k fu rte r  A llgem eine“ v. 21. 3. 1960). Auch seitens der links­
extrem istischen K räfte  w urde  de r Versuch gemacht, der H errschaft des 
gem äßigten Flügels des M N R  ein Ende zu setzen. (Neue Zürcher Zeitung 
vom  24. 2. 1961, Die W elt vom  10. 6. 1961 und N eue Zürcher Zeitung 
vom  22. 10.1961.)
273 Dies abgesehen na türlich  von  dem  „ak tuelleren“ kubanischen E xperi­
m en t, das sich in  vo llem  Gange befindet u n d  infolgedessen den glei­
chen historischen N achahm ungsw ert wie die beiden vorangegangenen 
noch n icht beanspruchen kann . Es zeigt sich, daß  dessen W iderhall 
in L ateinam erika — w enn auch durch den hochgeputschten Gegensatz 
zu  A m erika bed ing t — von  w eitaus s tä rk ere r In ten s itä t ist. D avon 
zeugten  n icht n u r  die zahlreichen Sym pathie- u n d  S o lid aritä tskund­
gebungen fü r  K uba, welche nach dem  gescheiterten Invasionsversuch 
vom  A pril 1961 fast überall sta ttfan d en ; auch die Tatsache, daß bei 
der K onferenz von P u n ta  del Este (Januar 1962) der Ausschluß Kubas 
aus der OAS (O rganisation  der A m erikanischen Staaten) n u r  u n te r  
S tim m entha ltung  v o n  A rgen tin ien , Brasilien, C hile, M exiko, E k u ad o r 
u n d  Bolivien durchgesetzt w erden k o n n te , ve rd ien t in diesem Z u ­
sam m enhang besondere Beachtung.
274 Vgl. A lexander, a. a. O . S. 275 ff.
K A P I T E L  V
275 Im  G egensatz zum  Idealtypus, der (gew onnen w ird) „durch einseitige 
Steigerung eines oder einiger G esichtspunkte u n d  durch Z usam m en­
schluß einer Fülle von  diffus u n d  d isk re t, h ier m ehr, d o rt  w eniger, 
stellenweise gar nicht, v o rh andenen  E inzelerscheinungen, die sich jenen 
einseitig herausgehobenen G esichtspunkten fügen, zu einem  in  sich 
einheitlichen G edankenbilde. In  seiner begrifflichen R e inheit ist dieses 
G edankenbild  nirgends in de r W irklichkeit em pirisch v o rfindbar . . . “ 
M ax W eber: Soziologie, W eltgeschichtliche A nalysen, P o litik . H rsg. 
v. J. W inkler. S tu ttg a r t  1956. S. 235.
276 Jesús de G alíndez: Revolución socio-económica en Ibero-A m érica. In : 
C uadernos Am ericanos. M éxico, D. F. J . 13. N r. 2. 1954. S. 18.
277 K. H . Silvert: Cambios políticos en Latinoam érica. In : C uadernos. 
R evista  bim estral. Paris. N r . 43, Ju li-A ugust 1960. S. 37 ff.
278 Dies geh t v o r allem  aus de r in n eren  D ia lek tik  de r Pendelbew egung 
zwischen R eak tio n  u n d  R ev o lu tio n  in  L ateinam erika  selbst h ervor. 
M an kan n  sich auch le tz ten  Endes auf die allgemeine „Geschichts­
bew egung“ berufen , welche nach D uverger b ew irk t, daß, auf lange 
Sicht gesehen, der rev o lu tio n äre  M echanism us die O berh an d  behalte; 
infolgedessen stelle die V e rk e ttu n g  von  R eak tio n  u n d  R ev o lu tio n
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keinen geschlossenen Kreislauf, sondern  die offene Spirale einer p ro ­
gressiven Evolution  dar. Vgl. M aurice D uverger: De la d ictature. Paris
1961. S. 114.
279 N ach F. R . A llem ann ist die M ilitä rd ik ta tu r  (in dem  h ier verstande­
n en  Sinne) „das P ro d u k t einer gesellschaftlichen Krise, die w eder m it 
den ,herköm m lichen’ M itte ln  einer konservativen  Gesellschaft selbst 
noch durch  ein nach frem den  M ustern  zurechtgeschneidertes politisches 
System  bew ältig t w erden k a n n “. F ritz  R ené A llem ann: D er Staats­
streich als R egulativ . ( l .T e il .)  In : D er M onat, Jg. 12, H eft 142, Ju li 
1960. S. 22. H ie rzu  vgl. auch M. D uverger: D e la dictature. S. 124 ff.
280 Ygj_ m . D uverger: D ro it constitutionnel et institutions politiques. 
(2. éd.) Paris 1956. S. 392. D erselbe: De la d icta ture . S. 125.
E ine erste A nw endung dieser aus de r E m pirie  herausgearbeiteten  
T heorie  stellte  das 1923 in G ang gesetzte rev o lu tio n äre  E xperim en t 
Kem al A ta tü rk s  dar. D ie kem alistische D ik ta tu r  berücksichtigte jedoch 
v o r  allem  den politischen A spekt des P roblem s, d. h. sie w ollte  
hauptsächlich die politische D em o k ratie  vo rbere iten . Dies läß t sich 
w ahrscheinlich dadurch e rk lären , daß bis 1939 den w irtschaftlichen 
F ak to ren  der Gesellschaftsentwicklung im  allgem einen n icht die, w enn 
n icht alleinbestim m ende, so doch ausschlaggebende R olle  e ingeräum t 
w urde , die ihnen  nach 1945 durchw eg zu e rk a n n t w urde.
281 F. R. A llem ann, a. a. O. S. 21.
282 R ichard  L öw enthal: M ilitä rd ik ta tu r u n d  D em okratie  (S tellungnahm e 
des A u to rs zum  A ufsatz F. R . A llem anns). In : D er M onat. H . 145. 
O k t. 1960. S. 26.
A n einer anderen  Stelle fü h r t  de r A u to r folgende K ategorien  m ög­
licher „E n tw ick lungsd ik ta tu ren“ an: „1) M ilitä rd ik ta tu ren  des E n t­
w icklungstypus, wie sie im  islamischen Bereich p ra k tiz ie r t w erden ; 
2) P a r te id ik ta tu ren  ohne Ideologie, w ie sie in A frika  anzutreffen  
sind; 3) E in-P arteien-H errschaft, jedoch ohne  Ausschluß anderer P a r­
te ien ; 4) G renzfälle  einer echten D em okratie , wie sie h eu te  n u r  in 
Ind ien  u n d  in N igeria  zu finden sind .“ R . L .: Z u r R olle  de r Staats­
m acht in den E ntw icklungsländern , Versuch einer Typologie. (Als 
D iskussionsbeitrag zu  einer S tud ien tagung  der Deutschen S tiftung  
fü r Entw icklungsländer über das T hem a: D ie Ü b e rtrag b a rk e it w est­
licher V erfassungsm odelle auf nichteuropäische Gesellschaftsordnun­
gen.) Bericht, (D ok. 37/61 A), S. 27. (Dieser Bericht w ird  im  folgen­
den als „Bericht der D SEL“ zitiert.)
283 Ygj_ W alter L aqueur: M ilitä rd ik ta tu r  u n d  D em o k ratie  (Stellung­
nahm e des A u to rs zum  A ufsatz F. R . A llem anns). In : D er M onat.
H . 145, O k t. 1960, S. 31.
Ä hnliche K ritik  am regierenden M ilitä r ü b te  der frü h ere  ko lu m ­
bianische S taatspräsiden t E d uardo  Santos fo lgenderm aßen: „The m ili­
ta ry  profession is n o t exactly  th e  best school on  which to  learn  the  
d ifficu lt a r t  of governm en t. If govern ing  w ere m erely  com m anding, 
as the  m ilita ry  believe, th e  ro le th ey  assume w ould  be justified. But 
to  govern  m eans to  in te rp re t, to  reconcile, to  respect th e  righ ts 
o f a l l . . .  To govern  — to  govern  w ell — o ften  m eans to  have the  
courage to  rec tify  a m istake; to  ask fo r  and listen  to  a d v ic e . . .  All 













tom ed  as th ey  are to  th e  b lind  obedience o f th e ir  in ferio rs, th e  d ry  
voices o f com m and, and th e  n a rro w  h o rizo n  of th e ir  profession . .
E. S.: L atin  A m erican  Realities. In : Foreign  A ffairs. N r . 2. Jan. 1956. 
S. 256.
Vgl. K arl Löw enstein: D er S taatspräsident. In : A rchiv des ö ffen t­
lichen Rechts. (N . F.) Bd. 75. T übingen 1949. S. 139.
Vgl. u. a. M aurice D uverger: D ro it constitutionnel et institutions 
politiques. S. 319 ff. H a ro ld  E. D avis, a. a. O . S. 252 ff., insb. S. 271 ff. 
J. L loyd Mecham: L atin  Am erican constitutions: nom inal and real. 
In : The Jo u rn a l o f Politics. Vol. 21. 1959. S. 268 ff.
E ine um fassende D arstellung  m üß te  einige Abw eichungen in einzelnen 
L ändern  berücksichtigen u n d  w ürde  wahrscheinlich ü b e r den h ier 
beabsichtigten Zweck hinausgehen. N ach K. L öw enstein ( a .a .O .  
S. 140 ff.) w ären  beispielsweise drei A rten  von  Präsidentialism us in 
L ateinam erika  zu  unterscheiden: 1) D er Präsidentialism us alten Stils: 
M ehrzahl der lateinam erikanischen S taaten ; 2) de r gem ilderte  P rä ­
sidentialism us; d o r t  w ird  die E xekutivgew alt in  Gem einschaft m it 
den als R a t o der K ab in e tt zusam m engefaßten  M in istern  ausgeübt 
(Bolivien 1945, E l Salvador 1945, Venezuela 1947, K uba 1940); 3) die 
A n n äherung  an den Parlam en tarism us; typisch: Chile.^
Selbst w enn m an dieses Schema zugrunde legte, erschiene die in gro­
ßen Zügen um rissene D arstellung  des System s gerech tfertig t, da der 
erste als „Präsidentialism us alten Stils“ gekennzeichnete T ypus auf 
die M ehrheit der lateinam erikanischen L änder zutrifft u n d  dam it der 
D arstellung  entsprechen w ürde, 
u. a. D avis, a. a. O. S. 274; Mecham, a. a. O . S. 262.
Vgl. Mecham, a. a. O. S. 263.
D erselbe S. 268.
W illiam  S. Stokes: P arliam en tary  G o v ern m en t in L atin  Am erica. 
In : A m erican  Political Science Review . Vol. 39. 1945. N r. 3. S. 523. 
D er A u to r v e rsteh t u n te r  parlam entarischem  R egierungssystem  in 
L ateinam erika  die K ab inettreg ierung  m it m in isterie ller V e ran tw o rt­
lichkeit (siehe d o rt  F uß n o te  2). D aher bezieh t er die kollegiale R e ­
gierung U ruguays m it ein.
Bericht der DSEL S. 48.
Vgl. K. L öw enstein : Verfassungslehre, S. 393— 394.
D onald  M arquand  D ozer: A re we good neighbors? Three decades of 
In ter-A m erican  relations 1930— 1960. G ainesville: U niversity  of F lorida  
1959. S. 307.
R . A ro n , a. a. O . S. 38.
Z u erw ähnen  w ären : 1) P a tho logy  of dem ocracy in  L atin  A m erica: 
A  sym posium . In : A m erican Political Science R eview . V ol. 49. N r . 1. 
M ärz 1950. S. 100 ff.; 2) Russel H . F itzg ibbon: H o w  dem ocratic  is 
L atin  Am erica? In : In ter-A m erican  E conom ic A ffairs. Vol. 9. N r . 4.
1956. S. 65 ff.
Es ist n icht zu  leugnen, daß die U ntersuchung  der „pathologischen“ 
Erscheinungen der D em o k ratie  in L ateinam erika von  verschiedenen 
Seiten h e r (Geschichte, Polito logie, N a tiona lökonom ie, Soziologie) 
in  dem  gesteckten R ahm en  — aber n u r  in diesem R ahm en  — einige 
P roblem e zu durchleuchten verm ag. Das P hänom en als Ganzes w ird
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jedoch nicht e rk lä rt, da keine allgem ein-verbindliche F ix ierung des 
pathologischen Begriffs der D em o k ratie  zugrunde gelegt w ird . A nders 
ausgedrückt, es w ird  n icht gesagt, von  welchem  „n orm alen“ Z ustand  
der D em o k ratie  m an  ausgeht, u m  die davon als „pathologisch" be­
trach te ten  abweichenden Erscheinungen zu  untersuchen. Es liegt nahe, 
daß die klassischen V orste llungen de r D em o k ratie  stillschweigend 
u n te rs te llt  w erden.
Diese w erden dagegen der zw eiten U ntersuchung des D epartm ent o f 
Political Science der U niversity  o f C alifo rn ia  ausdrücklich zugrunde 
gelegt. Es h an d elt sich um  eine M einungsum frage u n te r  verschiedenen 
am erikanischen Spezialisten fü r  L ateinam erika. Ih re  B eurte ilung  des 
Standes der lateinam erikanischen D em okratie  w ird  fü r  die einzelnen 
L änder in der durch ein vereinbartes Punktsystem  gegebenen R ang­
ordnung ausgedrückt. D er Aussagew ert der Ergebnisse w ird  d o rt 
selbst als gering angesehen, da einer solchen U ntersuchung ein sub­
jek tiv e r C h a rak te r  a n h afte t und  die quan titä tsm äß ige  Erfassung der 
D em okratie  nichts ü b er deren  „Q u a litä t“ zu  sagen verm ag.
295 Eine bew ußte  A bw eichung h ierv o n  ste llt die kubanische R ev o lu tion  
dar, die spätestens seit A usrufung  de r „sozialistischen R ep u b lik “ gegen 
Ende D ezem ber 1961 sich zum  M arxism us-Leninism us bekannte. A ber 
auch in  diesem  R ahm en  scheint sie eigene W ege gehen zu w ollen: 
darau f deu ten  die ü b er die p raktische D u rchführung  der R evolu tion  
aufgetauchten G egensätze zwischen de r a lten  G arde de r k o m m u ­
nistischen P arte i (P artido  Socialista Popular) u n d  C astro  selbst h in  
(vgl. hierzu Anm. 69).
296 Vgl. Jesús Silva H erzo g : ¿C om unism o o dem ocracia social? In : C ua­
dernos Americanos. M exico, D . F. Jg. 19. N r. 1. Jan .-Feb. 1960. S. 49.
A N H A N G
1 fü r  beide Aussagen vgl.: Po licarpo  A rtaza : Ayala, E stigarrib ia  y  el 
p a rtid o  liberal. 2. Aufl. Buenos A ires 1946. S. 241— 242 u n d  243—244. 
D er A u to r ist ein L iberaler. E r b eu rte ilt  den 17. F eb ru ar ganz und 
gar negativ .
2 nach H . G. W arren: Po litical aspects o f the Paraguayan  revolution 
1936— 1940. In : H ispan ic  A m erican  H isto rica l R eview . Bd. 30. N r . 1. 
Febr. 1950. S. 12.
3 A rtaza , a. a. O . S. 146— 147.
4 fü r  die folgenden A usführungen  vgl. W arren , a. a. O . S. 16— 18.
5 z it. nach A rtaza , a. a. O . S. 155 ff.
6 W arren , a. a. O . S. 14.
7 Ders., a. a. O. S. 15 ff.
8 vgl. Ph ilip  R aine: Paraguay. N ew  Brunswick, N .J .  1956. S. 249.
9 Ders., a. a. O . S. 260.
10 E benda S. 270.
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scher Unterdrückung gelebt haben, daß 
eine Um wälzung ihrer staatlichen O rd ­
nung ihnen überfällig erscheint. Welcher 
M ethoden diese N ationen sich in dem an­
gestrebten Prozeß ihrer Regeneration be­
dienen, mag sich als richtunggebend für 
ihre Stellung in den großen politischen 
Auseinandersetzungen der Zukunft er­
weisen.
Die vorliegende A rbeit eines Lateinam eri­
kaners will zunächst Begriffe wie Putsch, 
Staatsstreich und Revolution klären, die 
in der gegenwärtigen Periode keineswegs 
scharf voneinander abgesetzt sind, son­
dern sidi in einem Prozeß ständiger U m ­
w andlung befinden. E r wendet sie dann 
auf die lateinamerikanische W irklidtkeit 
an und versucht am Beispiel Argentiniens 
und Boliviens, H intergründe abzuleuch­
ten, Tatsachen zu deuten und Tendenzen 
aufzuzeigen.
Das Buch bietet keine fertigen Rezepte, 
dürfte aber gerade deshalb geeignet sein, 
nicht nur dem Theoretiker der Politik 
reiche Anregungen, sondern auch dem 
P rak tiker w ertvolle Kenntnisse zu ver­
m itteln auf einem Gebiet, wo es zum min­
desten in der deutschen L iteratur noch 
weitgehend an wissenschaftlich fundierten 
Untersudiungen fehlt.

